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Sozialbericht

Vorwort

Wie geht es den einzelnen Menschen und Menschen-
gruppen in der Stadt Bern heute? Was macht Freude?
Wo driickt der Schuh? Wie und wo in der Stadt lebt
wer und weshalb? Was unternimmt die Stadt, um das
Wohlbefinden der Bevdlkerung zu starken und zu meh-
ren? — Antworten auf diese und viele weitere Fragen
finden Sie im ersten Sozialbericht der Stadt Bern, den
Sie jetzt vor sich haben. Er liefert eine Fille von zu-
verlassigen Daten, kommentiert, reflektiert und berich-
tet Uber die Vielzahl und Vielfalt von Angeboten und
Dienstleistungen der Stadt Bern. Er ldsst Schlisse zu
und gibt Réatsel auf.

In der «Absicht, ein Gemeinwesen zu gestalten, in dem die Menschen solidarisch in einer ge-
rechten Ordnung zusammenleben» haben die Stimmberechtigten der Stadt Bern vor 10 Jahren
eine neue, moderne Gemeindeordnung beschlossen und zum Erreichen dieses hoch gesteckten
Ziels zahlreiche 6ffentliche Aufgaben und Angebote (Service public) definiert. Die so genann-
ten «Software»-Aufgaben, das heisst Bereiche, die in Vorhaben zur Starkung von Menschen
oder direkt in die Menschen selbst «investieren», sind heute weitestgehend unter dem Dach
der Direktion fur Bildung, Soziales und Sport (BSS) zusammengefasst und bilden Gegenstand
der Berichterstattung. Die BSS-Strategie (siehe Einleitung) hat diese Aufgaben verschiedenen
Handlungsfeldern zugeordnet und Leitziele festgelegt. Sie ist die Grundlage des Sozialberichts.
Dieser wiederum erlaubt erstmals und unter einem weit gefassten Fokus eine realistische Ein-
schatzung der Sozialen Lage der Stadt Bern. Seine Ergebnisse und Erkenntnisse ermaoglichen
eine nachhaltige Steuerung und weitsichtige Planung. Sie fliessen zum Wohl der Menschen
und damit auch der Gesellschaft und der Wirtschaft in die zuklinftige Entwicklung der Sozialen
Stadt Bern ein.

Der Bericht ist bewusst pragmatisch, das heisst Handlungs-, Erfahrungs- und Tatsachen bezo-
gen ausgerichtet. Dementsprechend basiert er zu einem wesentlichen Teil auf stéddtischen Da-
ten und wurde — bei wissenschaftlicher Begleitung — intern erstellt. Er zeigt auf, dass Bern eine
lebendige Stadt ist, die den Worten Taten folgend lasst. Sie nimmt ihre soziale Verantwortung
in hohem Mass wahr. Die meisten Menschen jeden Alters geniessen eine gute Lebensqualitat.
Wer Unterstlitzung notig hat, findet ein engmaschiges soziales Netz mit vielen Angeboten und
Dienstleistungen, die Elend verhindern oder mindern und Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Es beste-
hen auch Llicken und Schwerpunkte, die noch intensiver zu bearbeiten sind, zum Beispiel die
Frihforderung, die Chancengleichheit in den Schulen, die Verhinderung von Jugendarbeitslosig-
keit, Familienarmut und langjahriger Sozialhilfeabhangigkeit.

Wie ist es um unsere Jugend bestellt? Welche Wechselwirkungen erzeugen Arbeit und Bil-
dung? Lassen sich Beruf und Familie vereinbaren? Welche demografischen Entwicklungen sind
absehbar? Wer braucht Schutz und Unterstltzung? Warum Integration und Partizipation? Wes-
halb Gesundheitsforderung und Sport? — Seien Sie neugierig. Studieren, interpretieren und be-
urteilen Sie selbst. Wir nehmen Ihre Anregungen auf bss@bern.ch gern entgegen. Ich wiinsche
Ihnen dabei viele angeregte Stunden.

Allen, die am Sozialbericht mitgewirkt haben, ganz herzlichen Dank.
Edith Olibet, Gemeinderatin

Direktorin fur Bildung, Soziales und Sport
der Stadt Bern

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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Einleitung

Ausgangslage

Die Stadt Bern erflllt im sozialen Bereich die ihr von
Bund und Kanton Ubertragenen Aufgaben und nimmt
zusatzlich eigene Aufgaben wahr, welche die Lebens-
qualitdt der Bevolkerung erhalten und fordern'. Neben
Bund und Kanton ist die Stadt Bern eine zentrale Akteu-
rin in der Bildungspolitik und Sozialen Stadtpolitik. Mit
dem Sozialbericht der Stadt Bern sollen diese Leistun-
gen erstmals in einer Gesamtschau sichtbar gemacht
werden und zugleich eine Standortbestimmung erlau-
ben, wie weit die Zielsetzungen der stadtischen Politik
erfolgreich umgesetzt worden sind.

Im Zuge der Regierungs- und Verwaltungsreform 2004
sind die zwei Verwaltungsdirektionen mit den Schwer-
punkten Bildung, Umwelt, Integration und Sozialer Si-
cherheit zur Direktion flr Bildung Soziales und Sport
(BSS) zusammengefihrt worden. In der im 2006 ver-
fassten BSS-Strategie? sind bestehende fachspezifi-
sche Teilstrategien verankert, Vision, Leitziele und dar-
auf bezogen Handlungsfelder bestimmt sowie Akzente
und Massnahmen definiert worden. Sie hat zum Ziel,
Kooperation und Vernetzung innerhalb der Verwaltungs-
stellen und unter den subventionierten Institutionen zu
fordern. Die Strategie ist die Grundlage fur den vorlie-
genden Sozialbericht.

Eine Soziale Stadtpolitik steht im Spannungsfeld aller
gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, ékonomischer und
politischer Gegebenheiten und Kréfte. Die Stadt betreibt
in den Politikfeldern der BSS entsprechend ihrer Betrof-
fenheit und dem ausgewiesenen Bedarf eine aktive und
Nachfrage orientierte Politik. Existenzsicherung ist und
bleibt eine sozialpolitische Kernaufgabe, Schwerpunkte
setzt die Stadt bei den jungen Menschen und der Inte-
gration. Die BSS handelt im Rahmen der verfligbaren
Mittel sparsam, gezielt, nachhaltig und wirkungsvoll.

«Die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Bern
konnen aktiv am gesellschaftlichen Leben teilnehmen.
Sie verflgen Uber hohe Lebensqualitdt und gute Ge-
sundheit. Sie haben gleiche Bildungschancen und si-
chern selbstandig ihren Lebensunterhalt.» Auf dieser
Vision griindet die BSS-Strategie.

Die Konkretisierung derin der BSS-Strategie bestimmten
sozialpolitischen Leitziele sttzt sich auf neun definierte
Handlungsfelder. Damit wird einerseits gesichert, dass
soziale Politik in Zusammenhangen und Uber die Abtei-
lungsgrenzen hinaus denkt und sich nicht verzettelt. An-
dererseits stellt die Strategie die Ziele der Handlungs-
felder ins Zentrum und orientiert sich nicht vornehmlich
an Problemfeldern und -gruppen. Die Handlungsfelder
entsprechen den wesentlichen Lebensbereichen aller
Einwohnerinnen und Einwohner. Der Sozialbericht der
Stadt Bern greift sieben Handlungsfelder® auf und ori-
entiert damit Gber Bedarfslagen, Angebote und Leistun-
gen in folgenden Bereichen:

Frihférderung und Volksschule
Arbeit und Bildung

Familie und Kinderbetreuung
Alter

Schutz und Unterstltzung
Integration und Partizipation
Gesundheitsférderung und Sport
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Aufgabe und Zielsetzungen

Der Sozialbericht hat zum Ziel, vorwiegend mit statisti-
schen Mitteln die soziale Lage in der Stadt Bern abzu-
bilden und damit die Lebenslagen von Menschen (Ziel-
gruppen) in diesem gemeinsamen sozialen Raum zu be-
schreiben. Mit dem Fokus auf die soziale Lage riicken
Aspekte der Lebensqualitdt und der Lebenschancen
(Chancengleichheit) von Bevdlkerungsgruppen in den
Mittelpunkt, Uber die der Sozialbericht in verschiedenen
Dimensionen — wie Bildung, Arbeit, Wohnen, Freizeit
und Integration in die Gesellschaft — Auskunft gibt.

Der Sozialbericht ist zudem angebots- und leistungsori-
entiert angelegt. Er vermittelt Einblicke in die Angebote
und Leistungen, welche zur Foérderung der Lebensqua-
litdt und zur Gewahrleistung von Lebenschancen heu-
te umgesetzt werden. Der Blick ist hierbei ein «stadti-
scher», indem die Berichterstattung primar Angebots-
strukturen und Leistungen unter dem Dach oder im
Auftrag der Stadt Bern in den Blick nimmt. Viele, vor
allem private Leistungen, namentlich auch von Einwoh-
nerinnen und Einwohnern von Bern, bleiben damit ver-
borgen und erhalten in diesem Bericht nicht die ihnen
zustehende Berlcksichtigung. Es ist bei der Lektire
zu bedenken, dass die Einwohnerinnen und Einwohner
nicht nur Leistungen erhalten, sondern als ehrenamt-
lich oder bezahlt Arbeitende, als Mutter und Vater, als
Pflegende ihrer Angehdrigen, als politisch Aktive, als im
Quartier Mitwirkende, als Erwerbstéatige oder als Steu-
ern Zahlende auch wichtige gesellschaftliche Leistun-
gen erbringen.

'Die Angebote und Dienstleistungen basieren hauptséachlich auf folgenden
Rechtsgrundlagen (diese Auflistung ist nicht abschliessend):

Stadt:  Gemeindeordnung der Stadt Bern (GO)

Kanton: Gesetz Uber die 6ffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz, SHG).
Volksschulgesetz (VSG)
Gesundheitsgesetz (GesG)

Bundesgesetz tber die Auslanderinnen und Auslander (AuG)
Asylgesetz (AsylG)

Bundesgesetz Uber Ergédnzungsleistungen zur Alters-, Hinter-
lassenen- und Invalidenversicherung (ELG)

Bundesgesetz Uber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und
die Insolvenzentschadigung, Arbeitslosenversicherungsgesetz (AVIG)

Bund:

“www.bern.ch/stadtverwaltung/bss

Die Handlungsfelder Kommunikation und Ressourcen sind in diesem ersten
Sozialbericht aus inhaltlichen und methodischen Griinden nicht Bestandteil
und werden separat dokumentiert.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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Die sozialen Entwicklungen werden unter zejtlichen,
raumlichen, demografischen und zielgruppenspezifi-
schen Dimensionen dargestellt. Sozialer Raum ist primar
die Stadt Bern. Wo immer moglich und sinnvoll werden
die Ergebnisse nach Stadtteilen geordnet dargestellt,
die sich sehr unterschiedlich verhalten. Sozialraum ori-
entierte Dokumentationen sind daher ein wichtiger As-
pekt, auf den im Bericht wenn moglich eingegangen
wird.

Datenlage / Datenquellen

Dreh- und Angelpunkt jeder Sozialberichterstattung ist
die Datenlage. Der erste Sozialbericht der Stadt Bern
stltzt sich ausschliesslich auf bestehende Datenquel-
len. Die Daten stammen Uberwiegend aus amtlichen
und verwaltungsinternen Statistiken. Sie ermdglichen
eine Darstellung sozialer Strukturen und Probleme so-
wie darauf bezogener Leistungen im Sinne einer Ausle-
geordnung beziehungsweise einer Bestandesaufnahme.
Die Auswahl der einzelnen Themen erfolgt indikatoren-
basiert und in enger Abstimmung mit den relevanten
Zielvorgaben*. Der Sozialbericht der Stadt Bern erlaubt
damit eine Beurteilung des Umsetzungsgrades der stra-
tegischen Ziele, bietet eine Planungsgrundlage und er-
moglicht das Setzen von Prioritaten.

Zu verschiedenen Themen des Sozialberichts liegen an
anderen Orten publizierte Daten und Berichte vor. Die
Stadt Bern verfligt insbesondere Uber Instrumente im
Aufgaben- und Finanzwesen, welche erganzend zum
Sozialbericht das Bild zur sozialen Lage vervollstandi-
gen:

e Der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan gibt einen
Uberblick Uber die mutmassliche Entwicklung der
Aufgaben und des Finanzhaushalts in den nachsten
vier Jahren.

e Der Voranschlag fir das nachste Kalenderjahr in Form
eines Produktegruppen-Budgets (PGB). Dieses ba-
siert auf der konkreten Aufgabenplanung mit Leis-
tungszielen. Es halt nach den Grundsatzen des New
Public Management moglichst genau und fir jedes
einzelne Produkt fest, welche Kosten und Ertrage ge-
plant und welche Indikatoren und Kennzahlen mass-
gebend sind.

e Damit verbunden ist der Jahresbericht mit der Pro-
duktegruppen-Rechnung (PGR). Dieser enthalt neben
der eigentlichen Gemeinderechnung eine Vielzahl von
Auswertungen, Statistiken usw., die flr den Sozialbe-
richt herbeigezogen worden sind. Der Jahresbericht
ist 6ffentlich einsehbar®. Deshalb ist im Sozialbericht
bewusst auf das Ausweisen der genannten Inhalte
verzichtet worden.

Ein wesentlicher Teil der Zielvorgaben und Kennzahlen
des vorliegenden Sozialberichts stammt aus dem Band
2 des Jahresberichts 2006.

Zwei weitere Berichte der Stadt sind besonders zu er-
wahnen. Auch sie erfolgen unter dem Aspekt der Le-
bensqualitat und stehen als wertvolle Erganzung neben
dem Sozialbericht:

e [ebensqualitdtsbericht der Stadt Bern® 2008: Der
dritte Lebensqualitatbericht erscheint im Verlauf des
Jahrs 2008. Er beleuchtet das Zusammenwirken von
Lebensqualitat und Gesundheit anhand eines Indika-
torensystems Lebensqualitdt. Verknlpft werden sub-
jektive Beurteilungen mit objektiven Daten. Erfasst
und kommentiert werden der Ist-Zustand und die Wir-
kungen des politischen und 6ffentlichen Handelns.

e Bevélkerungsbefragung der Stadt Bern 20077: Darge-
stellt wird, wie die Lebensbedingungen in der Stadt
beurteilt werden, wie zufrieden die Bevolkerung mit
den Leistungen der Stadt ist, wo die grossten Proble-
me sind, die geldst werden mussen, und ob die ge-
steckten Ziele erreicht worden sind.

“Die Auswahl der Themen des Sozialberichts tber die Festlegung eines Indika-
torensets realisierte sich unter Beizug aller verwaltungsinternen Abteilungen
und mit der fachlichen Unterstitzung von Prof. Dr. Edgar Baumgartner, Dozent
der Fachhochschule Nordwestschweiz — Hochschule fiir Soziale Arbeit.

5 www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/information/publikationen/finanzplan
SErscheint 2008 auch unter: www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/gsd

7 www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/statistik/veroeffentlichungen/aktuell
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Aufbau und Inhalt des Berichts

Allgemeine Strukturdaten

In diesem Teil des Berichts werden strukturelle Rah-
menbedingungen in der Stadt Bern beleuchtet. In Bezug
auf sozialpolitische Fragestellungen stehen folgende
Themen im Vordergrund und werden vertieft behandelt:
1. Bevolkerung, 2. Wohnen, 3. Familie, Kind und Bildung,
4. Beschaftigung, 5. Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe.

Kapitel Handlungsfelder 1-7

Die Aspekte der sozialen Lage im vorliegenden Bericht
grinden auf den Handlungsfeldern der BSS-Strategie.
Sieben Handlungsfelder werden in je einem Kapitel be-
handelt. Diese kdnnen unter Beizug der Verweise auf
erganzende Inhalte in anderen Handlungsfeldern oder
in Anhdangen auch als eigenstandige Teile gelesen wer-
den.

Die Berichterstattung in den einzelnen Handlungsfeld-
Kapiteln folgt einheitlich folgendem Aufbau:

Leitziel

Das sozialpolitische Leitziel reprasentiert die Ubergrei-
fende Zielsetzung in einem Handlungsfeld. Es steckt
die Breite der zu bearbeiteten Themen in jedem Hand-
lungsfeld ab.

Strukturdaten (zur Bestimmung der Bedarfslage)
Der eingangs erwahnte allgemeine Teil deckt die
Strukturdaten im Wesentlichen ab. Bei Bedarf sind
in den Handlungsfeld-Kapiteln zuséatzlich vertiefen-
de Strukturdaten zur Klarung der Bedarfslage bezie-
hungsweise zur Anzahl betroffener Personen einge-
flgt.

Zielvorgaben

Die Verknipfung der Leistungen mit ausgewahlten
Zielvorgaben aus den Legislaturrichtlinien des Ge-
meinderats der Stadt Bern, den relevanten fachspe-
zifischen Teilstrategien oder aus den Ubergeordneten
Zielen des Jahresberichts (PGR) hebt die vorliegende
Berichterstattung von bestehenden Sozialberichten
ab und ermdglicht ein Verknlpfen der Ergebnisse mit
sozialpolitischen und sozialplanerischen Grossen. Die
Berichterstattung zeichnet nach, in wie weit formu-
lierte strategische Ziele umgesetzt und entsprechen-
de Resultate erzielt worden sind. Daraus ergeben
sich eine Uberpriifung der gesetzten Ziele und eine
Bewertung der Lage.

Angebotsstrukturen

Der Blick auf die Angebotsstrukturen konkretisiert
sich in der Beschreibung der institutionellen Versor-
gungslage innerhalb eines Handlungsfeldes. Der Be-
richt fokussiert somit nicht nur auf den Anteil Perso-
nen, die betroffen sind bzw. auf die angesprochene
Zielgruppe, sondern erfahrt eine Erweiterung durch
die Dokumentation bestehender Angebote in der
Stadt Bern.

Leistungen nach Zielvorgaben

Grosses Gewicht erhalten im vorliegenden Sozialbe-
richt Leistungen, die in einzelnen Handlungsfeldern
erbracht werden. Um diese Angaben zu einzelnen
sozialpolitischen Leistungen besser einordnen zu
kénnen, werden an geeigneter Stelle geografische
Vergleiche wie Stadtevergleiche einbezogen, und wo
immer es die Datenlage ermdglicht und ein Vergleich
sinnvoll ist werden die Sachverhalte nach Stadtteilen
geordnet beleuchtet.

Eine weitere beschreibende Vertiefung wird Uber die
Darstellung von Zeitreihen erreicht (in der Regel Uber
die Jahre 2004-2007). Die Anordnung von Daten Uber
mehrere Jahre macht Entwicklungen sowohl in den
Handlungsfeldern als auch der Leistungen sichtbar,
was Beurteilungen von Zu- und Abnahmen erlaubt.

Fachfazit

Ein fachliches Fazit rundet die Ergebnisse jedes Hand-
lungsfeldes ab. Hier werden die zentralen Ergebnisse
und sich abzeichnende Entwicklungen aus Sicht der
Stadt zusammengefasst. Neben klnftigen sozialpla-
nerischen Akzenten wird auch auf sich abzeichnende
gesellschaftliche Probleme hingewiesen.

Schlussfazit

Der Sozialbericht schliesst mit einem Ubergreifenden
Schlussfazit, in welchem die wichtigsten sozialpoliti-
schen Ergebnisse aus Sicht der Sozialen Stadtpolitik
aufgeflihrt sind und zukiinftige Herausforderungen ge-
nannt werden.

Ergebnisse aus den Stadtteilkonferenzen

Parallel zur Erarbeitung des Sozialberichts hat die BSS
im November 2007 in den Stadtteilen von Bern erstmals
Stadtteilkonferenzen durchgefihrt. Diese ergaben eine
vernetzte Standortbestimmung «vor Ort», die Hinweise
gibt zum Stand der Umsetzung sozialpolitischer Ziele
aus den Blickwinkeln beteiligter Fachinstanzen inner-
halb und ausserhalb der Stadtverwaltung. Neben dem
Austausch von Wissen und Erfahrungen wurden ge-
meinsam und Sozialraum orientiert Starken und Licken
der bestehenden Angebote im schulischen, sozialen,
sportlichen und soziokulturellen Bereich diskutiert. Die-
se Ergebnisse aus den Stadtteilen sind in verdichteter
Form und nach Handlungsfeld geordnet im Anhang des
Sozialberichts dargestellt. Sie widerspiegeln personli-
che Erfahrungen und Meinungen von Teilnehmenden
und zeigen, wie Personen vor Ort im Arbeitsalltag — bei-
spielsweise in Quartiervereinen, Altersorganisationen,
Kirchen, Schulen, Jugendtreffs — und Mitarbeitende von
Fachstellen aus der Verwaltung die einzelnen Angebote
und Dienstleistungen erleben und beurteilen.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

g



Ansicht andern



mmm Strukturdaten

Sozialbericht / Allgemeine Strukturdaten

Ansicht andern

Allgemeine Strukturdaten

Inhaltsverzeichnis

1. Bevolkerung

Bern macht Schweizer und Schweizerinnen

Die Menschen wandern gern in und um Bern

Auf und Ab in den Stadtteilen

Deutschland erstmals vor Italien

Weniger Asylssuchende ziehen in die Schweiz — die Stadt zieht sie an
Je nach dem sind es mehr oder weniger auslandische Mitbewohnende
«Von nordischen und westlichen Tannen»: Der Altersaufbau
Bernerinnen und Berner werden seit Jahren immer jinger

Alte und Junge verlieren Anteile an die «Mittelalterlichen»

Das hohe Alter ist weiblich

Ungebunden in Berns Gassen und Quartieren

2. Wohnen

Kleine Wohnungen und Menschen mit Winschen nach mehr Raum
Alleine Haushalten liegt im Trend

Einpersonenhaushalte dominieren in allen Stadtteilen — ausser in einem
Allein leben vor allem Schweizerinnen und Schweizer

3. Familien, Kinder und Bildung

Frauen gebéren spater und weniger Kinder

Die meisten Berner Kinder wachsen im Westen auf
Ausléndische Kinder reden nicht immer wie die Eltern
Immer mehr gebildete Bernerinnen und Berner
Berufsstand beeinflusst Quartiernahme

Bern, die Stadt der Individualistinnen und Individualisten
Aufgewertete Quartiere erhdhen den Sozialstatus

4. Beschaftigte Bernerinnen und Berner
Arbeitsstatten und Beschaftigte

In der Inneren Stadt wird am Meisten gearbeitet
Teilzeitlich Dienstleistungen erbringen liegt im Trend
Mehr arbeitende Frauen — mehrheitlich Teilzeit

Mehr Einwohnerinnen als Einwohner, mehr mannliche als weibliche Erwerbspersonen

Die Mehrheit der in Bern Erwerbstatigen wohnt auswarts

5. Ohne Arbeit / Soziale Hilfe
Arbeitslose
Das Sozialhilferisiko ist fur Nicht-Ausgebildete hoch

Das Sozialhilferisiko ist fir Auslanderinnen und Auslander doppelt so hoch

Das Sozialhilferisiko ist fir Geschiedene hoher
Das Sozialhilferisiko ist flr Kinder besonders hoch
Viele Sozialhilfebeziehende wohnen im Westen von Bern
Stadtevergleiche: Sozialhilfequoten nach Geschlecht und Nationalitat
Sozialhilfequoten nach Altersgruppen
Fallstruktur
Haushaltquoten

Literaturverzeichnis

10
10
M
12
12
13
14
15
16
16
17
18

19
19
21
21
22

23
23
23
23
25
25
25
26

27
27
27
28
28
29
29

30
30
31
31
32
32
33
34
34
35
35

36

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008



Sozialbericht / Allgemeine Strukturdaten / 1. Bevélkerung

1. Bevolkerung

Bern macht Schweizer und Schweizerinnen

Zum dritten Mal in Folge kann die Stadt 2007 ein leich-
tes Bevolkerungswachstum von einem halben Prozent
verbuchen. Die natlrlichen Bewegungen durch Geburt
und Tod sind, wie in der ganzen Schweiz, nicht die we-
sentlichen Ursachen fir die Bevolkerungsentwicklung.
In den letzten zwei Jahren sind in Bern etwas mehr Kin-
der zur Welt gekommen als in den Vorjahren, es sind
jedoch 2007 wieder mehr Personen gestorben als im
Vorjahr.

Generell ausschlaggebend fir die Bevolkerungsent-
wicklung sind in den letzten Jahrzehnten die Wande-
rungsbewegungen gewesen, welche in den 1960er
Jahren ihren Héhepunkt an Abwanderungen erreichten.
Seit dem Jahr 2000 ist der Saldo wieder positiv. Ge-
samtschweizerisch ist die wichtigste Komponente des
Bevolkerungswachstums die Einwanderung aus dem
Ausland. [1/S. 7]

Heute wachst die Berner Bevolkerung, obschon 2007
erneut mehr Schweizer und Schweizerinnen von Bern
weggezogen als zugezogen sind und die Anzahl Auslan-
derinnen und Auslander zwischen 2002 und 2006 zu-
rickgegangen und erst 2007 wieder gestiegen ist. Das
Wachstum hat folgenden Ursachen: Einerseits besteht
ein deutlicher Zuzuglberschuss ausldndischer Staats-
angehoriger, andererseits ist es der Nationalitdtenwech-
sel’, vornehmlich durch Einbirgerung von ausléandischen
Personen, der auch die Zahl der Schweizerinnen und
Schweizer anwachsen lasst.

Das Bevolkerungswachstum in den grossen Schweizer
Stadten wie Zirich, Basel, Genf oder Lausanne liegt
generell unter dem Schweizer Durchschnitt und ist ent-
weder negativ oder leicht positiv. Vergleichsweise liegt
Bern im Trend.

Immer weniger auslandische Kinder
und Jugendliche

Das Bundesamt fir Statistik [8 / S. 24] erldutert in ei-
ner gesamtschweizerischen Publikation 2007 das Zu-
sammenspiel der verschiedenen Bevolkerungsentwick-
lungskomponenten und zeigt auf, dass die Zahl der unter
20-jahrigen Ausléanderinnen und Auslander auf Grund
des Ubergangs ins Erwachsenenalter und der Einbir-
gerungen in den letzten Jahren wieder stetig abnimmt.
Dieses Bild bestatigt sich auch fir die Stadt Bern. Der
Erwerb des Schweizerbirgerrechts ist seit zwei Jahren
Hauptursache fir den Rickgang auslandischer Kinder
und Jugendlicher.

Kinder auslandischer Eltern werden grossmehrheitlich
entweder in der Schweiz geboren oder sie reisen im Al-
ter von null bis sieben Jahren ein. Letzteres trifft auf 61
Prozent aller Kinder und Jugendlichen in der Schweiz

" Nationalitatenwechsel durch Wechsel von ausléndischer zu schweizerischer
Nationalitat durch Einblrgerung, Legitimation und Adoption

zu, die im Ausland geboren sind. Knapp ein Drittel aller
Kinder mit ausléndischem Pass hat gleichzeitig einen
Schweizerpass. [8]

TABELLE SD.I

Ansicht andern

Auszug aus der Bevolkerungsbilanz und
den Wanderungsbewegungs-Daten

Bevolkerungsbilanz 2006 2007 \Ver-
ande-
rung
in %

Anfangsbestand 127'421 127°882 0.36

Wanderungssaldo +438 +542

(Details siehe unten)

Geburten 1'297 1298 0.08

Todesfalle 1'316 1359  3.27
Endbestand* 127’882 128345 0.36

Bestand mannlich 60127 60'606 0.80

weiblich 67'755 < 67'739 -0.02

Bestand Schweiz.* 100'914 101090 0.17

Bestand Ausland. 26968 27255 1.06

Nationalitdtenwechsel

von Auslanderlinnen +1'244 +721

Wanderungsbewegung 2006 2007

Zuzug
davon Personen im
Familienverband 1'377 1238 -10.09
Einzelpersonen 10183 10’588 3.98
davon Schweiz. 7'311 7'389 1.07
Ausland. 4'249 4’437  4.42
Zuziige Total* 11’560 11’826 2.30
Wegzug
davon Personen im
Familienverband 3076 2'943 -4.32
Einzelpersonen 8'046 8'341 3.67
davon Schweiz. 7'703 7’558 -1.88
Ausland. 3'419 3'726 8.98
Wegziige Total * 11122 11'284 1.46
Wanderungssaldo 2006 2007
Personen im
Familienverband -1'699 « -1'705
Einzelpersonen +2'137  +2'247
Schweizerlnnen -392 -169
Auslanderinnen +830 +711
+438 +542

*ohne Bestandeskorrektur (2006: +42; 2007: -18)

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) /
Statistikdienste der Stadt Bern
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ABBILDUNG SD.1

Wanderungsbewegung 2006 und 2007

Die Menschen wandern gern,
in und um Bern

12°000 10183 10588
10°000 Die Wanderungsbewegung  fur
8'000 Bern wie auch andere Stadte zeigt,

. dass die meisten zuziehenden Per-
6°'000 ) . ;

) sonen junge Erwachsene sind, die
4'000 2247 far die Ausbildung, fir das Studi-
2'000—1'377 . um, flr den Stellenantritt oder zur

0 Grindung einer eigenen Familie in
2000 - die Stadt Bern ziehen. Neun von
) -1'705 zehn Zuziehenden sind Einzelper-
-4'000 sonen. [5/S. 7] Hier zeigt sich ein
-6'000 Trend zum urbanen Wohnen, mit

. dem eine junge Mittelschicht in
-8'000 . .

den Zentren Einzug halt.
-10'000
-12'000 -8'341 Auffallend viele Familien
2006 2007 Wanderungs-|  ziehen aus der Stadt weg
saldo 2007

N Personen im Familienverband

B Einzelpersonen

Hingegen ist ein Viertel der Perso-

Rund 33’000 Personen wechseln somit jahrlich ihren Wohnraum. [3/S. 6]

Zu den in Tabelle SD.I erwahnten je rund 11000 Zuzligen und Wegzligen — vornehmlich in die Agglo-
merationsgemeinden — kommen nochmals gleich viele Umzige innerhalb der Stadt Bern hinzu.

nen, die aus der Stadt wegziehen,
Teil einer Familie. Darunter sind be-
sonders viele Personen im mittle-

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern

Der seit 30 Jahren vorherrschende Sterbelberschuss
zeigt eine deutlich rlcklaufige Tendenz. Diese Abnah-
me ist primar auf weniger Todesfalle zurlickzufihren,
bedingt durch eine Verjingung der stadtischen Bevolke-
rung in den vergangenen Jahren. [3/ S.4]

ABBILDUNG SD.2

ren Alter und vorwiegend Schwei-
zer Ehepaare mit ihren Kindern. Der
Wanderungssaldo bei Familien ist seit Jahren deutlich
negativ. Um diese Abwanderung aufzuhalten und eine
ausgeglichene Altersstruktur der Stadtbevolkerung zu
erreichen, wird der Wohnungsbau gefordert. Familien,
die in die Stadt ziehen oder in der Stadt bleiben méch-
ten, haben eine geeignete Wohnung notig. Dabei ist zu

Bevolkerungsentwicklung nach Stadtteilen 2000 zu 2007
Hinweis der Statistikdienste der Stadt Bern (April 2008): Aufgrund einer Neuzuteilung einer Uberbauung
im Adressabgleich mussten die Zahlen in finf Volkszahlungsquartieren gedndert werden.
Diese Anderungen konnten im Sozialbericht nicht mehr bericksichtigt werden.
Details: siehe Seite 36, Literaturverzeichnis [2] Verénderung in %
35'000 2000[2007 +3.3% 3.5%
[ ]
30°000 // \\ 3.0%
25000 \ 2.5%
20'000 ® 20%
15°000 ® 1.5%
10'000 ® 1.0%
5’000 ® 0.5%
0 - +0.2% & 0%
3'837| 3'869 26'657 | 27'530 | 23°038| 23381 | 24°'005| 24’056 | 31°294|31°400
| [} n 1\ \" Vi
Innere Stadt | Langgasse- | Mattenhof- Kirchenfeld- Breitenrain-| Bumpliz-
Felsenau Weissenbuhl Schosshalde | Lorraine Oberbottigen

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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ABBILDUNG SD.3

ABBILDUNG SD.4

Bevolkerung nach Stadtteilen

2007
|
Innere Stadt
VI 3’869
BlUmpliz- Il
Oberbottigen Langgasse-
31'321 Felsenau

18109

1
Mattenhof-
Weissenbuhl
27'519

Y \%
Breitenrain- Kirchenfeld-
Lorraine Schosshalde
24056 23’457

Bevolkerung nach Geschlecht
und Herkunft 2007

Auslander
14’654
Auslédnderinnen
12’601 Schweizerinnen
55138
1
43

Schweizer
45952

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) /
Statistikdienste der Stadt Bern

beachten, dass der Wohnortentscheid einer Familie von
den vorhandenen schulischen, sozialen, soziokulturellen
und familienergadnzenden Infrastrukturen massgeblich
mit bestimmt wird. [7 / S. 8,13]; Vertiefende Informatio-
nen: [4/S.18, 23] oder [3/S.7]

Auf und Ab in den Stadtteilen

Seitdem Jahr 2000 ist die Bevolkerungszahl deutlich ge-
stiegen. Der Stadtteil Ill Mattenhof-Weissenbihl weist
die grosste Bevolkerungszunahme auf. (Abb. SD.2)

Abb. SD.3 zeigt, wie unterschiedlich sich die Personen
in den Stadtteilen verteilen. Zusammen gezahlt lebt fast
die Halfte der Stadtbevolkerung im Stadtteil VI Bimpliz-
Oberbottigen und im Stadtteil Ill Mattenhof-Weissen-
bihl.

Deutschland erstmals vor Italien

Auslédnderinnen und Auslander stellen einen Finftel der
Berner Bevdlkerung. Verglichen mit andern Schweizer
Stadten hat Bern den weitaus niedrigsten Anteil an Aus-
landerinnen und Ausléandern (Zirich und Basel rund 30,

Herausforderungen fiir die Zukunft
der Kernstadte

Nach Einschatzung des Bundesamtes flir Statistik
(Dr. W. Haug) wird die Zu- und Wegwanderung auch
in Zukunft ein zentraler Faktor sein, aufgrund dessen
sich die Bevolkerungsstruktur der Kernstadte von
jener der Agglomerationsgemeinden und landlichen
Regionen unterscheidet:

e mehr Einpersonenhaushalte

e weniger Kinder

e mehr Rentnerinnen und Rentner sowie Hoch-
altrige (Uber 85 Jahre)

e mehr Migrantinnen, Migranten und Fremd-
sprachige

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) /
Statistikdienste der Stadt Bern

Lausanne 37 und Genf Uber 40 Prozent). Dabei zéhlt die
Schweiz zu den européischen Landern, in denen im Ver-
héltnis zur Bevdlkerungszahl mit gut zwanzig Prozent am
meisten Auslanderinnen und Ausléander wohnen. Einzig
Luxemburg und Liechtenstein weisen noch héhere An-
teile auf.

Veranderungen der Herkunft
auslandischer Bewohnender in Bern

Die Entwicklung des Auslanderbestandes ist primar
abhangig von Konjunkturschwankungen und vom poli-
tischen (Welt-) Geschehen. Herausgegriffen seien zwei
jingere politische Einflussfaktoren und deren Auswir-
kungen fur Bern: Durch die Balkankriege kamen in den
1990er Jahren viele Personen aus dem ehemaligen
Jugoslawien in die Schweiz, und nach der Einflhrung
des Personenfreizigigkeitsabkommens mit der Euro-
paischen Union (EU) 2002 haben die Zuzlige deutscher
Staatsangehoriger wesentlich zugenommen. Demge-
genlber sind die Populationen der traditionellen Ein-
wanderungslander Italien und Spanien stark rlcklaufig,
teilweise bedingt durch die Rickkehr in das Heimatland
nach der Pensionierung.

Weitaus am meisten Neuzuziehende stammen 2006
aus Deutschland. Ebenfalls mehr Zu- als Wegzilge wei-
sen Portugal, Osterreich, die neuen sudosteuropéischen
Staaten sowie die Turkei aus. Die grosste auslandische
Population in Bern bilden neu deutsche Staatsangeho-
rige, gefolgt von jenen der neuen slidosteuropaischen
Staaten. Erst an dritter Stelle folgen italienische Staats-
angehodrige, welche 60 Jahre lang die starkste Auslan-
dernation in der Stadt waren. Betrachtet man jedoch nur
die Zahl der niedergelassenen Personen und blendet die
«Jahresaufenthaltenden» und die «vorlaufig Aufgenom-
menen» aus, dann hat Italien immer noch die grosste
auslandische Population in der Stadt Bern. [3/ S. 8]

Ansicht andern
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Die Verteilung in den Stadtteilen

In der Stadt Bern kommt der Uberwiegende Teil der aus-
landischen Bevolkerung aus europaischen Landern, da-
von sind drei von finf EU-Blrgerinnen und -blrger. Im
Stadtteil VI leben sehr viele Menschen aus den neuen
stdosteuropédischen Staaten sowie aus Afrika, Asien,
usw. Mehr als in den anderen Stadtteilen bestehen hier
Nachbarschaften zwischen Menschen mit sehr unter-
schiedlichem kulturellem Hintergrund.

Weniger Asylssuchende ziehen in die Schweiz -
die Stadt zieht sie an

Der Asylbereich ist gesteuert von der Politik des Bun-
des sowie von deren Umsetzung auf Kantonsebene. Die
Stadt kann ihren Einfluss jedoch als Mitglied des Konsul-
tativgremiums «Kantonale Asylkoordinatoren» geltend
machen. Als solches ist sie in die kantonale Asylpolitik
einbezogen, bringt Themen ein und arbeitet wesentlich
an Entscheidgrundlagen mit (fir Weisungen, finanzielle
Abgeltungen, Ablaufe u. a.).

Auf die einzelnen Faktoren, welche den Zuzug von Asyl-
suchenden in die Stadt bestimmen, hat die Stadt keinen
Einfluss. Geméss Bundesgesetzgebung dirfen Perso-
nen mit vorlaufiger Aufnahme, Ausweis F, ihren Wohn-
sitz innerhalb des Kantons frei wahlen. Personen im Ver-
fahren (Ausweis N) hingegen werden vom Kanton den
Zentren und Gemeinden zugewiesen (in Absprache). In
der Stadt lebten Ende 2007 nur rund 40 Betroffene mit

Der Zuzug in die Stadt Bern ist wesentlich gepragt

— vom Eingang neuer Asylgesuche beim Bund und
der nachfolgenden Zuteilung an den Kanton,

— vom Bestand an Personen des Asylbereichs
im Kanton Bern: Fallkonstellation, Herkunft,
Verfahrensstand,

— vom Arbeitsmarkt in der Stadt (bei guter Lage
hoherer Zuzug von sozialhilfeunabhangigen
Personen),

— von der Auslastung / Verfligbarkeit der Durch-
gangszentren, resp. der Platze in anderen
Gemeinden,

— vom verfligbaren Wohnraum.

In den letzten vier Jahren sind die Asyl-Zahlenbestéande
kontinuierlich zurlickgegangen.

Zuzug von Personen des Asylbereichs
in die Stadt Bern

Trotz gesamtschweizerisch rlcklaufiger Anzahl Asylsu-
chender nimmt die Zahl der in die Stadt Bern ziehenden
Personen kontinuierlich zu — die Stadt wirkt somit als
Anziehungspunkt.

Die Zahl der sozialhilfeabhdngigen Personen im Asyl-
bereich ist seit Jahren ricklaufig. Bei den finanziell un-
abhéangigen Personen variieren die Zahlen vornehmlich
aufgrund von Anderungen des Aufenthaltsstatus (Jah-
resaufenthalt, Schweizerpass), wodurch sie nicht mehr

Ausweis N. in der Asylstatistik figurieren. Andere Personen sind wie-

ABBILDUNG SD.5

. Abbildung SD.5 zeigt die
Zuzug von Personen des Asylbereichs 2004-2007 raung cengt el
Zuzugszahlen, Tabelle
- SD.Il oben auf der ndchs-
Personen A Falle”) ten Seite den Bestand,
Ost- ‘ 13| 2004 | 6 das heisst die tatsachlich
europa 19| 2005 |13 anwesende Anzahl Per-
24| 2006 | 8 sonen, die Asyl suchen.
‘ 5| 2007 | 3
Asien 47| 2004 |39
| 31| 2005 |18 |
43| 2006 |26
| 48| 2007 (17
Afrika 19| 2004 (17
23| 2005 |20
40| 2006 |21
81| 2007 |31
Andere 1] 2004 | 1 ‘
Kontinente 8| 2005 (43
17| 2006 | 6
0| 2007 | O
S | Total IR 80| 2004 |62
2 I 51| 2005 |55 |
© I 124 | 2006 (61
T E—132 | 2007 |51
= | | | | | | \ \
= \ \ \ \ \ \ I [ \ \
§ 140 120 100 80 60 40 20 O 0 20 40 60 80
o
(/)] *Ein Fall bedeutet eine Unterstlitzungseinheit, die aus mehreren Personen
wie beispielsweise einer Familie, eines Ehepaares, einer Mutter mit Kindern
I I oder aber aus einer Einzelperson bestehen kann.

Datenquelle: BSS, Kompetenzzentrum Integration, Statistik PGR-Kennzahlen
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TABELLE SD.II

der weggezogen oder ausgereist. Die In der Stadt Bern wohnhafte Sozialhilfe-abhangige

Zahlen der Sozialhilfebeziehenden (ein und -unabhéngige Personen des Asylbereichs 2004—2007

Teil davon ist nur teilunterstitzt, soweit

ihr Einkommen nicht Existenz sichernd 2004 2005 2006 2007
ist) sind rucklaufig, da die Fallzahlen im Von Sozialhilfe Abhangige 430 403 375 250
Asylbereich generell abnehmen und ein Von Sozialhilfe Unabhangige ~ 376 251 205 260
weiterer Teil dieser Personen Arbeit fin-

det und damit von der Sozialhilfe abge- Total in Bern wohnhaft 806 654 580 510
|6st werden kann. Datenquellen: BSS, Kompetenzzentrum Integration, Statistik PGR-Kennzahlen

Je nach dem sind es mehr oder weniger
ausléandische Mitbewohnende

Die Stadtteile VI Bimpliz-Oberbottigen, Ill Mattenhof-
Weissenblhl und V Breitenrain-Lorraine weisen in die-
ser Reihenfolge die hochsten auslandischen Bevolke-
rungsanteile auf.

Etwas mehr als zehn Prozent der gesamten auslandi-
schen Bevolkerung in Bern leben im Stadtteil Il Lang-
gasse-Felsenau. Fokussiert nur auf die Einwohnenden
dieses Stadtteils, hat ein Sechstel der Menschen im
Stadtteil Il einen auslédndischen Pass.

Noch deutlicher sind diese unterschiedlichen Anteile
im Stadtteil | Innere Stadt: Drei Prozent der gesamten
auslandischen Bevdlkerung leben in diesem; nur auf
die Einwohnenden der Inneren Stadt fokussiert hat ein
Sechstel der Menschen im Stadtteil | Innere Stadt einen
auslandischen Pass.

ABBILDUNG SD.6

Die zentralen Einflussfaktoren auf den Bestand

an Asylsuchenden, die in Bern wohnen

- Die bessere Arbeitsmarktlage, welche mehr
Stellenantritte und Ablésungen von der Sozial-
hilfe beglnstigt,

» Der Abbau von Hirden zum Arbeitsmarkt fir
Personen mit F-Bewilligung, welche ebenfalls
mehr Stellenantritte ermaoglicht,

» Die Mdglichkeit der Umwandlung einer F-Be-
willigung in eine Jahresaufenthaltsbewilligung
nach neuen Kriterien, wodurch diese Personen
nicht mehr in der Asylstatistik erscheinen,

» Der Gesetzesartikel, wonach Personen mit
F-Bewilligung ihren Wohnsitz innerhalb des

Kantons wahlen kdnnen, sofern sie eine glinstige

Wohnung finden,

» Der Schweizerpass: Personen, welche die Be-
dingungen erflllen, kdnnen die Einblrgerung
beantragen,

» Heirat und damit verbundene Statusanderung
bei der Aufenthaltsbewilligung.

ABBILDUNG SD.7

Verteilung der Auslanderlnnen
nach Stadtteilen 2007

|
Innere Stadt

Vi 752
Bumpliz- Il i
Oberbottigen Lénggasse-
9365 Felsenau

3183

1l
Mattenhof-
Weissenbhl
6092

V
Breitenrain-
Lorraine
4'677

I\
Kirchenfeld-
Schosshalde
3’186

Anteile der Auslanderinnen
an der Stadtteilbevolkerung 2007

|
Innere Stadt
\4 752
Bimpliz-
Oberbottigen
9365

17 Il

Langgasse-
Felsenau
3183

V Mattenhof-
Breitenrain- Weissenbihl
Lorraine 6092

4'677

\%
Kirchenfeld-
Schosshalde
3’186

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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«Von nordischen und westlichen Tannen» ABBILDUNG SD.8
Altersaufbau der Wohnbevolkerung nach Stadtteilen, Geschlecht und Herkunft

AuslénderkSchweizer Schweizerinnen | Auslanderinnen

| Innere Stadt Il Langgasse-Felsenau
Alter

100
90
80
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Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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Der Altersaufbau der gesamtbernischen Wohnbevolkerung zeigt die Form einer Tanne [4, S.19]. Dies ist
charakteristisch flr eine Stadt mit relativ niedriger Geburtenrate, hohem Anteil an Erwerbstatigen und einem
Rickgang bei den adlteren Personen. Das Verhaltnis von Frauen und Mannern zeigt sich in der Stadt Bern bis
ins Pensionsalter relativ ausgeglichen; ab dem 70. Altersjahr sind die Frauen deutlich in der Uberzahl.
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ABBILDUNG SD.9

Bevolkerung nach Alter und Geschlecht 2006
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12000 Fre.\.uen
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6'000 gruppiert, die nicht
5000 mit den verflgbaren
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3000 A uberemsn.mm?n.
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Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern

Abbildung SD.8 auf der vorhergehenden Seite zeigt Der Anteil der unter 20-Jahrigen an der Bevdlkerung be-
bildlich, dass die Anzahl Personen und die Verteilung tragt in der Schweiz 2006 21,7 Prozent [1/S. 24]

nach Altersgruppen in den sechs Stadtteilen sehr unter-

schiedlich ist: Von «schlanken Pappeln» bis zu «bauchi- Das Durchschnittsalter der Schweizerbevolkerung in
gen Tannen» finden sich diverse Variationen. Allerdings Bern betragt knapp 44 Jahre und jenes der auslandi-
ist der Stamm bei allen etwas diinn und die Kronen sind schen 35 Jahre. [3/S. 4]

etwas krumm geraten. Auffallend ist der deutlich hdhere Frauenanteil bei den

20- bis 29-Jahrigen sowie bei den tber 70-Jahrigen. In
Bernerinnen und Berner werden seit Jahren Bern ist dieser hohere Frauenanteil ausgepragter als in
immer jlinger der gesamten Schweiz.

Das Durchschnittsalter der Stadtberner Bevolkerung Der Anteil der Uber 65-Jahrigen in einem Stadtteil hangt
sinkt in den letzten Jahren und betragt heute 42 Jah- auch vom Vorhandensein von Altersinstitutionen ab. Im
re. Dies hangt damit zusammen, dass in Bern die 20 Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde ist gut jede flnfte
bis 39-jahrigen Anzahl massig die grosste Population Person Uber 65-jahrig. Der Anteil dlterer Menschen istin
ist. Beglnstigt wird diese Entwicklung zuséatzlich durch diesem Stadtteil am hochsten. [3/ S. 6]

Wegzlige von Personen im Pensionsalter.

(Abb. SD.9) Weitere Ausflhrungen zur é&lteren Bevolkerung finden

sich im Kapitel Handlungsfeld 4.

ABBILDUNG SD.10

Jugendqotient / Altersquotient 1970-2006 . .
0 Alte und Junge verlieren Anteile
20 /o an die «Mittelalterlichen»

35 30,5315 32.4 G In den.letzt?n ;ehn Jahrgn 'hat' die Zahl
30 — der Minderjahrigen kontinuierlich, aber
25 | 232 nur leicht, um insgesamt 400 Personen
20 | abgenommen, was am langjéhrigen
15 ] Geburtenriickgang und am jahrlichen
Wegzug von Familien mit Kindern liegt.
10 B Ebenso verringert sich der Anteil der
5 ] Menschen Uber 65 Jahren, beispiels-
0 weise durch die Rickkehr von pensio-
1970 1980 1990 2000 2006 nierten Auslandern und Auslénderinnen
ins Heimatland, oder durch den Umzug
Jugendquotient Altersquotient dlterer Menschen in ein auswartiges
I Verhiltnis der 0-19- I Verhéltnis der 65+- Altersheim. Hingegen steigt der Anteil
zu den 20-64-Jahrigen zu den 20-64-Jahrigen der erwerbstatigen Bevdlkerung (20 bis
64-Jahrige) auch 2006 leicht an. In den
Datenquelle: Eidg. Volkszahlung 2000 / Statistikdienste der Stadt Bern Stadtteilen zeigen sich Uberall dhnliche
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Ansicht andern

Tendenzen, bis auf Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen,
in dem der Anteil junger und alterer Menschen steigt
und es weniger Personen mittleren Alters gibt.

Das Verhaltnis der unter 20-Jahrigen zu den 20- bis 64-
Jahrigen, der sogenannte Jugendquotient, nimmt seit
den 1970er Jahren stetig ab. Das Verhaltnis der Uber
65-Jahrigen gegenlber den 20 bis 64-Jahrigen, der so-
genannte Altersquotient, nimmt in Bern seit den 1990er
Jahren tendenziell ab (vgl. Abb. SD.10). Der Anteil al-
terer Menschen wird laut Statistikdiensten in Zukunft
wieder steigen, weil die geburtenstarken Jahrgange
(sogenannte «Babyboom-Generation»), die ihrerseits
weniger Kinder hatten, ins Pensionsalter kommen. Das
Alterwerden dieser Generation geht einher mit einer de-
mografischen Alterung.[4 / S. 41] Gesamtschweizerisch
liegt der Altersquotient leicht tiefer bei 26 Prozent, der
Jugendquotient deutlich hoher bei 35 Prozent.

Das Bundesamt fur Statistik [12] geht davon aus, dass
das Bevdlkerungswachstum der kommenden dreissig
Jahre ausschliesslich bei den Uber 45-Jahrigen grin-
det und dass das Wachstum umso starker sein wird, je
hoher das Alter. Die Zahl der tGber 80-Jahrigen nimmt
beispielsweise gegenlber heute um mehr als das Zwei-
einhalbfache zu. Die Zahl der 0- bis 44-Jéhrigen jedoch
geht zurlick und jene der Kinder und Jugendlichen unter
zwanzig sinkt um 15 Prozent. Schweizweit kann in den
nachsten dreissig Jahren mit einer Verdoppelung des
Altersquotienten gerechnet werden.

Abbildung SD.11 zeigt die rein rechnerische Bevdlke-

rungsfortschreibung in der Stadt Bern bis zum Jahr
2025, aufgeteilt nach Geschlecht und Altersgruppen.

ABBILDUNG SD.11

Das hohe Alter ist weiblich

Die wichtigsten Entwicklungen und ldngerfristig zu
erwartende demografischen Veranderungen:

Die Anzahl alterer Menschen ab 65 Jahren und
hoch betagter ab 80 Jahren nimmt in den nachsten
Jahren auch in der Stadt Bern zu.

Der Gesundheitszustand der alteren Bevolkerung
verbessert sich und damit kann in Zukunft mit einer
steigenden Lebenserwartung gerechnet werden.
Das Alter ist sehr individuell. Gleichaltrige Frauen
und Manner zeigen in allen Bereichen enorme Un-
terschiede, und den typischen Rentner / die typi-
sche Rentnerin gibt es nicht.

Bei den 75 bis 79-Jahrigen sind sechzig Prozent
weiblichen Geschlechts. Bei den lber 80-jahrigen
Menschen sind gut zwei Drittel weiblich.

Armut im Alter ist dank dem ausgebauten Sozial-
versicherungswesen kein grosses Thema. Schon
eine geringe Reduktion der Erganzungsleistungen
der AHV wiirde aber rund einen Flnftel der Men-
schen Uber 65 Jahren in finanzielle Bedrangnis
bringen.

Die Anzahl der an Demenz erkrankten Menschen
nimmt entsprechend der Zunahme der élteren
Menschen und dem Anstieg der Lebenserwartung
in Zukunft stark zu.

Ein grosser Teil der geleisteten Pflege und Be-
treuung wird durch Angehdrige — Uberwiegend
Frauen — geleistet.

Die in friheren Jahren eingewanderten Aus-
l&dnderinnen und Auslander aus Italien, Spanien,
Portugal und den neuen slidosteuropaischen Staa-
ten kommen in den nachsten Jahren ins Pensions-
alter. Viele von ihnen verfligen tber wenig finan-
zielle Mittel und Uber einen schlechteren Gesund-
heitszustand als die Schweizer Bevolkerung.

(Im Kapitel «Handlungsfeld 4» wird das Thema Alter
eingehend behandelt)

Basis: Bevolkerung 2003, Kohortensterbetafeln BSV

Bevolkerungshochrechnung nach Geschlecht und Altersgruppen bis 2025

35'000
30°000
25000 ——————————— Ménner 65-79
20'000
I —
15000 Frauen 65-79
10000
Ménner 80-84
, Frauen 80-84
5000 Ménner 85+
Frauen 85+
0 |
2003 2005 2010 2015 2020 2025

Datenquelle: Bundesamt fir Statistik, Bevolkerung 2003, Kohortensterbetafeln,

BSV
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Fir die Bedarfsplanung im Altersbereich von Bedeutung
ist die Anzahl der hochbetagten Personen. Der Gesund-
heitszustand wird sich bei einem namhaften Teil dieser
Gruppe so weit verschlechtern, dass die Betroffenen
in Folge korperlicher, sensorischer und/oder kognitiver
Einschrankungen zunehmend medizinisch-pflegerische
Leistungen und Hilfe zur Bewaltigung des Alltags (Haus-
haltfihrung, Mobilitdt, Administration, usw.) bendtigen
werden.

Die Prognose flr die nachsten gut zehn Jahre dirfte
flr die heute Uber 80-jahrigen Personen eine grosse
Zuverlassigkeit aufweisen. Gemass einer Studie? zur
Umzugsmobilitdt finden bei den heute Uber 75-Jahrigen
kaum mehr grossere Wanderbewegungen in die Stadt
oder aus der Stadt hinaus statt. Jedoch ist aus metho-
dischen Grinden die Prognose fir Personen im Pen-
sionsalter (65-79-Jahrige) und bei den Hochbetagten
(Uber 80) ab 2025 mit grossen Unsicherheiten behaftet
und entsprechend vorsichtig zu interpretieren. Denn flr
die Personen, die heute ins Pensionsalter kommen, ist
das Ausmass der Verdnderungen durch Wanderbewe-
gungen schwer abschatzbar. Jahrgdnge, welche in zehn
Jahren pensioniert werden, sind heute Uber 50-jahrig
und stehen vor entscheidenden Lebensereignissen,
wie beispielsweise dem Auszug der Kinder, der Pen-
sionierung oder der Rlckkehr ins Heimatland nach der
Pensionierung. Vergleichbare Vorbehalte sind fir den
rechnerisch prognostizierten Anstieg der Hochaltrigen
zwischen 2020 und 2025 zu machen, da die betreffen-
de Altersgruppe heute noch vor der Pensionierung steht
und Veranderungen schwer vorauszusehen sind®.

ABBILDUNG SD.12

Ab 2010 steigt voraussichtlich die Anzahl der 65 bis 79-
Jéahrigen. Wie gross dieser Anstieg sein wird, bleibt al-
lerdings wegen der erwéahnten Unsicherheiten bei den
Wanderungsbewegungen unklar und hangt unter ande-
rem von der Attraktivitat der Stadt Bern als Wohnort ab
(verflgbarer Wohnraum, Infrastruktur, usw.).

Ungebunden in Berns Gassen und Quartieren

In Bern leben — wie in den anderen grossen Schweizer
Stadten auch — gesamthaft mehr ledige, geschiedene
und verwitwete, hingegen deutlich weniger verheiratete
Personen. Die Entwicklung seit der Volkszéhlung 2000
zeigt, dass gut drei von zehn Schweizern und Schweize-
rinnen verheiratet sind.

Waéhrend die Schweizerinnen und Schweizer deutlich
haufiger ledig als verheiratet sind, verhalt es sich bei der
auslandischen Bevdlkerung seit Jahren anders. Unge-
fahr die Halfte aller hier lebenden Auslanderinnen und
Auslander sind verheiratet. Sie weisen auch einen hohe-
ren Anteil an Kindern und Jugendlichen auf. [4/S. 20].

Unter den Schweizer Frauen ist der Anteil der Verwit-
weten vier Mal hoher, jener der Geschiedenen ein Drit-
tel hoher als bei den Mannern. Griinde sind die langere
Lebenserwartung der Frauen und die Tatsache, dass
geschiedene Méanner 6fter wieder heiraten als geschie-
dene Frauen und dass das Alter der Manner in Partner-
schaften generell hoher ist [1 / S. 48, 50]. Die Stadt
bietet allein erziehenden Frauen eine gute Infrastruktur
mit kurzen Wegen zwischen Wohnort, Arbeitsplatz und
Kinderbetreuungsangeboten.

Bevolkerung nach Zivilstand und Herkunft 2006
Schweizerinnen Zivilstand I Auslanderinnen
Schweizer Il B Auslander
\ \ \ \ \ \
26'566 ledig 5613
24994 6'616 —
| | |
\ \ \ \
16'664 | verheiratet |5'870 [N
I 16446 6'789 |IE———
i
6'311 | verwitwet 388 |1
‘ B 1235 104 |
[
5'595 | geschieden | 748 |
‘ - 3103 840 W
25'000 20'000  15'000 10°000  5'000 0 0 5000 10°000

Datenquelle: Statistikdienste der Stadt Bern

2 Landolt, M.: Wohnen und Umziehen im Alter. Eine sozialgeografische
Untersuchung der Umzugsmobilitat dlterer Menschen im Raum Zirich.
Lizentiatsarbeit, Universitat Zurich, Geografisches Institut.

3 Die Alterspyramide zeigt in der Stadt Bern fir die Jahrgénge zwischen
1940 und 1945 eine markante Zunahme um rund 10%. Jingere Jahrgange
weisen bis zur Generation der «Baby-Boomers» einigermassen konstante
Bevolkerungszahlen auf.
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2. Wohnen

ABBILDUNG SD.13

Entwicklung der Anzahl Einwohnerinnen und Einwohner, der Anzahl Wohnungen sowie
der Wohnungsbelegung 1950-2006
Anzahl |Wohnungen e *———————— -@ Einwohnerlnnen pro Wohnung Anzahl
Anzahl [Einwohnerlnnen [ Einwohnerlnnen
Bei der Anzahl Wohnungen sind die Kollektivhaushalte nicht mit gezéhlt. pro Wohnung
Hingegen sind bei den Einwohnerlnnenzahlen Personen in Kollektivhaushalten mit gerechnet.
180'000 3.5
- __
160'000 = 3.0
140'000
— 2.5
120000
100°000 - 2.0
80'000 L 15
60'000
1.0
40'000
L 0.5
20'000
0 — 0
1950 1960 1970 1980 1990 2000 2006

Datenquelle: Eidgendssische Gebdude- und Wohnungszahlungen (Bauinspektorat der Stadt Bern) / Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank)

Kleine Wohnungen und Menschen
mit Wiinschen nach mehr Raum

Im Rahmen der eidgendssischen Volkszahlung ist die
Anzahl Wohnungen von 1990 bis 2000 um 1.9 Prozent
gestiegen.

Seit Jahrzehnten nimmt die Wohnungsbelegung in der
Stadt deutlich ab. Die Zahlen zeigen eine kontinuierli-
che Abnahme auf 1.78 Personen pro Wohnung im Jahr
2000. Das Stadtplanungsamt der Stadt Bern prognosti-
ziert eine weitere Abnahme auf durchschnittlich unter
1.7 Personen. [7]

mmm Strukturdaten

Nach Stadtteilen betrachtet liegt die Personenanzahl
pro Wohnung im Jahr 2000 im Stadtteil | Innere Stadt
mit durchschnittlich 1.4 Personen (2005: 1.3) am Tiefs-
ten und im Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen mit durch-
schnittlich 2 Personen am Hochsten, gefolgt vom Stadt-
teil IV Kirchenfeld-Schosshalde mit durchschnittlich 1.8
Personen. [6/S. 6, 16]

Parallel dazu hat der durchschnittliche Wohnflachenver-
brauch in den letzten Jahren stetig, aber in abflachen-
dem Mass zugenommen und liegt 2000 bei 44 m2 pro
Person (Bruttowohnflache Volkszahlung). Verglichen
mit den Agglomerationsgemeinden liegt der Wohnfla-
chenverbrauch in der Stadt Bern zwar noch tiefer, wird
jedoch voraussichtlich weiter zunehmen [7].

Uber 80 Prozent der Wohnungen werden im Mietver-
héltnis bewohnt. Der Anteil der im Wohneigentum ge-
nutzten Wohnungen nimmt mit der Wohnungsgrosse
zu. [7]
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ABBILDUNG SD.14

Wohnungsgrossen-Struktur nach Stadtteilen 2005

1Zimmer| 2 Zimmer 3 Zimmer 5+ Zimmer |
Total Stadt Bern 8’556 28273
1 Innere Stadt 681 é 636
! e
1 Natseanbiti 508

IV Kirchenfeld-

Schosshalde

V Breitenrain-
Lorraine

5642

VI Bimpliz-
Oberbottigen

10%

Datenquelle: Eidg. Gebaude- und Wohnungszahlungen / Bauinspektorat der Stadt Bern / Statistikdienste der Stadt Bern

Berns Neubauziffer* liegt weit hinter anderen Stadten
zurlick und es gibt einen grossen ungedeckten Bedarf
an mehr Wohnraum. Um ein Bevolkerungswachstum
entsprechend der regionalen Prognosen von rund 5.6
Prozent (zusatzlich 7'000 Einwohnende) bis ins Jahr
2020 zu ermdglichen und die Bedirfnisse fir zusatzli-
chen Wohnraum zu decken, braucht es ein grosseres
Wohnungsangebot. Dies soll einerseits Uber Verdich-
tungen und Umnutzungen bestehender, andererseits
Uber das Bereitstellen neuer Wohnungen realisiert wer-
den. [7/S. 26]

Mit dem Grossprojektin Briinnen im Stadtteil VI Bimpliz-
Oberbottigen und den Wohnbauprojekten im Osten von
Bern wird das Angebot an zusatzlichem Wohnraum er-
hoht (oder ist bereits erhoht worden).

Mit grossen Wohnungen in Neubausiedlungen kdénnen
auch die Bedurfnisse der Familien, die in der Stadt ver-
bleiben mdchten, besser gedeckt werden. Neubausied-
lungen lassen sich zudem kinderfreundlicher ausgestal-
ten als einzelne Neubauten. [7/ S. 10]

Der Anteil an Kleinwohnungen betrdgt in Bern (wie auch
in anderen Stadten) Uber 70 Prozent. Der Mangel an
Grosswohnungen ist ein generelles Stadteproblem.

Kleinwohnungen mit 1-3 Zimmern machen im Stadtteil |
Innere Stadt vier Flinftel aller Wohnungen aus. Dem-
gegenlber weisen im Stadtteil IV Kirchenfeld-Schoss-
halde Uber 40 Prozent der Wohnungen vier oder mehr
Zimmer auf. Dieser Stadtteil bietet die meisten Gross-
wohnungen an.

Die grossten Verdnderungen im Sinne eines Rickgangs
von Kleinwohnungen zu Gunsten von Grosswohnungen
haben in den letzten Jahren in im Stadtteil | Innere Stadt
und im Stadtteil Il Ld&nggasse-Felsenau stattgefunden.

4 Neubauwohnungen gemessen am Wohnungsbestand

Ansicht andern


www.bern.ch/leben_in_bern/wohnen/planen/aktuell/strategiewohnen/
www.bern.ch/leben_in_bern/wohnen/planen/aktuell/strategiewohnen/

mmm Strukturdaten

Sozialbericht / Allgemeine Strukturdaten /2. Wohnen

Ansicht andern

Alleine Haushalten liegt im Trend

[4/S. 43] Laut Volkszdhlung® sind im Jahr 2000 Uber
die Halfte der gut 67'000 Privathaushalte® Einpersonen-
haushalte, rund ein Viertel Paarhaushalte ohne Kinder.
Kinder gibt es in knapp einem Fiinftel der stadtischen
Privathaushalte (mit Eltern oder einem Elternteil).

Nimmt man die gut 119000 Personen, die in Privathaus-
halten leben als Bezugsgrosse, so betragt der Anteil der
allein Lebenden knapp ein Drittel. Gut ein Viertel lebt
in einer Partnerschaft ohne Kinder. Ein weiteres Drittel
lebt in einem Paarhaushalt mit Kindern (6% Alleinerzie-
hende). Diese Zahlen aus der Volkszahlung 2000 dtrf-
ten sich heute noch deutlicher in Richtung Einpersonen-
haushalt verschoben haben.

Betrachtet man die Entwicklung in den letzten Jahren,
so hat vor allem die Zahl der allein Lebenden deutlich
zugenommen. Beinahe halbiert hat sich in den letzten
drei Jahrzehnten die Zahl der Familienhaushalte’ mit
Kindern. Einer von 22 Haushalten besteht aus einem
Elternteil und Kindern, wobei der Anteil der Alleinerzie-
henden in den letzten drei Jahrzehnten nicht stark ge-
stiegen ist.

ABBILDUNG SD.15

«Diese Veranderungen sind eine Folge des zunehmen-
den Wohlstands, der verdnderten Lebensumstande
(langere Ausbildung, spatere Heirat, mehr Scheidun-
gen) und der abnehmenden Geburtenzahlen. In den
Stadten sind Verdnderungen generell ausgepragter, weil
sich neue Entwicklungen meist zuerst bei der urbanen
Bevolkerung abzeichnen und Wanderungsbewegungen
diese Trends akzentuieren» [5/S. 9]

Einpersonenhaushalte dominieren in allen
Stadtteilen - ausser in einem

Einpersonenhaushalte machen mehr als die Halfte der
Privathaushalte aus. Gut vier von zehn Privathaushaus-
halten sind Familienhaushalte. Die Stadtteile Ill Matten-
hof-Weissenblhl und VI Bumpliz-Oberbottigen zahlen
die meisten Haushalte. Nur im Stadtteil VI bestehen ge-
messen an der Gesamtzahl der Privathaushalte deutlich
mehr Familien- als Einpersonenhaushalte.

Den hochsten Anteil an Einpersonenhaushalten, gut
zwei Drittel, hat Stadtteil | Innere Stadt. Hier macht die
Einwohnerzahl gemessen an den anderen Stadtteilen
nur drei Prozent aus. (Abb. SD.16, néchste Seite)

Vgl. auch Kurzbericht «Eidg. Volkszahlung 2000: Haus-
haltungen und Familien in der Stadt Bern» Statistik-
dienst [6]

Privat-Haushalte 0 Personen in Privat-Haushalten
nach Typ 1970-2000 0 nach Typ 1970-2000
190 T I = [NichtFamil m |
|| | | e icht-Familien- -/-/
90 —+ . /-’J Haushalte -/-/- [ IR 90
80 T8
70 70
Paar-Haushalte
60 —- mit Kind(ern) 60
50 |- = 50
40 — Paar-Haushalte 40
ohne Kind(er)
30 30
20 | Einpersonen- 20
Haushalte
0— — 0
1970 1980 1990 2000 1970 1980 1990 2000
Jahr ‘ Total Haushalte ‘ Total Personen Datenquelle: Eidg. Volkszdhlungen / Statistikdienste der Stadt Bern
1970 62236 154789
1980 69'625 139708
1990 69182 129'001
2000 67115 119'352

5 Die Zahlen zu den Haushaltungen stammen alle aus der Volkszdhlung 2000,
weshalb bei den Erlauterungen nur die auffallenden Merkmale herausgegriffen
werden.

¢ Privathaushalte bestehen aus in der gleichen Wohnung zusammenlebenden
Personen. Einen Privathaushalt bilden somit alle Angehérigen einer Familie
und alle weiteren Personen, die bei ihr wohnen, beispielsweise bilden

auch zusammenlebende sich nicht verwandte Personen einen einzigen
Haushalt. Eine in einer Wohnung allein Lebende Person bildet ebenfalls einen
Privathaushalt, einen sogenannten Einpersonenhaushalt.

7 Familienhaushalte = Paarhaushalte mit Kindern, Paarhaushalte ohne Kinder,
Einelternhaushalte mit Kindern
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ABBILDUNG SD.16

Privathaushalte nach Typ und Stadtteil 2000
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Einpersonenhaushalte Elternteile mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Paare mit Kind(ern)

Einzelpersonen mit Eltern(teil)
Nicht-Familienhaushalte

Datenquelle: Eidg. Volkszahlung 2000

Allein leben vor allem Schweizerinnen
und Schweizer

[6/S.2] Von den 67000 Privathaushalten haben rund
80 Prozent eine Referenzperson mit schweizerischer

ABBILDUNG SD.17

Nationalitat. Bei Einpersonenhaushalten sowie Paaren
ohne Kinder sind gegen neun von zehn Referenzperso-
nen schweizerischer Nationalitat. Hingegen machen die
Paarhaushalte mit Kindern bei den auslandischen Refe-
renzpersonen einen Anteil von einem Drittel aus und bei
den Elternteilen mit Kindern einen Finftel.

Datenquelle: Eidg. Volkszahlung 2000

Herkunft der Referenzperson* nach Haushalttyp 2000 e part
ner als Vorstand. In der
Volkszahlung wird zudem
100% nach bestimmten Regeln
in jedem Privathaushalt
32'000 —30'735 90% eine Referenzperson
_e bestimmt. Die Anzahl
87% Haushalte entspricht
80% der Anzahl Referenz-
80% personen. [3, S. 2]
70%
64% 60%
50%
40%
4o
~36% 30%
6'304 20%
3'673 $%
2'441 2'489 10%
616 - 361 |
0%
Einpersonen- Paare ohne Paare mit Elternteile mit | Nicht-Familien
haushalte Kind Kind(ern) Kind(ern) haushalte
Schweizerische Referenzperson —@— %-Anteile schweiz. Referenzpersonen
ﬂéndisohe Referenzperson —8— %-Anteile ausl. Referenzpersonen

B 22

Ansicht andern


www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/statistik/veroeffentlichungen/kurzberichte

mmm Strukturdaten

Sozialbericht / Allgemeine Strukturdaten

Ansicht andern

3. Familien, Kinder und Bildung

Frauen gebéaren spater
und weniger Kinder

2007 sind 1'298 Kinder, das heisst genau 1 Kind mehr
geboren worden als im Jahr zuvor. Die Zahlen in Bern
schwanken in den letzten Jahren zwischen 1200 und
1'300 Neugeborenen. Durchschnittlich hat rund ein
Viertel der Neugeborenen in Bern eine auslandische
Staatsangehorigkeit. In der Schweiz insgesamt ist die-
ser Anteil gleich hoch.

Rund zwei Drittel aller Mutter sind bei der Geburt zwi-
schen 25 und 34 Jahre alt. Schweizer Frauen unter 30
haben weniger Kinder als ausléndische Frauen in die-
sem Alter. Diese Entwicklung ist typisch fir die ganze
Schweiz. Auslanderinnen bringen durchschnittlich mehr
und friher Kinder zur Welt als Schweizerinnen. Diese
werden haufig zwischen 30 und 34 Jahren Mutter, al-
lerdings zeichnet sich in den letzten Jahren ab, dass
auch Auslanderinnen immer spater Kinder bekommen
und sich damit dem schweizerischen Durchschnitt an-
nahern.

Gemass Bundesamt flr Statistik [12] wrde ein Anstieg
der Kinderzahl in der Schweiz erfordern, dass der hohe
Anteil kinderloser Frauen (25 Prozent) zurickgeht und
Eltern wieder mehr als nur ein oder zwei Kinder haben.
Aufgrund der aktuellen Trendentwicklung geht man da-
von aus, dass die mittlere Kinderzahl auf dem heutigen
Niveau von 1.4 stabil bleibt. Szenarien zur weiteren Ent-
wicklung, die schon nur einen langerfristigen Anstieg
auf 1.65 beziehungsweise einen Rickgang auf 1.15 an-
nehmen, wirden einen deutlichen sozialen und kulturel-
len Wandel bedingen.

ABBILDUNG SD.18

Die meisten Berner Kinder wachsen
im Westen auf

Im Jahr 2007 leben rund 18'800 Personen unter 20
Jahren in Bern. Das sind knapp 15 Prozent der Gesamt-
bevélkerung. Davon machen die Jugendlichen 21 Pro-
zent, Vorschulkinder 37 und Schulkinder 42 Prozent aus.
der Stadtteil VI Bumpliz-Oberbottigen ist mit Abstand
der kinderreichste (vgl. Abb. SD.20).

In Bern sind die jungen Menschen unter zwanzig Jahren
verhéaltnismassig schwach vertreten. Die Entwicklung
ist in den letzten zehn Jahren jedoch stabil geblieben.
Im Zusammenhang mit der langerfristigen demogra-
fischen Entwicklung durfte sich der Anteil der Kinder
verringern.

Auslandische Kinder reden nicht immer
wie die Eltern

Die folgenden Ausfihrungen beruhen auf Berichten des
Bundesamts flr Statistik[8] zur Lage von auslandischen
Kindern und Jugendlichen in der Schweiz.

Kinder und Jugendliche mit auslandischem Pass sind
heute grossmehrheitlich in der Schweiz geboren oder
im Vorschulalter in die Schweiz gekommen. Die meis-
ten gehoren somit zur zweiten Auslandergeneration.
Durch ihre Eltern und deren kulturelle und soziale Her-
kunft haben sie aber einen spezifischen «Migrations-
hintergrund», der sie in verschiedener Hinsicht von den
Schweizer Jugendlichen gleichen Alters unterscheidet.
Fir ihre Integration ist zu beachten, dass die Mehrheit
der Eltern keine schweizerische Landessprache als Mut-
tersprache hat. Dies hat Konsequenzen flr die Bezie-

Jahr | Kinder

Bevolkerungsentwicklung der 0-19-Jahrigen 1997-2007

1997
1998
188
2000
2001
2002
2003
2004
2005
2006
2007

19'213
18832
18797
18'914
18'859
18'824
18'841
18'818
18°793
18'775
18'782

10000 12'000 14'000 16000

18000

20000

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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ABBILDUNG 5D.19 Auslandische Familien sind durch-
Kinder und Jugendliche schnittlich grosser als Schweizer
nach Herkunft und Altersgruppen 1997-2007 Familien. Die Eltern verfiigen in
der Regel Uber schlechtere beruf-
Schweiz Ausland liche Qualifikationen und geringere
16-19 7-15 0-6 Jahr 0-6 ‘7_15‘ 16-19 Chancen auf dem Arbeitsmarkt.
1997 Sie sind Uberdurchschnittlich oft in
(B —— ‘ Tieflohnbranchenangestellt. Kinder
[ | | 1998 \ aus Auslanderfamilien sind deshalb
o 1999 : doppelt so haufig als Schweizer
2000 Kinder dem Risiko ausgesetzt, un-
Ll L 2001 ‘ ter der Armutsgrenze zu leben und
I - \ aufgrund ihrer Familienverhaltnisse
L] 2002 | gegeniber Schweizer Kindern oft
2003 schlechter gestellt.

B 2004 ‘ Ausléndische Kinder und Jugend-
B - 2005 ‘ liche absolvieren haufiger Ausbil-
[ —— \ dungen, die nur Grundkenntnisse
o 2006 ‘ vermitteln und keinen Zugang zu
2007 weiterfihrenden Ausbildungen er-
B ! ! moglichen. In der Volksschule sind
83838888585585858¢8s8 28258888 sie haufiger benachteiligt, werden
SONCD OO NDLDbY ®N T N ®m<bo zum Beispiel infolge sprachlicher
Defizite besonderen Klassen oder

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern Lehrgéngen zugewiesen.

hung zwischen Eltern und Kindern, beispielsweise bei Das BFS kommt zum Schluss, dass Kindern und Jugend-
der Unterstltzung beim Lernen und dem Erledigen von lichen mit Migrationshintergrund fir die Auslander- und
Schulaufgaben. Oft lernen sie die Landessprache erst Asylpolitik eine SchlUsselrolle zukommt. lhren Proble-
in der Schule und im Umgang mit Gleichaltrigen. Diese men und Bedurfnissen ist deshalb vermehrt Beachtung
Schwierigkeiten werden verstérkt durch das vergleichs- zu schenken.

weise tiefe Bildungsniveau vieler Eltern ausléandischer

Kinder und Jugendlicher.

ABBILDUNG SD.20

Kinder und Jugendliche nach Altersgruppen und Stadtteil 2007

_ 0-6Jahre @————— in % der gesamt-
= 7-156 Jahre @————— stédtischen Zahl 33 @ 35%
E] 16-19 Jahre @——— innerhalb dieser Altersgruppe 32
® | L /. 5 30%
/27
2'600 f
. / > 25%
2'400
. A7
2200
2'000 ° e / > 20%
1800 71 ~e 17 A1/
1'600 s
D 15%
1400
1200 //
1'000 A 10%
800 //
600 X
/ 5%
400 TN 7 I
200 1., 1., v |
0 -+ f 0%
88 957 | 838 | 466 1'409 |1°415| 666 1'392 ‘1'675 794 1'220 113321 653 1'902 12’5521 1288
| 1} 1} 1\ \" Vi
Innere Stadt Langgasse- | Mattenhof- Kirchenfeld- | Breitenrain- Bumpliz-
Felsenau Weissenbuhl Schosshalde | Lorraine Oberbottigen

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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Dazu die Ergdnzungen des Bundesamts flr Migration
[8]: Ob ein Kind einen ausldndischen oder schweize-
rischen Pass hat, wird immer weniger entscheidend,
da die grosse Mehrheit in der Schweiz aufwéachst und
andererseits Schweizerkinder immer haufiger einen Mi-
grationshintergrund haben. Es geht darum, die Fahigkei-
ten und Kompetenzen aller Kinder und Jugendlichen in
der Schweiz in gleichem Masse zu fordern und soziale
Ausgrenzung zu verhindern.

Immer mehr gebildete Bernerinnen und Berner

Bei der Volkszahlung 2000 zeigen sich im Vergleich der
30-Jahrigen mit den 60-Jahrigen zwei wesentliche Er-
kenntnisse: Bei den Jingeren nehmen einerseits die
héheren Bildungsabschlisse deutlich zu, andererseits
nimmt die Zahl der Personen ohne Berufsabschluss
oder nur mit obligatorischer Schulbildung ab. [4] Beson-
ders deutlich zeigen sich diese Verschiebungen bei den
Frauen. Zugenommen haben bei den Frauen vor allem
die Hochschulabschllsse. Das Bildungsniveau der Ge-
samtbevolkerung steigt langsam an.

Im Vergleich zur Uber 15-jdhrigen Schweizer Bevolke-
rung verflgt die auslédndische Bevolkerung im Jahr 2000
Ofter Uber keine Berufsausbildung. Gegen die Halfte
(inklusive jenen ohne Ausbildung) nennt als héchsten
Abschluss die obligatorische Schule. Es haben deutlich
weniger ausléandische Personen einen Berufsabschluss.
Bei den universitaren und Hochschulabschlissen sind
die Unterschiede nach Herkunft kleiner. In Bern leben
Uberdurchschnittlich viele gut ausgebildete Auslande-
rinnen. Sie verfligen anteilmassig sogar haufiger Uber
einen Hochschulabschluss als die Schweizerinnen (Bil-
dungsstadt).

Bei den Uber 15-jahrigen Schweizerinnen und Schwei-
zern haben zwei von flinf einen Berufsabschluss. Die-
ser ist immer noch die meist verbreitete Ausbildung.
Zwei Unterschiede bei den Geschlechtern fallen bei
der Schweizer Bevolkerung auf: Der Anteil jener mit
maximal einem obligatorischen Schulabschluss ist bei
den Frauen fast doppelt so hoch wie bei den Méannern.

ABBILDUNG SD.21

Zweitens haben doppelt so viele Schweizer eine hdhere
Berufsbildung (Abschluss héhere Fachhochschule oder
Universitats-/Fachhochschulabschluss) als Schweize-
rinnen.

Das Bundesamt fir Gesundheit [12] prognostiziert bei
den Bevolkerungsszenarien einen starken Anstieg des
Bildungsstandes. Der Anteil der 25 bis 46-jahrigen
Schweizerinnen und Schweizer mit einem Tertidrab-
schluss steigt demnach von heute 30 auf 44 Prozent,
wobei der Anteil bei den Frauen von 19 auf 39 Prozent
besonders stark zunimmt. Auf der anderen Seite geht
der Anteil Personen ohne postobligatorische Ausbildung
von heute 12 auf 5 Prozent zurick.

Berufsstand beeinflusst Quartiernahme

Die Verteilung der Erwerbstatigen nach Stellung im Be-
ruf auf die Stadtteile zeigt eine gewisse Segregation. Im
Stadtteil | Innere Stadt leben prozentual zu allen Stadt-
teilbewohnenden am meisten Kader- und/oder aka-
demisch gebildete Personen. Im Stadtteil VI Blimpliz-
Oberbottigen finden sich, verglichen mit den Anteilen
in den anderen Stadtteilen, anteilmédssig am meisten
ungelernte Personen und am wenigsten Menschen in
Kaderpositionen und/oder in akademischen Berufen. Im
Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde wohnen nominal
weitaus am meisten Selbstandige und freiberuflich Tati-
ge. (Abb. SD.22, nachste Seite)

Bern, die Stadt der Individualistinnen
und Individualisten

In den Sozialraumanalysen 1990/2000 [10] finden sich
ausfuhrliche Unterlagen zu zwei Faktoren. Der Soziale
Status wird mit den Variablen Stellung im Erwerbspro-
zess und der hochsten abgeschlossenen Ausbildung
(Bildungsniveau) abgebildet®. Der Faktor Lebensstil’
bildet den Grad der Abweichung vom burgerlichen tra-
ditionellen Lebensstil ab (als entweder traditionell oder
individuell). So bildet der individualisierte Lebensstil in
einem Quartier'® eine Zunahme von jlingeren Singles,
oder das Vorhandensein moderner Familienmodelle in-
folge zunehmender Erwerbstatigkeit der Mitter ab.

Hochste abgeschlossene Ausbildung
nach Geschlecht und Herkunft 2000

Gesamtmenge sind jeweils Personen Uber 15 Jahre und solche, die Angaben gemacht haben

Héhere
Berufshildung,| Hochschule,

Fachschule

0 9

Universitat,

Fachhoch-
schule

8Vgl. Abb. SD.21 zur Berufsausbildung
bzw. Abb. SD.22 zu sozio-professionellen
Kategorien

? Der Lebensstilfaktor umfasst im Wesent-
lichen die Merkmale Familienstruktur, defi-
10 niert durch die Haushaltformindikatoren

wie: Anteil 35-44-jéhrige Frauen ohne
Kinder, Anteil Personen unter 16 Jahren,
Anteil 30-49-jahrige Personen in Nicht-
familienhaushalten / Erwerbsstatus der Mit-
ter / Anteil konfessionslose Personen u.a.

' Die Werte der beiden Faktoren Sozialstatus
und Lebensstil sind in den Sozialraumanalysen

Keine Obligatorische |Berufslehre, | Maturitats-
Ausbildung |Schule, berufs- | Vollzeit- schule,
abgeschlos-|vorbereitende |Berufsschule | Lehrseminar | hohere
Schule
Schweizer 40
Schweizerinnen 42
\
Auslénder
S
Auslanderinnen 42
10%

1990/2000 fur die 250 Volkszahlungsquartiere
der Stadt Bern in einem zweidimensionalen

Datenquelle: Eidgendssische Volkszéhlung / Statistikdienste der Stadt Bern

Raum, dem sogenannten Sozialraum,
dargestellt worden.
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Bei der Volkszahlung 2000 wie- | Anzahl und prozentuale Verteilung der Erwerbstatigen
sen die Quartiere mit individu- | nach Stadtteilen und sozio-professionellen Kategorien 2000

alisiertem Lebensstil und eher
tiefem sozialem Status mit

einem Anteil von 40 Prozent Kader und Freie Berufe Intermedidre* | Ungelernte Nicht zuteil-
die grosste Verbreitung auf. akademische | und und quali- bare Berufe
Auffallend ist dieses Muster Berufe Selbstandige | fizirte Berufe
im Staditteil VI Bimpliz-Ober- |
bottigen, in Teilen des Stadt-
teils V Bre_|tenra|n—LorrAa|ne (in Total Stadt Bern | 9761 [5407 [30.250 \6’898 [18'217
den Quartieren Lorraine und
Breitenrain) und im Stadtteil ] l ‘ ‘
Il Mattenhof Weissenbiihl (im |1 Innere Stadt [ 29! S0 kK 130/
Quartier Holligen). 0 Lén
Fo9esse 1765|812 | 4426 800 | 2494

Stark vergrossert hat sich die
Anzahl Quartiere mit individu- |l Mattenhof-

. . " -- 2361 1080 7°'029 1’323 | 3'862
alisiertem Lebensstil und ho- Weissenbuhl I | |
hem Status, welche in einem |\, . oo l
praktisch geschlossenen Ring | serocsholde 2139|1821 | 4967 764 | 3'392
um die «Aareschlaufe» lie-
gen, aber auch im Stadttell Il \ Ere|t¢nra|n‘ 1'955 [986 ‘ 6'037 1'224 ‘3'261
Lédnggasse-Felsenau (in den il
Quartieren Muesmatt, Stadt- A

' VI Bimpliz- o 7 7

bach, Langgasse und Neufeld) Oberbottigen 990[817] 6'808 2657 |4624
und im Stadtteil 11l Mattenhof- l | ] | | 1]
Weissenbihl (in den Quartie- 10%

ren Monbijou und Weissen-

* intermediare Berufe= berufliche Tatigkeiten ohne Hochschuabschluss-Voraussetzung,
bahl). jedoch mit langerer Ausbildung als einer Berufslehre

Datenquelle: Eidgendssische Volkszahlung. Statistikdienste der Stadt Bern

Stark abgenommen hat die Anzahl Quartiere mit tradi-
tionellem Lebensstil und tiefem Sozialstatus. Sie finden
sich an einzelnen meist peripher gelegenen Standorten.
Quartiere mit tiefem Status aber zunehmend hoherer
Individualisierung finden sich vor allem noch im Westen
und im Norden der Stadt."

Aufgewertete Quartiere erhéhen
den Sozialstatus

In Bern zeigt sich in den zentral gelegenen Quartieren
mehrheitlich eine Bewegung in Richtung einer hoheren
Sozialstruktur. Diese sogenannte Gentrifizierung' ist
vornehmlich die Folge von Renovationen und Verbesse-
rungen der Bausubstanz alterer Stadtquartiere. [9/ S 6]
[10/S. 41]

" Vertiefende Zahlen und Abbildungen hierzu finden sich in den
Sozialraumanalysen 1990/2000 - Stadt Bern nach Quartieren der
Statistikdienste der Stadt Bern 2006 [10/S. 37]

2 Gentrifizierung: Soziale, kulturelle, bauliche und kommerzielle Aufwertungen
ehemals einfacher Arbeiterwohnquartiere im Rahmen von Sanierungen von
Héusern zu Wohngebieten einer urbanen Mittelschicht

Der hochste Soziale Status findet sich wie schon zehn
Jahre zuvor im Gebiet Kirchenfeld-Gryphenhibeli
(Stadtteil 1V), gefolgt von der unteren Altstadt (Stadtteil
|) sowie dem Altenberg (Stadtteil V).

Die grosste Differenz im Statusfaktor weist der Stadtteil
V Breitenrain-Lorraine auf, in dem der Anteil der obers-
ten sozio-professionellen Kategorien deutlich gestiegen
ist (Gentrifizierungseffekt). Eine ahnliche, schwacher
ausgepragte Entwicklung zeigt sich auch in der Lang-
gasse (Stadtteil I1).

Die tiefsten Werte im Sozialstatus weisen neben Beth-
lehem die stadtischen Quartiere BUmpliz, Stdckacker
(beide Stadtteil VI) und Holligen (Stadtteil Il) auf. [9]

Die grosste negative Abweichung im Status zeigt sich im
Quartier der Grosstberbauung Kleefeld West (Stadtteil
V1). Ahnliches gilt fur die Grossiberbauungen Kleefeld
Ost und Schwabgut, in geringem Mass flr den Holena-
cker (alle Stadtteil VI). Einen Anstieg beim Sozialstatus
verzeichnen die Grosstberbauungen Géabelbach, Tschar-
nergut (beide Stadtteil VI) und Wittigkofen (Stadtteil V).
[10/S. 43] Trotz einigen negativen Aspekten ist festzu-
halten, dass der Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen den
sozialen Status gehalten und zwischen 1990-2000 kei-
ne sogenannte Marginalisierung' erlebt hat.

3 Marginalisierung: mit der Gentrizierung einhergehende soziale, kulturelle
und bauliche Abwertung der Arbeiterviertel am Stadtrand mit ihren
Grosstiberbauungen

Ansicht andern
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4. Beschaftigte Bernerinnen und Berner

Arbeitsstatten und Beschiftigte

Nach der aktuellsten Betriebszéhlung' 2005 gibt es
in Bern gut 8'700 Arbeitsstatten im 2. und 3. Sektor'®
mit rund 148'000 Beschéftigten. Damit hat sich die
Beschaftigtenzahl auf dem Niveau der letzten Betriebs-
zéhlung 2001 stabilisiert. Neun von zehn Personen ar-
beiten in Bern im Dienstleistungssektor, nur eine von
zehn im Industriesektor. Die kontinuierliche Abnahme
der Arbeitsstellen im Industriesektor und die parallele
Zunahme im Dienstleistungssektor entsprechen auch
der gesamtschweizerischen Entwicklung. Die offentli-
che Verwaltung ist in Bern die zweitgrosste Arbeitgebe-
rin, einzig das Gesundheits- und Sozialwesen generiert
mehr Arbeitsplatze.

Wahrend im Industriesektor nur ein Finftel der Beschéaf-
tigten Frauen sind, ist das Geschlechterverhéltnis im
Dienstsleistungssektor fast ausgewogen.

Detaillierte Zahlen sowie Vergleiche finden sich auf der
Website des Statistikdienstes: www.statistik.bern.ch

In der Inneren Stadt wird am meisten gearbeitet

Die Beschaftigten-Intensitat differiert stark unter den
Stadtteilen. Im Stadtteil | Innere Stadt werden auch in
der Betriebszahlung 2005 die meisten Arbeitsstatten
gezahlt, gefolgt von jenen Gebieten (Stadtteil Il Mat-
tenhof-Weissenbhl) mit guter Zentrumsanbindung.

In Bezug auf die Verteilung der Beschaftigten arbeiten
am meisten Menschen im Stadtteil Ill Mattenhof-Weis-
senbhl. In den zwei Statteilen | und Il arbeiten zusam-
men genommen mehr als die Halfte aller in der Stadt
Beschaftigten. [4/ S. 88]

ABBILDUNG SD.23

Nach Wirtschaftssektoren betrachtet gilt der Stadtteil
VI BUmpliz-Oberbottigen als Hauptindustriestandort
der Stadt mit der grossten Anzahl Arbeitsstatten im

“ Die Betriebszahlung befasst sich mit den strukturellen Entwicklungen und
Trends im 2. und 3. Wirtschaftssektor und beleuchtet somit die Nachfrageseite
des Arbeitsmarktes. Sie gibt Auskunft Gber die Anzahl der Betriebe und der
Beschaftigten, deren Aufteilung nach Wirtschaftszweigen sowie tber deren
raumliche Verteilung.

" Der 1. Wirtschaftssektor — Land- und Forstwirtschaft — wird im Rahmen
der Eidgendssischen Betriebszahlung ausgeklammert. / 2. Sektor = Industrie
und Gewerbe / 3. = Dienstleistungen (z. B. Handel, 6ffentliche Verwaltung,
Unterrichtswesen, Gesundheits- und Sozialwesen)

ABBILDUNG SD.24

Bevolkerung nach Stadtteilen 2007

|
Innere Stadt

VI 3869
Bimpliz- Il
Oberbottigen Lénggasse-
31321 Felsenau

18109

I
Mattenhof-

Weissenbuhl
27'519
V . _ I\
Breitenrain- Kirchenfeld-
Lorraine Schosshalde
24056 23457
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Arbeitsstatten nach Stadtteilen 2005

Vi
Bimpliz-
Oberbottigen

1006 Innere Stadt
2'402
Vv
Breitenrain-
Lorraine 27
1143

Il
Langgasse-
Felsenau
10 899

v

Kirchenfeld- 1
Schosshalde Mattenhof-
1207 Weissenbihl

2'076

Beschaftigte nach Stadtteilen 2005

VI
Bimpliz-
Oberbottigen |
13’805 Innere Stadt
32707
\
Breitenrain-
Lorraine 22
21’348
Il
Langgasse-
Felsenau
12 17'252

Kirchenfeld- 11
Schosshalde Mattenhof-
19'764 Weissenbhl

43269

Datenquelle: Bundesamt fur Statistik, Eidg. Betriebszahlung 2005 / Statistikdienste der Stadt Bern
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2. Sektor. Weniger ausgepragt, aber splrbar ist die An-
siedlung des Industriesektors im Stadtteil V Breitenrain-
Lorraine.

Als Wohngebiete mit vergleichsweise wenigen Arbeits-
statten bestatigt werden die Stadtteile |l Ldnggasse-Fel-
senau und VI Bimpliz-Oberbottigen. Wahrend im Stadt-
teil VI fast ein Viertel der Berner Bevolkerung wohnt,
befinden sich hier nur Arbeitsstatten fir ungefahr neun
Prozent der arbeitenden Bevolkerung. Andererseits
steht dem Beschéftigtenanteil von zweiundzwanzig Pro-
zent in der Inneren Stadt eine Stadtteilbevolkerung von
knapp drei Prozent gegeniiber. Ahnliches gilt fir den
Stadtteil Il Mattenhof-Weissenbhl, in welchem eben-
falls mehr Menschen arbeiten als wohnen.

Teilzeitlich Dienstleistungen Erbringen
liegt im Trend

In den letzten zwanzig Jahren ist die Zahl der Teilzeit-
beschéaftigten um fast 80 Prozent gestiegen, wahrend
die Zahl der Vollzeitbeschéaftigten'® um knapp 10 Prozent
zurlickgegangen ist.

Knapp zwei Drittel aller beschéftigten Bernerinnen und
Berner arbeiten Vollzeit. Von den teilzeitbeschéftigten
Personen arbeiten 21 Prozent mehr als finfzig und
16 Prozent weniger als flinfzig Prozent. Zwischen 2001
und 2005 haben sich die Vollzeitpensen um rund 2'500
reduziert, wobei diese Reduktion durch den Anstieg der
Teilzeitpensen beinahe — auf die reine Beschéaftigungs-
zahl bezogen — kompensiert wurde (Anstieg rund 4100
Teilzeitstellen). Der Trend zur Teilzeitarbeit halt weiter
an.

Im 3. Wirtschaftssektor kommt die Teilzeitbeschafti-
gung etwa drei Mal haufiger vor als im 2., in welchem
nur rund eine von sieben Personen kein Vollzeitpensum
hat.

Mehr arbeitende Frauen — mehrheitlich Teilzeit

Die Entwicklung Uber die letzten zwanzig Jahre zeigt,
dass die Zahl der beschaftigten Frauen um mebhr als ein
Viertel zugenommen hat und jene der Manner leicht
gesunken ist. Der generell wachsende Stellenwert der
Teilzeitarbeit in der Schweiz beglnstigt die Zunahme
der Erwerbstatigkeit von Frauen.

6 Beschaftigte mit mindestens 90 Prozent der betriebsiblichen Zeit.

ABBILDUNG SD.26

Beschéftigte nach Geschlecht und
Beschéaftigungsgrad 2005

Frauen Manner

Teilzeit 2

(weniger

als 50%)

Teilzeit 1 LLrb
(50%
und mehr)

21802 g
\ollzeit

64833

\ollzeit Teilzeit 1
29'284 (50% und mehr)
8'556
Teilzeit 2
(weniger als 50%)
7'422

Datenquelle: Bundesamt fur Statistik, Eidg. Betriebszahlung 2005 /
Statistikdienste der Stadt Bern

Im Jahr 2000 liegt der Anteil der Erwerbspersonen bei
der Uber 15-jahrigen Bevolkerung bei 79 Prozent bei
den Frauen und 89 Prozent bei den Méannern. Deutliche
Unterschiede zwischen den Geschlechtern zeigen sich
auch 2005 bei den Arbeitspensen: Vier von finf Man-
nern sind Vollzeit beschaftigt, etwas mehr als die Half-
te der Frauen Teilzeit. Der Frauenanteil der insgesamt
Beschéftigten ist seit der letzten Betriebszahlung 2001
wieder leicht gestiegen und betragt rund 45 Prozent,
was rund 67'300 Frauen entspricht. Im gleichen Zeit-
raum ist die Anzahl beschaftigter Manner leicht zurlick-
gegangen auf 80'800 Personen.

Das Bundesamt fur Statistik [12] geht fir die ndchsten
Jahre gesamtschweizerisch von einer insgesamt auf ho-
hem Niveau leicht rlcklaufigen Erwerbsbeteiligung der
Manner aus. Parallel dazu haben die Frauen noch immer
einen starken Nachholbedarf und werden ihre Erwerbs-
beteiligung erhéhen, vor allem im Teilzeitbereich. Die
Hypothesen, welche die aktuelle Trendrichtung abbil-
den, gehen von einer weiteren Bildungsexpansion und
einer wachsenden Zahl von Frauen aus, die Familie und
Beruf verbinden wollen. Die fehlende Unterstitzung far
erwerbstatige Eltern und falsche 6konomische Anreize
koénnen sich negativ auf die Erwerbsbeteiligung auswir-
ken. Zunehmen wird sie, wenn Beruf und Familie besser
miteinander verbunden werden, wenn die Immigration
starker ist und wenn Anpassungen im Bildungswesen
und geeignete Anreize die Erwerbsbeteiligung insbe-
sondere alterer Menschen fordern.
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Verhaltnis Bevolkerung-Erwerbspersonen und
Netto-Erwerbsquotient nach Geschlecht und Herkunft 2000
Erwerbspersonen (=Erwerbstatige und Erwerbslose): N=74'267
Personen | Wohnbevolkerung zwischen 15 und 64 Jahren: N=88693
40000 100%
88.6% 35367 90Y%
35000 — O~ ’
89.2% —e 30%
30'000 79.4% 70%
25'000 ® 60%
20'000 ® 50%
15000 p 40%
11'840
10556 | 9'878 ® 30%
10000 7344 ® 20%
5'000 [ e 10%
0 - 0%
Schweizer |Schweizerinnen | Auslander | Auslénderinnen
Wohnbevélkerung
Erwerbspersonen —e— Netto-Erwerbsquotient
L]

Datenquelle: Eidgendssische Volkszahlung 2000 / Statistikdienst der Stadt Bern

Mehr Einwohnerinnen als Einwohner, mehr
mannliche als weibliche Erwerbspersonen

Die Stadt Bern weist mit 84 Prozent die hdhere Nettoer-
werbsquote'” auf als der Kanton Bern mit 82 Prozent und
die Schweiz mit 80 Prozent. Auslédnderinnen und Auslan-
der haben jeweils einen leicht hoheren Quotienten.
Gemaéss Bundesamt fir Statistik [12] werden gesamt-
schweizerisch trotz des Anstiegs der Erwerbsquote der
Frauen auf 100 Erwerbspersonen'® immer mehr nicht
erwerbstéatige’® Erwachsene kommen. Heute sind im
Schnitt 68 von 100 Erwerbspersonen erwerbstétig,
in 40 Jahren werden es noch 59 sein. Die globale Er-
werbsquote (unter Einbezug der 0 bis 20-Jahrigen) geht
von 56 auf 51 Prozent zurlck.

Die Mehrheit der in Bern Erwerbstatigen
wohnt auswarts

Die Stadt weist bei der Volkszahlung 2000 rund 74'300
Erwerbspersonen aus. Insgesamt 148’500 Personen ar-
beiten in Bern. Davon sind etwas mehr als ein Drittel Er-
werbstatige mit Wohn- und Arbeitsort in der Stadt. Die
andern zwei Drittel — das sind Uber 94'000 Personen
— pendeln in die Stadt zur Arbeit. Pendlerstrome entste-
hen auch durch jene Erwerbstatigen mit Wohnort Bern
und auswartigem Arbeitsort. Sie machen etwas mehr
als ein Flnftel der Stadtberner Erwerbstéatigen aus.

17 Zur Berechnung wird die Anzahl Erwerbspersonen durch die Bevolkerung
zwischen 156 und 64 Jahren dividiert.

8 Alle Personen im Alter von 15 und mehr Jahren, die entweder erwerbstatig
oder erwerbslos sind (inklusive Lernende). Zu den Nichterwerbspersonen
zahlen unter anderem Pensionierte sowie Rentner und Rentnerinnen.

9 Erwerbstéatig sind Personen, die wéhrend mindestens einer Stunde pro
Woche einer im Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung produktiven
Gesamtrechnung nachgehen.
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ABBILDUNG SD.28
Arbeitslose Registrierte Arbeitslose/Stellensuchende +Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosigkeit?® ist in der
Schweiz markant zurlickgegangen.
Gesamtschweizerisch liegt die Ar- (2006
beitslosenquote 2006 im Jahres-
schnitt noch bei 3.3 und sinkt 2007 5000
auf 2.8 Prozent. Im Kanton Bern ist

ArbeitsloseI‘ISteIIensuchende —&— Arbeitslosenquote* in %

5.0%

schen und kantonalen Werten. 2006
liegt sie im Schnitt bei 4.0 Prozent 2'500
und 2007 bei 3.2 Prozent. Zu be- 2'000
achten ist, dass fast zwei Drittel der

. . 4‘ —
sie noch tiefer: 2006 2.5 und 2007 | 4 °°° D
noch 2.0 Prozent. 4'000 . ]
In der Stadt liegt die Arbeitslosen- 3500 n .
quote jeweils Uber den schweizeri- 3000 n

2.5%
2.0%

Erwerbstatigen in der Stadt pendeln, 1'500 1.5%
das hgisst ausyvérts wohnen. Wgr— 1'000 10%
den diese arbeitslos, so werden sie

nicht in der Stadt erfasst. 500 0.5%
0 0%
s s| M T | B |CE|=S| 6| 5| a|6| s
© o =)
JEIEIRIEAE R IR 200 AE
HE: 252 ¢
51°12/38
3 Z | a
2007
© 5| 5
5'000 = 2 .| o &
52|58 oo
i — >
4600 3 S|E1 2|3 ea5%
4'000
3'500 i
3'000 H
2'500 2.5%

2'000 2.0%

1600 1.5%
1'000 1.0%

500 0.5%

0%

*Arbeitslosenquote:
Arbeitslose Personen in %
der Erwerbspersonen

Datenquelle: Staatsekretariat fir Wirtschaft SECO

20 Als arbeitslos gelten Personen, die bei der RAV registriert, ohne Arbeit und
sofort vermittlungsféhig sind.
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it / Soziale Hilfe

Wie in der gesamten Schweiz hat
sich auch in der Stadt Bern die Zahl
der Stellensuchenden?' in den letzten
zwei Jahren stark reduziert. Vorwie-
gend saisonal bedingt nimmt sie ge-
gen Ende Jahr jeweils wieder leicht
zu. Die Gesamtzahl der registrierten
Stellensuchenden hat zwischen 2005
und 2007 um rund 1’200 Personen ab-
genommen.

2007 betragt die Zahl der Arbeitslosen
pro Monat durchschnittlich 2'388 Per-
sonen, 2006 waren es durchschnitt-
lich 2'981. Vertiefende Daten und In-
terpretationen finden sich im Kapitel
Handlungsfeld 2.

ABBILDUNG SD.30

ABBILDUNG SD.29

Registrierte Arbeitslose nach Geschlecht 2006 und 2007

2'000
1'800 i
1'600 —I
1400 I i
1200 I 1
1'000 I I
800 I I
600
400 I I
200 I I
O_
S 5|5/ 5/8/5|3/8|8|%8/3|38
s & = < - 2 & 8 S S
S0 < £ 5 ¢ 2
8 s &
2006 06
Frauen 2007 Manner 2007

Datenquelle : Staatsekretariat fir Wirtschaft, SECO / Statistikdienste der Stadt Bern

Sozialhilfe Beziehende nach Herkunft zas s°bz_'lzlht"f71"s'|:‘° ist fiir Nicht-
und héchster abgeschlossener Ausbildung 2006 usgebiidete hoc
i Berufs- iversita . . - .
0 Eg'r[]?”che aﬁgﬂiﬁ_jung’ EQ,;L?;S'“T' Fast zwei von drei Sozialhilfebeziehenden ab acht-
0 Ausbildung Maturitéts- Fachausbildung zehn Jahren haben keine berufliche Ausbildung.
schule, Auslanderinnen und Auslander sind wesentlich
haufiger ohne Ausbildung als Schweizerinnen und
Total |63.8 128.9 Schweizer.
Schweizerlnnen | 58.4 L 36
Auslanderinnen | 70.6 J 22.1‘2 ! 71
10% Das Sozialhilferisiko ist fiir

Datenquelle: Standardauswertungen zur Sozialhilfestatistik / Gemeinde Bern 2006 (BFS)

ABBILDUNG SD.31

Auslanderinnen und Auslander
doppelt so hoch

Sozialhilfe Beziehende nach Herkunft
und Geschlecht 2005/2006/2007

Wie in anderen Stadten (vgl. Abb.
SD.34, Stadtevergleich) ist das Sozial-
hilferisiko fur Auslanderinnen und Aus-
lander in Bern doppelt so hoch wie fir

2'000 1'776\1‘826[1‘777 Personen mit Schweizer Birgerrecht.
1'800 177 7 P
1600 = 575(1'584/1'608 | | 1353 Taa7[Ta0z | V410|1'527 1445 —
1400 T I ] )
1200 T T T
1'000 1 T T
800 1T T T
600 T T T
400 T — T
200 1 — T
0-
Schweizerinnen Schweizer Auslanderinnen Auslander
2005
2006
. 2007
I

Datenquelle : Sozialamt / Statistidienste der Stadt Bern

21 Personen die bei der RAV registriert sind,
unabhangig davon, ob sie arbeitslos sind oder nicht.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

31§



Sozialbericht / Allgemeine Strukturdaten /5. Ohne Arbeit / Soziale Hilfe

ABBILDUNG SD.32

Sozialhilfe Beziehende nach Zivilstand
2005/2006/2007

1'800

Das Sozialhilferisiko ist
fir Geschiedene hoher

1711 7
. 1'651
1600 L1594

2005
2006

. 2007
| ]

den sind verheiratet.

1400 ~

1147 1183 1°200

1'200 -
1'000 +

800 -

600 -

400 ~

200

47 42 38

O_

verheiratet

geschieden oder
gerichtlich getrennt

ledig

verwitwet

Datenquelle: Jahresbericht / Produktegruppen-Rechnung / BSS / Band 3

Das Sozialhilferisiko ist fir Kinder
besonders hoch

Die Anteile der Altersgruppen allein sagen noch nicht
viel Uber das Sozialhilferisiko der einzelnen Altersgrup-
pen aus. Massgebend ist die Zusammensetzung der
Alterspyramide in der Bevolkerung. Die Betroffenheit
einer Gruppe wird in der altersspezifischen Sozialhilfe-
guote ausgewiesen. Das Risiko, auf Sozialhilfebezlige
angewiesen zu sein, unterscheidet sich nicht nur be-
zogen auf die Haushaltstypen, sondern auch bezlg-
lich der Altersgruppen deutlich.

Die Sozialhilfequote bei den Personen unter 18 Jahren
istin Bern, wie Ubrigens in allen Stadten der Schweiz,
am hochsten (vgl. Abb. SD.36, Stadtevergleich). Meh-
rere Kinder in einem Haushalt erhdhen das Sozialhilfe-
risiko betrachtlich. Die Lebenskosten flr einen Haus-
halt mit Kindern werden durch die Kinderzulagen nur
zu einem kleinen Teil mitfinanziert.

Bei den 18 bis 25-Jéhrigen (vgl. Abb. SD.33) ist nach
einem Anstieg in den letzten zwei Jahren 2007 ein
leichter Rickgang zu verzeichnen. Hier haben inten-
sivere Integrationsbemihungen und ein besseres
wirtschaftliches Umfeld ihre Frichte getragen. Ein
zentrales Problem bei dieser Gruppe sind die oftmals
schlechten Schulabschlisse, fehlende Anschlusslo-
sungen nach der obligatorischen Schulzeit und Abbri-
che von Lehren oder weiterfihrenden Schulen. Die
jungen Erwachsenen tragen ein Uberdurchschnittli-
ches Sozialhilferisiko. Da diese erst am Anfang ihrer
Erwerbstéatigkeit stehen, ist eine gute und nachhaltige
beruflichen Integration entscheidend fir ihre Eigen-
stéandigkeit und deshalb auch gesellschaftlich und
wirtschaftlich eine Notwendigkeit. (Vertiefende Zah-
len: Kapitel Handlungsfeld 2)

ABBILDUNG SD.33

Ein Drittel der Falle betrifft geschiede-
ne oder gerichtlich getrennte Personen.
Gut ein Funftel der Sozialhilfebeziehen-

Sozialhilfe Beziehende nach Altersgruppen
1998-2007

Ohne delegierte Sozialhilfe= Félle, die im
EKS und im Jugendamt geflihrt werden

0081
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Datenquelle: Sozialdienst der Stadt Bern, interne Statistik
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Die Gruppe der 26- bis 50-Jéhrigen hat
in den Jahren 2003-2006 den grossten
Zuwachs erfahren. Dies gilt in dhnlichem
Masse auch fir die Gruppe der 51- bis 65-
jahrigen Personen. Die Arbeitsmarktchan-
cen der Uber 50-Jahrigen sind nach wie
vor schlecht, so dass nur vereinzelt mit
einer Reintegration in den ersten Arbeits-
markt gerechnet werden kann. Zudem
kommen bei dieser Altersgruppe ver-
mehrt gesundheitliche Probleme dazu.
Eine bereits lange dauernde Arbeitslosig-
keit und Sozialhilfeabhéangigkeit kann zu
einer Chronifizierung der sozialen Proble-
me fuhren.

Viele Sozialhilfebeziehende wohnen
im Westen von Bern

Weitaus am meisten Personen mit Unter-
stlitzung, sowohl nominal wie anteilmas-
sig an der Wohnbevdlkerung, wohnen in
den Bezirken BlUmpliz, Bethlehem und
Stockacker. Im Stadtteil Ill Mattenhof-
WeissenbUlhl mit den zweithdchsten Zah-
len an Sozialhilfebeziehenden wohnen
weitaus am meisten Sozialhilfe beziehen-
de Personen im Bezirk Holligen, gefolgt
vom Mattenhof. Am wenigsten unter-
stlitzte Personen finden sich im Stadtteil
|V Kirchenfeld-Schosshalde.

ABBILDUNG SD.33

Sozialhilfe Beziehende nach Stadtteilen Ende 2005

R

bilden Personen mit Wohnort
ausserhalb der Stadt Bern, die
hier nicht mitgezahlt werden.

0
3'000 9
, 8
2'500 5
2'000 6
1'500 4.1% >
4
. 2.5%__2.4%
1'000 +— —2.47 3
— o 9
S TH |
0 - 0
= 96 433 1107 531 1006 2'620
<5
e c = ) W = O o) Lo =
8 % | B 23 3 8% | =8
o) w © & $ < c < c = =
€ e | 8 £3% 28  £85 |33
O] c © 0 o O o) mn L
e | S 22 5 o 2
< = ¥ 3 8
N Unterstltzte Personen —&— Unterstitzte in %
total: 5’813. der Stadtteil-
Anzahl Dossiers: 3'424. Wohnbevélkerung. In
Die Differenz zu den gesamt- der gesamtstadtischen
stadtischen Zahlen der Sozialhilfe- Bevolkerung betragt
falle und unterstitzten Personen der Anteil 4.6%.

Datenquelle: Eidg. Volkszahlung 2000 / Statistikdienste der Stadt Bern

Stadtevergleiche >
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ABBILDUNG SD.34

ABBILDUNG SD.35

Stadtevergleich: Sozialhilfequoten ()/
nach Geschlecht und Nationalitat 2006 /0
Kumulierte Personenzahlen, inkl. FP
? 2 4 6 8 10 12
| | |
(exkl. FP) 5.1
11.3
1.6 P
Basel 5.0
6.9
1.7
12.3
Bern 3.1
4.3
12.2
11.3 _
Winterthur 3.4 ‘
3.8
10.5
9.4
St. Gallen 4.3
5.2
11.2
10.7
Luzern 3.3
3.6
6.7
5.6
Schaffhausen| 2.8
3.2
6.5
6.2
Uster 1.7 [ Schweizerinnen
1.8 B Schweizer
4.9 Ausléanderinnen
5.6 [ Auslander
T \ \ \ \ 1
0 2 4 6 8 10 12

Datenquelle: Kennzahlenbericht zur Sozialhilfe in Schweizer Stadten
Berichtjahr 2006 [11]: Grafik 10/S. 21

2006 betragt der Anteil Ausldnderinnen und Auslénder
in der Sozialhilfe etwas weniger als 50 Prozent, jener
in der Gesamtbevdlkerung etwas mehr als ein Flnftel.
Tieferes Ausbildungsniveau und oftmals mangelnde
Kenntnisse der deutschen Sprache erschweren die
Integrationsbemihungen und die Mdglichkeiten, be-
zahlte Jobs zu erhalten. Im Durchschnitt haben aus-
landische Familien eine hohere Kinderzahl, was das
Risiko, von der Sozialhilfe abhéngig zu werden, zuséatz-
lich erhoht.

Stadtevergleich: Sozialhilfequoten
nach Altersgruppen 2006

Kumulierte Fallzahlen, inkl. Fremdplatzierungen (FP)

o

10 12 14 16

Ziirich 12.2
(exkl. FP) 8.5
6.2
7.6
5.1
0.4
Basel 14.6
1.9
9.5
9.2
4.9
0.3
Bern 12.0
7.0
bl
6.3
3.8
0.1
Winterthur 9.1
6.0
6.0
5.4
2.9
0.5
St. Gallen 1.4
8.3
7.3
7.4
4.2
0.2
Luzern 7.4
4.6
3.5
4.4
2.4
2.4
Schaffhausen 8.1
4.6
4.9
4.1
2.2
0.3
Uster 4.0
3.1
3.2
2.4
1.8
0.1

o -
N

4 6 8 10 12 14 16

unter 18 Jahre .
18 bis unter 26 Jahre
26 bis unter 36 Jahre

36 bis unter 51 Jahre |

51 bis und mit 65 Jahre l
Uber 65 Jahre

Sozialhilfequote
insgesamt
pro Stadt

Datenquelle: Kennzahlenbericht zur Sozialhilfe in Schweizer Stadten,
Berichtjahr 2006 [11]: Grafik 8/ S. 19

In den letzten Jahren ist das Augenmerk verstarkt auf
die Gruppe der 18- bis 25-Jéhrigen gerichtet worden.
Fir die Beratung und Betreuung dieser Gruppe sind in
der Stadt Bern zusatzliche personelle Ressourcen in-
vestiert worden. Im Jahr 2007 ist in dieser Gruppe ein
Rickgang von 93 Personen (12.7 Prozent) gegenilber
dem Vorjahr zu verzeichnen. Hingegen ist die Gruppe
der 51- bis 65-Jéhrigen seit 2003 tendenziell einem stei-
genden Sozialhilferisiko ausgesetzt.

Ansicht andern
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ABBILDUNG SD.36

ABBILDUNG SD.37

Stadtevergleich: Fallstruktur 2006 Stéadtevergleich: 0/
Haushaltquoten 2006 0
Prozentualer Anteil der Falltypen an allen Fallen, exkl. FP
Stichmonat: Dezember 2006 Anteil pro Haushaltstyp in der Sozialhilfe (exkl. FP)
Bern, St. Gallen, Schaffhausen: kumulierte Fallzahlen im Vergleich zur Haushaltsstruktur geméss
Volkszéhlung 2000
Bern, St. Gallen, Schaffhausen: kumulierte Fallzahlen
1-Personen- 1-Personen- Ehepaare
Falle Félle Ehepaare | mit Kind(ern) e A oo
mit Kind(ern) ONPEROOWONREOWOWMONRIEO®
T S T B
Ziirich
iiric 62.0 \17-2 Ziirich W
Basel 64.2 18.6 =
Winterthur | 55.0 24.2 Basel k
Luzern 66.3 19.4
/ Winterthur
Uster 57.2 21.4
Bern /
(kumuliert) 56.3 23.0 Luzern
St. Gallen \
(kumuliert, 69.0
inkl. FP*)
/ Uster
Schaffhausen |5, 5 22
(kumuliert) ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ -
10% Bern
° (kumuliert)
*) In St. Gallen sind‘bei den 1-Personen-Féllen rund 9% fremdplatzierte L
Kinder und Jugendliche enthalten St. Gallen
Datenquelle: Kennzahlenbericht zur Sozialhilfe in Schweizer Stadten (kumuliert,
Berichtjahr 2006 [11]: Grafik6/S. 17 inkl. FP*)
[

In Bern wird 2006 rund jeder vierte Ein-Eltern-Haushalt von
der Sozialhilfe unterstltzt. Dies gilt auch fur Basel, St.Gallen

und Schaffhausen.

Rund 80 Prozent aller Sozialhilfefélle in Bern kénnen den
Ein-Personen-Fallen und den Allein-Erziehenden zugeordnet

werden.

Schaffhausen
(kumuliert)

*) In St. Gallen .

sind bei den 1-Personen-Félle

1-Personen- allein Erziehende

Féllen rund 9% Paare ohne Kind

fremdplatzierte Paare mit Kind(ern)

Kinder und

Jugendliche I<— Haushaltquote insgesamt pro Stadt
enthalten

Datenquelle: Kennzahlenbericht zur Sozialhilfe in Schweizer Stadten
Berichtjahr 2006 [11]: Grafik 6/S. 17

Die Haushaltsquote gibt an, wie z. B. ein Ein-Per-
sonen-Haushalt in einer Stadt im Verhéltnis zu allen
Haushalten dieser Stadt Sozialhilfe bezieht. Ist die
Quote hoch, ist das Sozialhilferisiko dieser Haus-
haltsgruppe gross, ist die Quote niedriger, eherklein.

Auch wenn die Gruppe der Ein-Personen-Haushalte
mit Abstand den hochsten Anteil hat, ist das Risiko
dieser Gruppe, Sozialhilfe zu beziehen, nicht annah-
rend so hoch wie jenes der allein Erziehenden. Fir
Allein-Erziehenden-Haushalte ist das Risiko, Sozial-
hilfe beziehen zu missen, rund viermal so hoch wie
das durchschnittliche Sozialhilferisiko.
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Handlungsfeld 1 Fruhforderung und Volksschule

Leitziel

Kinder und Jugendliche werden friihzeitig geférdert.
Sie erfahren in den Volksschulen tatsachliche
Chancengleichheit und erwerben eine gute Grundaus-
bildung

Teilstrategien

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]
Schulsozialarbeitskonzept 2003 [1]
Padagogisches Konzept IVSB

(Informatik Volksschule Stadt Bern) 2004 [2]
Konzept Frihférderung 2006 [4]

Familienergdnzende Kinderbetreuung in der Stadt Bern
— Bestandesaufnahme, Zielsetzungen und Mass-
nahmen Marz 2007 [5]
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Einleitung

Das erste in der BSS-Strategie aufgefihrte Handlungs-
feld ist nicht wichtiger als andere einzustufen, und doch
steht es nicht zuféllig am Anfang, geht es doch um die
jingsten Einwohnerinnen und Einwohner, die Kinder
von der Geburt bis zum Schulaustritt. In den Kindern
liegt die Zukunft — dennoch hangt heute der Schulerfolg
immer noch massgeblich von der sozialen Herkunft ab.
Die Stadt Bern sieht wesentliche Kernaufgaben in den
Bereichen, welche die Bildung und die Gesundheit for-
dern: Angebote in der Zeit vor dem Kindergarteneintritt,
Kindergarten und Volksschule. Hier hat die Stadt we-
sentlich mitzugestalten und zu investieren.

ABBILDUNG 1.1
Kinder und Jugendliche
nach Stadtteilen 2007

I
Innere Stadt

Vi 225
Bumpliz- I
Oberbottigen Langgasse-
5718 Felsenau

2259

v . ) Mattenhof-
ng;;?:;a'“‘ Weissenbiihl
3'205 3490

[\

Kirchenfeld-

Schosshalde

3’885

Datenquelle: Polizeiinspektorat Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) /
Statistikdienste der Stadt Bern

Definitionen

Vorschulalter:
bis zum Eintritt in den Kindergarten (meist mit
4 Jahren, manchmal auch mit 5)

Kindergarten:
gehort zur Volksschule, ist (noch) freiwillig

Volksschule:
obligatorische Schulzeit, 1. bis 9. Schuljahr

Primarstufe:
1. bis 6. Schuljahr

Sekundarstufe I:
7. bis 9. Schuljahr, einerseits Realschul- und anderer-
seits Sekundarschulniveau

Sekundarstute Il:
Berufsbildung und weiterfihrende Schulen (wie
Gymnasien, Fachmittelschulen usw.)

Schulkreise:

die Stadt ist in 6 Schulkreise eingeteilt. Diese entspre-
chen mit kleinen Abweichungen den Stadtteilen.
Bern-West ist in zwei Schulkreise aufgeteilt: Bimpliz
und Bethlehem.

Strukturdaten

Die langerfristige Entwicklung der Anzahl Kinder und
Jugendlichen ist insgesamt stabil geblieben. Die Vertei-
lung der Berner Bevolkerung nach Alter zeigt aber auch,
dass verhéltnisméassig wenig junge Menschen unter
zwanzig Jahren in der Stadt wohnen.

TABELLE 1.I
Altersgruppen der 0-19-Jahrigen 2007

Altersgruppen
0-6 7-15 16-19 | Total
mannlich |3'649 3’990 1'982
weiblich | 3'419  3'908 1'934
6968  7'898 3'916 | =18'782

Datenquelle: Polizeiinspektorat Stadt Bern (Einwohnerdatenbank)
Statistikdienste der Stadt Bern

Von den im Jahr 2007 rund 18’800 Kindern und Jugend-
lichen sind drei von vier schweizerischer Nationalitat.
Jedes Vierte hat eine auslandische Staatsbirgerschaft.

Ansicht andern

38
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Ansicht andern

Gut 30 Prozent betragt der Anteil Kinder und Jugendli-
cher im Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen.

Im Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde leben am zweit-
meisten Kinder, insgesamt neun Prozent weniger als im
Stadtteil VI, aber anndhernd gleich viele Kinder schwei-
zerischer Nationalitat wie im Stadtteil VI und viel weni-
ger Kinder auslandischer Nationalitat als im VI.

Bezogen auf die zahlenméssige Verteilung der Vorschul-
kinder in den Stadtteilen leben am meisten Schweizer

ABBILDUNG 1.2

Vorschulkinder im Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde,
die meisten auslandischen Vorschulkinder dagegen im
Stadtteil VI BUmpliz-Oberbottigen. Von den beiden an-
deren Altersgruppen lebt die Mehrheit unabhangig von
der Herkunft im Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen.

Abbildung 1.3 mit den prozentualen Verteilungen unter
den Altersgruppen nach Stadtteilen zeigt, dass im Stadt-
teil VI BUmpliz-Oberbottigen von allen drei Altersgrup-
pen gegen die Halfte aller ausléandischen Kinder lebt.

Altersgruppen nach Herkunft und Stadtteil nominal 2007
Schweiz Stadtteil Ausland
B 0-6-Jéhrige 77 1 1
. 7—15—Jahr|ge 79 Innere 9
16-19-Jahrige 46 Stadt 3
671 | Langgasse- |165 [
‘ 398 | Felsenau 68
|
e 1075 | Mattenhot- 1367 .
1'048 | Mattenhof- (367 |
- 519 | Weissenbuhl | 147
| |
1192 [\ 202 L]
1444 | Kirchenfeld - | 249
—— 707 | Schosshalde | 91
— 963 \' 257 \ummu
s 1013 Breftenrain- |310
‘ o 501 Lorraine 162
I
1'549 | Bimpliz- 985 |
‘ ‘ ‘ L 874 | Oberbottigen | 410 o ‘
AR N ] -
o E N S o o » r\‘a N A O ® O
o o o o o o o o o o o o o
o o o o (@] o o o o o o o o o o

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern

ABBILDUNG 1.3

Altersgruppen nach Herkunft und Stadtteil prozentual 2007

Im Stadtteil Il Mattenhof-
WeissenbUhl leben unabhéngig
von der Herkunft in allen Alters-

Schweiz*| Stadttell Ausland**
—o— 0-6-Jéhrige 1 |
—e— 7-15-Jahrige / 1 Innere 1\
—0-16-19-Jahrige Za 2 Stadt N

gruppen ahnlich grosse Anteile
von Kindern und Jugendlichen
(rund 18 Prozent).

e 15 I

12 Langgasse-
/ 13

Felsenau

o 00 © (oo

A

In den Stadtteilen IV Kirchen-
feld-Schosshalde und Il Lang-

gasse-Felsenau sind die Anteile
» der Schweizer Kinder deutlich

v 20 m 21
18 Mattenhof- 18 p . .
17 Y 17 grosser als jene der auslandi-
schen Kinder.
23 v 1"
25 Kirchenfeld - 12
23 Schosshalde 10
19 v 14 N
JZ; Breitenrain- 15 §§\
Lorraine 17 Ny
21 Vi 45 1
\
/ 27 Biimpliz- 47 \\:'o
29 Oberbottigen | 47
30 25 20 15 10 5 O 0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50
*100% = alle 0-6- (bzw. 7-15-, bzw. 16-19-)jéhrigen Schweizerlnnen *%*100% = alle 0-6- (bzw. 7-15-, bzw. 16-19-)jadhrigen Auslénderinnen

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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Vorschulalter

A) Gesundheitsdienst

Zielvorgaben

1 Kinder verfligen bei Eintritt ins Schulsystem Uber altersaddquate
und ihrem Potential entsprechende sprachliche, motorische,

kognitive und soziale Fahigkeiten

Frihforderungskonzept [4]

2 Forderangebote und eine anregende Umgebung als Basis flr
bessere schulische Chancen fir Kinder aus Familien mit wenig

eigenen Ressourcen

Legislaturrichtlinien 2005-2008
[6] /Frihforderungskonzept [4]

3 Spezielle Férderprogramme (Sprache, Bewegung, Erndhrung) in

Kindertagesstatten (Kitas) und Spielgruppen

Die verschiedenen Forderthemen werden gestaffelt angeboten

Frahforderungskonzept [4]
Legislaturrichtlinien 2005-2008 [6]

Angebotsstrukturen

Der Gesundheitsdienst arbeitet dezentral in vier stadt-
teilbezogenen Teams:

Gesundheitsdienst Bern Nord
Viktoriastrasse 60

Gesundheitsdienst Bern Sud
Monbijoustrasse 11

Gesundheitsdienst Bern West
Frankenstrasse 1

Gesundheitsdienst Bern Mitte
Monbijoustrasse 11

Der Gesundheitsdienst ist die zustandige Fachstelle
fur Fragen des offentlichen Gesundheitswesens in der
Stadt. Er befasst sich mit Gesundheitsvorsorge, -bera-
tung und -information sowie mit Gesundheitsférderung
und Pravention. Die Kernangebote beziglich des Hand-
lungsfelds 1 umfassen folgende Dienstleistungen:

— Schularztliche Untersuchungen im Kindergarten,
in der 4. und 8. Klasse

— Schulérztliche Spezialuntersuchungen (Schul-
bereitschaftsabklarung, Psychomotorik, Logopadie,
medizinische Abklarungen), Schularztliche Be-
ratung, Lauseuntersuchungen

— Gesundheitsforderung im Vorschulalter

— Gesundheitsforderung und Praventionsprojekte
in der Schule

Strukturdaten
ABBILDUNG 1.4

Kinder mit Entwicklungsriickstand
© 1999-2005; Schuljahre 2005/06, 2006/07

0% 5TVo 10% 15% 20% 25% 30%
| |

Sprachlicher | 14
Entwicklungs- | 17
rtckstand 17

motorische 25
Probleme 24
28

Verhaltens- 19
auffalligkeiten | 27

—_—
——
=

25
fragliche 13 @ 1999-2005
altersgemasse| 11 = [112005/2006
Schulfahigkeit | 10 | ‘ M 2006/2007

Kinder mit 12
Ubergewicht |13
16

Datenquelle: Gesundheitsdienst, Schularztliche Statistik

In der Stadt Bern werden finf verschiedene Entwick-
lungsstdrungen unterschieden und der Anteil der be-
troffenen Kinder ausgewiesen. In den sechs Untersu-
chungsjahren sind bei Uber der Halfte der untersuchten
Kinder keine Entwicklungsstérungen festgestellt wor-
den.

Ansicht andern


www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/gsd/fruefoerderung
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/gsd/fruefoerderung
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/gsd/fruefoerderung
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien
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Ansicht andern

ABBILDUNG 1.5

Anteil Kinder mit Entwicklungs-
storung(en) in Prozent @ 1999-2005

N=5'635 (Total Kinder im Jahr vor der Einschulung)

Keine
Stérungen

1 Storung

54

2 Stérungen

7

3 Stérungen

Datenquelle: Gesundheitsdienst, Schularztliche Statistik

Kinder mit bildungsfernen Eltern mit oder ohne Migra-
tionshintergrund sind durchwegs haufiger von Entwick-
lungsstorungen betroffen. Dieser Befund entspricht
auch den Ergebnissen aus Literaturrecherchen.

ABBILDUNG 1.6

Die Verteilung der Kinder mit Entwicklungsdefiziten Gber
die ganze Stadt ist ungleich. Im Stadtteil VI Bimpliz-
Oberbottigen beispielsweise sind bei den schularztlich
untersuchten Kindergartenkindern bei Uber einem Finf-
tel Sprachstoérungen festgestellt worden, im Stadtteil IV
Kirchenfeld-Schosshalde sind es bei gut einem Zehntel.
Der Stadtberner Durchschnitt betragt in den genannten
Erfassungsjahren rund acht Prozent.

Ungefahr die Halfte aller Kinder mit Defiziten in der
Sprache, Motorik oder dem sozialen Verhalten sind
schweizerischer Nationalitat. Der schulische Forderbe-
darf hdngt eng zusammen mit soziodemographischen
Faktoren (Anzahl auslandische Kinder, Anzahl arbeitslo-
se Eltern, Anzahl geschiedene Eltern, Anzahl Familien
in Einfamilienhdusern), wobei die Anzahl auslédndischer
Kinder bezogen auf die Gesamtkinderzahl in einem
Quartier am einfachsten zu erheben ist. Die Zahl kann
als ein zuverlassiger Indikator fir das Vorhandensein
unterschiedlichster sozialer Benachteiligungen in einem
Quartier genommen werden und als «sozialer Belas-
tungsfaktor» dienen, der Auskunft Uber die Notwendig-
keit an unterstltzenden bzw. férdernden Massnahmen
gibt. Durch die Kombination der Gebiete mit hohem
Kleinkinderanteil und solchen mit hoher sozialer Belas-
tung resultieren folgende Brennpunkte mit vorschuli-
schem Foérderbedarf (Abb. 1.6):

Altersgruppe Kleinkinder (0—4 Jahre):
@» Erhohte soziale Belastung
@®  Stark erhohte soziale Belastung

VI
Biimpliz-
Oberbottigen

Gebiete mit erh6htem Bedarf an vorschulischer Férderung

1
Lénggasse-
Felsenau

Vv
Breitenrain-
Lorraine

I\
Kirchenfeld-
Schosshalde

I Innere Stadt

Mattenhof-
Weissenbiihl

Datenquelle: Gesundheitsdienst, Frihférderungskonzept 2006, S. 13
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Leistungen nach Zielvorgaben

Zu den Zielthemen 1 und 2:
Familien im Hausbesuchsprogramm (2008) -
Start Projekt «Primano»

Das praventive Spiel- und Lernprogramm «schritt:wei-
se-Opstapje» richtet sich an sozial benachteiligte Fami-
lien, sowohl an schweizerische als auch an Familien mit
Migrationshintergrund. Es wird in den Quartieren Holli-
gen (Stadtteil Ill), Bdmpliz (VI) und Bethlehem (VI) an-
geboten und richtet sich an Eltern, deren Kind zu Beginn
des Programms eineinhalb bis zwei Jahre alt ist und die
es gerne in seiner Entwicklung unterstiitzen mochten.
Das Programm dauert 18 Monate.

Zu Zielthema 3:
Spielgruppen und Kindertagesstatten (Kitas) mit
Férdermodul «Bewegung» 2008

Fordermodule werden in Spielgruppen und Kindertages-
statten der Pilotquartiere Wittigkofen (I1V), Ausserholli-
gen (IlII) und Bumpliz (VI) umgesetzt. Neun Spielgrup-
pen und flnf angefragte Kitas machen am Férdermodul
Bewegung mit.

Seit August 2007 lauft das Férdermodul Motorik (Mot-
to: Lernen beginnt mit Bewegung!). In Zusammenar-
beit mit Expertinnen der Bewegungsforderung priften
Kita-Teams und Spielgruppenleitende, ob Kinder ihre
primaren Bewegungsbedirfnisse ausleben und die not-
wendigen Bewegungserfahrungen machen kénnen. Es
haben Weiterbildungen fir Spielgruppenleitende und
Coachings fir das Kita-Personal stattgefunden. Das
Projekt Primano kann zudem die Anschaffung von not-
wendigem Fordermaterial unterstitzen (Krabbel/Klet-
ter/Rutsch-Elemente fir Kleinstkinder, Sprossenwande,
Material zum Schaukeln, Elemente fir Bewegungsbau-
stellen usw.). In Eltern- und Eltern-Kind-Veranstaltungen
entdecken Eltern neue Bewegungsmaoglichkeiten, wel-
che die Entwicklung der Kinder férdern und viel Spass
machen. Wichtig wird die Auswertung der Erfahrungen
mit Elternveranstaltungen sein (bezlglich Erreichbarkeit
und Nachhaltigkeit), um diese anderen Veranstaltenden
zuganglich zu machen.

B) Miitter- und Vater-Beratung

Dieses Angebot liegt im Verantwortungsbereich
des Kantons, daher fihrt die Stadt keine Statistik.

Angebotsstrukturen

Die Mutter-Vater-Beratung Bern Stadt ist ein privat-
rechtlicher Verein, welcher im Auftrag des Kantons Bern
die Beratungen organisiert und Dienstleistungen im so-
zial- und praventivmedizinischen Bereich anbietet. Alle
Beratungen richten sich an Eltern mit Sauglingen und
Kleinkindern von null bis finf Jahren. Angeboten wer-
den sowohl Hausbesuche wie Beratungen an verschie-
denen Standorten in den Quartieren.

TABELLE 1.1

Mitter- und Vaterberatung: Standorte

Ansicht andern

Beratungsstelle: Zugehdrige Quartiere:

[l Langgasse: Engeried, Neufeld,
Stadtbach, Muesmatt,
Aaregg

Rossfeld: Tiefenau, Felsenau, Aaregg

[II'Holligen: Holligen

Mattenhof: Weissenbuhl, Weissen-

stein, Monbijou, Sandrain

IV Kirchenfeld: GryphenhUbeli, Brunn-
adern, Elfenau, Murifeld,

Schosshalde

V Breitenrain: Beundenfeld, Altenberg,
Spitalacker, Breitfeld, Lor-
raine, Innere Stadt

VI Bethlehem: Holenacker, Gabelbach
Bimpliz: Oberbottigen, Stockacker
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Ansicht andern

C) Mitterzentrum/Familientreff

Zielvorgabe

4 Eltern von Kleinkindern werden in ihren Erziehungs-
bemihungen und bei der Vereinbarkeit mit der Berufs-
tatigkeit unterstitzt

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [7]

Angebotsstrukturen

Mditterzentrum
Bern-West im Tscharnergut (Stadtteil VI)
Uber 120 Stellenprozente

Familientreff
Stadt Bern im Stadtteil IV (Muristrasse)
Uber 80 Stellenprozente*

*fr professionelle Leitung und Administration

Die Zentren sind niederschwellige Anlaufstellen flr Fa-
milien. Sie nehmen im Bildungsbereich fur Eltern mit
Kleinkindern eine wichtige Funktion ein. Der Treffpunkt
hat folgende Angebote: Informationsvermittlung, un-
komplizierte Kinderbetreuung, zielgruppengerechte
Elternbildung, Arbeitsplatze fur Wiedereinsteigerinnen
und Wiedereinsteiger mit der Mdglichkeit, Kleinkinder
am Arbeitsplatz betreuen zu lassen sowie Einsatzplatze
fur erwerbslose Personen.

Leistungen nach Zielvorgabe

Zum Zielthema 4

Familientreff Stadt Bern im Stadtteil IV

Die rund 11700 Besucherinnen und Besuchern zeigen,
dass die Angebote des Familientreffs zielgruppen-
gerecht erbracht werden. 490 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer haben an 17 Kursen mit einer durchschnitt-
lichen Dauer von 37 Stunden teilgenommen.

Mditterzentrum Bern-West im Tscharnergut

im Stadtteil VI

Die Zahl der ein- und mehrmaligen Benutzenden des
Mutterzentrums Bern West hat seit 2003 um Uber 50
Prozent auf 10400 zugenommen. Im Mdtterzentrum
Bern-West arbeiten 16 Frauen mit Teilzeitpensen von
flnf bis zehn Prozent in den verschiedenen Angeboten
mit. lhre Kinder werden wahrend der Arbeitszeit be-
treut.

Entsprechend der unterschiedlichen Bedurfnisse wer-
den im Mdatterzentrum Bern West andere Schwerpunk-
te gesetzt als im Familientreff. Mehr als die Halfte der
Besucherinnen und Besucher des Mdutterzentrum im
Tschanergut ist auslandischer Herkunft, wahrend es im
Familientreff knapp ein Drittel ist. Das Angebot in Bern
West ist deshalb stark auf Integrationsangebote ausge-
richtet. Eine wirkungsvolle Elternbildung geschieht stéar-
ker durch eine beispielhafte Vermittlung von erzieheri-
schen Maoglichkeiten im Alltag des MUtterzentrums als
durch das Anbieten eines Erziehungskurses. So ist es
dem MuUtterzentrum gelungen, eine wichtige Zielgruppe
anzusprechen, die mit den klassischen Elternbildungs-
kursen kaum zu erreichen ist. Mit dem dadurch erstell-
ten Durchbruch der haufig beobachteten Isolation von

(fremdsprachigen) Muttern mit ihren Kindern wird ein
wirksamer Integrationsschritt getan. Beim Familientreff
stehen hingegen eine breite Palette an Weiterbildungs-
kursen flr Eltern und die Unterstitzung von Eigeninitia-
tive im Vordergrund.

Sowohl das Mdtterzentrum als auch der Familientreff
bieten die Moglichkeit, sehr frih auf problematische
Entwicklungen in mehrfach belasteten Familien auf-
merksam zu werden und entsprechende Massnahmen
einzuleiten.

D) Mutter-Kind-Angebote
«MuKi-Deutsch»

Zielvorgaben

5 Fremdsprachige Kinder und ihre Eltern lernen
Deutsch als Zweitsprache. Beim Kindergarteneintritt
koénnen sie sich in deutscher Standardsprache im All-
tag verstandigen.

MukKi-Deutsch (Deutschunterricht fir Kinder und de-
ren Mutter im Spielgruppenalter) sind flachendeckend
einzufihren: (2 pro Jahr zuséatzlich).

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]
Legislaturrichtlinien 2005-2008 [6]

Angebotsstrukturen

Die Stadt fuhrt mit finanzieller Unterstltzung der Erzie-
hingsdirektion des Kantons Bern in verschiedenen Quar-
tieren Deutschkurse fir Mutter und Kind, sogenannte
MuKi-Deutschkurse durch. Ausfihrungen finden sich in
der Broschture «lch lerne Deutsch — und mein Kind auch,
Deutschkurse fiir anderssprachige Mutter und ihre Kin-
der von 3 bis 5 Jahren»
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/schule

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
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TABELLE 1.11

2003/04
2004/05

2005/06

2006/07

Schuljahr

Standort
Quartierzentrum Wylerhuus

Quartierzentrum Wylerhuus
Quartierzentrum Wittigkofen

Quartierzentrum Wylerhuus
Quartierzentrum Wittigkofen
Kirchgemeinde Bimpliz

Kirchgemeinde Steigerhubel

Quartierzentrum Wylerhuus
Quartierzentrum Wittigkofen
Kirchgemeinde Bimpliz
Kirchgemeinde Steigerhubel
Treff Untermatt

Kirchgem. Heiligkreuz Tiefenau

Schulhaus Breitfeld
Quartierzentrum Wittigkofen
Schulhaus Bimpliz Hohe
Schulhaus Steigerhubel
Schulhaus Brunnmatt
Schulhaus Tscharnergut
Kirchgem. Heiligkreuz Tiefenau

Entwicklung der Mutter-Kind-Angebote (MuKi)

Stadtteil
Breitenrain-Lorraine V

Breitenrain-Lorraine V
Kirchenfeld-Schosshalde IV

Breitenrain-Lorraine V
Kirchenfeld-Schosshalde IV
Blmpliz-Oberbottigen VI
Mattenhof-Weissenbihl Il

Breitenrain-Lorraine V
Kirchenfeld-Schosshalde IV
Blmpliz-Oberbottigen VI
Mattenhof-Weissenbihl Il
Blmpliz-Oberbottigen VI
Ladnggasse-Felsenau |l

Breitenrain-Lorraine V
Kirchenfeld-Schosshalde IV
Blmpliz-Oberbottigen VI
Mattenhof-Weissenbihl Il
Mattenhof-Weissenbihl 1
BiUmpliz-Oberbottigen VI
Langgasse-Felsenau Il

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, interne Statistik

ABBILDUNG 1.7

E) Spielgruppen

Ausflhrungen zu den gut

20 Spielgruppen in der Stadt
Bern finden sich im Kapitel
Handlungsfeld 3 sowie unter:
www.kinderbetreuung.bern.ch

MuKi-Deutschkurse: Anzahl + Standorte der Kurse
und durchschnittliche Anzahl Teilnehmende 2003-2007
Anzahl
Stand-

B orte | Jahr Stadtteil @ Teilnehmende: [ Kinder e— Mutter

2 1 0 0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20
keine | | Innere Stadt keine
2003 2003
2004 Il 2004
2005| Léanggasse- 2005

= 2006 Felsenau 2006

2007 10 (e g 2007
2003 2003
2004 1l 2004
2005 Mattenhof- 9 —8 2005
2006 | \Weissenbihl | 8 =k 2006
2007 19 : : : 18-2007
2003 ] 2003
2004 v ‘ ‘ ‘ T 2004
2005 Kirchenfeld - 6 5 2005
2006 | Schosshalde 9 6 2006
2007 I 8 2007
2003 1 = ¢ 2003
2004 Y 9 6 2004
2005 Breitenrain- 9 6 2005
2006 Lorraine 9 3 2006
2007 8 8 2007
2003 2003
2004 VI 2004
2005 it 2005
2006 | Qperbottigen | 18 14-2006
2007 19 I/, 2007

o 1T T 17 1T 1 T 1T 1

2 1 0 0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, interne Statistik
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Schulalter (Kindergarten, Primarstufe und Sekundarstufe I)

F) Volksschule

Zielvorgaben

6 Die Stadt schafft fir alle Kinder und Jugendlichen unabhangig von
Geschlecht, Alter, sozialer Herkunft, Sprache, Behinderung, Religion,
Nationalitat und Quartier gleiche schulische Chancen

Schulreglement 2006 [8]
Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

7 Systematische Sprachforderung fir Kinder mit Sprachdefiziten:
im Kindergarten und in der Schule

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [6]
Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

8 Elterninformationen / Die Eltern sind Uber das bernische Schulsys-
tem informiert. Sie kennen die Rechte und Pflichten.
Kommunikation mit fremdsprachigen Eltern

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]
Legislaturrichtlinien 2005-2008 [6]

9 Schulversuch Basisstufe: Erprobung und Evaluation

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

10 Die Mitwirkung der Schilerinnen und Schiler der Volksschulstufe
auf Klassen- und Schulhausebene ist verbindlich. Schilerinnen- und
Schulerrate sind verwirklicht.

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

11 Aufgrund der neuen kantonalen Verordnung Uber die besonderen
Massnahmen (BMV) erstellt die Stadt Bern ein eigenes Integrations-
konzept. Dieses geht vom Grundsatz aus, dass alle Schilerinnen und
Schiler wenn immer moglich und sinnvoll in den Regelklassen inte-
griert werden und dort die bestmaogliche Forderung und Begleitung
erhalten.

Projektauftrag der Direktion BSS

Angebotsstrukturen

Die Stadt Bern hat Kindergarten und Volksschule ge- Flhrung der Schulen zustandig. Diese Flhrungsstruktu-
mass Reglement vom 30. Marz 2006 Uber das Schul- ren entsprechen dem Prinzip der geleiteten Schule. Der
wesen organisiert [8]. Bereich Kleinklassen- und Spezialunterricht ist zentral
Seit August 2007 sind die Schulen in sechs Schulkrei- organisiert und hat eine eigene Schulkommission. Die

sen gegliedert (vorher 18). Die Schulkommissionen sind Kindergarten sind je einem Schulstandort zugeteilt.

flr die strategische, die Schulleitungen fir die operative

ABBILDUNG 1.8

Schulstandorte (je unverandert) nach Stadtteilen und den neuen Schulkreisen
Kindergérten gehoren zur Volksschule und befinden sich an allen Schulstandorten

Stadtteil |
Stadtteil-Name Innere Stadt
Schulkreis-Name (Schulstandorte den
e Schulstandorte Stadtteilen IV und V zugeteilt)
Stadtteil Il
Langgasse-Felsenau Stadtteil V
Linggasse—Felsenau Breitenrain-Lorraine
Stadtteil VI * Hochfeld 1 — Breitenrain-Lorraine
Biimpliz-Oberbottigen ® Hochfeld 2 e Breitfeld/Wankdorf
umfasst 2 Schulkreise: * Grosses Langgassschulhaus e Lorraine
* Rossfeld e Spitalacker/Breitenrain
. T Stadtteil IV
Bampliz * Bethlehemacker Kirchenfeld-Schosshalde
® BUmpliz/Hohe e Schwabgut
o Kleefeld e Tscharnergut L~ Kirchenfeld-Schosshalde
* Oberbottigen Stadtteil Il ¢ Altstadt/Schosshalde
* Stapfenacker/Brinnen Mattenhof-Weissenbiihl Phirchenfeld
* | aubegg
Mattenhof-Weissenbiihl ° Manuel
e Brunnmatt/ Steigerhubel
e Munzinger
® Pestalozzi

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern / Details: www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/schule
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www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/recht/dateien/430.101
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/recht/dateien/430.101
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Kinder und Schulklassen nach Stufe und Stadtteil (Schulkreis) 2007
s | Anzahl Anzahl Kinder pro Klasse
% Klassen Kinder (Durchschnitt)
!
ng \ \ \ \ \ 204\ 18.54
n 28 517 18.46 I
12 213 117,75
9 I | ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ 82 9.1
7 M e | || 290 || | 1705
m 40 782 19.55 n
17 313 17.75
5 ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ 53 10.60
RO 77 Tsig 7T T 1T ] 1870
51 1'005 19.70
v | 21 390 18.57 v
| ° -
15 ] ] Tees | [ ] 17.53
38 747 19.65
V| 18 336 20.17 v
10 [ ‘ ‘ ‘ ‘ 98 9.80
R | [ [ ] s | [ ] 18.85
Vvl | 41 733 17.88 \"/|
a)| 18 330 18.33 a)
9 ‘ ‘ ‘ ‘ ‘ 79 8.78
13 P W | 1 [ J22 | [ [ [ | 178
VI | 43 761 17.70 Vi
b) | 19 358 18.84 b)
19I — i l l l 1 190 10.0
— —_ N N w w S > o1 o1 [©)] ()] ~l ~ 0] (o] © ©
N O O a1 o o1 o o1 o a1 o o1 o o1 o a1 o o1 o o1
O o1 O o1 o (@] o (@] (@] o (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@] (@]
Il Langgasse-Felsenau Klassen| Kinder
Il Mattenhof-Weissenbiihl Kindergarten
IV Kirchenfeld-Schosshalde (+Teil Stadtteil I) Primarschule
V Breitenrain-Lorraine(+Teil Stadtteil |) Sekundarstufe |
VI Bumpliz-Oberbottigen a) Bimpliz / b) Bethlehem Besondere Klassen*
*Kleinklassen A, B, C, D und Klassen flr Fremdsprachige

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, Interne Statistik

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthema 6: Chancengleichheit

Es handelt sich hier um ein Ubergeordnetes Ziel, dem
alle anderen Zielsetzungen und Massnahmen unterge-
ordnet sind. Alle Arbeiten der Schule sind auf dieses Ziel
auszurichten. In der Schweiz ist dieses Ziel bei weitem
nicht erreicht. Viele Studien belegen, dass gerade in der
Schweiz Herkunft und soziales Umfeld fir die schuli-
sche Laufbahn eine Rolle spielen. Schritte zur Verbes-
serung sollen im Kanton Bern mit der Umsetzung des
Artikels 17 des Volksschulgesetzes (Integrationsartikel)
sowie mit der Frihforderung erreicht werden konnen.
Systemische Fehler wie Selektion wahrend der obli-
gatorischen Schullaufbahn kdnnen von der Stadt nicht
autonom korrigiert werden, da die Volksschule auf kan-
tonalem Recht basiert.

Zu Zielthema 7: Systematische Sprachféorderung

Kindergarten: Der Forderunterricht «DaZ» (Deutsch als
Zweitsprache) wird aufgrund der Klassengrosse und
des Anteils fremdsprachiger Schilerinnen und Schiler
einer Klasse auf Antrag hin vom kantonalen Schulins-
pektorat bewilligt. Die Stadt selber hat hier nur indirekt
Einflussmdglichkeit. Die Anzahl Forderlektionen korres-
pondiert mit dem Anteil auslandischer Kinder. Eine Auf-
schlisselung nach Schulkreisen gibt es nicht. Wichtig
ist hier die Systematisierung der Foérderung. Mithilfe ei-
nes Sprachstandsanalyseinstrumentes, das gegenwar-
tig entwickelt wird, soll der Bedarf besser erkannt und
gezielter abgedeckt werden.

Deutsch fiir Fremdsprachige in der Volksschule ist eben-
falls ein Angebot, fir welches das Schulinspektorat die
Mittel zuweist. Der Forderunterricht findet in der Gruppe
statt. Die einzelnen Schulstandorte haben vom Schulin-
spektorat Kontingente zugewiesen bekommen.

46
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Im Rahmen der Umsetzung des Integrationsartikels
wird die Stadt ab 2009 einen Lektionenpool erhalten
und zustandig sein fir eine bedarfsgerechte Verteilung
auf die Schulstandorte. Sie wird daflr einen stadteige-
nen Verteilungsfaktor (Sozialindex) anwenden.

Zu Zielthema 8: Elterninformation

Die Information der Eltern ist eine besondere Heraus-
forderung, da viele Eltern nicht erreicht werden kénnen.
Mit Elternabenden flr Fremdsprachige zu drei wichti-
gen Themen der Schuilerinnen- und Schilerlaufbahn
und eines Films auf DVD in zehn Sprachen sollen die
Informationen moglichst niederschwellig an die Eltern
gelangen.

Es finden fir diese Zielgruppen sechs spezielle Eltern-
abende zu drei Themen statt: Schuleintritt, Ubertritt von
der Primar- in die Sekundarstufe |, Berufswahlvorberei-
tung. Kursorte: Pestalozzi-Schulhaus und Schwabgut.
Die erste von vier DVD ist seit Januar 2007 verflgbar.
Sie thematisiert den Kindergarteneintritt. Es sollen noch
drei weitere DVD zum Schuleintritt, zum Ubertritt von
der Primar- in die Sekundarstufe | und zur Berufswahl-
vorbereitung folgen.

ABBILDUNG 1.10

Zu Zielthema 9: Basisstufe

Seit Beginn des Schuljahrs 2005/2006 ist im Schulkreis
Blmpliz/Hohe (Stadtteil VI) eine Klasse ins Entwick-
lungsprojekt zur Flexibilisierung des Schuleintrittsalters
(Schulversuch «Basisstufe») der Erziehungsdirektion
des Kantons Bern eingebunden. Erste Rickmeldungen
der Schule und der Eltern sind durchwegs positiv. Die
Teilnahme am Pilotversuch ist fir die Eltern und die Kin-
der freiwillig. Die Stadt Bern und die Gemeinde Koniz
haben eine gemeinsame Begleitgruppe gebildet.

Zu Zielthema 10: Mitwirkung

Gestltzt auf das Schulreglement hat die BSS 2008 eine
Direktionsverordnung in Kraft gesetzt, welche die Schi-
lerinnen- und Schilermitwirkung in den Schulen regelt.

Zu Zielthema 11: Integrationskonzept

Gemass Auftrag der BSS erarbeitet eine Projektgrup-
pe ein Integrationskonzept fir die Stadt mit dem Ziel,
moglichst alle Kinder, sofern sinnvoll, in Regelklassen
zu unterrichten. Damit soll eine deutliche Reduktion der
Kleinklassen (heute 56) erreicht werden.

Kinder und Kleinklassen nach Typen 1995-2007
Schilerlnnen Klassen
400 ® 40
=
350 ——0—8. ® 35
o— \
300 ® e 30
250 | le 25
200 e 20
A
150 |l® 15
100 D @ 10
50 E r® b
G
0 o O
1995 (1996 [1997 [1998 |[1999 (2000 | 2001 [2002 | 2003 [2004 |2005 | 2006 |2007
[ KKA-Schilerlnnen -@—KKA-Klassen KKC-Schiilerinnen -—KKC-Klassen
I KKB-Schiilerlnnen -@—KKB-Klassen I KKD-Schiilerinnen -O—KKD-Klassen

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, Interne Statistik / Stand: September 2007

Zu Ziel 11: Kleinklassen
Begriffserkldrungen:

KKA fur Kinder mit Lernbehinderungen oder

komplexen Lernstdrungen.

KKB fur Kinder, die wegen Schul- oder Verhaltens-
schwierigkeiten einer besonderen Betreuung
bedirfen. Der Unterricht richtet sich grund-

satzlich nach dem Lehrplan der Regelklassen.

KKC Fur Kinder mit korperlichen Behinderungen,
Sinnesschadigungen sowie Sprachstérungen.
Der Unterricht richtet sich grundsatzlich nach
dem Lehrplan der Regelklassen.

KKD Einschulungsklassen: fur Kinder mit partiellen

Entwicklungsverzégerungen. Das Pensum des
ersten Schuljahres wird auf zwei Jahre verteilt.
Nachher Einschulung in 2. Regelklasse.

Rund sieben Prozent der Schilerinnen und Schuler der
Stadt lernen in einer Kleinklasse.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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ABBILDUNG H1.11
Kleinklassen: Anzahl Besondere Klassen und Anzahl Kinder
nach Schulkreisen 2007

v’— I Kinder —e— Klassen—\b

200 19——o0 20
180 O 18
160 O 16
140 / O 14
120 10 o 12

9 ° 9 | -

100 3 — 190——o0 10
80 O 8
60 98 o 6
40 — o 4
20 o 2

0 o- 0
- o= Lo C o N
52 | 23 3% | 88 | @ ;
c 9 c = ‘E < c = I <
oL (OB o0 O O ] =
S X 20 c 9 =3 m =
&S c.2 ce g )
1] 1] v \" Vi
Mit Teilen von Stadtteil | Die Schulkreise Bumpliz und
(Innere Stadt) Bethlehem gehdren beide
zum Stadtteil VI

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, Interne Statistik / Stand September 2007

Die beiden Schulstandorte Lédnggasse (Stadtteil II) und
Schwabgut (Stadtteil VI Bethlehem) weisen eine hohe
Konzentration an Kleinklassen aller Typen aufweisen,
weil in diesen Klassen Schulkinder aus der gesamten
Stadt aufgenommen werden.

Noch sind die Kleinklassen unterschiedlich auf die
Schulkreise verteilt. Mit der Umsetzung des Integrati-
onskonzepts wird sich dies andern. In allen Schulkrei-
sen werden Einschulungsklassen (KKD) angeboten, in
welchen das Pensum des ersten Schuljahres auf zwei
Jahre verteilt wird.

Die Anzahl der Kleinklassen hat in den vergangenen
dreizehn Jahren kontinuierlich zugenommen. Diese
Entwicklung wird mit der Umsetzung des Integrations-
konzepts (Art. 17 VSG) gestoppt. Heute sitzen Schiile-
rinnen und Schler in den Kleinklassen, die nicht dahin
gehdren. Mit der integrativen Schule werden Kinder und
Jugendliche wenn immer maglich und sinnvoll, in Re-
gelklassen integriert und die Anzahl Kleinklassen in der
Stadt Bern wird reduziert werden.

Die heutigen KKD, die so genannten Einschulungsklas-
sen, werden voraussichtlich ab 2012 durch die Basisstu-
fe abgeldst, sofern deren Einflihrung beschlossen wird.

Mit der Umsetzung des Integrationsprojekts wird der
Anteil der Schiilerinnen und Schiler in Kleinklassen we-
sentlich reduziert. Die Schulen werden diese Schulkin-
der vermehrt in die Regelklassen integrieren mussen.

G) Gesundheitsdienst -
Schulsozialarbeit

Zielvorgabe

12 Unglinstige soziale Entwicklungen von Kindern,
die sich in der Schule manifestieren werden frihzeitig
erkannt.

Primarpravention: Férderung von sozialen Lebens-
kompetenzen.

Sekundare Pravention: Friherfassung von Problemen.
Schilerinnen werden bei kritischen Lebenslagen
unterstitzt.

In Zusammenarbeit mit Lehrpersonen werden soziale
Lernprozesse gefordert

Schulsozialarbeitskonzept [1]

Angebotsstrukturen

Angaben zu den Angeboten des Gesundheitsdienstes
sind im vorangehenden Kapitel erlautert worden.

Die Schulsozialarbeit ist ein Angebot des Gesundheits-
dienstes. Sie arbeitet flachendeckend schulkreisbezo-
gen und hat Angebote in allen Schulkreisen. Weitere
Angaben Uber Angebot und Ansprechpersonen finden
sich unter Schulsozialarbeit [1].



www.bern.ch/leben_in_bern/bildung/kindergarten/schulsozialarbeit
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung/kindergarten/schulsozialarbeit
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ABBILDUNG 1.13

Schulsozialarbeit: Einzelhilfe-Falle
nach Stadtteilen 2007
Einzelfallhilfen = Falle mit mehr
als drei Stunden Aufwand

Il

Total Falle: 437

VI Lénggasse-
Bumpliz- Felsenau
Oberbottigen* 24

192 1

Mattenhof-
Weissenbuhl

mit Teilen des
Stadtkreises |
(Innere Stadt)

20
I\
: i Kirchenfeld-
Breitenrain- Schosshalde
Lorraine 86
60

*2 Schulkreise: Bumpliz und Bethlehem’(je 96 Falle)

Schulsozialarbeit: Betreute Gruppen/
Klassen nach Stadtteilen 2007

Total Gruppen/Klassen: 134

VI Langgasse-

Bumpliz- Felsenau

Oberbottigen* 9

51 1l
Mattenhof-
Weissenbihl

32

mit Teilen des
Stadtkreises |
(Innere Stadt)

18
V

.V = \Y
Breitenrain- Kirchenfeld-
Lorraine Schosshalde

18 24

*2 Schulkreise: Bimpliz (28) und Bethlehem (23 Gruppen/Klassen)

Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Statistik SSA (promossa)

Leistungen nach Zielvorgabe

Zu Zielthema 12:
Pravention: Versorgungsgrad und Verteilung
der Schulsozialarbeit (SSA) in den Schulen

Im September 2006 ist der flachendeckende Ausbau
gemass den Vorgaben des Konzepts Schulsozialarbeit
abgeschlossen worden. Im Jahre 2007 wird erstmals
wahrend eines ganzen Jahres mit vollstandigem Be-
stand gearbeitet.

Die Standortschulen mit integrierter Schulsozialarbeit
weisen aktuell einen durchschnittlichen Versorgungs-
grad von 92 Stellenprozenten pro 1000 Schuiler und
Schilerinnen auf, diejenigen mit zentraler Schulsozialar-
beit einen solchen von 53 Stellenprozenten. Es hat sich
gezeigt, dass vor allem bei den grésseren Schulen die
Belastung der dort tatigen Schulsozialarbeitenden sehr
gross ist. Es lduft eine externe Evaluation. Sie wird Aus-
kunft geben Uber Versorgung, Ablaufe, Zielgruppener-
reichung und Zufriedenheit mit dem Angebot.
Durchschnittlich verfligt die Volksschule der Stadt Gber
73 Stellenprozente pro 1'000 Schuiler und Schulerin-
nen.

Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Statistik SSA (promossa)

Die Einzelfallarbeit findet vorrangig bei den Jugendli-
chen der 5. bis 9. Klasse statt, Kinder der 1. bis 4. Klas-
se werden weniger und Kindergartenkinder nur ganz
selten beraten. Das dirfte zu einem grossen Teil darauf
zurlickzuflhren sein, dass es bei jingeren Kindern tat-
sachlich weniger soziale Probleme gibt. Weitere Griinde
kénnen auch sein, dass die jingeren Kinder schlechter
erfasst werden, weil sie sich nicht selber melden, den
Standort der Schulsozialarbeit oft nicht allein erreichen
kénnen und das Angebot nicht immer kennen.

Themen der Schulsozialarbeit sind bis heute gewaltfreie
Konfliktbewaltigung, Mobbing, Verbesserung des Klas-
senklimas, Integration von Aussenseitern und Aussen-
seiterinnen sowie Sexualitdt. Es werden auch gender-
spezifische Projekte angeboten.

Die starke Zunahme der Klassen- und Gruppenarbeiten
ist — nebst der Ermdglichung dieses Angebotes durch
den personellen Ausbau — auch darauf zurtckzufihren,
dass die zentralen Schulsozialarbeitenden vermehrt
Uber Prasenzzeitfenster in den Schulhdusern verfligen
und durch die Nahe am Schulgeschehen héufiger mit
Gruppenthemen konfrontiert werden. Die Arbeit mit
ganzen Klassen ist bei allen Schulsozialarbeitenden aus-
drdcklich erwlinscht, da sie effizient ist und praventiv
wirkt.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

a9 B



Sozialbericht / HF1 / Frihférderung und Volksschule

H) Tagesschule

Die nachfolgenden Ausfiihrungen konzentrieren sich
auf die einzelnen Angebote. Vergleiche zur familien-
ergédnzenden Betreuungssituation finden sich im Kapitel
Handlungsfeld 3.

Zielvorgabe

13 Tagesschulen: Ausbau und Weiterentwicklung.
Sie sind koordiniert mit den Angeboten an familien-
erganzender Kinderbetreuung.

«Lernort Schule» als Ganztagesbetrieb.

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

Angebotsstrukturen

Tagesschulen sind ein integrativer Bestandteil der
Volksschule und bieten den Familiensystemen eine be-
darfsgerechte, umfassende Tagesbetreuung der Kinder-
garten- und Schulkinder. In der Stadt gibt es ein flachen-
deckendes Angebot von Tagesschulen.

ABBILDUNG 1.14

Leistungen nach Zielvorgabe

Zu Zielthema 13: Tagesschulen

Seit 1982 werden in der Stadt Tagesschulen sukzessive
eingeflhrt und weiter entwickelt. Seit April 2007 ist das
Angebot flachendeckend. Tagesschulen sind ein schu-
lerganzendes Angebot und deshalb organisatorisch den
Schulen angegliedert. Am Schulstandort Oberbottigen
ist mangels genlgender Nachfrage noch keine Tages-
schule er¢ffnet worden. Die Eltern kénnen ihren Betreu-
ungsbedarf selber bestimmen. In den Jahren des suk-
zessiven Aufbaus ist das Angebot jéhrlich um etwa 6 bis
7 Prozent gewachsen. Es ist davon auszugehen, dass
dieses Wachstum (Ausbau) sich in Zukunft verlangsa-
men wird, da der Aufbau grundsatzlich abgeschlossen
ist. Ab August 2008 ist das Angebot Tagesschule als
Rechtsanspruch im Volksschulgesetz verankert.

Tagesschulen: Entwicklung der Betreuungssituation nach Schulkreisen 2004-2007
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Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, FeK-Statistiken
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ABBILDUNG 1.15

J) Aufgabenbhilfe

Ferieninseln: Entwicklung der Standorte
2005-2007
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o o [

= < <

3 3 3

32 z 2 z| 2
Angebot t|E | £lE
vorhanden 5|2 a2 3| =2

)= n|LC »|LC

Il Langgasse-
Felsenau

[ Mattenhof-
Weissenbhl

IV Kirchenfeld-
Schosshalde

V Breitenrain-
Lorraine
VI Blmpliz-
Oberbottigen
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Anzahl Kinder:

Datenquelle: Jahresberichte / Produktegruppen-Rechnung / BSS / Band 2

1) Ferieninseln

Zielvorgabe

14 Sicherstellung der familienerganzenden Be-
treuung in den Schulferien. «Ferieninseln» stellen
Tagesstrukturen sicher.

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

Angebotsstrukturen

Waéhrend den Schulferien bieten die Ferieninseln Be-
treuung und erlebnisreiche Ferientage in geregelten Ta-
gesstrukturen. Die Angebote stehen allen Kindergarten-
und Schulkindern der Unterstufe offen. Tageschulkin-
der haben bei Nachfragetberschuss den Vorrang, weil
die Tagesschulen in den Schulferien geschlossen sind.

Leistungen nach Zielvorgabe

Ferieninseln sind ein wichtiges ergdnzendes Angebot zu
den Tagesschulen, welche in den Schulferien geschlos-
sen sind. Da die Volksschule 13 Wochen unterrichtsfreie
Zeit beinhaltet, ist es wichtig, dass Schuilerinnen und
Schiler von erwerbstéatigen Eltern auch wéahrend dieser
Zeit ein Betreuungsangebot haben.

Die Belegungsdauer pro Kind schwankt zwischen einem
halben Tag und mehreren Wochen. Insgesamt sind im
Rahmen eines zweijahrigen Versuchs neun Kinder mit
einer Behinderung betreut worden.

Zielvorgabe ‘

15 Aufgabenhilfe wird in Tagesschulen, Tages-
heimen, Horten oder durch spezielle Hilfe angeboten

Bildungsstrategie 2004-2008 [3] ‘

Angebotsstrukturen

Aufgabenhilfe wird gemass Leistungsvertrag mit der
Stadt vom Gemeinnltzigen Verein der Stadt Bern an-
geboten. Es steht ihm ein Pool von ungefahr 80 Betreu-

ABBILDUNG 1.16

Aufgabenbhilfe: Teilnehmende Kinder und
Anzahl Stunden 2004-2007
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Datenquelle: Jahresberichte / Produktegruppen-Rechnung / BSS / Band 2
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enden zur Verfligung. Aufgabenbetreuung wird auch in
den Tagesschulen angeboten.

Aufgabenhilfe geht auf die individuellen Bedlrfnisse
der Kinder und Jugendlichen ein, unterstitzt sie bei
den Hausaufgaben und foérdert die Integration und das
Erlernen der deutschen Sprache. Die Lehrpersonen der
Schulen bestimmen, wann ein Kind Aufgabenhilfe beno-
tigt. Diese Kinder werden in Kleingruppen bei der Erledi-
gung der Hausaufgaben betreut und unterstitzt.

Leistungen nach Zielvorgabe

Die Gesamtzahl betreuter Kinder ist in den letzten vier
Jahren einen Drittel gewachsen und umfasst 2007 gut
530 Kinder, die Aufgabenhilfe beziehen (vgl. Abb. 1.16).

Die Anzahl Stunden nimmt in derselben Zeitspanne um
(ber 10 Prozent zu und umfasst 2007 gut 9'5600 Stun-
den Aufgabenhilfe. Die Nachfrage nach Aufgabenhilfe
ist trotz gut ausgebauten Tagesschulstrukturen, in de-
nen Kinder und Jugendlichen bei der Erledigung der
Aufgaben unterstltzt werden, gestiegen.

Ubergang Sekundarstufe |
zu Sekundarstufe Il

Das Thema wird im Kapitel Handlungsfeld 2 vertiefend
erlautert.

Integrierte Angebote des Kantons

Mentoringangebote wie «incluso» und «Kamaleon»
unterstlitzen Jugendliche bei der Berufswahl. Diese
beiden Angebote sind Teil des «Junior Coaching» der
kantonalen Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung und
von der Stadt mitfinanziert.

ABBILDUNG H1.17

Neu fihrt der Kanton ein Case Management «Take off»
ein fur Jugendliche, die wahrend der Sekundarstufe |
und Il Begleitung und Forderung bendtigen. Zielgruppe
sind insbesondere Jugendliche, die am Ende der obliga-
torischen Schullaufbahn keine Anschlusslésung haben.

(Zielvorgaben und Leistungszahlen finden sich im Kapi-
tel Handlungsfeld 2).

Volksschule

Zielvorgabe

16 Schnittstelle Sekundarstufe | zu Sekundarstufe |I:
Berufswahlvorbereitung.

Prozess der Berufsfindung wird systematisch ge-
macht.

Bildungsstrategie 2004-2008 [3]

Angebotsstrukturen

Die Berufswahlvorbereitung ist im Lehrplan enthalten
und damit eine verbindliche Aufgabe der 6ffentlichen
Schule. Die Schulen sind verpflichtet, Berufswahlkon-
zepte zu entwickeln. Die kantonale Berufs-, Studien-
und Laufbahnberatung bietet ab der 7. Klasse Begleit-
massnahmen auf der Basis von Standortbestimmungen
in den Klassen und fir einzelne Schilerinnen und Schi-
ler an.

Leistungen nach Zielvorgabe

Zu Zielthema 16: Schnittstelle Sekundarstufe |
zu Sekundarstufe Il

Das Schulinspektorat des Kantons Bern und die BSS
haben fir das Controlling der Schulen in der Stadt Bern
2007-2009 die Berufswahlvorbereitung als Schwer-
punktthema festgelegt. Das Schulinspektorat verlangt
von allen Schulen ein aktuelles Berufswahlkonzept.

Schulaustretende ohne Anschlusslésung, nach Herkunft und Schultyp 2003-2007
ohne davon ™ davon \‘davon \ davon
Anschluss- | austret. Aus- Realklas- Kleinklas- Sek.-Klas-
16sung lénderinnen sen-Austret. | sen-Austret. sen-Austret.
Aus- in % in % aller in % aller in % aller in % aller
tretende aller Aus- | austret. Aus- Realklas- Kleinklas- Sek.Klas-
total tretenden landerlnnen sen-Austret. | sen-Austret. sen-Austret.
745 53 24 33 7 13
71 18.6 9.5 15.2 3.3
686 54 29 29 10 15
79 26.4 10.1 16.7 4.4
674 34 17 18 8 8
5.0 119 5.3 21.6 4.1
Bezugsgrosse fur die
prozentuale Verteilung ist 761 68 33 47 7 14
jeweils das Gesamt des
betrachteten Schultypus 8.9 22.0 12.6 14.6 4.2
(z. B.: Realklasse-Personen
ohne Losung (33) in Bezug 701 89 39 44 19 29
zu allen Realklassen-
Abgéngerinnen (348) 127 33.3 174 33.9 8.3

Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, Interne Statistiken

B s

Ansicht andern


www.bern.ch/leben_in_bern/bildung

m=2  Frihféorderung und Volksschule

Sozialbericht / HF1 / Frihférderung und Volksschule

Ansicht andern

TABELLE 1.1

Schulaustretende nach Schultyp

Gesamt- davon Aus- Total Real- Total Sek.-  Total Kleinkl.-
zahlen landerIn Austretende Austretende Austretende
701 17 253 392 56
761 150 374 339 48
674 143 341 296 37
686 110 286 340 60
745 129 348 351 46
Datenquelle: Schulamt der Stadt Bern, Interne Statistiken
Zu Zielthema 16:
Anzahl Schulaustretende ohne Anschlussléosung Fachfazit

und Unentschlossene / Suchende nach Schultypus

Zwischen funf und zehn Prozent aller Schulaustretenden
finden keine direkte Anschlusslésung oder haben sich
noch nicht entschieden. Unter diesen Unentschlosse-
nen respektive Suchenden sind Uberproportional viele
Realschilerinnen und -schiler vertreten. Dies zeigt auf,
dass der Status Sekundarschulerin und Sekundarschuler
oder Realschulerin und Realschuler flr Laufbahnfragen
sehr entscheidend ist. Schilerinnen und Schiler mit
dem Status «Real» haben geringere Chancen auf eine
direkte Anschlusslésung.

Der Prozentsatz der Stellensuchenden hat in den letzten
vier Jahren tendenziell abgenommen. Dies lasst sich
durch die konjunkturelle Entwicklung, aber auch durch
die Anstrengungen zur Schaffung von neuen Lehrstel-
len erklaren. Der Anteil an Schulaustretenden auslandi-
scher Herkunft, die keine Anschlusslésung hat, nimmt
in den letzten finf Jahren kontinuierlich ab. Die gerings-
ten Chancen auf eine Lehrstelle haben Schilerinnen
und Schuler des Schultypus Kleinklasse.

Friherfassung und friihe Forderung sind sehr wichtig,
um Defizite in der kindlichen Entwicklung auszugleichen
und Chancengleichheit zu erreichen. Die Stadt hat ent-
sprechend gehandelt und Massnahmen ergriffen.

Vorschulbereich

(Vgl. [4]). Schwerpunkte der Frihférderung werden in
den Bereichen Sprache, Bewegung, Sozialverhalten
und Erndhrung gesetzt. In der Stadt Bern besteht ein
Grundangebot an Kindertagesstatten fir Vorschulkinder
(Kitas), an Spielgruppen, an Beratungsangeboten flr El-
tern sowie ein Pilotprojekt «Primano», durch welches
die Umsetzung der Massnahmen im Frihférderungsbe-
reich sichergestellt werden kann.

Spielgruppen und Kitas konkurrenzieren sich nicht und
spielen eine entscheidende Rolle bei der Forderung der
Vorschulkinder. Kitas sind primar Angebote fir die Fa-
milien und gewahrleisten eine umfassende Betreuung,
Foérderung und Sozialisation der Kinder. Sie tragen bei
zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Bei
den Spielgruppen stehen die Kinder im Fokus. Sie die-
nen primar der Férderung und Sozialisation.

Der Zugang zu diesen Angeboten ist flr einen Teil der
Bevolkerung nicht niederschwellig genug oder nicht
finanzierbar. Es ist belegt, dass Kinder bildungsferner
Familien und aus Familien mit Migrationshintergrund,
welche Forderung besonders notig hatten, schlecht er-
reicht werden. In diesem frihen Kindesalter kann sich
die Freiwilligkeit zur Inanspruchnahme von Angeboten
besonders erschwerend auswirken. Ein Teil der wich-
tigsten Zielgruppen nutzt die Angebote zu wenig. Mit
dem Projekt «Primano» wird die Frihférderung syste-
matisch umgesetzt durch Massnahmen in den drei Be-
reichen Zuhause (durch Hausbesuchsprogramm), im
Quartier (durch Vernetzung von Eltern und Férderung-
sangeboten und zuweisenden Institutionen) sowie in
Kitas und Spielgruppen (mit Férdermodulen zu den er-
wahnten Schwerpunktthemen und Elternarbeit).
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Volksschule

Die Stadt Bern hat tber die kantonalen Vorgaben hinaus
sehr viel eigene Mittel in die Volksschule investiert. So
hat sie insbesondere wahrend der letzten 15 Jahre suk-
zessive die Tagesschulen flachendeckend ausgebaut
und flachendeckend Schulsozialarbeit eingefihrt. Kultur-
vermittlung, Gesundheitsforderung, Aufgabenhilfe oder
Ferieninseln sind weitere Beispiele flir das stadtische
Engagement im Volksschulbereich. Alle diese Massnah-
men dienen der optimalen Foérderung der Schilerinnen
und Schiiler und tragen zur Herstellung der Chancen-
gleichheit bei.

Im Volksschulbereich bestehen sozialrdumliche Organi-
sationseinheiten, die innerhalb der kantonalen und stéad-
tischen Vorgaben einen gewissen Gestaltungsspielraum
haben. Die Verteilung der Ressourcen basiert auf einem
von der Stadt Bern definierten Sozialindex. Basis dafir
sind die Kinder ohne Schweizerpass (auslandische Kin-
der). Da sehr viele auslandische Familien eingebirgert
werden, ist dieser Faktor den verénderten Strukturen
anzupassen.

Nach wie vor spielen Geschlecht und soziodkonomi-
sche Herkunft fur die Schullaufbahn von Schulerinnen
und Schilern eine entscheidende Rolle. Hinzu kommt
das stark selektive Schulsystem. Bereits bei Schulein-
tritt besteht eine erste Hirde mit der Frage der Schul-
reife. Eine weitere schwierige Hiirde stellt der Ubertritt
von der Primar- in die Sekundarstufe | (Sekundar- oder
Realschule) dar. Hier findet eine starke Selektion statt.
Studien belegen, dass Lehrpersonen geringere Erfolgs-
erwartungen gegenulber Schilerinnen und Schilern mit
Migrationshintergrund haben.

Die Segregation in Kleinklassen, welche oft auch der
Entlastung der Regelklassen und nicht nur der indivi-
duellen Forderung der betroffenen Schulerinnen und
Schdlern dient, ist ebenfalls eine Form von Separation.
Sie lasst sich auf Grund von Forschungsergebnissen
nicht mehr in diesem Ausmass legitimieren. Die Sepa-
ration auf der Sekundarstufe | bedeutet eine wichtige
Vorentscheidung fir die Berufswahl und die weitere
Laufbahn der Jugendlichen. Schilerinnen und Schuler
mit Real- oder Kleinklassenstatus haben deutlich mehr
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Handlungsfeld 2 Arbeit und Bildung

Leitziel

Jugendlichen und Erwachsenen im erwerbsfahigen
Alter steht ein Ausbildungs-, Beschaftigungs- oder
Arbeitsplatz zur Verfligung

Teilstrategien

Strategien und Massnahmen zur Bekampfung der
(Jugend-)Arbeitslosigkeit — Strategien und Mass-

nahmen 2005-2009 [1]
Bildungsstrategie 2004-2008 [2]

Beschéftigungs- und Integrationsangebote der
Sozialhilfe BIAS: Konzept 2005 [3]
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Einleitung

Die Stadt Bern verfligt Uber eine breite Pallette von
Angeboten fir Erwerbslose, wobei die berufliche Inte-
gration in den ersten Arbeitsmarkt oberste Prioritat hat.
Aufgrund der in den letzten Jahren besorgniserregend
hohen Zahl an Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz,
haben verschiedene Stellen spezielle Massnahmen zur
Bekampfung der (Jugend-)Arbeitslosigkeit ergriffen.
Diesen Schwerpunkt mit Ziel der erfolgrechen berufli-
chen und sozialen Integration besonders der Jugendli-
chen widerspiegeln auch in die nachfolgenden Ausfiih-
rungen.

Auf der Internetseite des Kompetenzzentrums Arbeit
(KA) stehen Informationen und Dokumente zum herun-
terladen bereit:

www.kompetenzzentrum-arbeit.ch

Definitionen

Sekundarstufe I:
7. bis 9. Schuljahr, Realschul- und Sekundarschul-
niveau

Sekundarstufe I1:
Berufsbildung und weiterfihrende Schulen
(wie Gymnasien, Fachmittelschulen usw.)

Programme zur voribergehenden Beschéftigung (PvB):
Arbeitsmarktliche Massnahme gemass Gesetz Uber die
Arbeitslosenversicherung (ALVG).

Zielgruppe: arbeitslose Personen mit ALV-Bezug.
Auftraggeber: beco — Berner Wirtschaft.

Zuweisende Stelle: Regionale Arbeitsvermittlungs-
zentren (RAV)

Motivationssemester (Semo):

Arbeitsmarktliche Massnahme gemaéss ALVG.
Zielgruppen: Jugendliche und junge Erwachsene zwi-
schen 15 bis 25 Jahren mit ALV- oder Sozialhilfebezug
oder mit Ausweis F.

Auftraggeber: beco — Berner Wirtschaft.

Zuweisende Stellen: Regionale Arbeitsvermittlungs-
zentren (RAV), Sozialdienste der Region Bern-Mittel-
land, Asylkoordinationen

Beschéftigungs- und Integrationsangebote

der Sozialhilfe (BIAS):

Massnahmen zur beruflichen und/oder sozialen Inte-
gration von arbeitslosen Personen mit Sozialhilfebezug
gemass kantonalem Sozialhilfegesetz.

Zielgruppe: Arbeitslose Personen ab 18 Jahren mit
Sozialhilfebezug.

Auftraggeberin: Kantonale Gesundheits- und Flrsorge-
direktion, GEF (Steuerkonzept); Sozialamt BSS
(Umsetzung).

Zuweisende Stelle: Sozialdienst der Stadt Bern.

Abklarung: Personen mit Sozialhilfebezug

Zielvorgaben

1 Die Abklarungs-, Qualifizierungs- und Vermittlungsangebote fir junge Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]
Erwachsene in der Sozialhilfe sind um mindestens einen Drittel bis

maximal die Halfte erhoht

Abklarung der Arbeits- und Arbeitsmarktfahigkeit resp. der Vermittel-

barkeit der Klientlnnen
Erarbeitung der Integrationsbeurteilung und

BIAS—-Konzept 2005 [3]

Veranlassung der geeigneten Integrationsmassnahme KA-intern oder
Abgabe von Empfehlungen an die zuweisenden Sozialarbeitenden

zuhanden der weiteren Fallfihrung (KA-extern)

2 Personen mit ALV-Bezug (Zuweisungen RAV):

Durchflihrung von Standortbestimmungen in den Fachbereichen

Leistungsauftrag
beco — Berner Wirtschaft

«Gastro/Hauswirtschaft», «Haustechnik/Reinigung», «Holz/Bau/
Landschaftspflege» und «Administration» zuhanden der zuweisenden

Personalberatenden RAV

B se
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Zielgruppe

Ausbildungs- und arbeitslose Personen mit Sozialhilfe-
oder ALV-Bezug; Zuweisungen durch Sozialdienst Stadt
Bern und RAV.

Angebotsstrukturen

Das Kompetenzzentrum Arbeit (KA) gliedert sich in vier
Sektionen und unterstltzt Jugendliche und Erwachsene
bei der Integration in die Arbeitswelt. Die Sektion Abkla-
rung ermoglicht Stellensuchenden, realistische (berufli-
che) Perspektiven zu entwickeln. Die Angebote richten
sich an Stellensuchende, die beim Sozialdienst der Stadt
oder beim regionalen Arbeitsvermittlungszentrum RAV
gemeldet sind.

Die Anstrengungen des KA bedingen eine Zusammenar-
beit mit Partnern aus der Wirtschaft. Von dieser Partner-
schaft profitieren alle: die (Lehr-)Stellensuchenden, die
Betriebe und die Gesellschaft.

Engagement fur Sozialhilfeempfangende:

— Stellenvermittlung: Vermittlung von qualifizierten
Berufsleuten

— Arbeitspraktika: Praktikumsplatze flr Stellen-
suchende

— Soziale Integration: stunden- und tageweise
Einsatze

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 1: Personen mit Sozialhilfebezug

Die Sektion Abklarung des KA ist fir Personen zustan-
dig, welche durch das Intake des Sozialdienstes Bern
zugewiesen worden sind. Das KA erarbeitet eine Inte-
grationsbeurteilung von diesen Personen und bestimmt
die geeigneten Massnahmen, die fir eine erfolgreiche
berufliche und/oder soziale Integration notig sind. Dies
geschieht aufgrund der Anmeldeunterlagen («Abkla-
rung sur Dossier») oder weitergehender Abklarungen (5
Grundtypen «vertiefte Abklarung»)

Um teure Fehlzuweisungen — und dadurch Massnah-
menabbriche — an die knappen Integrationsplatze zu
minimieren, ist eine moglichst treffsichere Integrations-
beurteilung unabdingbar. Sie gewahrleistet, dass die
Teilnehmenden der fir sie am besten geeigneten Mass-
nahme zugeflihrt werden, und dass das Platzangebot
optimal bewirtschaftet wird.

ABBILDUNG 2.1
Integrationsbeurteilungen
von KlientInnen des Sozialdienstes

durch die Sektion Abklarung
des Kompetenzzentrums Arbeit (KA)
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Datenquelle: Jahresberichte / Produktegruppen-Rechnung / Band 2 / BSS

Abbildung 2.1 zeigt, dass die effektiven Zuweisungen
des Sozialdienstes (Ist) 2006 die geplanten Kapazitaten
(Soll) deutlich Ubersteigen. Dies ist Ausdruck der nicht
planbaren Fallentwicklung beim Sozialdienst. Der Weg-
fall von Arbeitsstellen mit einfache(re)n Anforderungen
im ersten Arbeitsmarkt, sowie die Zunahme von Klien-
tinnen und Klienten mit Mehrfachproblematik als Folge
lang anhaltender Arbeitslosigkeit stellen héhere Anfor-
derungen an die Erstellung einer realistischen Integrati-
onsbeurteilung und haben zu einem Anstieg der «verlan-
gerten Abklarungen» gefihrt.

Seit Méarz 2007 werden junge Erwachsene unmittelbar
nach der Dossiereroffnung beim Sozialdienst in die Kurz-
abklarung «MiniMax» aufgeboten mit dem Ziel, ohne
Zeitverlust die nachhaltige und rasche Ablésung von der
Sozialhilfe zu realisieren (Arbeitstatigkeit) oder anzubah-
nen (berufliche Grundbildung). Sozialdienst und KA ma-
chen den Klientinnen und Klienten unmissverstandlich
klar, dass der Sozialhilfebezug keine Dauerlésung ist,
sondern eine zeitlich begrenzte Uberbriickungsmass-
nahme mit dem Ziel der Wiedererlangung der wirtschaft-
lichen Selbstandigkeit.

Zu Zielthema 2: Siehe Abb. 2.9, Seite 63
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Qualifizierung Jugend: Jugendliche und Junge Erwachsene
(15-25-Jahrige) ohne Abschluss auf Sekundarstufe Il

Zielvorgaben

3 Schnittstelle Sekundarstufe | und Sekundarstufe Il: Begleitung
von Jugendlichen. Fachliche Unterstitzung von Kind und Eltern.

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]
Bildungsstrategie [2]

einen Drittel bis maximal die Halfte erhoht

4 Die Abklarungs-, Qualifizierungs- und Vermittlungsangebote
fir junge Erwachsene in der Sozialhilfe sind um mindestens

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]

schnittliche Arbeitslosenquote.

5 Die Quote der ausbildungs- und arbeitslosen Jugendlichen/
jungen Erwachsenen ist maximal so hoch wie die gesamte durch-

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]
Strategien und Massnahmen zur Be-
kdmpfung der (Jugend-) Arbeitslosigkeit
2005-2009 [1]

Migrationshintergrund ist wesentlich reduziert.

6 Die Jugendarbeitslosenquote bei jungen Erwachsenen mit

Legislaturrichtlinien 2005-2008:[4]

im Bereich der 2jahrigen Grundbildung)

7 Die Lehrstellenschaffung wird durch aktives Lehrstellen-
marketing gefordert (Initiierung von Lehrbetriebsverbinden

Strategien und Massnahmen zur Be-
kdmpfung der (Jugend-)Arbeitslosigkeit
2005-2009 [1]

spezifisch optimiert

8 Das stadtische Ausbildungsangebot wird erhéht und zielgruppen-

Strategien und Massnahmen zur Be-
kdmpfung der (Jugend-) Arbeitslosigkeit
2005-2009 [1]

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]

Angebotsstrukturen

Das Komptenzzentrum Arbeit (KA) gliedert sich in
vier Sektionen und unterstitzt Jugendliche und
Erwachsene bei der Integration in die Arbeitswelt. Die
Sektion Qualifizierung Jugend erbringt Leistungen flr
Menschen zwischen 15 und 25 Jahren. Die Angebote
werden im Auftrag der Stadt Bern, des beco — Berner
Wirtschaft und der Gesundheits- und Flrsorgedirektion
des Kantons Bern durchgefihrt.

Die Anstrengungen des KA bedingen eine Zusammen-
arbeit mit Partnern aus der Wirtschaft. Von dieser Part-
nerschaft profitieren alle: die (Lehr-)Stellensuchenden,
die Betriebe und die Gesellschaft.

Engagement flr Lehrstellensuchende:

—«inizio»: Lehrstellen fir Jugendliche mit speziellem
Forderbedarf

—Motivationssemester «to do»: Stageplatze fur
Jugendliche ohne Lehrstelle

—Lehrstellennachweis LENA: Verzeichnis der offenen
Lehrstellen

Die Berufswahlvorbereitung ist eine verbindliche Aufga-
be im Lehrplan der Volksschule. In der Volksschule der
Stadt Bern bestehen Angebote, auf die nachfolgend ver-
wiesen wird. Es besteht ein Leistungsvertrag zwischen
der Stadt (BSS) und dem BIZ Bern-Mittelland der Erzie-
hungsdirektion des Kantons Bern (ERZ). Dadurch kann
jungen Menschen an der Schnittstelle zwischen der Se-
kundarstufe | und der Sekundarstufe Il der Ubergang von
der Volksschule in die Berufswelt erleichtert werden.

— Mentoringprojekt «incluso»: flr junge Frauen aus
der Stadt mit Migrationshintergrund, die bei der
Berufswahl individuelle Begleitung durch Coaching
bendtigen

— Mentoringprojekt «Kamaleon»: fir Jugendliche mit
schwierigen Voraussetzungen aus dem Stadtteil VI.

Ansicht andern
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ABBILDUNG 2.2

Anschlusslosungen von Schulabgéangerinnen nach Herkunft und Geschlecht
2005 / 2006 / 2007
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Datenquelle: Kantonale Zentralstelle fir Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung / Schulamt der Stadt Bern

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 3: Anschlusslésungen von
Schulabgangerinnen und Schulabgangern

Die Schnittstelle Sekundarstufe | / Sekundarstufe Il ist
wichtig und wird im Kapitel Handlungsfeld 1 als be-
deutendes Element der Chancengleichheit gewdrdigt.

Schweizerische Schulabgangerinnen und Schulabganger
finden tendenziell eher eine Lehrstelle. Am Schwierigs-
ten ist das Finden einer Lehrstelle fir Auslanderinnen.

Weiterfliihrende Schulen werden vor allem von schwei-
zerischen Schulabgangerinnen und Schulabgangern be-
sucht. Zu untersuchen sind die Grinde: Erklarbar wére
dies einerseits damit, dass finanzielle Konsequenzen ein
Rolle spielen kdnnen. Andererseits verbaut die Chance-
nungleichheit in der Volksschule den Nichtschweizerin-
nen und Nichtschweizern den Zugang zu weiterfihren-
den Schulen.

Abbildung 2.2 zeigt, dass Uberproportional viele Schul-
abgangerinnen und Schulabgénger ein berufsvorberei-
tendes Schuljahr (10. Schuljahr) absolvieren, wobei die
Auslanderinnen und Ausléander Ubervertreten sind. Hier
besteht die Gefahr, dass die Jugendlichen nach der Ab-
solvierung des 10. Schuljahres ohne Anschlusslosung
dastehen. Das vom Kanton geplante Case Management
sollte in Zukunft Abhilfe schaffen. Die vom Kanton ein-
geflhrte Kostenpflicht fir berufsvorbereitende Schuljah-
re scheint den Zulauf zu diesem berufsvorbereitenden
Angebot nicht gemindert zu haben. Dieses Zwischenjahr

ist auf Grund des bestehenden Lehrstellenmangels fir
viele eine notwendige Uberbrickung.

Massnahmen im Rahmen des geplanten Case Manage-
ments werden bereits im 7. Schuljahr einsetzen und si-
cher stellen, dass an den Nahtstellen zwischen Volks-
schule — beruflicher Grundbildung — Arbeitsstelle mog-
lichst keine Jugendlichen und jungen Erwachsenen mehr
«abtauchen» kdnnen, ohne Uber einen Ausbildungs- oder
Arbeitsplatz zu verflgen.

Zu Zielthema 3: Schulabgangerinnen und
-abganger, die keine Anschlusslésung haben

In Abbildung 2.3 sind nur jene Jugendlichen berick-
sichtigt, die gar keine Lésung, d. h. «nichts» haben. Die
«Stellensuchenden» ohne Anschlusslosung sind hier
nicht mit erfasst (vgl. Abbildung 1.17 im Handlungsfeld
1, dort sind sie mitgezahlt).

Abbildung 2.3 macht deutlich, dass es nicht gelingt, al-
len Schilerinnen und Schulern eine Anschlusslésung zu
gewabhrleisten. Am meisten gefahrdet sind die Schulerin-
nen und Schiiler in Kleinklassen, wobei dort die Zahlen
auch am starksten schwanken.

Am ehesten finden Sekundarschuilerinnen und -schiler
eine Anschlusslésung. Die Zahlen bleiben mit Ausnahme
der Schulerinnen und Schiiler in Kleinklassen ziemlich
konstant, dies obschon die konjunkturelle Lage wie auch
die Anstrengungen flr mehr Lehrstellen tendenziell zu
einer Entlastung fihren sollten.
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ABBILDUNG 2.3

Schulabgangerinnen ohne Anschlusslésung, nach Geschlecht 2003-2007
Realstufe Sekundarstufe Kleinklassen-Status A/B
mannl. weibl. mannl. weibl. mannl. weibl.
nominal | % nominal| % nominal | % nominal | % nominal | % nominal | %
2003 5 3.7 9 7.6 3 1.4 1 0.6 8 88.8 5 15.6
2004 6 3.0 1 6.3 1 0.6 3 1.9 2 5.9 0 0.0
2005 5 2.5 3 2.1 3 2.1 1 0.7 1 4.0 0 0.0
2006 5 3.0 1 0.8 1 0.6 2 1.1 8 21.6 1 4.3
2007 8 4.0 4 2.7 1 0.5 3 1.8 1 3.3 1 6.3
* Uberall in Prozent der betrachteten Gruppe
(Lesebeispiel 2003: Realstufe/mannlich/nominal =5 =3.7% aller méannl. Realstufe-Absolventen)

Datenquelle: Kantonale Zentralstelle fir Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung / Datenbearbeitung Schulamt der Stadt Bern

Zu den Zielthemen 4 und 5:
Junge arbeitslose Erwachsene

Das KA bietet im Auftrag des beco — Berner Wirtschaft
fir die Region Bern-Mittelland Motivationssemester an;
seit Mai 2005 (nur KA) respektive seit Januar 2006 (alle
Motivationssemester im Kanton) kdénnen neben den
RAV auch die Sozialdienste junge Erwachsene ohne Ab-
schluss auf Sekundarstufe Il zuweisen.

Das Platzangebot fur Jugendliche und junge Erwachse-
ne (15-25-Jahrige) im Motivationssemester ist seit 2003
verdreifacht respektive seit 2005 verdoppelt worden.
Die EinfUhrung von stédtischen Angeboten («inizio»,
NIP, «Dock-In»; vgl. Abschnitt «Vermittlung») ab 20086,
welche das Motivationssemester erganzen, haben zu

ABBILDUNG 2.4

Arbeitslose 15-19-jahrig und 20-24-jahrig
nominal und in Quoten 2003-2007
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Anschlusslésungen total (berufliche Grund-
bildungen /Arbeit—Praktika—Schule)

Datenquelle: Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS

einer deutlichen Erhéhung der Anschlusslosungen flr
ausbildungslose Jugendliche und junge Erwachsene ge-
fUhrt (Abbildung 2.7).

15- bis 19-Jahrige: Als Folge der Angebotsaufstockung
fallt die stadtische Arbeitslosenquote der 15 bis 19-Jah-
rigen ausbildungslosen Jugendlichen 2006 erstmals seit
langer Zeit unter die gesamtstadtische Arbeitslosenquo-
te. Wahrend die Gesamtarbeitslosigkeit 2007 markant
zurlickgeht, konnen die 15 bis 19-Jahrigen weniger stark
von der ausgezeichneten Wirtschaftslage profitieren.
Dies hangt mit der unverandert angespannten Lage auf
dem Lehrstellenmarkt zusammen, der geringen Rick-
laufigkeit der Schulaustritte, sowie der grossen Anzahl
Jugendlicher in Brlckenangeboten, die zusatzlich auf
den Lehrstellenmarkt drangen. Im Alterssegment der 15
bis 19-Jahrigen liegt die Arbeitslosenquote in Bern deut-
lich Uber dem entsprechenden gesamtschweizerischen
Durchschnittswert (2007: 2.4 Prozent).

20- bis 24-Jahrige: Auch im gesamtschweizerischen Ver-
gleich fallt der Rickgang der stadtischen Arbeitslosen-
quote im Alterssegment der 20 bis 24-Jahrigen, die vom
Wirtschaftsaufschwung Gberproportional profitieren,
deutlich aus. Es handelt sich dabei um Personen, die in
der Regel eine berufliche Grundbildung abgeschlossen
haben und an der Schwelle zwischen Ausbildung und
Arbeitsmarkt stehen.

zu Zielthema 6: Arbeitslosenquote Jugendlicher
mit Migrationshintergrund

15- bis 19-Jahrige: Zwischen Ende 2005 und Ende 2007
nimmt die Arbeitslosenquote der ausbildungslosen Aus-
landerinnen und Auslander deutlich ab (-3.8 Prozent-
punkte) und fallt im Vergleich mit der Arbeitslosenquote
der ausbildungslosen Schweizerinnen und Schweizer (-1
Prozentpunkt) hoher aus. Allerdings geht der erneute
Anstieg der Arbeitslosenquote im Sommer 2007 haupt-
sachlich zu Lasten der auslandischen Jugendlichen.
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ABBILDUNG 2.5

Stadt Bern: Arbeitslosenquote der 15-19-Jahrigen nach Herkunft

Arbeitslose in %
der Erwerbstatigen
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Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, Monatsdaten seco/ Statistikdienste der Stadt Bern

ABBILDUNG 2.6

Arbeitslose in %
der Erwerbstéatigen

Stadt Bern: Arbeitslosenquote der 20-24-Jahrigen nach Herkunft
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Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, Monatsdaten seco / Statistikdienste der Stadt Bern

20- bis 24-Jéhrige: Im selben Zeitraum nimmt die Ar-
beitslosenquote der Auslanderinnen und Auslander (-
6.6 Prozentpunkte) noch deutlicher ab als diejenige der
Schweizerinnen und Schweizer (-2.4 Prozentpunkte).
Der Rickgang der gesamtstadtischen Arbeitslosenquo-
te hdngt massgeblich mit der erfreulichen Entwicklung
bei den 20 bis 24Jahrigen Auslanderinnen und Auslan-
der zusammen.

Die Schwierigkeiten an der ersten Schwelle (von der
Schule zur Ausbildung) erweisen sich als deutlich kon-
junkturresistenter als diejenigen an der zweiten Schwel-
le (von der Ausbildung zur Arbeit). Auslandische Jugend-
liche sind im Lehrstellenmarkt gegenlber schweizeri-
schen Jugendlichen deutlich benachteiligt — deutlicher,
als dies nach Ausbildungsabschluss an der zweiten
Schwelle der Fall ist.
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ABBILDUNG 2.7

«inizio»: Akquisition und Vermittlung
von Lehrstellen
Perioden: Schuljahre 2006/07 und 2007/08
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*EFZ= 3- und 4-jéhrige berufliche Grundbildung mit
eidgendssischem Fahigkeitsausweis
**EBA= 2-jdhrige berufliche Grundbildung mit
eidgendssichem Berufsattest
*** Zwischen Marz 2006 und Marz 2008 sind insgesamt
106 Lehrstellen akquiriert worden, etwa 10% in 6ffentlich
rechtlichen, 90% in privat rechtlichen Institutionen.

Quelle: Sozialamt der Stadt Bern / interne Statistik

ABBILDUNG 2.8

Zu Zielthema 7: Lehrstellen

Aus vorangehender Abbildung geht hervor, dass der
Ausbildungslosigkeit der 15 bis 19-Jahrigen besonderes
Augenmerk zu schenken ist. Ein besonderer Bedarf an
Lehrstellen ergibt sich zunehmend fir schulleistungs-
schwachere Jugendliche mit besonderem Forderbedarf.
Das von Bund und Kanton unterstltzte Pilotprojekt in-
izio akquiriert deshalb gezielt Lehrstellen im Bereich
der neuen «Grundbildung mit eidgendssischem Beruf-
sattest, EBA» sowie in Berufen (EFZ), deren Anforde-
rungen auch von Absolventinnen und Absolventen der
Realschule erflllt werden kénnen.

Neben der Akquisition von Lehrstellen unterstitzt inizio
Lehrbetriebe bei der Schaffung von Ausbildungsplatzen,
begleitet Lehrbetriebe und Lernende wahrend der Aus-
bildung und unterstltzt die Jugendlichen bei der Suche
einer Arbeitsstelle im Anschluss an die Ausbildung.
Inizio ist somit an der ersten und der zweiten Schwelle
aktiv und leistet einen Beitrag sowohl zur Bekampfung
der Ausbildungslosigkeit Jugendlicher als auch der Ar-
beitslosigkeit junger Erwachsener.

Erganzend zu den vorstehend aufgeflhrten Massnah-
men werden fir junge Erwachsene mit Sozialhilfebezug
weitere, niederschwellige Angebote geflhrt:

Das «Niederschwellige Integrationsprogramm (NIP)»
richtet sich an Personen mit unklaren Integrationspers-
pektiven, die in allen Massnahmen gescheitert und fak-
tisch Uber die Sozialhifle «berentet» sind. Das Coaching-
programm bezweckt die Starkung der Selbstverantwort-
lichkeit als Voraussetzung fir weiterfihrende Massnah-
men zur beruflichen und/oder sozialen Integration.

Das Arbeitstrainingsprogramm «Dock-In» richtet sich
an Personen, die Uber einen Zeitraum mit kontinuierlich
steigender Arbeitstatigkeit an die Anforderungen einer
beruflichen Grundbildung herangefihrt werden.

Ausbildungsplatze in der Stadtverwaltung Zu Zielthema 8: Ausbildungs-
platze in der Stadtverwaltung
2005 2006 2007
Im Jahr 2004 bietet die Stadtver-
Art der Gesamt- | Davon |Gesamt-|Davon | Gesamt- | Davon waltung 117 Lernenden einen Aus-
Ausbildung stadt BSS stadt BSS stadt BSS bildungsplatz. In den letzten drei
Jahren werden kontinuierlich mehr
Vorlehre 3 2 5 5 3 3 als die geforderten zehn Prozent
Attest- und zuséatzliche Ausbildungs- und Prak-
Anlehren 3 0 6 4 9 6 tikaplatze mit unterschiedlichen
Grundbildung 119 73 141 89 174 120 Anforderungen flr verschiedene
Zielgruppen angeboten.
Total Lernende | 125 77 152 98 186 129
Total Praktika 58 47 128 115 176 164

Datenquelle: FPI, Personalamt der Stadt Bern, Interne Statistik
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Qualifizierung Erwachsene: ALV-Beziehende

Zielvorgaben

9 Rasche und nachhaltige Integration in den ersten
Arbeitsmarkt (Programme zur vorliibergehenden Be-
schéaftigung, PvB)

Leistungsauftrag beco — Berner Wirtschaft

Angebotsstrukturen

Das Kompetenzzentrum Arbeit (KA) gliedert sich in
vier Sektionen und unterstitzt Jugendliche und Er-
wachsene bei der Integration in die Arbeitswelt.
Die Sektion Qualifizierung Erwachsene erbringt Leistun-
gen fur Menschen, die durch die regionalen Arbeitsver-
mittlungszentren RAV zugewiesen werden. Die Ange-
bote werden im Auftrag des beco — Berner Wirtschaft
bereitgestellt.

Leistungen nach Zielvogaben

Zu den Zielthemen 9 (und 2):
Integration in den Arbeitsmarkt

Seit Mitte der 1990er-Jahre liegt die Zustandigkeit fir
die Beschaffung und Ausgestaltung der notwendigen
und geeigneten «Arbeitsmarktlichen Massnahmen» fir
versicherte Arbeitslose beim Kanton; die Gemeinden
haben beziglich Inhalt und Menge der Massnahmen
keine Kompetenzen mehr. Die Stadt (Sozialamt / KA) ist
im Bereich der «Beschéaftigungsprogrammen» (PvB) Auf-
tragnehmerin des Kantons und sichert sich auf diesem
Weg eine beschréankte Einflussnahme auf die kantonale
Arbeitsmarktpolitik.

Seit 2006 teilt der Kanton die PvB neu in drei Elemente
ein mit je unterschiedlichen Zielsetzungen und verschie-
dener Dauer:

ABBILDUNG 2.9

Programme zur voriibergehenden
Beschaftigung 2004-2007

im Auftrag des beco / Berner Wirtschaft

Personen Platze

700 88

600 \ 86
500 \ 84

400

300 ~

200

100

2004 2005 2006 2007

Teilnehmende —e— Platze

ﬂlenantritte

Datenquelle: Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS

e «Standortbestimmung» zu Handen der zuweisenden
Personalberatenden RAV (10 Tage, kein Vermittlungs-
auftrag)

e «Qualifizierung mit integrierter Weiterbildung»

(drei Monate, kein Vermittlungsauftrag)

e «Berufliche Integration» (zwei Monate, Unter-

stltzung bei Stellensuche und -bewerbung).

Gleichzeitig ist die Anzahl der Teilnehmenden - trotz re-
duziertem Platzangebot — massiv erhoht worden. Dass
die Anzahl Stellenantritte im Verlaufe der Massnahme
gegentber 2005 verdreifacht werden konnten, hangt
— neben der besseren Wirtschaftslage —mit dem neuen
Element «Berufliche Integration» zusammen, aus wel-
chem 2006 42 Prozent und 2007 46 Prozent der Teilneh-
menden direkt in eine Festanstellung im ersten Arbeits-
markt Ubertreten konnten.
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Vermittlung: Sozialhilfe-Beziehende

Zielvorgaben

10 Die Abklarungs- Qualifizierungs- und Vermittlungsangebote Legislaturrichtlinien 2005-2008 [4]

fUr junge Erwachsene in der Sozialhilfe sind um mindestens
einen Drittel bis die Halfte erhoht.

Kantonales BIAS—Steuerkonzept
BIAS—Konzept 2005 Stadt Bern [3]

11 Beschéftigungs- und Integrationsangebote der Sozialhilfe (BIAS):
Erhohung und Spezifizierung des Platzangebotes flr arbeitsmarktfahige
(berufliche Integration) und nicht arbeitsmarktfahige (soziale Integration)
Klientlnnen

Strategien und Massnahmen zur
Bekéampfung der (Jugend-)Arbeits-
losigkeit 2005-2009 [1]

12 Ausbau des Vermittlungsangebotes im Bereich der beruflichen
Integration in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft;
Etablierung der Lohn- und Einarbeitungszuschisse als Anreizsystem

Strategien und Massnahmen zur
Bekampfung der (Jugend-)Arbeits-
losigkeit 2005 — 2009 [1]

13 Die Stadt finanziert bedarfsgerecht und subsidiar zuséatzliche
Aktivitaten im Bereich berufliche und soziale Integration

Angebotsstrukturen

Das Kompetenzzentrum Arbeit (KA) gliedert sich in vier
Sektionen und unterstttzt Jugendliche und Erwachsene
bei der Integration in die Arbeitswelt. Die Sektion Ver-
mittlung vermittelt Menschen, die beim Sozialdienst der
Stadt gemeldet sind, in folgende Angebote:

e «Dock-in» (Arbeitstraining und Coaching fur junge
Erwachsene mit Integrationsschwierigkeiten)

e NIP: fir junge Erwachsene mit unklaren Integra-
tionsperspektiven

e «MiniMax»: fir Erwachsene ohne anerkannten
Berufsabschluss

e Standortbestimmung

e Qualifizierung mit integrierter Bildung

e Berufliche Integration (Jobtimum / plus Angebote
fir Sozialhilfeempfangende)

ABBILDUNG 2.10

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthemen 10 bis 13:
Vermittlungsangebote fiir Personen
mit Sozialhilfebezug

Im Rahmen der institutionellen Sozialhilfe stellt der Kan-
ton der Stadt eine lastenausgleichsberechtigte Finanzie-
rung fir die Fihrung von 112 Jahresplatzen (bis 2005)
respektive von 144 Jahresplatzen (ab 2006) zur Verfl-
gung. Anstelle von Arbeitsplatzen in eigenen Program-
men flhrt die Stadt ihre Integrationsmassnahmen im
Bereich der Sozialhilfe seit 1997 grosstenteils in enger
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft, mit Nonprofit-
Organisationen (NPO) und Verwaltungen. Dank diesem
unter dem Namen «Arbeit statt Flrsorge» bekannten In-
tegrationsmodell kann das lastenausgleichsbereichtigte
Angebot effizient bewirtschaftet und einer jahrlich stei-
genden Anzahl Klientinnen und Klienten des Sozialdiens-
tes zur Verfligung gestellt werden (vgl. Platzierungen

Platzierungen auf Integrationsstellen / Festanstellungen im 1. Arbeitsmarkt /
Beschaftigung auf Nischenarbeitsplatzen im ergéanzenden Arbeitsmarkt 2003-07
5 2
«Leistungen» | 2 & | «Wirkungen»
< | Jahr | =
Total 287 1 2003 | 47 Festanstellungen
teilnehmende 523 | 2004 | 52 bezw.
Klientinnen 625 | 2005 | 59 (Teil-)Ablésungen
des Sozial- 769 | 2006 | 178 (exkl. neue
dienstes . 860 | 2007 |221 ‘ ALV-Beziige)
- \
Platzierungen 258 | 2003 | 124 Arbeitsstellen:
auf Integrations- 272 | 2004 |238 akquirierte (extern) +
stellen (extern+ 283 | 2005 |27 geschaffene (intern)
intern) 563 | 2006 443 Arbeits-/Einsatz-
W 552 | 2007|488 [N | platze 2 100%
S 3838 8 388 8 8 ° 88 8 8 8
(o) ~ [de) [Te) <t o o~ - — o~N o < Lo

Datenquelle: Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS
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auf Integrationsstellen). Aus dieser Tatigkeit resultieren
jahrlich zwischen 82 (2003) und 221 (2007) Festanstel-
lungen im ersten Arbeitsmarkt, welche —je nach Arbeits-
vertrag — zur teilweisen oder vollstandigen Abldsung von
der Sozialhilfe gefiihrt haben.

Zusatzlich zu den Vermittlungen in den ersten Arbeits-
markt stellt das KA in eigenen Betrieben, sowie in Zu-
sammenarbeit mit NPO, eine steigende Anzahl an Ni-
schenarbeitspléatzen im ergédnzenden, zweiten Arbeits-
markt zur Verfigung. Dies ist im Rahmen der neuen
SKOS-Richtlinien fir jene Klientinnen und Klienten von
Bedeutung, die kurz- oder mittelfristig nicht (mehr) ver-
mittelbar, jedoch —wenn auch in unterschiedlichem Aus-
mass — arbeitsfahig sind und durch eine Arbeitstatigkeit
einen Beitrag zur sozialen Integration zu leisten haben.
Zwischen 2003 (124 Arbeitsplatze) und 2007 (488) kann
somit eine jahrlich steigende Anzahl von Arbeitsplatzen
im ersten oder im ergdnzenden Arbeitsmarkt auf Dauer
besetzt werden.

Dank dem neuen kantonalen BIAS-Steuerkonzept (seit
2006) und dem bedarfsgerecht und subsidiar erfolgten
Ausbau der Angebote im Rahmen der stadtischen «Stra-
tegien und Massahmen zur Bekdmpfung der (Jugend-)
Arbeitslosigkeit» kdnnen sowohl die Integrationsstellen
als auch die Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt ab
2006 deutlich erhoht werden.

Die strukturellen Veranderungen im Arbeitsmarkt sowie
verschiedene Entwicklungen im Bereich der Arbeitslo-
sen- und Invalidenversicherungs-Gesetzgebung haben
dazu gefihrt, dass die Sozialhilfe fr immer mehr Men-
schen wahrend einer immer langeren Zeit zur existenzsi-
chernden Institution wird.

Verbesserungen dieser Situation sind nur in Zusam-
menarbeit mit der Wirtschaft maoglich. Es gilt deshalb,
baldmadglichst neue Formen der Zusammenarbeit fir
Personen zu realisieren, die Gefahr laufen, auf Dauer
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen zu bleiben. Zu diesen
Formen gehdren die Einfihrung von Lohnerganzungs-
modellen sowie der Aufbau von Sozialfirmen.

Fachfazit

Die Konjunkturlage hat einen massgeblichen Einfluss auf
die Erfolge von Arbeits- und Integrationsmassnahmen.
Die Umsetzung der vom Gemeinderat bewilligten Stra-
tegien und Massnahmen zur Bekdmpfung der (Jugend-)
Arbeitslosigkeit zeigt Wirkung. So ist die Jugendarbeits-
losigkeit der 15- bis 19-jahrigen dank guter Konjunktur
und geeigneter Integrationsangebote zurlickgegangen.
Insbesondere die Altersgruppe der 20- bis 24-jahrigen
hat vom wirtschaftlichen Aufschwung profitiert. Die Ver-
mittlungen in den ersten Arbeitsmarkt durch das Kom-
petenzzentrum Arbeit (KA) haben zwischen 2003 - 2007
um das Funffache zugenommen. Die berufliche Integra-
tion bleibt ein prioritédres Thema. Fir die Vermittlung von

Personen in Arbeitsstellen, Praktika, Einsatzplatze und
Lehrstellen wird die Zusammenarbeit zwischen Wirt-
schaft und Stadt systematisch gepflegt. Es besteht eine
gute und breite Vielfalt an Angeboten zur beruflichen
und sozialen Integration, deren Wirkung belegt ist. Ein
Problem bleiben diejenigen Arbeitslosen, die trotz guter
Konjunkturlage nicht vermittelt werden kénnen und eine
intensive Begleitung brauchen. Dabei handelt es sich um
Personen, die beim Sozialdienst gemeldet sind und in
der Regel mit Mehrfachproblematiken (Langzeitarbeits-
lose, mangelnde Ausbildung, gesundheitliche Probleme)
belastet sind (vgl. auch Kapitel Handlungsfeld 5).

Einfachste Jobs fliir Personen ohne Ausbildung und feh-
lende Fachkenntnisse sind auf dem Arbeitsmarkt rar.
Wenig anspruchsvolle Arbeiten fallen zunehmend weg.
Die Investition in den Sozialstellenpool der Stadt und in
die Nischenarbeitsplatze des KA ermdglicht eine Tages-
struktur, fordert die soziale Integration durch Arbeit und
zahlt sich aus.

Ein Schwerpunktthema setzt die Stadt bei der Jugend-
arbeitslosigkeit. Auf allen drei politischen Ebenen (Bund,
Kanton, Gemeinden) aber auch in der Wirtschaft besteht
Konsens, dass die Schnittstelle zwischen Sekundarstufe
| und Sekundarstufe Il zu einer Nahtstelle gemacht wer-
den muss. Ebenfalls ein anerkanntes Ziel ist, dass alle
Jugendlichen einen Abschluss auf der Sekundarstufe |l
erreichen sollen. Auf Grund dieser gemeinsamen Zielset-
zung sind in den letzten drei Jahren verschiedene Mass-
nahmen zur Verbesserung des Ubergangs von der obli-
gatorischen Schule in den postobligatorischen Bereich
ergriffen worden. Die Volksschule kann hierzu mit der
Berufswahlvorbereitung einen wichtigen Beitrag leisten.
Die Stadt Bern hat die Erarbeitung eines Berufswahlkon-
zepts auf der Sekundarstufe | fir die Jahre 2007-2009
zu einem Schwerpunkt gemacht. Die Berufswahlvorbe-
reitung hat bereits im 7. Schuljahr zu beginnen und dau-
ert wahrend der ganzen Sekundarstufe | an.

Die Tendenz der Schulabgéangerinnen und Schulabgén-
ger, im Anschluss an die obligatorische Schulzeit ein 10.
Schuljahr anzuhéngen, ist problematisch und genau zu
beobachten. Der Mangel an Lehrstellen macht diese
Wahl nachvollziehbar. Zudem kénnen gewisse Bildungs-
defizite ausgeglichen und damit die Berufsaussichten
erhoht werden. Sie dirfen aber nicht dazu fihren, dass
die obligatorische Schulzeit indirekt auf zehn Jahre er-
weitert wird. Speziell ist darauf zu achten, dass Schile-
rinnen und Schiler nach dem 10. Schuljahr nicht ohne
Anschlusslosung dastehen. Da offentliche 10. Schuljah-
re kantonale Angebote sind, kann die Stadt dies nicht
allein sicher stellen.

Das Angebot an Begleit- und Unterstitzungsmassnah-
men ist gut. Verbesserungsfahig sind die Koordination,
die Bekanntheit dieser Angebote und das Erkennen, wel-
ches flr welche Schiilerin, welchen Schiler, das Richtige
ist. Noch finden zu viele Jugendliche nicht die passende
Lésung. Diesbezlglich wird das neue Konzept des Kan-
tons mit der Einflhrung eines Case Managements eine
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Verbesserung bringen. Bei der Berufswahlvorbereitung
wird vom Grundsatz ausgegangen, dass in erster Linie
die Eltern fir die Begleitung ihrer Kinder zusténdig sind.
Auch wenn deren Moglichkeiten hierbei sehr variieren,
wird als Minimum das Interesse der Eltern gefordert. Die
kantonale Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung tritt
dort in Aktion, wo diese Begleitung nicht gewahrleis-
tet ist. Die Zusammenarbeit der Lehrpersonen mit der
Berufs- Studien- und Laufbahnberatung ist ein entschei-
dender Faktor. Als letzte Massnahme kommt das Case
Management ergdnzend zur Anwendung. Bedeutsam ist
dabei, dass die Begleitung auch wahrend der Berufsbil-
dung weitergeht, langstens bis zum Stellenantritt nach
Abschluss der beruflichen Grundbildung (Projekt «ini-
zio» des KA). Mentoringprogramme wie «incluso» und
«Kamaéleon» im Rahmen des Junior Coaching sind zu-
satzliche wichtige Unterstlitzungs- und Begleitangebote
mit dem Ziel, Benachteiligungen von Jugendlichen mit
besonderen Bedirfnissen ausgleichen zu helfen. o

Ausblick

e Die Laufbahnen sind zunehmend individueller, wes-
halb die personlichen Ressourcen und Kompetenzen
noch differenzierter zu erfassen und gezielt weiter zu
entwickeln sind. Individuelle Massnahmen sind fri-
her und systematischer zu ergreifen und Gber allfalli-
ge Nahtstellen hinweg sicher zu stellen.

e Die kantonalen Bestrebungen zur Verbesserung der
Nahtstelle Sekundarstufe | und Il sind weiterzufihren.
Die Volksschule hat hier ihren Teil der Verantwortung
weiterhin wahrzunehmen, eventuell noch zu intensi-
vieren.

e Das Case Management «Take off» wird ein wesentli-
ches neues Instrument sein.

Literaturverzeichnis

[1]

e Mentoringangebote sind wichtige und wertvolle
Massnahmen, welche die Benachteiligung von Schi-
lerinnen und Schilern mit besonderen Beddirfnissen
auszugleichen helfen. Sie gilt es auch in Zukunft wei-
terzuflihren und deren Finanzierung zu sichern.

e Regelmassige Kontakte und Austauschmaoglichkeiten
zwischen der Schule, Lehrpersonen und der Wirt-
schaft dienen der Klarung der gegenseitigen Erwar-
tungen und zum Abbau von Schwellen.

e Der Integration der Asylsuchenden ist mit geeigneten
Mitteln besonders Rechnung zu tragen
(vgl. Handlungsfeld b).

e Die Erweiterung des bestehenden Anreizmodells
zur Akquisition von Arbeitsplatzen in der freien Wirt-
schaft (Einarbeitszuschisse) Richtung Teillohnmodell
ist zweckmassig und wird weiter verfolgt.

e Das Motivationssemester flr ausbildungslose Ju-
gendliche und junge Erwachsene bis 25 Jahre ist bei-
zubehalten und durch «Zubringerangebote» flr lang-
zeitarbeitslose Jungerwachsene zu erganzen.

e Das Einstellen von auslandischen Arbeitskraften ist
auf Arbeitgeberseite oft mit dem Problem der Ver-
gleichbarkeit der auslandischen mit den schweizeri-
schen Berufs- und Ausbildungsabschlissen verbun-
den. Chancengleichheit flr Stellensuchende mit im
Ausland erworbenen Qualifikationen wird erreicht,
wenn vermehrt geeignete Instrumente zur Vergleich-
barkeit bereitgestellt werden.
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Handlungsfeld 3 Familie und Kinderbetreuung

Leitziel

Familien kénnen ein bedarfsgerechtes Angebot nutzen:
Familienergdnzende Kinderbetreuung, Ferien- und Frei-
zeitangebote fur Kinder und Jugendliche sowie offene
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen.'

Teilstrategien

Konzept fir eine Kindergerechte Stadt; Situations-
analyse, Leitsatze und Massnahmen,
2. Auflage 2002 [1]

Part — Jugendpolitisches Konzept 2002 [2]

Familienergdnzende Kinderbetreuung
in der Stadt Bern — Bestandesaufnahme,
Zielsetzungen und Massnahmen Marz 2007 [3]
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Da in das Handlungsfeld 3 neben der Tagesbetreuung auch die Angebote
fur Freizeit und Ferien sowie die offene Arbeit mit Kindern und die Offene
Jugendarbeit einfliessen, ist dies als Bestandteil des Leitziels abzubilden.
In der Strategie steht nur: «Familien kénnen ein flaichendeckendes Angebot

an familienerganzender Kinderbetreuung nutzen».
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Einleitung

In der Stadt Bern besteht ein gut ausgebautes, vielfalti-
ges Angebot an familienerganzenden Betreuungsmog-
lichkeiten fur Kinderim Vorschulalter und fiir Schulkinder.
Fir die Angebote Tagesstatten fir Kinder und Jugendli-
che (Kitas, altersgerechte Einrichtungen und Tagis) und
Tageseltern ist das Jugendamt zustandig, fir die Ange-
bote Tagesschulen und Ferieninseln das Schulamt. Aus-
fihrungen zu letzteren finden sich vornehmlich im Hand-
lungsfeld 1. Es besteht trotz dem vergleichbar guten
Angebot generell ein Mangel an familienergédnzenden
Betreuungsmaoglichkeiten, in einigen Stadtteilen speziell.

Neben der familienergdnzenden Betreuung finden Kin-
der und Jugendliche eine Vielzahl von Freizeitangebo-
ten. Diese bieten neben Spass und spielerischen Ak-
tivitaten Maoglichkeiten zur Foérderung der Integration,
zur Umsetzung von Partizipationsmaoglichkeiten oder fur
das Erleben und Pflegen von Sozialkontakten, vor allem
unter den Kindern.

Angebote und Massnahmen, die speziell auf das
Thema Integration und Partizipation ausgerichtet
sind, werden im Handlungsfeld 6 ausgefihrt. Er-
lauterungen zur ambulanten und stationdren Kin-
der- und Jugendhilfe finden sich im Handlungsfeld 5.

Strukturdaten

Kinder und Jugendliche in der Stadt

Die Entwicklung der Anzahl Kinder in der Stadt Bern ist
in den letzten zehn Jahren weitgehend stabil geblieben.
Wie im Kapitel zu den Strukturdaten dargestellt ist, sind
in den letzten Jahren jahrlich zwischen 1’200 und 1'300
Kinder zur Welt gekommen. 2007 leben rund 18'800
Kinder und Jugendliche in der Stadt, davon sind 37 Pro-
zent Vorschulkinder, 42 Prozent Schulkinder und 21 Pro-
zent Jugendliche zwischen 16 bis 19 Jahren.

Im Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen wohnt anndhernd
ein Drittel aller unter 20-Jahrigen. Nach Herkunft be-
trachtet lebt knapp die Hélfte aller minderjahrigen Aus-
landerinnen und Auslander im Stadtteil VI. Auch gut ein
Viertel aller Schweizer Kinder lebt in diesem Stadtteil.

Anndhernd gleich viele Schweizerkinder wohnen im
Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde, wobei hier der
Anteil an Kindern ausladndischer Herkunft gering ist.

Im Rahmen von familienerganzenden Angeboten
kénnen Entwicklungsdefizite bei Kindern frih erkannt
und dank Frihférderung positiv beeinflusst werden.
Laut Gesundheitsdienst der Stadt Bern ist erwiesen,
dass der Anteil Auslanderkinder bezogen auf die
Gesamtkinderzahl in einem Quartier das Vorhandensein
unterschiedlichster sozialer Benachteiligungen anzeigt.
Deshalb setzt der Gesundheitsdienst hier besondere
Forderangebote fir Kleinkinder und — in Tagesstatten —
far Vorschulkinder um. So erfassten die schularztlichen
Untersuchungen beieinem Flinftel der Kinderim Stadtteil
VI BUmpliz-Oberbottigen bei der Einschulung Defizite im
Sprachbereich, wahrend dies im Stadtteil IV Kirchenfeld-
Schosshalde nur bei einem Zehntel der Kinder der Fall
war (vgl. Handlungsfeld 1 Vorschulbereich).

Ansicht andern

ABBILDUNG 3.1
Erwerbskombination in Paarhaushalten ()
nach Anzahl Kinder unter 7 Jahren 2000 /0
ol a2 |
100
9077-:1:-: Mann Teilzeit,
15 Frau Vollzeit
801 30 17 12 . L
70— Beide Teilzeit
60— - 2.9 Beide Vollzeit
50— 40 Mann Vollzeit,
40| 36 Frau Teilzeit
304+ 47 Mann Vollzeit,
20—+ 36 Frau nicht
104+ 23 28 erwerbstatig
0
Kein 1 2 3 und
Kind Kind Kinder | mehr
Kinder

Datenquelle: Eidgendssische Volkszahlung 2000
Datenbearbeitung «facts and figures» 2006 [4] S. 31

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Wie im Kapitel Strukturdaten zur Erwerbstatigkeit von
Frauen ausgefihrt wird, arbeiten Frauen mehrheitlich
Teilzeit, wobei die Weiterfihrung oder Wiederaufnah-
me einer Erwerbstatigkeit nach der Familiengriindung
wesentlich vom Vorhandensein familienerganzender
Angebote abhangt. In beinahe 90 Prozent der Haushalte
mit Kindern leben ein oder zwei Kinder. Am haufigsten
sind Ein-Kind-Familien. Weniger als ein Zwanzigstel al-
ler Privathaushalte sind bei der Volkszéhlung 2000 Ein-
Eltern-Haushalte.

TABELLE 3.1
Vorschul- und Schulkinder 2003-2007
Jahr > 2003 2004 2005 2006 2007
Vorschulkinder (0-6-Jahrige) 6744 6’877 6926 6920 6°968
Schulkinder (7-15-Jahrige) 8148 8062 77978  7°955 7°898
Total 14°892 14939 14904 14875 14°866

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank) / Statistikdienste der Stadt Bern
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Ansicht andern

Der Grad der Erwerbstatigkeit der Frauen héngt stark
mit der Anzahl Kinder zusammen: Bei der Volkszahlung
2000 arbeiten in Familien mit einem Kind im Schnitt
72 Prozent der Frauen zumindest Teilzeit, bei jenen mit
zwei Kindern sind es noch knapp zwei Drittel der Frau-
en. Von Familien mit drei oder mehr Kindern ist es noch
gut die Halfte. Je mehr Kinder eine Familie hat, umso
grosser wird der Anteil der Paare mit traditioneller Ar-
beitsteilung. (vgl. Strukturdaten-Teil)

Tagesbetreuung

In Familien mit Kindern steigt auch der Anteil der Man-
ner, die Teilzeit arbeiten.

Der Wegzug von Familien mit Kindern in die Agglome-
rationen halt seit Jahren an. Eine familienfreundliche
Wohnumgebung, grosse Familienwohnungen und gut
ausgebaute Schul-, Betreuungs- und Freizeitangebote
kénnen sich positiv auf die Standortwahl Stadt Bern
auswirken. [5]

Zielvorgaben

1 In der Stadt Bern gibt es vielfaltige und bedarfsgerechte Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [6]
familienerganzende Betreuungsangebote: Stadtteilbezogen

fur Kleinkinder.

2 Durch die Schaffung von neuen Platzen wird eine Reduktion der
Wiartelisten und eine Verklrzung der Wartezeit angestrebt.

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [7]
Jahresberichte / PGR /Band 2 / BSS [6]

€A Familien und Kinderbetreuung

e Es werden jahrlich 40 neue Platze in Kitas, Tagis und
Kinderhdusern insgesamt geschaffen.

e Mind. 20 davon fur Kinder unter 3 Jahren

e Die Wartezeit auf einen Platz in einer Tagesstatte
(Kita/Tagi) betragt hochstens 9 Monate.

3 Die Information der Bevolkerung wird aktiv betrieben

interessierte Eltern an: Info Jugendamt.

Die Stadt Bern bietet eine zentrale Informationsmaglichkeit flr

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [6]

Kinder verbessern.

4 Kinder im Vorkindergartenalter in der Entwicklung eines positiven
Selbstwertgefihls starken und Bildungschancen sozial benachteiligter

Pilotprojekt Frihférderung Primano

Angebotsstrukturen

Stadtisch geflihrte Kindertagesstatten (Kitas) (11) sowie
privat geflhrte, von der Stadt mitfinanzierte Kitas (20)
bieten 2007 eine umfassende ganzjahrige Tagesbetreu-
ung von Montag bis Freitag fur Kinder bis zum Kinder-
garten- bzw. Schuleintritt an. Fir die stadtischen Kinder-
tagestatten gilt eine Mindestbetreuung von 40 Prozent.

Stadtisch geflhrte Tagesstatten fir Schulkinder (Tagis)
(9) sowie privat gefihrte, von der Stadt mitfinanzierte
Tagis (2) bieten eine ganzjahrige Tagesbetreuung von
Montag bis Freitag flr schulpflichtige Kinder an. Fir die
stadtisch geflihrten Tagesstatten gilt eine Mindestbe-
treuung von 60 Prozent.

Stadtisch geflhrte altersgemischte Einrichtungen (4)
bieten dieselben Betreuungsangebote wie die Kitas und
die Tagis an. In den altersdurchmischten Einrichtungen
werden Klein- und Schulkinder betreut. Dadurch entfallt
ein Wechsel von der Kita ins Tagi.

In gut 20 Spielgruppen der Stadt Bern werden Kleinkin-
der ab etwa drei Jahren bis zum Kindergarteneintritt in
konstanten Gruppen durch eine ausgebildete Spielgrup-
penleiterin oder einen Spielgruppenleiter betreut. Die
Eltern haben dadurch auch die Mdglichkeit, Kontakte
zu kntpfen und Erfahrungen auszutauschen. Von der fa-
milienerganzenden Tagesbetreuung unterscheiden sich

die Spielgruppen in der Dauer der Betreuung, welche in
der Regel nicht téglich und hochstens drei Stunden pro
Tag dauert.

Die Interessengemeinschaft (IG) Spielgruppen Bern
setzt sich flur die Unterstltzung und Férderung von
Spielgruppen in der Stadt ein. Die Fach- und Kontakt-
stelle der |G bietet zudem Beratungs- und Weiterbil-
dungsangebote an. Die Stadt unterstltzt sie finanziell.
Die Spielgruppen haben eine hohe Bedeutung im Be-
reich der Frihforderung. Rund 10 Spielgruppenleiterin-
nen sind denn auch am Frihforderungsprojekt Primano
der Stadt Bern beteiligt.

Tagesschulen (18): Die Tagesschulen sind ein Ange-
bot der Volksschulen. Sie bieten eine umfassende Ta-
gesbetreuung wahrend 39 Wochen im Jahr an. Die Ta-
gesschulen beinhalten Mittagessen, Freizeitaktivitdaten
sowie Aufgabenhilfe. Eine Anmeldung ist flr einzelne
Betreuungseinheiten maoglich. Vier Betreuungseinhei-
ten pro Tag stehen zur Auswahl (Vgl. Handlungsfeld 1)

Ferieninseln: Die Ferieninseln sind ein schulerganzendes
Angebot der Volksschule. Da Tagesschulen wéahrend
der Schulferien geschlossen sind, stellen die Ferienin-
seln eine wichtige Erganzung des Betreuungsangebots
dar. Wahrend elf Wochen werden Kinder bis zum Alter
von zwolf Jahren betreut. (Vgl. Handlungsfeld 1)

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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Aufgabenhilfe ist ein schulergénzendes Angebot.
(Vgl. Kapitel Handlungsfeld 1)

Tageseltern: Die Tageseltern bieten Sauglingen, Klein-
kindern sowie Schulkindern eine Betreuung an. Sie neh-
men einzelne Kinder in ihre private Wohnung auf, be-
treuen und verpflegen sie. www.tageselternbern.ch

Horte: Die Horte waren wahrend der Schulzeit jeweils
nachmittags gedffnet und boten Freizeitbeschaftigung
sowie Unterstltzung bei den Hausaufgaben an. Das An-
gebot ist durch die Tagesschulen ersetzt worden. Seit
August 2007 verflgt die Stadt Uber ein flachendecken-
des Angebot an Tagesschulen und keine Horte mehr.

Mittagstische:Die Kinder verbrachten die Mittagszeit un-
ter Aufsicht und erhielten eine warme Mabhlzeit. Dieses
Angebotist2007 durch die Tagesschulenersetzt worden.
Liste: www.kinderbetreuung.bern.ch

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthema 1: Betreuungssituation

Im Vergleich zu anderen Deutschschweizer Stadten ist
der Betreuungsgrad in der Stadt Bern sowohl bei den
Vorschul- wie Schulkindern hoch.

Die Platzzahl bei den Kindertagesstatten und den Ta-
gesschulen ist kontinuierlich weiter ausgebaut worden.
Problematisch dabei ist, dass die Gesundheits- und Fr-
sorgedirektion des Kantons Bern (GEF) die neu geschaf-
fenen Platze aus finanziellen Grinden seit 2004 nur

ABBILDUNG 3.2

noch beschrankt zum Lastenausgleich zuldsst. Die nicht
ermachtigten Kosten gehen voll zu Lasten der Stadt. Die
2006 deutlich gesunkene Anzahl betreuter Schulkinder
héangt mit dem Wegfall von Hortpldtzen zusammen,
welche in der Folge durch Tagesschulbetreuungen ab-
geldst worden sind.

Der Anstieg der betreuten Kinder ist neben dem
Platzausbau darauf zuriick zu fhren, dass in den Kitas
immer mehr Kinder teilzeitlich betreut werden.

Zu Zielthema 1: Betreuungssituation:
Entwicklung des Betreuungsgrads

TABELLE 3.1I
Betreuungsgrad*

2003 2004 2005 2006 2007
Vorschule: 19% 20% 20% 21% 23%
Schule: ! 32% 35% 33% 35%

* Betreuungsgrad=Gesamtzahl betreute Kinder im Verhaltnis zur
Gesamtzahl Kinder. Betreute Kinder auf stadtisch finanzierten Platzen

in Tagesstatten, d. h. stadtisch gefiihrte und privat geflihrte, von der Stadt
mitfinanzierte Institutionen (Tagi, Kita), plus Kinder in Tagesschulen und
bei Tageseltern

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik

Obwohl der Betreuungsgrad bei den Vorschulkindern
seit 2003 um rund zwanzig Prozent gestiegen ist, sind
die Wartelisten auf einen Platz nicht klirzer geworden.
Der Bedarf an familienerganzender Betreuung ist nach
wie vor steigend.

Grund dafir ist u.a. der wirtschaftliche Druck auf Fami-
lien, Uber zwei Einkommen zu verfligen. Zudem ermaog-
licht die positive wirtschaftliche Situation Eltern ver-
mehrt, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Nicht zuletzt
erkennen immer mehr Eltern den direkten Nutzen der

Vorschulkinder total /betreute und
Schulkinder total /betreute 2003-2007

Vorschulkinder| Jahr |Schulkinder

Betreuung fur ihre Kinder beziglich (Frih-)for-
derung, Integration, Aneignung sozialer Kom-
petenzen sowie regelmassiger Kontakte mit
Gleichaltrigen.

6744 | 2003
11312

\19%

6'877 | 2004
Fo% ! 1'372
[T

6'926 | 2005
Fo%' 1418
S 6920 | 2006
(yo 1443

ﬂ 6'968 | 2007
| | % 1603

| - L]
5‘4‘13‘ < Tausend > 01“2:‘341-‘36‘3‘78‘

* Tageschule plus Hort
d. h. stadtisch gefiihrte und privat geflhrte, von der Stadt mit-

und bei Tageseltern.

Ergdnzende Angebote (wie Aufgabenhilfe und Ferieninseln)
werden hier nicht in die Auswertungen mit einbezogen, da die
Kinder solche Angebote oft parallel nutzen und somit doppelt
gezahlt wirden.

Betreute Kinder auf stadtisch finanzierten Platzen in Tagesstéatten,

finanzierte Institutionen (Tagi, Kita), plus Kinder in Tagesschulen

Datenquelle: Polizeiinspektorat der Stadt Bern (Einwohnerdatenbank)
Statistikdienste der Stadt Bern / Schulamt: Jahresberichte

Ansicht andern
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ABBILDUNG 3.3

Betreute Kinder nach Einrichtungen
2003-2007

2004

2005 2006 2007

[/ Tagesschulen inkl. Horte
[0 Tagesstatten fur Vorschulkinder
[ Tagesstatten fur Schulkinder
Tageseltern fur Vorschulkinder
| Tageseltern fur Schulkinder

Betreute Kinder auf stadtisch finanzierten Platzen in Tages-
statten, d.h. stadtisch gefihrte und privat gefihrte,

von der Stadt mitfinanzierte Institutionen (Tagi, Kita)

und bei Tageseltern

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik
Schulamt der Stadt Bern, Tagesschulstatistik

Zu den Zielthemen 1 und 2:
Betreuungssituation und Wartelisten

Im Frihjahr 2007 warten mehr Vorschulkinder denn je
auf einen Platz in einer Kindertagesstatte. Davon sind
Uber vier Flnftel unter drei Jahre alt oder noch ungebo-
ren. Die Wartezeit ist in der Regel deutlich langer als die
angestrebten maximal neun Monate. Das weist darauf
hin, dass das Bedurfnis der Familien nach familiener-
ganzender Tagesbetreuung stark zugenommen hat.

Die Stadt Bern verfligt seit August 2007 Uber ein fla-
chendeckendes Angebot an Tagesschulstrukturen. Ta-
geschulen haben die Horte und Mittagstische abgeldst.
Die Stadt Bern hat hier wichtige Pionierarbeit geleistet.
In keiner anderen Schweizer Stadt existiert ein so gut
ausgebautes Netz. Tagesschulen sind schulergénzende
Angebote und befinden sich ortlich nahe der Schule.
Daneben sind Tagesstatten flr Schulkinder vorwiegend
Kindern mit erhohtem Bedarf an Férderung und Betreu-
ung vorbehalten.

Fir Schulkinder, die auf einen Platz in einer Tagesstat-
te warten, ist die Situation deutlich besser als bei den
Vorschulkindern. Dank des stark ausgebauten Tages-
schulangebots bestehen nur noch kurze Wartelisten mit
insgesamt rund 25 bis 35 Kindern. Ein Platz kann in der
Regel innert drei Monaten gefunden werden. Ziel ist,
flr Tagesschulen keine Warteliste zu haben, sondern
ein bedarfsgerechtes Angebot bereit zu stellen.

Die Nachfrage nach Betreuung von Vorschulkindern
durch Tageseltern steigt seit 2007 deutlich.

ABBILDUNG 3.4

Vorschulkinder und Schulkinder: betreute Kinder,
(100%-)Platze und Wartelisten 2004-2007

Vorschulkinder

Jahr

Schulkinder

Betreute Kinder
(100%-)Platze

[ Betreute Kinder
M (100%-)Platze

Warteliste W Warteliste
\ \ \ [ [ [ [
1272 | 2004 | 2'573
790 1616
m— 503 2
M 1329 | 2005 | 2667 |
] 832 1725 (I
: 663 86 ]
T I I [
| 1384 | 2006 | 2541 (I
: 886 1642 |
. 612 208 \ \ \
W 1500 | 2007 | 2745 |
: 886 1770 (I
- 138 1
I I
o & 6 & o
o o o
L S W

2'000
2'500

3'000

Betreute Kinder auf stadtisch finanzierten Platzen in Tagesstéatten,

d. h. stadtisch geflihrte und privat gefiihrte, von der Stadt mit-

finanzierte Institutionen (Kita, Tagi) / plus Kinder in Tagesschulen

(inklusive Hort)

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik
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ziert werden, sehr hoch. In diesen

Kinder, Jugendliche und Einrichtungen nach Stadtteil 2007

Betrieben wird eine grosse Anzahl
Kinder betreut, die nicht Wohnsitz
in der Stadt Bern haben.

Im Stadtteil VI Bumpliz-Oberbotti-
gen mit dem hochsten Kinderanteil
gibt es —abgesehen vom Stadtteil |
Innere Stadt —am wenigsten Kitas.
Die Nachfrage nach Kitaplatzen ist
hier deutlich geringer als in den

O—=-NW,ArOITONOWOO

anderen Stadtteilen. Ein wesentli-
cher Grund ist der hohe Auslander-

anteil. Auslandische berufstatige
Eltern bevorzugen oft glnstigere
Losungen wie Betreuung durch die
Grosseltern, oder sie organisieren
andere Verwandte zur Betreuung.

je Stadtteil am Total
dieser Altersgruppe

1
% . A
35 A
30 7
25
20
15 : l L
10 = — 27— ——
0
1 |1 14 111 2018 20|21 18|17 27|32
1 ] [} 1\ \' \'4l
O = 1 > k‘l_ —_ 1 [0) 1 [0} 1 c
s 22 | 23 | 3% | &5 | 18
ED S 3 = £ < c £ £&
= 92 20 ol ol 55
2L SR oRe! o e’
i 2e | $5 | = 2
3 k%) @)
%-Anteil der .O—G—Jéhrigen (N=6"968) -e—Kitas
7-15-Jahrigen (N=7'898) Anzahl der -o-Tagis

—e—Tagesschulen

Die Warteliste bei den Kitas um-
fasst 738 Kinder. In Abbildung 3.6
sind nur 711 Kinder erfasst, weil
die restlichen bei der Anmeldung

In den Stadtteilen V und VI gibt es 3 bzw. 1 altersgemischte Einrichtung(en).

Sie sind sowohl unter Tagis als auch unter Kitas aufgefuhrt.

noch nicht in der Stadt wohnen,
aber zuziehen wollen.

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik / Statistikdienste der Stadt Bern

Zu Zielthema 1:

Betreuungssituation nach Stadtteilen

In den Stadtteilen Ill Mattenhof-WeissenbUhl (9 Betrie-
be) und IV Kirchenfeld-Schosshalde (10 Betriebe) ist der
Anteil privater Kitas, die nicht von der Stadt mit finan-

ABBILDUNG 3.6

Betreuungsgrad und Wartelisten nach Stadtteil 2007
Vorschulkinder 88 957 1409 1'394 1’220 1'900
Schulkinder 88 836 1415 1693 1’332 2'634
Betreute
Kinder*
Vorschule 71 357 282 185 424 297
Schule 1 334 517 568 580 778
Betreuungs-
grad*
Vorschule 81% 37%  20% 13% 35% 16%
Schule 1% 40% 37%  34% 44%  31%
Anzahl Kinder
auf Warteliste
Kita: 25 102 153 135 175 121
Tagi 0 35 20 34 45 39
Total 25 137 173 169 220 160
Ungedeckte
Nachfrage**
Kita 35% 29% 54% 73% % 41%
*Betreute Vorschul- | ] |11 v Vv \"/|
und Schulkinder ® = - L — Lo L@ L o
in Tagesstatten, = O 0] S < ° c N
Tagesschulen und qc) i a2 % _8 _8 Q0 % © % E_qg)')
bei Tageseltern = 2 % » GC) GC) c c t e =
5o £ 29 29 239
**Vlerhaltnis Anzahl st ) o2 o 5
betreute Kinder/Anzahl — = g Z ﬁ m o]
Kinder auf Warteliste o

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik

Nicht reprasentativ sind die Zahlen im Stadtteil |
Innere Stadt. Hier werden sehr viele Kinder be-
treut, die nicht im Stadtteil selber wohnen.
Beim Vergleich der betreuten Vorschulkinder
mit der Gesamtzahl der im jeweiligen Stadt-
teil lebenden Kinder zeigt sich eine Diskrepanz
zwischen dem hohen Anteil in den Stadttei-
len Il Langgasse-Felsenau und V Breitenrain-
Lorraine und dem tiefen in den Stadtteilen
IV Kirchenfeld-Schosshalde und VI Bimpliz-
Oberbottigen. Abgesehen vom Stadtteil | In-
nere Stadt werden im Stadtteil IV Kirchenfeld-
Schosshalde am wenigsten Kinder betreut.
Dort ist die Warteliste im Verhaltnis zu den an-
deren Stadteilen am langsten und verdeutlicht
die unterdurchschnittliche Versorgung in die-
sem Stadtteil. Im Stadtteil VI mit den meisten
Vorschulkindern werden prozentual am zweit-
wenigsten Kinder betreut. Die Warteliste ist im
Stadtteil VI Bimpliz-Oberbottigen absolut und
im Verhaltnis kurz. Der Stadtteil Il Ladnggasse-
Felsenau weist bei den Vorschulkindern den
hochsten Betreuungsgrad aus. Das hangt mit
der Zentrumsnédhe des Stadtteils zusammen.
Viele Kinder aus anderen Quartieren werden
hier betreut. Gut versorgt mit Einrichtungen ist
der Stadtteil V Breitenrain-Lorraine.
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Vorschulkinder/Schulkinder: Stadtisch
subventionierte Tagesstatten 2000-2007

I betreute Kinder
I (100%-)Platze

I Kinder aufWartelisten

— 0

o

1'50

2'000

2000 | 141
880
1067

2001 | 1428
904
1169

2002 |1'622
968
1027

2003 |1'540
1'034
835

2004 |1705
1089
693

2005 |1'768
1136
723

2006 (1777
1160
785

2007 |1'953
1184
874

O_

500

1'000 ——
1'500

2'000

Institutionen (Tagi, Kita)

Betreute Kinder auf stadtisch finanzierten Platzen in Tagesstatten, d. h.
stadtisch gefuhrte und privat gefiihrte, von der Stadt mitfinanzierte

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik

Zu Zielthema 1: Betreuungssituation:
Stadtisch subventionierte Institutionen
far Vorschulkinder / Schulkinder

Tagesstéatten flr Vorschul- und Schulkinder konnen eine
engere Begleitung auch fur Kinder mit erhéhtem Betreu-
ungs- und Forderungsbedarf anbieten.

Das Platzangebot ist seit 2000 um rund 34 Prozent er-
hoht werden. Die Anzahl der betreuten Kinder ist im
gleichen Zeitraum um Uber 38 Prozent angestiegen.
Dies bestatigt den Trend zur vermehrten Teilzeitbetreu-
ung. Trotz der starken Erhohung der Platzzahl sind die
Wartelisten seit 2004 wieder langer.

Zu Zielthema 2: Ausbau: Anzahl neu geschaffene
Platze in stadtisch subventionierten Institu-
tionen fiir Vorschulkinder / Schulkinder

Seit 2006 sind aus finanziellen Grinden — der Kanton
ldsst neue Platze in der Stadt nur noch teilweise zum
Lastenausgleich zu — jahrlich nur noch 20 neue Platze
geschaffen worden. Diese kommen ausschliesslich Kin-
dern unter drei Jahren zu Gute.

Der geringe Platzausbau im Stadtteil VI Bimpliz-Ober-
bottigen widerspiegelt die bereits erwahnte relativ
geringe Nachfrage. Der Ausbau von Platzen in Tages-
statten flr Schulkinder ist gering, weil die Tagesschulen
flachendeckend angeboten werden. Die Tagesstatten
far Schulkinder bieten eine engere Begleitung vor al-
lem fir Kinder mit erhéhtem Betreuungs- und Foérde-
rungsbedarf. Sie ergédnzen damit in idealer Weise die
Tagesschulen. Jingere Schulkinder, sowie Kinder und
Jugendliche mit erhéhtem Bedarf an Férderung und Be-
treuung (fremdsprachige Kinder und Jugendliche sowie
solche mit Bildungs- und Verhaltensdefiziten), haben
bei frei werdenden Platzen in Tagesstatten Vorrang.

ABBILDUNG 3.8

Stadtteile

Kitas / Tagis: Neu geschaffene Platze

I Innere Stadt

Il Lénggasse- Felsenau

V Breitenrain-Lorraine

Il Mattenhof-Weissenbuhl
IV Kirchenfeld-Schosshalde

VI Bimpliz-Oberbottigen

2003-2007
Total/
| I} [l v \" Vi Jahr
Vorschulkinder 25.75 14.5 10 185 1
. Schulkinder 0.75
2003 Total | 0 |2575 [ 1526 | 10 [135 1 65.5
Vorschulkinder 2 14.5 15 7 2
Schulkinder 2 B 8
2004 Total 0 4 19.5 15 15 2 55.5
Vorschulkinder 15 19.5 2 10
Schulkinder
2005 Total 0 15 19.5 2 10 0 46.5
Vorschulkinder 2 10 14 1
Schulkinder
2006 Total 0 0 2 10 14 1 27
Vorschulkinder 7 10 5 1
~ Schulkinder
2007 Total 0 7 10 5 0 1 23
Total/Stadtteil 0 | 51.75 | 66.25 42 52.5 5 217.5
Total 2003-2007 ganze Stadt—/,\

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik
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Die Umwandlung von Tagesstatten flr Schulkinder in
altersgemischte Einrichtungen wird in Stadtteilen mit
entsprechendem Bedarf vorangetrieben. Hier entfallt
der Wechsel von Kita zu Tagi bei Schuleintritt.

Zu Zielthema 2: Ausbau: Wartezeiten

In Zukunft werden Erhebungen zur Wartezeit und zum
Anteil Kinder unter zwei Jahren in Kitas erfolgen.

Zu Zielthema 3: Information:
Zentrale Infostelle

Zentrale Anlaufstelle flr Fragen im Zusammenhang mit
familienergédnzender Tagesbetreuung ist die Informati-
onsstelle des Jugendamts an der Predigergasse 4a. Sie
informiert personlich, telefonisch und auf einer gut aus-
gebauten, aktuellen Internetseite.
www.bern.ch/leben_in_bern/persoenliches/kinder/
beratung/jugendamt

Wahrend personliche Besuche in der Informationsstelle
tendenziell abnehmen, wird das Internet als Informa-
tonsinstrument immer mehr genutzt. Dies bestatigt die
Bedeutung dieser Informationsplattform. Entsprechend
wichtig ist die Pflege von Websites, die aktuell und in-

Kinder- und Jugendférderung

ABBILDUNG H3.9

«Info»-Stelle des Jugendamtes: Kontakte
zum Thema Kinderbetreuung 2003-2007

10000 -
Website-Kontakte 9'155
9’000 — «Info»-Besuche Nl
000 «Infon-Nachfragen B ]
7000 7124 |

6000
5'000
4'000

In den Jahren 2003/2004 wurden nur die Besuche erfasst.

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, Interne Statistik

formativ sein muissen und auf denen mdglichst viele
Dienstleistungen im Sinne von E-Government verflgbar
sein sollen.

Zielvorgaben

Lernen steht im Zentrum.

5 Die Einrichtungen der offenen Arbeit mit Kindern und der offenen  Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [6]
Jugendarbeit werden quartier- und bedurfnisorientiert weiter

entwickelt. Die stadtische Lebenswelt soll Kindern und Jugendli-

chen gerecht werden. Die Freizeitgestaltung fur vielfaltiges soziales

Ansicht andern

6 Stationdre Angebote: Erhaltung und Schaffung von Spiel- und

Leistungsvertrag DOK

Begegnungsmaglichkeiten fir Kinder in den Quartieren. Férderung
der Verwurzelung in den Quartieren, Verbesserung der Lebenssitu-
ation.

7 Forderung von Spiel- und Begegnungsraum. Mit Aktionen Spiel- Leistungsvertrag DOK

Erwachsenen unterstltzen.

moglichkeiten aufzeigen. Soziale Integration der Kinder und ihrer

8 Fager / Ferien- und Freizeitangebote

Fur Freizeit und Ferien sind sinnvolle Angebote bereitgestellt.

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [6]

Angebotsstrukturen

Offene Jugendarbeit in den Stadtteilen: In allen Stadttei-
len ausser im Stadtteil | Innere Stadt gibt es Einrichtun-
gen der offenen Jugendarbeit (Treffs), wobei die Ver-
sorgungsdichte unterschiedlich ist. Es wird zwischen
Schilerinnen- und Schulertreffs (Segment bis 16-Jahri-
ge), Jugendtreffs (bis etwa 20-Jéhrige) und Jugendbliro
(Informationsangebot, Unterstitzung bei Bewerbungen,
usw.) unterschieden. In diesen Stadtteilen wird auch
mobile (aufsuchende, sozialraumorientierte) Jugendar-
beit in unterschiedlicher Intensitat angeboten. Die Stadt
hat mit dem Tragerverein flr die offene Jugendarbeit
(TOJ) eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen.

Spezialangebote mit stadtteilibergreifender Ausrich-
tung sind die Kontaktstelle fur ausléndische Jugendliche
und der Madchentreff Punkt 12. Zielgruppe sind grund-
satzlich Jugendliche von 12 bis 20 Jahren.

Offene Jugendarbeit mit regionaler Ausprdgung (Gas-
kessel): Jugendliche ab 16 und junge Erwachsene bis
25 Jahre organisieren sich weit gehend selbst im insti-
tutionellen Rahmen und engagieren sich vor allem im
jugendkulturellen Bereich. Betont wird hier der ressour-
cenorientierte Ansatz der Jugendarbeit wie auch das
Ubungsumfeld fur freiwilliges und ehrenamtliches En-
gagement.

< 7!


www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/information/publikationen/finanzplan/jb_2006_band_2
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Offene Jugendarbeit in den Stadtteilen

Der Tragerverein flr die offene Jugendarbeit TOJ
bietet im Auftrag der BSS offene Jugendarbeit in
drei Leistungsgruppen an:

« Animation/Begleitung: In jedem Stadtteil stehen
quartier- und bedurfnisorientierte Begegnungsorte
und /oder Anlaufstellen fir Jugendliche bereit. Die
Erreichbarkeit der Angebote ist durch regelmassi-
ge Betreuungsprasenz von mindestens flinfzehn
Stunden wahrend funfundvierzig Wochen pro Jahr
sichergestellt. Im Zentrum steht die aktive Freizeit-
gestaltung von Jugendlichen als Ausgangspunkt
fur vielfaltiges und soziales Lernen. Der TOJ bietet
grundsatzlich Hilfe zur Selbsthilfe an und richtet
sich sozialrdumlich aus.

 Information/Beratung: Jugendliche, Eltern und
weitere Personen aus ihrem sozialen Umfeld wer-
den in Krisensituationen sowie bei personlichen
Anliegen und Fragen im Sinne einer niederschwel-
ligen Erstberatung unterstltzt. Bei spezifischen
Problemen erfolgt Weitervermittlung an entspre-
chende Fachstellen und -personen.

« Entwicklung/Fachberatung: Der TOJ setzt sich
fir die Foérderung von geeigneten Rahmenbe-
dingungen flir Anliegen Jugendlicher ein. Er
arbeitet deshalb eng mit dem Jugendamt der
Stadt und weiteren Behorden und Institutionen
zusammen. Er unterstltzt und berat diese bei
der Entwicklung von Konzepten, in Konfliktsi-
tuationen und bei jugendpolitischen Anliegen.

Offene Arbeit mit Kindern in den Stadtteilen: In allen
Stadtteilen, ausser im Stadtteil IV Kirchenfeld-Schoss-
halde bestehen Angebote der offenen Arbeit mit Kin-
dern. Unterschieden werden Spielplatze (Langmuur,
Schitzenweg) und Treff- oder Atelierangebote, sowie
mobile Angebote in den Stadtteilen. Zielgruppe sind
Kinder ab etwa 6 bis 12 Jahren.

Temporare offene Arbeit mit Kindern in Quartieren: Die
gesamtstadtisch arbeitende Fachstelle bietet tempora-
re Einsatze an, bei denen lokale Gruppierungen (Eltern,
Interessengruppen, Schulen, Quartierkommissionen
usw.) Unterstltzung und Zusammenarbeit flr die Ver-
besserung der Spielsituation der Kinder suchen. DOK
und Jugendamt handeln jeweils Projektauftrage aus.

Die Stadt hat mit dem Dachverband fir offene Arbeit
mit Kindern (DOK) eine Leistungsvereinbarung abge-
schlossen.

ABBILDUNG 3.10

Besuchszahlen Jugendtreffs 2004-2007
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 5:
Offene Jugendarbeit/Jugendtreffs

Die Anzahl der Besucherinnen und Besucher ist in den
letzten drei Jahren, abgesehen vom Stadtteil VI Bimpliz-
Oberbottigen, auf einem hohen Niveau stabil geblieben.
An Bedeutung gewinnt die aufsuchende Jugendarbeit,
eine Unterstltzungsarbeit, die in der jeweiligen unmit-
telbaren Lebenswelt und im Umfeld der Jugendlichen
geleistet wird. Durch diese Methode erfassen die Ju-
gendarbeitenden Beddrfnisse der Jugendlichen in ihrem
sozialen Kontext, férdern die Kommunikation zwischen
Jugendlichen und ihrem sozialen Umfeld und vermitteln
bei Konflikten. In gemeinsamer Absprache mit dem Ju-
gendamt kdnnen ortliche Schwerpunkte der aufsuchen-
den Jugendarbeit festgelegt werden wie zum Beispiel
im Stadtteil VI Blimpliz-Oberbottigen. Das erklart den
Rickgang bei den Besuchenden in den Treffpunkten.
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ABBILDUNG 3.1

Stationare DOK-Einrichtungen: durchschnittliche Kinderzahl/Tag 2004-2007
Stadtteile Einrichtungen (.) 19 29 3‘0 40 50 60
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik
ABBILDUNG 3.12

Mobile DOK-Einrichtungen: Aktionen und teilnehmende Kinder 2004-2007

< Aktionen Teilnehmende Kinder >
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik
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Zu Zielthema 7:
Foérderung von Spiel- und Begegnungsraum

Im Auftrag der Stadt fordert der DOK Spiel- und Be-
gegnungsraum vor allem mit mobilen Aktionen in den
Quartieren, zusammen mit Institutionen der offenen
Arbeit mit Kindern (Abb. 3.12). In verschiedenen Quar-
tieren gibt es Angebote, welche ausschliesslich mobil
arbeiten, das heisst die bestehenden &ffentlichen und
privaten Spielplatze bespielen oder Gruppierungen bei
der Errichtung neuer Spiel- und Begegnungsorte unter-
stltzen (Begegnungszonen, Wohnumfeldverbesserun-
gen, Verbesserung von Schulplatzen, usw.).

Seit 2003 leitet der DOK im Auftrag des Jugendamts
die mobilen Einsétze in den Quartieren zur Verbesse-
rung der Spiel- und Wohnumfeldsituation von Kindern.
Unterstltzt werden auch Elterngruppen. Beispiele:
Kiesgrube im Weissenstein mit Kindern nutzen, auf der
Engehalbinsel Mithilfe bei der Organisation von Spiel-
anldassen, in der Weidmatt Unterstitzung bei der Ver-
besserung der Spielsituation der Kinder, Spielangebote
in den Sommerferien im Gébelbach, Einbindung der
Kinder ins Thunplatzfest. Dabei wird immer auf vorhan-
dene Ressourcen und bestehende Planungen in den
Quartieren gebaut. Oft werden die vorhandenen Initi-
ativgruppen auch nach Projektende unterstitzt, um die
Nachhaltigkeit zu pflegen.

ABBILDUNG 3.13

Ferienpass-Aktionen:Teilnehmende 2004-2007
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Zu Zielthema 8: Ferien- und Freizeitaktionen
mit dem Ferienpass «Fager»

Der «Fager» bietet Kindern und Jugendlichen zwischen
finf und sechzehn Jahren aus der Stadt und der Region
Bern wahrend den Schulferien, aber auch wéhrend der
Schulzeit, ein buntes Programm an Kursen, Workshops,
Sport, Abenteuern, Besichtigungen usw. an. Das Pro-
gramm ist unter www.faeger.ch abrufbar.

Fachfazit

Familienergdnzende Betreuung

Familienerganzende Betreuung beinhaltet die Angebote
Kindertagesstatten fir Vorschulkinder (Kita), Kinder-
tagesstatten fir Schulkinder (Tagi), Tagesschulen und
Ferieninseln. Diese Betreuungsangebote sind heute in
breitesten Kreisen anerkannt und gefordert. Familie-
nerganzende Betreuung leistet zusatzlich einen Beitrag
zur Integration von Familien mit Migrationshintergrund,
zum sozialen Ausgleich zwischen den verschiedenen
Bevolkerungsgruppen, sowie zur Verbesserung der Bil-
dungschancen von Kindern aus Familien mit bildungs-
fernem Hintergrund.

Die Stadt verflgt im schweizerischen Vergleich Uber
eine gute Versorgung in allen Stadtteilen. Allerdings
Ubersteigt die Nachfrage das Angebot. Seit 2001 ist ein
starker Ausbau mit Gber 300 neuen Platzen erfolgt. Die
Nachfrage ist in dieser Zeit Uberproportional gestiegen,
weshalb die Warteliste nicht abgebaut werden konnte.
Die nicht gedeckte Nachfrage nach Betreuungsangebo-
ten konzentriert sich vor allem auf den Vorschulbereich.
Mit dem flachendeckenden Ausbau der Tagesschulen
hat sich der Nachfragedruck auf die Tagesstatten fir
Schulkinder vermindert. Im Bereich Tagi und Tages-
schulen bestehen keine Doppelspurigkeiten: die An-
gebote erganzen sich, sie konkurrenzieren sich nicht.
Tagesschulstrukturen gentigen nicht allen Familien, um
Familie und Beruf vereinbaren zu kénnen. Tagesstatten
sind insbesondere flr Kinder mit speziellen BedUrfnis-
sen eine Alternative.

Kinder- und Jugendférderung

Ferien- und Freizeitangebote sowie die offene Arbeit mit
Kindern sind weitgehend bedarfsgerecht ausgebaut. In
Stadtteilen mit wenigen Einrichtungen wird mit mobiler
Arbeit und temporaren Spielangeboten unter Miteinbe-
zug der Bevolkerung reagiert. Die Organisationsstruktur
des Dachverbands flr die offene Arbeit mit Kindern DOK
entspricht nicht mehr den aktuellen Anforderungen.

Der Tragerverein fir die offene Jugendarbeit in der Stadt
Bern TOJ hat effiziente und zeitgemasse Strukturen.
Die Kapazitaten der offenen Jugendarbeit sind aber sehr
knapp. Es besteht Nachholbedarf. Die raumliche Infra-
struktur ist, von Ausnahmen abgesehen, ungenlgend.
Einzelne Stadtteile verfligen Uber zu wenig personelle
Ressourcen, um auf wechselnde Problemlagen in sozi-
alen Brennpunkten reagieren zu kénnen. Die Zahl von
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist
in den vergangenen Jahren gestiegen und nimmt wei-
terhin zu. Angesichts dieser demografischen Entwick-
lung braucht es in Zukunft vermehrt zielgruppen- und
stadtteilspezifische Angebote fir diese Jugendlichen.
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Ausblick

Die Stadt Bern ist als Familienstadt besser zu positio-
nieren.

Die Vorteile der Stadt Bern fir Familien wie gut aus-
gebaute Tagesbetreuung, kurze Wege, gut ausgebau-
tes Offentliches Verkehrsnetz, differenzierte soziale
und schulische Einrichtungen usw. sind besser zu
kommunizieren.

Die Lage der Familien in der Stadt, die fur sie beste-
henden Angebote und die fir die stadtische Famili-
enpolitik relevanten Handlungsfelder sind in einem
ersten Familienbericht zu analysieren, der auch Mass-
nahmen vorschlagt und Empfehlungen abgibt (in Be-
arbeitung).

Die Betreuungskette von Geburt bis Schulaustritt ist
sicherzustellen.

Der Ausbau der Kita-Platze muss intenisiviert werden,
damit es nicht noch schwieriger wird, Félle von hoher
sozialer Dringlichkeit zu platzieren.

Tagesstatten sind Kernstrukturen zur Zielerreichung.
Der Ausbau dieses Angebots hat nachfragegerecht
und nach Stadtteilen und Altersgruppen (primar Klein-
kinder) differenziert zu erfolgen.

Die Wirtschaft profitiert stark von der Tagesbetreu-
ung. Sie ist intensiver in die Verantwortung einzube-
ziehen. Kooperationen sind zu fordern.

Die Tagesschulen sind ab Mitte 2008 im Volksschul-
gesetz geregelt. Der Ausbau in der Stadt Bern hat
bedarfsgerecht zu erfolgen. Das heutige stadtische
Angebot der Ferieninseln ist fir viele berufstatige
Eltern als Erganzung zur Tagesschule notwendig. Fe-
rienangebote sind deshalb in einem nachsten Schritt

Literaturverzeichnis

als integrierter Bestandteil des Tagesschulangebotes
kantonal zu regeln und weiter auszubauen.

Die Einrichtung von Ganztagesschulen kann einen
wichtigen Beitrag flr die Verbesserung der Chancen-
gleichheit und zum sozialen Ausgleich leisten. Die
Stadt wird mit einem Pilotversuch starten.

Wegen der hohen Integrationswirkung der familiener-
ganzenden Kinderbetreuung ist der Anteil von Kindern
mit Migrationshintergrund mit geeigneten Massnah-
men zu erhdhen.

FUr die Zukunft ist eine gemeinsame sozialrdumliche
Orientierung von DOK, TOJ und der Vereinigung fir
Beratung, Integrationshilfe und Gemeinwesenarbeit
VBG, notwendig. Zukinftig hat sich eine Tragerschaft
an den aktuellen Anforderungen zu orientieren, eine
bessere Nutzung der Ressourcen und Infrastrukturen
zu gewabhrleisten und eine bedarfsgerechte Flexibili-
sierung der Angebote zu ermaoglichen.

Die Zunahme der Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund erfordert ein zielgruppenorientiertes und stadt-
teilspezifisches Angebot in der offenen Jugendarbeit
mit mehr mobiler Arbeit.

Die Zusammenarbeit mit der Stadtgértnerei bezlglich
der Spielplatze und Freiflachen fir Kinder ist noch
weiter zu intensivieren.

Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen
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Handlungsfeld 4 Alter

Leitziel

Altere Menschen haben ein ihren individuellen Bed(irf-
nissen entsprechendes Wohnangebot. Die Selbstan-
digkeit wird gefordert.

Teilstrategien

Alterskonzept 2000 [1]

Umsetzungsberichte Alterskonzept 2001 [2]
und 2004 [3]
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Einleitung

Die Stadt sieht ihre Kernaufgabe im Bereitstellen von
bedarfsgerechten ambulanten und stationaren Angebo-
ten fUr éltere Menschen, die beim Wohnen, zum Erhalt
der Selbstandigkeit und bei der Gesundheitsforderung
und -erhaltung sowie zum Sicherstellen von Pflegeleis-
tungen Unterstltzung brauchen.

Die schweizerische Bevolkerung hat weltweit eine der
hoéchsten Lebenserwartungen bei Geburt, und die Wer-
te sind in den letzten Jahren ununterbrochen weiter
gestiegen. Die Wissenschaft definiert die Lebenszeit
nach dem 55. Altersjahr als Alter. Im Schnitt gehoért der
Mensch so gesehen 25 Jahre lang zu den «Alten». Das
Alter und Altern wird dementsprechend unterschiedlich
erlebt und gelebt. Mit gezielten Massnahmen wird ein
positives Bild des Alters in der Bevolkerung gefordert
und die Partizipation éalterer und alter Menschen in allen
Lebensbereichen angestrebt.

Die Thematik der Integration und Partizipation von élte-
ren Menschen wird im Handlungsfeld 6 (Integration und
Partizipation) behandelt. Integration und Partizipation im
Alter hat positive Auswirkungen auf die Lebensqualitat
und foérdert den Erhalt der Selbstandigkeit.

Definitionen

Alter

Das Alter ist kein Zustand, sondern ein Prozess von
der Geburt bis zum Tod. Personen mit dem gleichen
kalendarischen Alter kénnen verschiedene Bedurfnis-
se haben und sich im funktionalen (Gesundheit) und
psychologischen (Selbsteinschatzung) Alter wesentlich
voneinander unterscheiden. Die Sozialversicherungsge-
setzgebung bezieht sich zum Beispiel beim Eintritt ins
Pensionsalter auf das kalendarische Alter. Aber auch fir
statistische Zwecke ist es Ublich, auf das kalendarische
Alter abzustellen. Hingegen ist bei der Wahl der geeig-
neten Wohnform vor allem das funktionale und psy-
chologische Alter zu berlcksichtigen. Die Alterspolitik
der Stadt Bern zielt sowohl auf die aktiven, gesunden
Seniorinnen und Senioren (Pravention, Gesundheitsfor-
derung, Integration und Partizipation), wie auch auf die
hochaltrigen, pflegebedurftigen Menschen (Wohn- und
ambulante Unterstitzungsangebote).

Altergerechtes Wohnen

bedeutet ein weitgehend selbstandiges Wohnen in be-
hindertengerechtem Wohnraum mit der Mdglichkeit, je-
derzeit sofort externe oder interne Hilfe anzufordern.

Betreutes Wohnen

ist zwischen selbstdandigemm Wohnen zu Hause und
Wohnen im Pflegeheim angesiedelt. Diese Wohnform
bietet verschiedene Dienstleistungen an, die individuell
und bedarfsgerecht bezogen werden kénnen. Eine Ver-
schlechterung des Gesundheitszustandes und zusatzli-
cher Pflegebedarf kénnen schneller und besser aufge-
fangen werden als im altersgerechten Wohnen.

Strukturdaten

Im Strukturdatenteil finden sich Darstellungen und Erlau-
terungen zur demografischen Entwicklung allgemein.

In konkreten Zahlen sehen die Prognosen bis 2025 wie
folgt aus (gerundet):

ABBILDUNG 4.1

Bevolkerungshochrechnung bis 2025
fir die Stadt Bern (iiber 65-Jahrige)

Total der tUber 65-Jéhrigen
65-79-Jahrige
80-84-Jahrige

Uber 85-Jahrige

30000
28'000
26'000
24'000
22'000
20'000
18000
16'000
14'000
12'000
10'000

8'000

6'000

4'000

2'000

Datenquelle: Statistikdienste der Stadt Bern
Datenbearbeitung: Alters- und Versicherungsamt

Bis zum Jahr 2020 wird mit einer in etwa konstanten
Anzahl der Hochbetagten (lUber 80-Jéhrigen) gerechnet.
Danach ist mit einer Zunahme dieser Bevolkerungsgrup-
pe zu rechnen. Ab 2010 steigt voraussichtlich die Anzahl
der 65-79-Jahrigen.

Fur die Planung besonders wichtig sind Voraussagen,
wie viele Personen in Zukunft effektiv auf Pflege und
Betreuung angewiesen sind, weil sie in Folge korper-
licher, sensorischer und/oder kognitiver Einschrankun-
gen nicht mehr in der Lage sind, den normalen Alltag
selbstandig zu bewdltigen. Dabei darf PflegebedUrf-
tigkeit nicht mit dem Bedarf an institutionellen Pflege-
und Betreuungsdienstleistungen gleichgesetzt werden.
Nach wie vor wird ein sehr grosser Teil der Betreuung
und Pflege durch Angehorige — Uberwiegend Frauen —
geleistet. Dennoch wird auch in diesen Fallen oft auf
professionelle Unterstltzung zurlickgegriffen, sei dies
Spitex oder seien dies Entlastungsangebote wie Tages-
heime oder Temporéarbetten.

Ansicht andern
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Ob die Annahme eines gleich bleibenden Anteils an Be-
treuungsleistungen durch Angehorige zutrifft, ist frag-
lich, da in Zukunft eher weniger Personen bereit oder in
der Lage sein werden, ihre Eltern oder Schwiegereltern

Wohnen im Alter

zu pflegen oder zu betreuen. Dies hdngt unter anderem
auch damit zusammen, dass in Folge der Mobilitat heu-
tiger Generationen Kinder zunehmend weit entfernt von
ihren Eltern wohnen.

Zielvorgaben

entsprechendes Wohnangebot

1 Bern hat ein den individuellen Bedurfnissen der alteren Menschen Legislaturziele 2005-2008

halb eines Heimkomplexes

2 Vielfaltiges und differenziertes Angebot an Wohnformen inner-

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

3 Die Bewohnerinnen und Bewohner kénnen aus einem Wohnungs-
angebot auswahlen, das sich an ihren BedUrfnissen orientiert

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

4 Gaste- und Ferienzimmer im Heim werden angeboten

Alterskonzept 2000 [1]
1. Bericht zur Umsetzung 2001 [2]

5 Ausbau der Angebote in der stationaren Langzeitpflege fir
Personen mit erheblichem Pflegebedarf: In der Stadt Bern gibt es
200 zusatzliche Pflegeheimplatze fur pflegebedlrftige Personen

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [5]
Alterskonzept 2000 [1]
2. Bericht zur Umsetzung 2004 [3]

6 Bei allen Heimen ist der Sanierungsbedarf erhoben.
Mindestens 400 Heimplatze sind saniert

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [5]

ist ausgebaut

7 Das Angebot an betreutem und altersgerechtem Wohnen

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [5]

8 Angebote flr Personen mit besonderen Bedlrfnissen bestehen

Alterskonzept 2000 [1]
1. Bericht zur Umsetzung 2001 [2]

Angebotsstrukturen

TABELLE 4.1
Stadtische Stationare
Altereinrichtungen Ende 2007
Stadtteil / Agglomeration Platze
Innere Stadt und Osten 683
Langgasse—Felsenau 418
Mattenhof-Weissenbiihl 231
Breitenrain—Lorraine 490
Bern West 323
Kihlewil 176
Bremgarten 20
Total 2'341

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, Interne Statistik

Rund drei Viertel dieser Heimplatze stehen allen offen,
das heisst, die Finanzierung ist auch flr Bezlgerinnen
und Bezliger von Ergdanzungsleistungen (EL) gesichert.
Die Aufteilung der Anzahl Heimplatze nach Stadtteilen

hat flr die Alterspolitik nur eine geringe Bedeutung.
Wegen der unterschiedlichen demografischen Entwick-
lungen kénnen in einzelnen Stadtteilen Uber- und Un-
terangebote entstehen. Diese zu beheben, ware eine
kostspielige Angelegenheit, wirde es doch bedeuten,
dass in einzelnen Quartieren Pflegeheime abgebaut
und in anderen neue erstellt werden mussten. Die Al-
terspolitik der Stadt Bern setzt auf die Bereitschaft der
Betroffenen, beim Heimeintritt in ein anderes Quartier
zu ziehen.

Ende 2007 leben rund 2'340 Personen in Alters- und
Pflegeheimen der Stadt Bern; dies sind 60 Personen
mehr als im Vorjahr. Somit lebt ein Zehntel der tUber 65-
Jahrigen Personen und rund ein Viertel der Uber 80-Jah-
rigen in einer Altersinstitution.

Die Stadt geht von einem Bedarf von 2'500 Betten aus,
die durch die Schaffung von 200 Heimplatzen erreicht
werden durfte. Somit steht fir knapp ein Drittel der ins-
gesamt rund 8’800 Hochbetagten ein Bett in einer Alter-
seinrichtung in der Stadt Bern zur Verfigung (inklusive
Kihlewil).

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

s1 B


www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/alterskonzeptbericht
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/alterskonzeptbericht
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/2._bericht_umsetzung_alterskonzept_2004.pdf
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/information/publikationen/finanzplan/jb_2006_band_2
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/information/publikationen/finanzplan/jb_2006_band_2
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien/view?searchterm=Legislaturrichtlinien*
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien/view?searchterm=Legislaturrichtlinien*

Sozialbericht / HF4 / Alter

TABELLE 4.1l

Angebote in Domicilheimen mit 6ffentlichem Auftrag Ende 2007
Stadtteil Pflegeheim- | Betreutes | Altersgerech- | Ferien-

platze Wohnen tes Wohnen betten

Innere Stadt und Osten 143 --- 104 9
Langgasse-Felsenau 42 25 --- 1
Mattenhof-Weissenbhl 190 58 --- 3
Breitenrain—-Lorraine 156 === 57 2
Bern West 241 80 81 5
Total 772 163 242 20

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, Interne Statistik

Der Verein Domicil gewaéhrleistet im Auftrag der Stadt
das offentlich-rechtlich mitfinanzierte Angebot an
Pflegeheimen. Der Bettenbelegungsgrad in den Domi-
cil-Heimen betragt 98 Prozent und ist damit konstant
hoch.

TABELLE 4.111

Anzahl Privatheime mit Vertrag mit der Stadt Bern
iiber die Aufnahme von Personen liber Zuschiisse
nach Dekret 2004-2007

2004 2005 2006
S 16 20

2007
27

Datenquelle: BSS / Alters- und Versicherungsamt, Interne Statistik

Erlauterungen zur Finanzierung finden sich im Kapitel-
Handlungsfeld 5.

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu den Zielthemen 1-4:
Vielféaltige Heimangebote

Die Bevdlkerung der Stadt Bern kann aus einem vielfalti-
gen Angebot an Wohnmaglichkeiten und den individuel-
len Bedirfnissen entsprechend auswahlen. 74 Prozent
aller Platze in Pflegeheimen der Stadt Bern kénnen auch
genutzt werden, wenn die Betroffenen Erganzungsleis-
tungen beziehen und / oder der Heimaufenthalt Uber
Zuschlsse nach Dekret mitfinanziert werden muss.
Mit zahlreichen privaten Pflegeheimen in der Stadt
Bern, aber auch in der Region, hat die Stadt Vertrage
abgeschlossen, mit denen die Stadt die vereinbarten
Tarife garantiert. Auf diese Weise stehen mehr Heime
im «Wahlrecht» der weniger bemittelten Personen.
Die Vertrdge erhohen ausserdem Transparenz sowie
Rechtssicherheit und entfalten eine Kosten senkende
Wirkung.

Zu den Zielthemen 5 (1 und 3):

In den néchsten Jahren ist die Stadt Bern bestrebt, das
Angebot an Pflegeheimplatzen zu erhéhen. Dies im Hin-
blick auf die mutmasslich ldngerfristige Zunahme der
pflegebedirftigen Personen.

Die vor vier Jahren geplante Erhéhung um 200 Heim-
platze muss um 106 auf Total 306 Platze erhoht werden:
Zusatzlich zur Schaffung von 200 Heimpléatzen wird die
Stadt den mit den Sanierungen einhergehenden Bet-
tenabbau von 26 Platzen in Kthlewil, sowie jenen im
Burgerheim und -spital von 80 Platzen kompensieren.
Von den total 306 zu schaffenden Heimplatzen sind 279
Platze bereits konkret in Planung oder im Bau (vgl. Abb.
4.2).

Zu den Zielthemen 6 (1 und 3):

Die Sanierung der Pflegeheime ist angelaufen und wird
in den nachsten Jahren weiter intensiviert. Dadurch
wird einerseits die Bausubstanz erhalten und kann an-
dererseits besser auf die veranderten individuellen Be-
durfnisse der pflegebedlrftigen Personen (Einerzim-
mer, eigene Nasszellen) in der Stadt Bern eingegangen
werden.
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ABBILDUNG 4.2

Pflegeheimplatze, Sanierung von Pflegeheimplatzen und
Angebot an betreutem und altersgerechtem Wohnen

(Stand Ende 2007) 2005 (2006 2007 | 2008 [ 2009 | 2010 | 2011 | Total
Neue Pflege- 300
heimplatze L 200
Realisiert I 100
und geplant — . o B e I—
+15 | +26 | +72 | +24| +81 +61| +279
Sanierung 600
Pflegeheim | 500
platze* | 400
In Realisierungs- | 300
phase und geplant L 200

*in den im Auftrag
der Stadt betriebenen
Heimen

+165| +36 |+189

i

+180

+570

Neue Angebote
an betreutem

100

und altersge- —

rechtem Wohnen B | .

m
-100

Realisiert

und geplant -15 | +20 -15 | +60| +96 | -62

+94

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, Interne Statistik

Zu den Zielthemen 7 (1, 3 und 6):
Zukiinftige Entwicklungen und Anpassungen
der Angebote

Im Zuge der Sanierungen und Umbauarbeiten der im
Auftrag der Stadt betriebenen Pflegeheime, Wohnhei-
me und Altersiedlungen gibt es zum Teil Verlagerungen
zwischen den verschiedenen Wohnformen. Wahrend
auf der einen Seite mehr Pflegeheimplédtze geschaffen
werden, gibt es andererseits punktuell einen moderaten
Abbau des altersgerechten oder betreuten Wohnens.
Dies ist zum Beispiel im Jahr 2010 der Fall. Grundséatz-
lich wird aber auch hier eine Erhéhung der Platze an-
gestrebt. Vor allem im privaten Bereich werden in den
nachsten Jahren neue Pléatze flr das altersgerechte und
betreute Wohnen geschaffen.

Wartefristen vor einem Heimeintritt

Das Alters- und Versicherungsamt hat im zweiten Halb-
jahr 2006 erstmals eine Umfrage bei den Sozialdiens-
ten der Spitéler und den 6ffentlichen Pflegeheimen ge-
macht, um die Wartefristen bis zu einem Heimeintritt zu
eruieren. Das Ergebnis zeigt, dass die durchschnittliche
Wartefrist bei Platzierungen durch die Sozialdienste 19
Tage betragen hat. (Die Umfragen bei den Sozialdiens-
ten und den Heimbewohnenden sollen im Jahr 2008
wiederholt werden)

Die Umfrage bei den offentlichen Pflegeheimen zeigt
folgendes Bild:

ABBILDUNG 4.3

Eintritte von Heimbewohnenden:
Wartefristen 2006

Zeitraum: 1. Juli bis 31. Dezember 2006
Heimbewohnende: N=187
Uber 1 Jahr

weniger als
1 Monat

6-12 Monate

12
4-6 Monate

29

1-3 Monate

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, interne Statistik

Die Wartefrist von 19 Tagen wird von den Sozialdiens-
ten der Spitéler als zu lang eingeschétzt. Die Ergebnis-
se der Befragung der Heimbewohnenden zeigen, dass
rund vier Finftel innert drei Monaten in ein Heim einzie-
hen kdnnen, aber ein Flnftel langer als vier Monate und
teilweise Uber ein Jahr auf einen Platz warten muss.
Deshalb ist es wichtig, dass der geplante Ausbau der
verschiedenen Wohnformen zlgig realisiert wird.
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Ambulante Angebote im Alter

Zielvorgaben

9 Forderung und Erhaltung des koérperlichen, psychischen und so-
zialen Wohlbefindens, damit Personen ihr Leben so lange als moglich
und sinnvoll im angestammten Umfeld weiterfihren kénnen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

lichen Deckung der steigenden Nachfrage notig ist

10 Spitexdienste werden soweit ausgebaut, als dies zur vollumfang-

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [5]

11 Ein Angebot fir praventive Hausbesuche ist eingerichtet

Legislaturrichtlinien 2005-2008 [5]

12 Ernahrung im Alter: Beratung, Mittagstisch, Mahlzeitendienst

Alterskonzept 2000 [1]
2. Bericht zur Umsetzung 2004 [3]

Angebotsstrukturen

Der Verein Spitex Bern bietet pflegerische und haus-
wirtschaftliche Dienstleistungen an'. Ab Januar 2008
werden die pflegerischen Leistungen an 365 Tagen
im Jahr und wéahrend 24 Stunden pro Tag erbracht, die
hauswirtschaftlichen Leistungen wahrend 52 Wochen
im Jahr und in der Regel an funf Wochentagen.

Die Stadt hat mit Spitex Bern einen Leistungsvertrag
abgeschlossen. Dieser gewabhrleistet, dass auch Men-
schen Spitex beziehen kdnnen, welche die notwendi-
gen Dienstleistungen nicht aus eigenen Mitteln finan-
zieren konnen.

Ambulante Pflegeleistungen durch Spitex beziehen in
Bern rund 2'000 Personen im Pensionsalter, was einem
Anteil von 8.5 Prozent der Uiber 65-jahrigen Bevdlkerung
entspricht.

Der Anteil der Uber 80-jahrigen Personen, die Pflege-
leistungen durch Spitex beziehen, belduft sich auf 1’350
Personen oder 15 Prozent der hochbetagen Bevolke-
rung in Bern.

' Pflegeleistungen - nach &rztlicher Verordnung ausgefiihrt - werden durch
die Krankenkassen bezahlt. Fir Menschen, welche die erforderlichen haus-
wirtschaftlichen Leistungen nicht aus eigenem Einkommen und Vermogen
bezahlen kénnen bietet der 6ffentlich finanzierte Verein Spitex Bern verglins-
tigte Tarife an.

TABELLE 4.V

Leistungsangebot der Pro Senectute Region Bern

Im Auftrag Im Auftrag des Kantons (GEF)
der Stadt und des Bundes (BSV)
Lieferung von Sport/Bewegung

Gesundheitsorientierte, inte-
grationsférdernde Sport- und
Bewegungsangebote sowie
spezielle Sportanldsse

Mahlzeiten
nach Hause

Bildung/Kultur/Interessenpflege
Integrationsfordernde Bildungs-
und Kulturangebote, Angebote
zur Interessen- und Gemein-
schaftspflege sowie Veranstal-
tungen

Sozialberatung/Unterstiitzung
Sozialberatung von Einzelnen und
von Gruppen sowie finanzielle
Unterstltzung und Sachbhilfe

Dienstleistungen/
Entlastungsangebote

Aufgaben, die der Erhaltung der
Selbstandigkeit im Alltag, dem
Verbleiben im eigenen Zuhause
und der Entlastung der Angeho-
rigen dienen, speziell in den Be-
reichen Administration, WWohnen,
Mobilitat und Entlastung.

Anbieten von
Einsatzmaoglichkeiten
flr Freiwillige und
deren Begleitung

Datenquelle:
Alters- und
Versicherungsamt

Pro Senectute Region Bern unter-
halt seinen Standort im Campus
Muristalden. Die Leistungen wer-

den - falls ndtig — mittels Haus-
besuchen vor Ort erbracht. Die
Stadt Bern hat mit Pro Senectute
eine Leistungsvereinbarung abge-
schlossen. Gestltzt darauf bietet
Pro Senectute diverseleistungen
an (vgl. Tab. 4.V).

TABELLE 4.1V
Spitex Bern: Betriebe 2007

Stadtteil | Spitex-Bezeichnung Adresse

\Y, Wittigkofen—Elfenau Marienstrasse 8, 3005 Bern

Y Ostring—Schosshalde Marienstrasse 8, 3005 Bern

V Spitalacker Beundenfeldstrasse 26, 3000 Bern 25
V Wankdorf Beundenfeldstrasse 26, 3000 Bern 25
V Lorraine—Wyler Beundenfeldstrasse 26, 3000 Bern 25
I Langgasse Nord Mittelstrasse 9, 3012 Bern

[l Langgasse Sud Mittelstrasse 9, 3012 Bern

\Y, Sulgenbach-Kirchenfeld | Marienstrasse 8, 3005 Bern

[ Fischermatteli Kénizstrasse 19a, 3008 Bern

VI Bldmpliz Std MUhledorfstrasse 5, 3018 Bern

VI Bimpliz Nord Muhledorfstrasse 5, 3018 Bern

VI Bethlehem Muhledorfstrasse 5, 3018 Bern

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt
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Leistungen nach Zielvorgaben

Zu den Zielthemen 10 (und 9): Pflegerische und
hauswirtschaftliche Leistungen von Spitex

ABBILDUNG 4.4

Spitex-Angebote im Auftrag der Stadt 2003-2007
I Pflegerische Leistungen
I Hauswirtschaftliche Leistungen
< abgelehnte Antrage Jahr | Einsatzstunden >
| 90 | 2003 | 116/979 | m————
95 LA e ——
| | | | | |
15 2004 | 128647 |[MEEE———
5 114'391 | ——
————
el 21 2005 | 1357594 | m—————
4 107'528 m
W 142006 | 147685 |——
1 104°214 |
m{ 11| 2007 | 164828 s ——
0 106293 ﬁ
AN T I T T \4 T ‘4
583580 552888833
o O O O O o o o
o O O O O o o o
o O O O O o o o o

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, interne Statistik

Zu Zielthemen 10 (9 und 12)

Die Anzahl der pflegerischen Einsatzstunden musste in
den letzten Jahren aus folgenden Griinden stetig ausge-
baut werden:

— kUrzere Aufenthaltsdauer in Spitédlern
— hoheres Eintrittsalter ins Pflegeheim
— umfassendere Dienstleistungen

Die Zahl der abgelehnten Auftrage ist ein Indikator dafur,
ob die Nachfrage das Angebot weiterhin Ubersteigt. Da
diese Zahl in den letzten Jahren stark abgenommen hat,
kann davon ausgegangen werden, dass sich Angebot
und Nachfrage bei der ¢ffentlichen Spitex in der Stadt
Bern heute ungefahr die Waage halten (vg. Abb. 4.4).

Die kontinuierliche Abnahme hauswirtschaftlicher
Einsatzstunden der o6ffentlichen Spitexdienste ist ein
schweizweit zu beobachtendes Phanomen. Mit Ein-
fihrung einer Bedarfsabkldrung auch fir hauswirt-
schaftliche Einsatzstunden sind diese Uberall stark zu-
rickgegangen. Einerseits werden weniger Leistungen
verordnet und die betroffenen Haushalte zu mehr Eigen-
arbeit ermuntert und aktiviert; andererseits beauftragt
ein Teil der Klientschaft fir einfache Arbeiten Haus-
halthilfen und Reinigungsinstitute. Seit Anfang 2007
wird der bisherige Abwartstrend gebrochen und es ist
daher maglich, dass sich die Anzahl Einsatzstunden in
Zukunft stabilisieren oder wieder leicht erhéhen wird.

Zu den Zielthemen 9 und 12: Einsatz von Frei-
willigen / Mahlzeitendienst von Pro Senectute

ABBILDUNG 4.5

Pro Senectute-Angebote
im Auftrag der Stadt 2003-2007

Einsatz von Freiwilligen bei dlteren Menschen

Einsatzstunden

2003 | 3808

2004 5'131

2005 | 5632

2006 5'717

2007 | 6°055
L ek oo oo
S © o © o oS
o o o o o o
o o o o o o

Mahlzeitendienst
Gelieferte Mahlzeiten

2003
2004
2005
2006
2007

71°433
70417
60494
62213
64136

000.,0t 1.
000.089 1
000,09

000,0Z 1

- N W
Qe Q@ Q
o o o
S © o
S © o

o

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt, interne Statistik

Dank der Betreuung und Begleitung durch Freiwillige ha-
ben éltere Menschen eher die Moglichkeit, so lange wie
moglich und allenfalls mit Unterstltzung der Freiwilligen
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in ihren eigenen vier Wanden zu bleiben. Das Angebot
der Pro Senectute konnte in den letzten Jahren stetig
ausgebaut werden.

Die gelieferten Mahlzeiten sind im Jahr 2005 stark zu-
rick gegangen, weil die Kundschaft mit der Qualitat un-
zufrieden war. Nachdem Pro Senectute die Lieferfirma
gewechselt hat, haben die Mahlzeitenlieferungen wie-
der zugenommen.

Zu Zielthema 11: Praventive Hausbesuche

Die Stadt plant seit Jahren die Einfihrung des Praven-
tionsprojektes «praventive Hausbesuche» (EIGER) zur
Erhaltung der Selbstandigkeit im Alter. Das Projekt er-
fuhr verschiedenste Anderungen beziiglich Zustandig-
keit und Tragerschaft. Neu heisst das Projekt «Gesund-
heitsprofilverfahren» und wird direkt durch den Kanton
finanziert. Die Einfihrung in der Stadt Bern ist aufgrund
der Verzégerungen fir das Jahr 2008 geplant.
Ergénzend zu diesem Angebot bietet Spitex Bern seit
2007 Gesundheitsberatungen fir Menschen ab 55 Jah-
ren an. Dadurch werden die Selbstandigkeit im Alter und
die Lebensqualitat gefordert.

Fachfazit

Die strategische Ausrichtung der Alterspolitik, wie sie
im Jahr 2000 festgelegt wurde, ist nach wie vor aktuell.
In der Stadt Bern besteht ein vielféltiges und bedarfsge-
rechtes Angebot an Wohnformen, die sich an den unter-
schiedlichen Bedirfnissen der Kundinnen und Kunden
orientieren. Fir Menschen, bei denen spezifische Anfor-
derungen an Pflege und Betreuung bestehen (Demenz,
Sucht, psychische Erkrankungen), werden separate
Wohngruppen bereit gestellt. Die Pflege zu Hause wird
an 7 Tagen pro Woche und wahrend 24 Stunden pro Tag
garantiert. Sie ist auch kurzfristig erhaltlich.

Mit Blick auf die demografische Entwicklung besteht
Handlungsbedarf, damit die Angebote auch in Zukunft
in ausreichendem Mass vorhanden sein werden. Die er-
forderlichen Schritte sind eingeleitet und werden nach-
folgend kurz erlautert:

Literaturverzeichnis

Ausblick

® Durch pflegerische und hauswirtschaftliche Leistun-
gen zu Hause sowie Mahlzeitenlieferungen ist es al-
teren Menschen moglich, so lange wie gewlnscht
und sinnvoll in den eigenen vier Wanden zu bleiben.
Diese Angebote sind im Umfang der steigenden
Nachfrage auszubauen. Hier ist flr die Zukunft von
einem grosseren finanziellen Mehrbedarf auszuge-
hen. Dieser dirfte durch die neue Finanzierung der
Pflege, wie sie sich auf Bundesebene abzeichnet,
noch akzentuiert werden. Dabei geht es um eine
Kostenverschiebung von den Betroffenen zur 6ffent-
lichen Hand.

® Dank Entlastungsangeboten, wie zum Beispiel Tem-
porarbetten in Pflegeheimen und Platzen in Tages-
heimen, wird es Angehoérigen ermaoglicht, einen gros-
sen Anteil der notwendigen Pflege und Betreuung zu
Ubernehmen. Die Wertschatzung der Gesellschaft
gegenulber diesem Engagement sollte durch geeig-
nete Massnahmen erhdht werden. Ausserdem sind
die Angehdrigen besser Uber die zahlreichen beste-
henden Entlastungsangebote zu informieren.

® Mit einer Starkung von Pravention und Gesundheits-
forderung kann der Gesundheitszustand der alteren
Bevolkerung verbessert werden. Als Folge davon
wird die Langzeitpflege erst zu einem spateren Zeit-
punkt oder gar nicht benotigt.

® Die verschiedenen Wohnmodelle im Alter werden in
Zusammenarbeit mit privaten Anbieterinnen und An-
bietern ausgebaut. Dabei muss speziell darauf geach-
tet werden, dass beim altersgerechten und betreuten
Wohnen ein ausreichendes Grundangebot besteht,
dessen Preise innerhalb der bei den Erganzungsleis-
tungen zur Anwendung gelangenden Maximalbetra-
ge liegen.

® Die in den letzten Jahren eingeleitete bauliche Sa-
nierung der offentlichen Pflegeheime wird weiterge-
fuhrt. Das Gleiche gilt fir den Ausbau der Heimplatze
um 200 Einheiten. Beide Vorhaben nehmen mit Blick
auf den grossen Kapital- und Raumbedarf sowie die
langen Entscheidwege sehr viel Zeit in Anspruch.

Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen

Siehe ANHANG |

[1]1 Alterskonzept. Strategiepapier fir die kiinftige Alterspolitik der Stadt Bern.
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/alterskonzept

[2] Bericht Alterskonzept, Strategiepapier fir die kiinftige Alterspolitik der Stadt Bern:
Stand der Umsetzung nach einem Jahr. 2001.
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/alterskonzeptbericht

[3] Bericht des Gemeinderats an den Stadtrat i.S. Alterskonzept der Stadt Bern; zweiter Bericht zur Umsetzung 2004.
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/2._bericht_umsetzung_alterskonzept_2004.pdf

[4] Jahresbericht. Produktegruppen-Rechnung Band 2, BSS
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/information/publikationen/finanzplan/jb_2006_band_2

[6] Gemeinderat. Legislaturrichtlinien 2005-2008. Lebensqualitat in Bern. Impulse fir Bern.

www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/Legislaturrichtlinien/view?searchterm=_Legislaturrichtlinien*
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Handlungsfeld 5 Schutz und Unterstiitzung

Leitziel

Einwohnerinnen und Einwohner, die Hilfe oder Schutz
brauchen, werden unterstltzt, begleitet und in ihrer

Autonomie gestarkt.

Teilstrategien

Konzept Obdach 2001 [4]

Schlossmatt — Kompetenzzentrum Jugend

und Familie 2007 [5]

Pinto — Pravention, Intervention, Toleranz;

Konzept 2007 [6]
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Einleitung Definitionen

Zahlreiche Dienststellen der BSS bieten mit unterschied- Personen des Asylbereichs in der Zustédndigkeit

lichen Angeboten Schutz und Unterstltzung mit folgen- der Stadt Bern:

dem Zielen: Einwohnerinnen und Einwohnern in Not Im Verfahren stehende, vorlaufig Aufgenommene,

oder solchen, die gefahrdet sind, den nodtigen Schutz rechtskraftig Abgelehnte (nur bis Ende 2007).
und genidgend Unterstltzung zu gewahren, damit sie

. . . . . Personen mit Erwachsenen- oder Kindesschutz:
wieder ein selbstdndiges Leben flhren kénnen.

Erwachsene und Kinder, die wegen fehlender oder ein-
geschrankter Urteilsfahigkeit nicht mehr in der Lage
sind, ihre personlichen, administrativen und finanziellen
Angelegenheiten selbststandig zu erledigen.

Wohnkompetenz:

Fahigkeit, selbstandig die notwendigen Verrichtungen
des taglichen Lebens zu bewaltigen, Konfliktsituationen
ohne Gewaltanwendung auszutragen, sowie der Ver-
wahrlosung und Vereinsamung zu entgehen.

Sozialhilfe:

Der Bereich der offentlichen individuellen Sozialhilfe
umfasst personliche und wirtschaftliche Hilfe fir be-
durftige Personen.

Ein Fall/ein Dossier kann beinhalten:

Eine Person, Eine Person mit Kind/Kindern, Ehepaar
ohne Kind, Ehepaar mit Kind/Kindern, Fremdplatzierun-
gen (=léangere stationare Aufenthalte)

Erwachsenen- und Kindesschutz*

Zielvorgaben

1 Selbst- oder Fremdmeldungen Uber Schwachezustande bei erwachsenen Zielvorgaben aus dem ZGB [1]
Personen werden abgeklart und erforderliche Massnahmen oder Hilfe- Jahresberichte PGR /Band 2/
stellungen werden eingeleitet. BSS [7]

Mit vormundschaftlichen Massnahmen wird flir eine adaquate Hilfestellung

und Betreuung fir Erwachsene, die wegen fehlender oder eingeschrankter

Handlungsfahigkeit nicht in der Lage sind, ihre Angelegenheiten selbstandig
Zu versorgen, gesorgt.

Fir Kinder, die sich selbst gefahrden oder wegen fehlender Sorge

der Eltern geféhrdet sind, wird gesorgt

2 Der Wille des Erblassers wird respektiert. Gesetz ZGB [1]
Die Nachlasse sind fur die Erben gesichert.

3 Getrennt lebende Eltern kénnen ihr Besuchsrecht gegentber ihren Kindern  Zielvorgaben aus dem ZGB [1]
wahrnehmen. Nicht verheiratete Eltern erhalten Unterstltzung im Wahr- Jahresberichte PGR / Band 2/
nehmen ihres Rechts auf gemeinsame elterliche Sorge. BSS [7]

Regelung der Vaterschaft und des Unterhalts

4 Die Opfer von hauslicher Gewalt werden kurz nach der Intervention durch Opferhilfegesetz [8]
die Polizei beraten, begleitet und optimal vernetzt. Opfern, die sich selber Massnahmen Kanton
melden, wird in gleicher Weise geholfen.

Angebotsstrukturen

Die Angebote im Erwachsenen- und Kindesschutz den gesamten Erwachsenenschutz und den zivilrecht-
richten sich nach den Vorgaben des Schweizerischen lichen Kindesschutz. Sie Ubertragt die strukturelle Aus-
Zivilgesetzbuches. Die vom Gemeinderat eingesetzte  gestaltung und die Aufgabe der Qualitatssicherung dem
Erwachsenen- und Kindesschutzkommission (EKSK) — Amt fur Erwachsenen- und Kindesschutz.

entscheidet selbstandig und eigenverantwortlich Uber

*Der Erwachsenen- und Kindesschutz ist seit Januar 2008 der Direktion firr Sicherheit, Umwelt und Energie (SUE) zugeteilt.
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Die Dienstleistungen umfassen Angebote wie:

— Abklarung von Gefahrdungsmeldungen

— Errichtung von erwachsenen- und kinds-
schutzrechtlichen Massnahmen wie zum Beispiel
Vormundschaften, Beistandschaften und Be-
ratschaften

— Betreuung, Begleitung und Unterstlitzung sowie
finanzielle Absicherung von Kindern und Er-
wachsenen, die unter einer Massnahme stehen

— Regelung des Besuchsrechts und Erteilen
der gemeinsamen elterlichen Sorge

— Testamentshinterlegung und -eréffnung,
Sicherung der Nachléasse, Erbensuche und
-vertretung

Die Dienstleistungen werden hauptsachlich von den
Mitarbeitenden des Amtes flr Erwachsenen- und Kin-
desschutz erbracht. In Uber 500 einfacheren Betreu-
ungsfallen sind zudem ehrenamtlich tatige private Man-
datstragende (Primas) eingesetzt. Es besteht eine enge
Zusammenarbeit mit anderen stadtischen Amtern, vor
allem mit dem Jugendamt, welches im Auftrag der Er-
wachsenen- und Kindesschutzkommission die Gefahr-
dungsmeldungen tber Kinder abklart.

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 1:

Anzahl Abklarungen und Art der Errichtung von
erwachsenenschutzrechtlichen Massnahmen

Die Zahlen der letzten Jahre zeigen einen steten An-

stieg der Falle im Erwachsenenbereich. Da die Errich-
tung einer erwachsenenschutzrechtlichen Massnahme

ABBILDUNG 5.1

ein Eingriff in die personliche Freiheit bedeutet, wird pri-
mar versucht, andere Ldsungen zu finden. Dies gelingt
in gut der Halfte der Falle. Immer &fter jedoch weisen
die gemeldeten Personen bereits so grosse Defizite
auf, dass nur noch die Errichtung einer Beistandschaft
in Frage kommt. Es ist aufgrund der demographischen
Entwicklung in den nachsten Jahren mit einer weiteren
Zunahme von Beistandschaften zu rechnen.
Zunehmend missen beistandschaftliche Abklarungen
fir Menschen aus anderen Kulturen vorgenommen wer-
den. Das ist sprachlich und kulturell eine grosse Heraus-
forderung fur die Mitarbeitenden, kennt doch kaum eine
andere Kultur die Form der Beistandschaft. 2006 sind
erste Informationsveranstaltungen abgehalten worden,
mit dem Ziel, Ansprech- und Schlisselpersonen aus
verschiedenen Kulturkreisen zu finden, welche bereit
sind, Vermittlungsarbeit zu Ubernehmen oder allenfalls
auch Beistandschaften zu fihren.

Zu Zielthema 1:
Gefahrdungsmeldungen und kindesschutz-
rechtliche Massnahmen

ABBILDUNG H5.2

Kindesschutzrechtliche
Massnahmen 2004-2007

120 119 121 |
100 93
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60 62
40 —
20—

0 -
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Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz,
interne Statistik

Aufgrund der Zunahme von schwieri-

2004-2007

Erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen

gen Familienverhaltnissen mit Uber-
forderung der Eltern in der Kinder-
betreuung sowie der Scheidungen
muissen immer mehr Beistandschaf-

700

623

ten fir Kinder und Jugendliche errich-
tet werden. Kultur- und Sprachproble-
me, aber auch Abwehrhaltung gegen

600 597

jede Integration koénnen diese Form
der Hilfe erschweren.

Immer mehr junge Menschen kurz vor,
oder ab Volljadhrigkeit, sind nicht in der

Lage, ihre finanziellen oder administ-
rativen Angelegenheiten selbstandig
zu erledigen. Das Amt fir Erwachse-

250 247

209 212 209 |

2004 2005 2006

nen- und Kindesschutz hat 2007 eine
Projektstelle «Begleitung zur Befa-
higung» aufgebaut, die zum Ziel hat,
diese jungen Menschen kurze Zeit
professionell zu begleiten, um so eine
Beistandschaft zu vermeiden.

2007

Anzahl Geféhrdungsmeldungen

Anderweitige Losungen

Antrage auf erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen

I. Errichtete erwachsenenschutzrechtliche Massnahmen

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, Interne Statistik (KISS)
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ABBILDUNG 5.3

Mandate im Erwachsenenschutz
2004-2007

1'732

1'675

1600 —
1200 —
1°000 —
800 —
600 —
400 —
200 —
0—

519

0
2004

2005 2006 2007

Anzahl Massnahmen

von Profisl von Privaten

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik (KISS)

Zu Zielthema 1:
Anzahl Mandate bei Erwachsenen und Kindern

Werden Massnahmen eingeleitet, betreuen, begleiten
und unterstltzen professionelle wie auch private Man-
datstragende die Klientinnen und Klienten und nehmen
deren administrativen und finanziellen Interessen wahr.

Die Falle von Erwachsenen, welche durch professio-
nelle oder private (ehrenamtlich arbeitende) Mandats-
tragende geflhrt werden, nehmen zu. Der Einsatz von
mehr privaten Mandatstragenden scheitert sehr oft an
der Komplexitat der Falle. Mit einem 2007 gestarteten
Projekt werden die privaten Mandatstragenden in den

ABBILDUNG 5.5

ABBILDUNG 5.4

Mandate im Kindesschutz
2004-2007
502
50028 488 —
2004 | 2005 | 2006 | 2007

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik (KISS)

ersten drei Monaten ihrer Tatigkeit von professionellen
Sozialarbeitenden begleitet, um sie auch zur Betreuung
komplexer Falle zu beféahigen.

Vormundschaftliche Massnahmen sorgen fiir eine ada-
quate Hilfestellung und Betreuung von gefahrdeten Kin-
dern. Die Zunahme von Fallen wirkt sich auch auf die
laufenden Mandate aus. Die Betreuung und Unterstlt-
zung von Kindern und ihren Eltern ist sehr zeitintensiv
und lauft oft Gber mehrere Jahre.

Zu Zielthema 2:
Anzahl Testamentshinterlegungen, Sicherungen
der Nachlasse, Erbenvertretung

Im Todesfall werden die Hinterbliebenen von einer Mitar-
beiterin oder einem Mitarbeiter des Siegelungsdienstes
kontaktiert. Der Nachlass wird erfasst und kontrolliert.
Die Zahl der Siegelungen richtet sich nach der Zahl der
Todesfélle. Es ist zudem Aufgabe des Erbschaftsamts,
die Interessen von Erben zu vertreten, die ihre Rechte

nicht selber wahrnehmen kénnen: in

Testamentshinterlegungen, Sicherungen
der Nachlasse, Erbenvertretung 2004-2007

den letzten Jahren haben diese Ver-
tretungen und damit die Erbensuche
zugenommen, da immer mehr Erben
unbekannt oder auslandsabwesend
sind. Aufgrund der heutigen gesell-
schaftlichen Entwicklung, zum Bei-
spiel aufgeldste Familienstrukturen,

2200 —2"123
2'000

2'109

2'060

grossere Mobilitdt, muss mit einer

1800

Zunahme von Vertretungen von Er-
ben und von Erbensuche gerechnet

werden.
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Siegelungen
. Erbfélle
[

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik
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Zu Zielthema 2

TABELLEG.I

Zu Zielthema 4

ABBILDUNG 5.6

Vertretungsbeistandschaften bei Kindern
2004-2007

2004 2005 2006 2007

Vertretungs-

beistandschaften 433 440 402 369

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik

Das Vermdgen des Kindes wird bei Scheidung der Eltern
oder bei Tod eines Elternteils gesichert. Die Nachlasse
werden flr minderjéhrige Erben gesichert.

Durch das Siegelungsprotokoll wird der Nachlass gesi-
chert. Die Interessen von minderjahrigen Kindern wer-
den durch die Errichtung einer Beistandschaft, die das
Erbschaftsamt flihrt, wahrgenommen.

Zu Zielthema 3

TABELLE 5.11
Regelungen zu Besuchsrecht und
gemeinsamer elterlicher Sorge 2004-2007

2004 2005 2006 2007

Sorgenrechts-

vereinbarungen 125 143 152 152

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik

Seit der Inkraftsetzung des neuen Eherechts 2005 ist
es unverheirateten Eltern moglich, sich in die elterliche
Sorge zu teilen. Von diesem Recht machen immer mehr
Eltern Gebrauch. Die Gerichte ordnen nach einer Schei-
dung vermehrt Beistandschaften fir die Kinder an, da
sich die Eltern nicht selber Uber das Besuchsrecht eini-
gen kénnen. Diese Mandate sind sehr zeitintensiv.

Zu Zielthema 3

TABELLE 5.11I

Regelung der Vaterschaft
und des Unterhalts 2004-2007

2004 2005 2006 2007

Unterhaltsvertrage 183 142 164 142
Anerkennungen
von Vaterschaften 308 331 312 320

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik

Jedes Jahr muss in Uber 300 Féllen Uberprift werden,
ob der Vater sein Kind offiziell auf dem Zivilstandsamt
anerkannt hat. Ist die Vaterschaft bestritten, wird fur
das Kind eine Vertretungsbeistandschaft errichtet. Die
Zahl der Unterhaltsvertrage ist rtcklaufig, weil unver-
heiratete Eltern vornehmlich die gemeinsame elterliche
Sorge wahlen und auf Unterhaltsvertrdge verzichten.
Ziel ist und bleibt es jedoch, einen existenzsichernden
Unterhalt fir das Kind zu garantieren.

Meldungen zu Fallen von Opfern
von Hauslicher Gewalt 2004-2007
I Aus anderer Gemeinde
I Ubrige Familienmitglieder
[ Paare
350
300
250
200
150
100
4
]
50 | [pse_
0 —
2004 2005 2006 2007

Datenquelle: Erwachsenen- und Kindesschutz, interne Statistik

Seit 2004 lauft das Pilotprojekt «Koordinationsstelle
far hausliche Gewalt» (KHG). Die Zunahme der Zahlen
ist einerseits auf das erstmalige Erfassen solcher Falle
zurlckzufthren. Andererseits wachst die Zahl der Hil-
fesuchenden mit zunehmendem Bekanntheitsgrad der
Stelle. Die Koordinationsstelle nimmt sowohl bei Fallen
von hauslicher Gewalt zwischen Ehepaaren als auch
zwischen Familienmitgliedern Kontakt mit den Opfern
auf. Die Opfer aktiv zu kontaktieren und durch die Nie-
derschwelligkeit der Koordinationsstelle zur Hilfesuche
zu animieren, ist erreicht worden. Da sich Anfragen um
Unterstltzung aus den umliegenden Gemeinden hau-
fen, ist beim Kanton beantragt worden, die Ausdehnung
der Dienstleistungen auf die Region finanziell zu unter-
stutzen.
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Ambulante Kinder- und Jugendhilfe

Zielvorgaben

Beratung und Begleitung vorgebeugt.

5 Gefdhrdung von Kindern und Jugendlichen wird durch rechtzeitige

Jahresberichte / PGR /
Band 2 / BSS [9]

6 Bei Gefahrdung und fehlender Sorge der Eltern werden Minderjahrige
durch Massnahmen wirksam geschitzt. In Krisensituationen wird ihnen,
hren Eltern und andern Bezugspersonen kompetent geholfen.

Jahresberichte / PGR /
Band 2 /BSS [9]

informiert und abgeklart, beraten und vermittelt.

7 Bei der Platzierung von Kindern und Jugendlichen in Familien-
pflegepldtzen und bei der Vorbereitung von Adoptionen wird umfassend

Jahresberichte / PGR /
Band 2 / BSS [9]

Angebotsstrukturen

Das Jugendamt klart im Auftrag der Erwachsenen- und
Kindesschutzkommission (EKSK) Gefdhrdungsmeldun-
gen Uber Kinder ab. Die ambulante Kinder- und Jugend-
hilfe ist in folgenden Bereichen zustandig:

Kindesschutz: Abklarungen Gefédhrdungsmeldungen,
wenn notig Antragsstellung flir vormundschaftliche
Massnahmen an die EKSK

Praventive Sozialarbeit: Beratung, Begleitung und Ver-
mittlung von Informationen, Einleiten praventiver Mass-
nahmen, Besuchsrechtsregelungen, u. a.
Massnahmenfinanzierungen subsidiar Uber die Sozial-
hilfe

Gutachten zu Adoption, Kinderzuteilung u. a.

Familienpflege: Fallbezogene Pflegeplatzabklarung, Be-
ratung, Begleitung und Bewilligung

ABBILDUNG 5.7

ABBILDUNG 5.8

Ambulante Jugendhilfe: Falle nach Alter
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Ambulante Jugendhilfe: Falle 2001-2007
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Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik
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Leistungen nach Zielvorgaben

Zu den Zielthemen 5 und 6:
Entwicklung der Anzahl Falle

Seit 2004 sind die Fallzahlen auf hohem Niveau stabil.
Sie bewegen sich um die 900 Félle (+/-5 Prozent).
(Abb. 5.7)

Bei 960 Stellenprozenten Sozialarbeit ergibt dies eine
durchschnittliche Fallbelastung von 92 Féllen auf 100
Prozent. Problematisch ist, dass die Falle immer kom-
plexer werden und der Zeitaufwand pro Fall stark stei-
gend ist. Die relativ starke Zunahme vor 2004 kann unter
anderem mit der schwierigen wirtschaftlichen Situation
und der damit verbundenen hdheren Arbeitslosigkeit
(existenzbedrohende Auswirkungen auf die Familien
fhren vermehrt zu Konfliktherden) erkléart werden.

Nach Nationalitdt betrachtet sind von den insgesamt
887 Féllen 60 Prozent Schweizer Kinder und 40 Prozent
Kinder und Jugendliche auslandischer Herkunft. Gut ein
Finftel der auslandischen Kinder stammt aus Stdeur-
opa (ltalien, Spanien, Portugal), ein Finftel aus den
neuen sldosteuropdischen Staaten. Rund ein Achtel
stammt aus Afrika.

ABBILDUNG 5.9

Ambulante Jugendhilfe: Verteilung
der Falle nach Familienform 2007

20
46 Konkubinat
Pflegefamilie
284
31 6 Kernfamilie
Stieffamilie
35

439
Eineltern-Familie

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Die Familienform der Alleinerziehenden ist mit gut der
Halfte aller Falle etwa gleich hoch vertreten wie im Vor-
jahr. Da die Ein-Eltern-Haushalte in der Stadt nur funf
Prozent und jene der Familien mit Kindern rund dreissig
Prozent der Privathaushalte ausmachen, sind Uberdurch-
schnittlich viele Einelternfamilien betroffen (Vgl. Kapitel
Struktrudaten).

ABBILDUNG 5.10
Ambulante Jugendhilfe:
Prozentuale Verteilung der Fille 2007

Familienpflege
Kindesschutz

9

Gutachten

36

Praventive Sozialarbeit

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Die Halfte aller Falle in der ambulanten Jugendarbeit
fallen im Bereich der prdventiven Sozialarbeit an, gut
ein Drittel sind Kindesschutzfélle. Die Zahl der Gefahr-
dungsmeldungen ist in den letzten Jahren mit Schwan-
kungen leicht steigend.
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ABBILDUNG 5.11

0 25

Ambulante Jugendhilfe: Falle nach Dienstleistungen 2007

50 75 100 125 150 175 200 225 250 275 300325 350

Kindesschutz
Abklarung Gefahrdungsmeldung |164

Auftrag EKSK | 31
Beratung / Begleitung (340
Besuchsrechtsregelung | 69

Praventive Sozialarbeit
Ab#nderung Scheidungsurteil | 1

Gemeinsame elterliche Sorge
Kurzbericht Gericht
Finanzierung Massnahme | 42
Platzierungsberatung

andere | 4

Gutachten
Kinderzuteilungsgutachten | 10
Adoptionsabklarung | 21
Namenséanderungsgesuch | 0

Familienpflege
Abklarung Pflegeplatz | 15
Begleitung Pflegeverhéltnis | 33

Begleitung Pflegeverhaltnis mit Mandat | 13

0 25 50 75 100 125 150 175 200 225 250 275 300325 350

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik

Zum Zielthema 6:
Gefahrdungsmeldungen

2007 werden von den Gefdhrdungsmeldungen ein Flnf-
tel der Félle von der Polizei, je ein Sechstel von EKS,
KHG und Kindergarten/Schulen gemeldet. Es ist ein
Rickgang der Gefahrdungsmeldungen von 211 auf 164
zu verzeichnen, infolge Rickgang der Meldungen durch
die Polizei. Hier scheint sich die Arbeitsweise der KHG

auszuwirken.

Zum Zielthema 7:
Platzierungen

Von den insgesamt 146 Platzierungen
im Jahr 2007 werden gegen ein Vier-
tel in ein Wohnheim eingewiesen und
knapp ein Finftel einer Tagesstatte oder
-schule zugewiesen. Finfzehn Prozent
werden in einer Pflegefamilie platziert.
Andere Losungen machen jeweils we-
niger als zehn Prozent aus.

Die Anzahl Platzierungen nimmt um ein
Viertel ab. Dies kdnnte auf den Ausbau
der Projekte fur Familienbegleitung zu-
rick zu fahren sein.

Nach wie vor werden nur vereinzelt
Platzierungen in nicht subventionierten
oder ausserkantonalen Institutionen
durchgefihrt.

ABBILDUNG 5.12

Ambulante Jugendhilfe: Fallabschluss-Griinde 2007

0 25 50 75 100 125 150 175 200
T S O N

Auftrag erfiillt {182

Keine vormundschaftliche Massnahme notw. | 28
Vormundschaftliches Mandat | 45
Unabhéngigkeit von Sozialhilfe | 0

Uberweisung an Dritte | 10

Fehlende materielle Zustandigkeit | 4

Abbruch | 48
Wegzug | 31
Volljahrigkeit | 16
Todesfall 0

Adoption vollzogen | 5
Umplatzierung | 1
Riickplatzierung zu Eltern | 1
andere | 36

Total abgeschlossene Félle |407

Datenquelle: Jugendamt der Stadt Bern, interne Statistik
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Ansicht andern

Stationare Kinder- und Jugendhilfe

Zielvorgaben

geeignete Nachfolgeeinrichtung vorbereiten.

8 NAG und KINOSCH: Kurzfristige Notaufnahme soll stabilisieren
und die Reintegration in die Herkunftsfamilie oder den Eintritt in eine

Jahresberichte / PGR / Band 2/
BSS [5]

9 Wohngemeinschaft Alpenegg: Junge Mtter werden befahigt, die

Jahresberichte / PGR / Band 2/

entwickeln.

Sorge fur ihr Kind zu Gbernehmen. BSS [5]
10 «Héngebriicke»: Mit festen Tagesstrukturen sollen Kinder und Jahresberichte / PGR / Band 2 /
Jugendliche beféhigt werden, ihre Schwierigkeiten zu bewaltigen, BSS [5]

in die Schule zurtickzukehren oder andere sinnvolle Perspektiven zu

Die «Hangebrlcke» figuriert im Lastenausgleich nach
Sozialhilfegesetz). Das Kompetenzzentrum Jugend und
Familie Schlossmatt wird mit Leistungsvertrag direkt
durch den Kanton finanziert.

Angebotsstrukturen

Das Kompetenzzentrum Jugend und Familie Schloss-
matt unterstltzt Kinder, Jugendliche und Familien in
sozialen, familidaren und personlichen Notlagen und in
Belastungssituationen mit stationaren Krisenhilfe- und
Wohnangeboten, Tagesstruktur und Familienbeglei-
tung.

Im Kinder- und Jugendheim Schlossmatt und in der
Wohngemeinschaft Schénegg wohnen Uber 30 Kinder,
Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 7 und 20
Jahren, welche in ihrer persdnlichen, sozialen und schu-
lischen/beruflichen Entwicklung geféhrdet sind und de-
ren Familien nicht genligend Halt bieten konnen.

In der Wohngemeinschaft Alpenegg fir Mutter und
Kind werden junge Mutter betreut, welche mit der be-
vorstehenden Geburt ihres Kindes oder mit ihnrem Klein-
kind Uberfordert sind. Die Wohngemeinschaft bietet
Platz flr 4 Frauen mit ihren Kindern. Die MUtter kdnnen
kirzere Zeit (Geburt und 2 bis 3 Monate danach) oder
langer dort bleiben.

Die Kindernotaufnahmegruppe Kinosch im Kinder- und
Jugendheim Schlossmatt und die Notaufnahmegruppe
flir Jugendliche NAG nehmen Kinder und Jugendliche
auf, die akut gefahrdet und deren psychische Stabilitat
und physische Integritat bedroht sind. Kinosch und NAG
haben je sechs Platze. Der Aufenthalt dauert in der Re-
gel nicht langer als 3 Monate. Kinosch ist fir Kinder zwi-
schen 7 und 13 Jahren. In der NAG werden Jugendliche
ab 14 Jahren aufgenommen.

Die Familienbegleitung unterstitzt Familien, die mit der
Bewaltigung des Alltags Uberfordert sind. Die Intensi-
tat und Dauer der Familienbegleitung zur Starkung der
Erziehungsverantwortung richtet sich nach den Bedurf-
nissen der Familie. 2007 werden rund 25 Familien be-
gleitet.

Die Tagesstruktur «Hangebriicke» hat 15 Platze und rich-
tet sich an Jugendliche im Alter von 12 bis 16 Jahren,
deren Schulabschluss oder Ausbildungsweg geféhrdet
und deren familidres und soziales Netz wenig tragfa-
hig ist. Durchschnittlich sechs Monate nehmen die Ju-
gendlichen diese erweiterte Tagesstruktur in Anspruch.
Das Angebot umfasst unter anderem Schulunterricht
in Kleingruppen, Berufswahl, praktische Tatigkeiten in
Werkstatt und Haushalt, Projekte zur Forderung der Le-
benskompetenzen oder Familiengesprache.
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Asylbereich

Zielvorgaben

Sicherstellung der Grundbedrfnisse/Existenzsicherung; Beratung;
Integrationsmassnahmen. Ziel ist die soziale und berufliche Einglie-
derung in die Gesellschaft, die finanzielle Selbstandigkeit, die Hilfe

Gesetze, inkl. Verordnungen
e Asylgesetz [10]
e Auslandergesetz [11]

zur Selbsthilfe

e Kant. Sozialhilfegesetz [3]

sozialhilfeabhéngigen Asylsuchenden

11 Finanzielle Unterstltzung im Sinne von Existenzsicherung
(Grundbedarf und situationsbedingte Leistungen) von

Rahmen- und Leistungsvertrage
Kanton:
e Unterstltzungsbereich, POM

12 Umfassende und adaquate Beratung/Begleitung in allen
Lebenslagen resp. Zuweisung an Fachstellen (Bereiche
Wohnen, Gesundheit, Kinder, Familie, Arbeit, Bildung, Tatigkeit,
Bewilligungen, allg. Rechtsfragen, allg. Integrationsfragen u. &).

e |Integrationsbereich, POM und GEF

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS

13 Tagesstruktur / Bereitstellung von Beschaftigungsprogrammen
mit dem Ziel der Férderung der wirtschaftlichen und sozialen
(Wieder-)eingliederung sowie dem Erhalt/der Forderung der
Gesundheit und der personlichen Ressourcen / Integration

Angebotsstrukturen

Im Juli 2007 sind die Koordinationsstelle Integration
und die Asylkoordination zum Kompetenzzentrum In-
tegration zusammengefthrt worden. Anlass dafir sind
die Revisionen des Asyl- und Auslandergesetzes und
die damit verbundene neue Ausrichtung der Bundespo-
litik auf die Integration der vorldufig Aufgenommenen.
Die Angebote des Asylbereichs richten sich einerseits
nach den Vorgaben des Kantons und des Bundes, dies
hauptsachlich im Bereich der Existenzsicherung. Ande-
rerseits bestimmen die stadtische Politik sowie der Be-
darf der Asylsuchenden die Dienstleistungen, vor allem
im Bereich der Integrationsmassnahmen, der Beratung
und der Beschaftigungsprogramme. Die Stadt legt Wert
auf Integration, Frihférderungsmassnahmen und Ta-
gesstruktur.

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthema 11: Existenzsicherung

Existenzsicherung durch situationsbedingte Leistungen,
Integrationsmassnahmen (sozial und beruflich): Mit den
Klientinnen und Klienten wird gemass Unterstitzungs-
weisung ein Finanzplan ausgearbeitet und gegebenen-
falls angepasst.

Zu Zielthema 12: Beratung / Begleitung

Mit den Klientinnen und Klienten wird ein Ziel- und
Massnahmenplan erarbeitet, durchgefihrt und perio-
disch ausgewertet. Die Unterstltzung erstreckt sich
Uber alle Lebenslagen. Ziel ist die Hilfe zur Selbsthilfe
sowie die finanzielle Selbstandigkeit.

Ansicht andern
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) ABBILDUNG 5.13
Zu Zielthema 13: L Asylbereich: Beschaftigungs-
Tagesstruktur / Beschaftigungsprogramme programme 2004-2007

(eigene Programme)

Einsatze
Das Kompetenzzentrum Integration fihrt im gemeinndit- Jahr Stunden
zigen Bereich in Zusammenarbeit mit 6ffentlichen Orga- ;

S . o . 2004 5'656
nisationen eigene Beschaftigungsprogramme durch. Ziel 200 26195
ist einerseits die berufliche Eingliederung; daflr kann so 5 ,
ein Programm die erste Stufe sein. Andererseits ist ein 2006 4]’300
erheblicher Teil der Asylsuchenden nicht in der Lage, 2007 | 44°951

auf Grund ihrer psychischen und physischen Verfassung

Loy e s oa
sowie ihrer Ressourcen auf dem Arbeitsmarkt zu beste- 8 8 8 8 8
hen. Diese Personen sollen eine sinnvolle Tagesstruktur o 8 3 3 8 3
erhalten mit dem Ziel des Erhalts/ der Forderung der Ge-
sundheit und der personlichen Ressourcen. Teilnehmende im Jahresschnitt*
Im Rahmen der Neuorganisation der Bildungs- und Be- Jahr Anzahl
schéaftigungsprogramme im Asylbereich im Kanton Bern 2004 5.4 ‘ ‘
ist seit 2005 die Finanzierung besser. Dadurch ist es der 2005 28
Stadt mdglich, kostenneutral zu arbeiten, das Angebot 2006 | 397
regional anzubieten und auszubauen. Die Angebote sind 2007 43.2
ein wichtiger Bestandteil der stadtischen Asylpolitik. | ! r\‘) o‘o JL o
o o o o o o

*Tatséchlich sind mehr Personen eingesetzt
(Teilzeit, limitierte Einsatze)

Datenquellen: Jahresbericht, Produktegruppen-Rechnung /

BSS/Band 2
Ambulante Sozialhilfe
Zielvorgaben
14 Sicherung des Existenzminimums flr Personen, bei denen alle Jahresberichte / PGR / Band 2
anderen Hilfsmoglichkeiten ausgeschdpft wurden /BSS [7]

15 Wiedereingliederung der Personen mit Sozialhilfe durch berufliche Jahresberichte / PGR / Band 2
und soziale Integrationsmassnahmen. Erste Prioritat hat die Integration ~ / BSS [7]
der Soziahilfeempfangenden in den ersten Arbeitsmarkt

16 Junge Erwachsene: Ablésequote ist hoher als bei den tbrigen Ambulante Sozialhilfe
Sozialhilfeempfangenden

Angebotsstrukturen

In der Stadt Bern werden die gesetzlichen Aufgaben - Beratung und Gespréache: Die Sozialarbeitenden
schwergewichtig durch die Bereiche Sozialdienst und beraten in personlichen, finanziellen und all-
Inkassodienst wahrgenommen. Die delegierte Sozialhil- gemeinen rechtlichen Fragen. Sie helfen der

fe ist vorhergehend erlautert worden. Klientschaft, Rechte und Anspriiche gegen-

: . . . Uber andern Amtsstellen, Arbeitgebenden,
Die Leistungen des Sozialdienstes umfassen: .
Versicherungen usw. wahrzunehmen.

— Information und Vermittlungen: Die Sozialarbei-
tenden sichern den Kontakt mit anderen Behdorden
wie Arbeitslosenkasse, Invalidenversicherung,
Ausgleichskassen, Steuerverwaltung, usw. und
vermitteln Kontakte zu anderen Institutionen wie

Beratungsstellen, Kirchgemeinden, usw.

— Finanzielle Unterstlitzung: Wenn alle anderen
finanziellen Hilfsquellen wie Versiche-
rungen, Lohnguthaben, Arbeitslosenkasse
und Vermogen ausgeschopft sind, werden Sozial-
hilfeleistungen erbracht.

Die personellen Ressourcen im Sozialdienst umfassen
80 Vollzeitstellen, davon werden 25 Prozent beim Intake
und 75 Prozent bei den Beratungen eingesetzt.

1 Schutz und Unterstiitzung
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Strukturdaten

Anzahl Personen mit Sozialhilfebezug

Die Verbesserung der Wirtschaftslage in den letzten Jahren schldgt nun auch im Sozialhilfebereich durch;
es ist eine leichte Entspannung spirbar. Auch die verstarkten Anstrengungen im Bereich der beruflichen
und sozialen Integration zeigen Wirkung. Weitere AusfUhrungen zur sozialen Lage finden sich im Kapitel

Strukturdaten.

ABBILDUNG 5.14

2004

2005

Sozialdienst: Anzahl Personen mit Sozialhilfebezug 2004-2007

2006

2007

- — 5698

Il Fondsfalle*

Il Personen betreut durch
Amt flr Erwachsenen-
und Kindesschutz

Il Personen betreut durch
Jugendamt Bern

7'000
- 6500
+ 6000
5500
5000
4'500
4'000
3'600
3'000
2'500
2'000
15600
1'000

500

*Fondsgesuche (Hilfsfonds BSS, Zieglerfonds u. a.):

Hier kann ein finanzieller Engpass mit einer Fonds-Auszahlung geldst werden

**gemass Definition Sozialhilfegesetz Kanton Bern

Datenquelle: Jahresbericht / Produktegruppen-Rechnung /BSS /Band 3

ABBILDUNG 5.15

4'500

Sozialdienst: Kennzahlen der Sozialhilfefalle 2004-2007

4'000

3'924

3'500

3'000

2'5600 —

2'000 —

1'600 —

1'000 —

500 —

0

2004 2005 2006

2007

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthemen 14-16:

Die Sozialhilfequote ist von 5.3 Prozent
(2006) auf 5.1 Prozent (2007) zurlck-
gegangen. Erfreulicherweise hat der
Anteil an jungen Erwachsenen in der
Sozialhilfe ebenfalls abgenommen (um
knapp 13 Prozent, was 93 Personen
entspricht). Zahlen zu der Abldsequo-
te junger Erwachsener: Seite 94

Neuanmeldungen/
Abklarungen
Darunter Falle mit
Dossiereréffnung

Beratende Klienten-
systeme total
(Dossiers/Falle),

Datenquelle: Jahresbericht / Produktegruppen-Rechnung /BSS/Band 2
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Ansicht andern

Zu Zielthemen 14 und 15:
Zugange und Anzahl Falle beim Sozialdienst

Pro Jahr werden zwischen 2'200 und 2'600 Antrage auf
Sozialhilfe gestellt. Dabei wird bei rund 45 Prozent der
Gesuche ein neuer Fall er6ffnet. Bei rund einem Viertel
dieser er6ffneten Félle handelt es sich um Personen, die
schon friiher einmal Sozialhilfe in Bern bezogen haben.

ABBILDUNG 5.16

Die Zahl der Antragsabklarungen durch das Intake ist
2007 im Vergleich zum Vorjahr um 11 Prozent zuriick-
gegangen. Erstmals ist gegenlber dem Vorjahr eine
Fallabnahme zu verzeichnen. Zudem sind mehr Félle
vom Sozialdienst abgelést worden, was zu einem nied-
rigeren Fallbestand geflhrt hat (insgesamt drei Prozent
unter dem Vorjahresniveau).

Zu Zielthema 15: Ablésegriinde

Seit 2005 werden jahrlich rund 1000 Personen vom So-
zialdienst abgeldst. Im Jahre 2007 sind es 1'101. Insge-
samt werden 2007 im Verhaltnis zum Total an Dossiers
30 Prozent abgeldst, was einer Verbesserung von drei
Prozent entspricht.

Die wichtigsten Ablésungsgriinde sind «Erwerbstatig-
keit», «Sozialversicherungen» und «sonstige wirtschaft-
liche Verbesserung». Im Kennzahlenbericht der Stadt
werden diese drei wichtigsten Griinde jahrlich ausge-
wiesen. Es zeigt sich folgende Entwicklung:

ABBILDUNG 5.17

Sozialdienst: Ablosequoten 2004-2007
%

100~
90 In den
80 Arbeitsmarkt
704 Reintegrierte
60 4
50 Abschllsse

durch Sozial-

40+ versicherungen
30 -

Abschllsse
20+ aus anderen
10 +— Grinden

0
2004 2005 2006 2007

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik

Die Ablésequote «Reintegrierte in den Arbeitsmarkt»
kann 2007 gegenlber dem Vorjahr auf 43 Prozent al-
ler abgeschlossenen Falle verbessert werden. Dennoch
verbleiben die Féalle nach wie vor langer in der Sozialhil-
fe. Bei mehr als einem Drittel aller Félle handelt es sich
um Langzeit-Arbeitslose mit schlechter beruflicher Qua-
lifikation. Tendenziell konnen in den letzten zehn Jahren
mehr Falle infolge Erwerbstatigkeit abgelost werden,
gleichzeitig weniger infolge der Existenzsicherung durch
Leistungen der Sozialversicherungen.

Sozialdienst: Abgeschlossene Falle
nach Abgangsgriinden 2003-2006
(Nur fur geméss Definitionen KZ-Vergleich CH-Stadte erfasste Félle)
— — N N w w N ~
o1 o o1 o o1 o a1 o o1
o o o o o o o o o o
| | | | | | |
37
2004
| - o NN W W AN
o1 o ol o ol o o1 o o
o o o o o o o o o o
Verbesserung der wirtschaftlichen Situation durch
- Aufnahme/Ausbau der Erwerbstatigkeit
Verbesserung der wirtschaftl. Situation aus sonstigen Grinden
- Materielle Existenzsicherung durch Sozialvers.-Leistungen
I s
- Kontaktabbruch
Tod
EEEEH Abgeschlossene Falle insgesamt

Datenquelle: Jahresbericht / Produktegruppen-Rechnung /BSS/Band 2
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ABBILDUNG 5.18

Stadtevergleich: Bezugsdauer
von Unterstiitzungsleistungen 2006

Prozentualer Anteil der Typen von Bezugsdauer
an der Gesamtheit der Falle (Stichmonat: Dezember)
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3 Monate | Monate ‘ Jahre ‘ 3 Jahre
/
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\
st.Gallen 52 205 | TN N
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Schaffhausen --hh
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Datenquelle: Kennzahlenbericht zur Sozialhilfe in Schweizer Stadten
Berichtsjahr 2006/ S.14

Zu Zielthema 15:
Verteilung der Bezugsdauer

Eine durchschnittlich schnellere Ablésung vom Sozial-
dienst ist nach wie vor nicht realisiert. Der Bestand an
Langzeitfallen im niederschwelligen Bereich ist unver-
andert hoch. Rund ein Drittel der Falle wird langer als
drei Jahre unterstltzt. Dies zeigt, dass Klientinnen und
Klienten dieser Gruppe auch in einem wirtschaftlich po-
sitiven Umfeld schlecht abgeldst werden konnen. Hier
sind beispielsweise auch die sogenannten «Sozialrent-
ner / Sozialrenterinnen» zu finden. Als Folge der struktu-
rellen Veranderungen im Arbeitsmarkt gibt es zuwenig
Stellen flr schlecht ausgebildete Personen.

1Zuschisse nach Dekret sind eine besondere Sozialhilfeleistung, die Rent-
nerinnen und Rentner gestitzt auf das kantonale Dekret vom 16. Februar 1971
(866.1) beziehen kdnnen. Sie gelangen subsidiar zu den Erganzungsleistungen
zur Ausrichtung. Es handelt sich in gewisser Weise um eine Erganzungsleistung
zu den Erganzungsleistungen

Beitrage zur Existenzsicherung
und Heimfinanzierung
far Rentnerinnen und Rentner

Zielvorgabe

17 Sicherung des Existenzminimums
fir Rentnerinnen und Rentner

Aufgabe jeder Gemeinde

Angebotsstrukturen

Nach dem Grundsatz der sozialen Sicherheit soll jedem
Einwohner und jeder Einwohnerin der Lebensunterhalt
angemessen gewabhrleistet werden. Erganzungsleistun-
gen schliessen finanzielle Licken, falls die Renten der
Sozialversicherungen das Existenzminimum nicht de-
cken. Das Alters- und Versicherungsamt (AVA) strebt
die Sicherung des Existenzminimums der Stadtberner
Rentnerinnen und Rentner an.

Verfligen Bewohnerinnen und Bewohner von Heimen
nicht Gber die notwendigen finanziellen Mittel, um die
Heimrechnungen zu bezahlen, haben sie Anspruch auf
Erganzungsleistungen. Sie reichen aus, um den Heim-
aufenthalt, die Krankenkassenprédmie, sowie gewisse
personliche Auslagen zu finanzieren. Ein allféllig vorhan-
denes Vermdgen wird dabei ebenfalls bericksichtigt.
Ein Teil davon muss fir die Finanzierung des Heimauf-
enthaltes ausgegeben werden.

Beieinem Aufenthaltin einem privaten Heim kénnen trotz
Erganzungsleistungen Finanzierungsllcken entstehen.
Das AVA hat daher mit verschiedenen privaten Heimen
Tarifvertrage abgeschlossen. Der bei der Bemessung
der Erganzungsleistungen nicht bericksichtigte Teil der
Tagesansatze wird in diesen Heimen Uber Zuschiisse
nach Dekret' finanziert. Damit soll allen Einwohnerinnen
und Einwohnern der Stadt unabhédngig von ihrer wirt-
schaftlichen Situation der Aufenthalt in einem einfachen
und zweckmassigen privaten Heim ermdglicht werden.

Leistungen nach Zielvorgabe

Zu Zielthema 17: Anzahl Personen

TABELLE 5.1V
2006 2007

Erganzungsleistungen

Existenzsicherung zur IV 2'296 2'283
Erganzungsleistungen

Existenzsicherung zur AHV 2'792 2'838
Erganzungsleistungen Finan-

zierung Heimaufenthalt 1'287 1'260
Zuschusse nach Dekret

Finanzierung Aufenthalt

private Heime 117 151
Anzahl private Heime

mit einem Tarifvertrag 24 26

Datenquelle: Alters- und Versicherungsamt der Stadt Bern, Interne Statistik
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Ansicht andern

Die Anzahl Personen, welche zur Existenzsicherung
oder zur Heimfinanzierung auf Erganzungsleistungen
angewiesen sind, hat sich kaum verdndert. Die Zunah-
me der Zuschisse zur Finanzierung von Aufenthalten in

Wohn- und Obdachlosenhilfe

privaten Heimen ist die Folge der eher knappen Zahl an
offentlichen Heimplatzen und der systematischen Zu-
sammenarbeit mit den privaten Heimen.

Zielvorgaben

18 Jede Person hat bei Notlagen Anspruch auf ein Obdach.

Konzept Obdach 2001 [4]

verhindern.

19 Obdachlosigkeit ist durch praventive Massnahmen maoglichst zu

Konzept Obdach 2001 [4]

Netze und Wiedereingliederung in die Arbeitswelt.

20 Oberstes Ziel: Reintegration in Wohnfahigkeit, Vermittlung sozialer

Konzept Obdach 2001 [4]

Foérderung der Selbstandigkeit .

21 Ziel ist, nicht mehr Notschlafbetten anzubieten, sondern Institutionen flr
betreutes Wohnen und Angebote flir begleitetes VWohnen mit Beratung zur

Jahresberichte / PGR /
Band 2 /BSS [7]

in der eigenen Wohnung bleiben.

kénnen, werden Kontrollkontakte durchgefihrt.

22 Personen mit beeintrachtigter WWohnkompetenz kénnen maglichst lange

Bei Risikopersonen, die nicht bei anderen Institutionen vernetzt werden

Jahresberichte / PGR /
Band 2 /BSS [7]

Angebotsstrukturen

Menschen mit Wohnproblemen, insbesondere obdach-
lose Personen, werden beraten und betreut. Es gibt fol-
gende Wohnangebote.

Niederschwelliges Wohnen: notschlafstellendhnliche
Einrichtungen (Mehrbettzimmer) mit minimaler Betreu-
ung.

Begleitetes Wohnen: Die Klienten und Klientinnen woh-
nen in eigenen oder durch den Verein untervermieteten
Wohnungen. Die Klientinnen und Klienten werden nur
sporadisch begleitet.

TABELLE 5V

Betreutes Wohnen: Nahezu 24-stlindige Betreuung pro
Tag bis hin zur Medikamentenabgabe und zwei warmen
Mahlzeiten taglich, in Einer- oder Zweier-Zimmern.

Notbettangebot: Das Notbettangebot (professionelles
Betreuungsangebot) an der Hodlerstrasse ist den Dro-
genkonsumierenden seit 2003 jeweils von November
bis Februar zur Verfigung gestanden. Es ist im Frihling
2007 mangels Nachfrage geschlossen worden.

Es bestehen mit mehreren Institutionen mehrjahrige
Leistungsvertrage. (Tabelle 5.V)

Mit diesen Institutionen bestehen mehrjahrige Leistungsvertrage

Heilsarmee D.H.Q. Bern niederschwelliges und

begleitetes Wohnen

Verein Obdach Bern' begleitetes WWohnen

Verein Aktion Bettwarme' betreutes Wohnen

Verein Wohn- und Lebens- | betreutes Wohnen
gemeinschaften in der Stadt

und Region Bern

Wohngemeinschaft Albatros?| betreutes WWohnen
(1jahriger Leistungsvertrag)

Institution Angebot Plétze/Kriterien
Verein Speiseanstalt glinstige
der Unteren Stadt («Spysi») | Mittagsverpflegung

43 Platze Passantenheim (niederschwellig)
31 Wohnungen/Platze (begleitetes Wohnen)

75 Wohnungen/Platze fir Personen aus
der Stadt Bern

42 Platze

12 Platze Frauenwohngemeinschaft
7 Platze Schwandengut
Fir Personen aus der Stadt und Region Bern

11 Platze fur Drogenkonsumierende

" Der Verein Obdach Bern und der Verein Aktion Bettwarme haben sich per 1. Januar 2008 zu «Wohnen Bern»

(betreutes und begleitetes Wohnen) zusammengeschlossen.

2 Ab 2008 besteht ebenfalls ein 2-jahriger Leistungsvertrag.
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Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 18:
Auslastungsgrad der Wohnangebote

ABBILDUNG 5.19

Zu Zielthema 18, 20 und 21:
Durchschnittliche Verweildauer

ABBILDUNG 5.20

Auslastungsgrad der Wohnangebote
2003-2007
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I Notbettenangebot

- Niederschwelliges Wohnen
- begleitetes WWohnen

- betreutes Wohnen

- Auslastungsgrad aller Angebote
(ohne Notbettenangebot)

Datenquellen: Jahresbericht / Produktegruppen-Rechnung / BSS / Band 2

Der Auslastungsgrad des Notbettenangebots ist 2006
gegenlber dem Vorjahr gesunken, da die Institutionen
gezwungen sind, (noch) niederschwelligere Angebote
bereitzustellen. Diese Umsetzung bedingt eine gewisse
Vorlaufzeit, welche 2007 durch einen leichten Anstieg
aufgefangen werden kann.

Das Notbettenangebot ist bis Winter 2006/2007 zur
Verfligung gestanden und seit Frihling 2007 geschlos-
sen.

|

Durchschnittliche Verweildauer
in Wohnangeboten 2004-2007
— — N N w w ~ o~
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niederschwellig: Passantenheim Heilsarmee
- betreut: «Albatros», AKiB
- betreut: Frauenwohngemeinschaft*
- betreut: Schwandengut*
- betreut: Aktion Bettwéarme
*Der Durchschnitt bezieht sich auf die Periode August 2005-August 2007

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik

Zu ergadnzen ist die durchschnittliche Verweildauer in den be-
gleiteten Wohnangeboten der Heilsarmee, wie in jenen von
Obdach Bern: Sie betrégt in beiden durchschnittlich 18 Mona-
te. Langerfristig kdnnen diese 18 Monate allerdings nicht mehr
eingehalten werden.

In den Obdachloseneinrichtungen steigt der Betreu-
ungsbedarf weiter an. Die Probleme der Betroffenen
nehmen weiter zu. Schatzungsweise 30 Prozent der Be-
wohnerinnen und Bewohner in den einzelnen Institutio-
nen werden nicht in ein selbstandiges Wohnen abgeldst
werden kénnen. Grundsétzlich leben die Personen lan-
ger als vorgesehen in einer Institution. Dadurch werden
die Institutionen zu wohnheiméhnlichen Betrieben. Die
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Infrastruktur gentigt den heutigen Anforderungen nicht
mehr. Aufgrund des Bedarfs muss die Begleitung in der
eigenen Wohnung ausgebaut werden. Das Mieten von
Wohnungen ist schwierig, da die Liegenschaftsverwal-
tungen immer haufiger Mietzinsdepots verlangen oder
gar keine Wohnungen fir Sozialhilfebeziehende vermie-
ten wollen. Im betreuten Wohnen sind die verschiede-
nen kleinen Einheiten langerfristig zusammenzufassen.

Pinto, Hilfsangebote fiir Personen,
die vorwiegend
im offentlichen Raum leben

Zielvorgaben

23 Sozialarbeit im 6ffentlichen Raum: Verbesserung
der Lebenssituation von Menschen, die sich
vorzugsweise im offentlichen Raum aufhalten.

Konzept Pinto, 2007 [6]

24 Suchtmittelabhéangigkeit und «Chronifizierung»
des Gassen-Aufenthaltes von Jugendlichen
vorbeugen

Konzept Pinto, 2007 [6]

Angebotsstrukturen

Pinto ist eine mobile Interventionsgruppe im o&ffentli-
chen Raum. Sie kombiniert aufsuchende Sozialarbeit
mit Ordnungsdienst und hat die Aufgabe den o6ffentli-
chen Raum fir alle Bevolkerungsgruppen offen zu hal-
ten. Sie foérdert rlicksichtsvolles Verhalten und hilft als
Triagestelle Menschen mit sozialen Problemen. Pinto ist
dem Jugendamt angegliedert.

Mit dem Ziel, das Sicherheitsgeflihl in der Stadt Bern zu
erhohen, werden in enger Absprache und Koordination
mit der Polizei im 6ffentlichen Raum Toleranz und Koe-
xistenz von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen
gefordert. Storendes Verhalten wird mit verschiedenen
sozial- und ordnungsdienstlichen Interventionen auf ein
tolerierbares Mass reduziert. Bei allen Menschen und
insbesondere bei Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen, welche sich vorwiegend oder oft im 6ffentlichen
Raum aufhalten, wird mit gezielten niederschwelligen
Interventionen der Gefahr der Suchtmittelabhdngigkeit
und der «Chronifizierung» des Aufenthalts auf der Gas-
se vorgebeugt.

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthema 23

Das Einsatzgebiet von Pinto ist hauptsachlich der Stadt-
teil | Innere Stadt. Auf Grund von konkreten Meldungen
oder Problemlagen sind Einsatze auch in Aussenquar-
tieren moglich. Die Mitarbeitenden sind in der Regel zu
Fuss unterwegs. Sie intervenieren mittels Kommunika-
tion. Der Stellenetat von Pinto betragt 580 Stellenpro-
zente.

Zielgruppen sind die Benutzerinnen und Benutzer des
offentlichen Raums. Schwergewichtig sind es Personen-
gruppen, die durch stérendes Verhalten (z. B. Rausch-
trinken, illegalen Drogenkonsum, Littering, Schreien,
Versperren von Durchgangen, Anpobeln, aggressives
Betteln) oder durch Verwahrlosung (Obdachlosigkeit,
Suchtmittelkonsum, usw.) auffallen. Eine weitere wich-
tige Zielgruppe sind Jugendliche, die zwar sozial inte-
griert sind, sich aber haufig in Gruppen auf der Gasse
aufhalten und zum Teil durch stérendes Verhalten auffal-
len oder einen problematischen Alkoholkonsum haben.

Zu Zielthemen 23 und 24

2007 intervenierte Pinto im 6ffentlichen Raum zwischen
Mai und Dezember 2°515 Mal ordnungsdienstlich und
2'154 Mal sozial.

Zu Zielthema 24

Pinto will Menschen von der Gasse wegflihren. Die ge-
nannten Zielgruppen werden aktiv angesprochen und
bei der Suche nach neuen Perspektiven und der (Re-)
Integration in gesellschaftliche Strukturen (Ausbildung,
Arbeit, Wohnen usw.) unterstlitzt. Pinto Ubernimmt
dabei die Funktion einer Triage- und Kriseninterventi-
onsstelle. Pinto fihrt keine Falle, sondern vermittelt an
zustandige Stellen. Bei gefdhrdeten Jugendlichen unter
16 Jahren werden je nach Situation verbindliche Mass-
nahmen getroffen (Meldung an die Eltern, Gefdhrdungs-
meldung, Beizug der Polizei).

«Xenia» Beratungsstelle fiir Frauen
aus dem Sexgewerbe

Zielvorgabe

25 Die Informations- und Beratungsarbeit des
Vereins Xenia bezweckt:

Vorbeugung mit dem Ziel, gesundheitliche Eigen-
oder Fremdgefahrdung zu verhindern. Anstreben
einer Existenz ohne Abhangigkeitsverhéaltnisse flr
besonders benachteiligte Frauen im Sexgewerbe.
Planung und Unterstitzung von beruflichen

Um- und Ausstiegsmaglichkeiten.

Leistungsvertrag Verein Xenia

Angebotsstrukturen

Der Verein Xenia wird von der Stadt mitfinanziert und
fihrt eine Beratungsstelle fir Frauen aus dem Sexge-
werbe. In der Xenia arbeiten drei festangestellte Frau-
en mit insgesamt 190 Stellenprozenten. Im Aids-Préa-
ventionsprojekt sind stundenweise finf Mediatorinnen
engagiert. Mit psychosozialer Beratung, aufsuchender
Gassen- und Salonarbeit sowie Informationsangeboten
sollen die Frauen befahigt werden, ihr Leben ohne Ei-
gen- und Fremdgefahrdung zu gestalten und mindes-
tens schrittweise Berufsperspektiven ausserhalb des
Sexgewerbes zu entwickeln. Die Dienstleistungen rich-
ten sich in erster Linie an Frauen in besonders benach-
teiligter Lebenssituation.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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Leistungen nach Zielvorgabe
Zu Zielthema 25: Anzahl Beratungen

Im Jahr 2007 fUhrt Xenia 1'819 personliche oder telefo-
nische Beratungsgesprache durch (2006: 2°176), davon
513 auf der Gasse, in Salons und Wohnungen (2006:
685). Xenia fuhrt 113 Dossiers fir Frauen mit komple-
xen Problemstellungen (2006: 114). Im Rahmen des
AIDS-Praventionsangebots haben Uber 1'186 Kontakte
mit Sexarbeiterinnen in der Stadt Bern stattgefunden
(2006: 1"100).

Durchschnittliche Anzahl Beratungen pro Monat fir
Frauen aus dem Sexgewerbe (durch den Verein Xenia):

TABELLE 5.VI
Jahr 2004 | 2005 (2006 | 2007
Beratungen 194 | 190 180 152

Datenquelle”: Jahresbericht / PGR /BSS/Band 2

Der Konkurrenzdruck im Sexgewerbe hat in den letzten
Jahren kontinuierlich zugenommen. Sexarbeiterinnen
mit illegalem Aufenthaltsstatus, ohne finanzielle Res-
sourcen und geringen Kenntnissen der lokalen Sprache
und Kultur geraten héufig in prekdre Abhangigkeitsver-
haltnisse. Die regelmaéassige Prasenz von Mitarbeiterin-
nen des Vereins Xenia auf der Gasse, in den Salons und
Nachtclubs hat auch im Bereich Menschenhandel eine
praventive Wirkung.

Die Tendenz, dass Sexarbeit zunehmend privat und we-
niger in Salons, Bars und Nachtclubs angeboten wird,
erschwert den Mitarbeiterinnen der Xenia den Zugang
zu den Sexarbeiterinnen. In Zukunft wird die aufsuchen-
de Arbeit verstarkt werden mussen.

Inkassodienst des Sozialamts

Zielvorgaben

26 Alimentenwesen: Aufgrund des kantonalen
Gesetzes Uber die Alimentenbevorschussung (GIB)
hat jede Glaubigerperson auf Gesuch hin Anspruch
auf die Bevorschussung von laufenden Alimenten,
die vom Zahlungspflichtigen nicht entrichtet
werden.

27 Inkassoflihrung: Jeder Sozialhilfefall wird
effizient bearbeitet, berechtige Unterhalts-, Ver-
wandten- und Elternbeitrége werden einkassiert.
Ein Hochstmass an Einnahmen (Rickerstattungen)
wird angestrebt.

Angebotsstrukturen

Alle erwachsenen Personen mit Wohnsitz in der Ge-
meinde Bern konnen folgende Dienstleistungen bean-
spruchen:

— Alimentenbevorschussung und Alimentenvermitt-
lung (Inkassohilfe)

— Hilfe bei Inkassofragen im Zusammenhang mit
dem Sozialhilfegesetz (z. B. Rlickerstattungen,
Verwandtenunterstitzung usw.)

ABBILDUNG 5.20

Sozialamt: Inkassodienst/Zentralsekretariat:
Aufgaben- und Stellen-%-Verteilung
Stand: 1. April 2008

140%
Leitung, 500%
125% Stellvertretung Alime.nten- und
. . Betreibungs-
Administration, wesen
IT, 1
Diverses
39
25%
Archivierung
390% 8%
Rickerstattungen Verwandten-

unterstltzung und
Elternbeitrage

und Abrechnungen

Rote Zahlen = Stellen-% pro Aufgabengebiet
(Total Stellen-% = 1"280%)

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik

Die Ressourcen- und Aufgabenverteilung im Inkasso-
dienst/ Zentralsekretariat umfasst insgesamt 1'280 Stel-
lenprozente (verteilt auf 14 Mitarbeitende).

Fir die Fallfihrung, das heisst die Bearbeitung der So-
zialhilfefalle, ist der Sozialdienst zustandig und verant-
wortlich (Siehe: Ambulante Sozialhilfe).
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Leistungen nach Zielvorgaben

Zu den Zielthemen 26 und 27:

Anzahl Inkassofalle / Total Dossiers
(Alimentenwesen und Inkassofiihrung
im Bereich der Sozialhilfe)

ABBILDUNG 5.21

Sozialamt: %-Anteile der Inkassofalle
am Total der Dossiers

Stand: Sommer 2007

Alimenteninkasso

Riickerstattungen aufgrund
Alimenten-
Verwandten- bevorschussung

unterstltzung
\ 9
Eltembeitrége\ 2
5

Alimenteninkasso 3

aufgrund

Vermittlung \

von Frauenrenten 53

0

Alimenteninkasso
aufgrund Unterstitzung
via Sozialdienst

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik

Die Inkassofélle nehmen seit 2003 kontinuierlich pro
Jahr um rund 100 Falle zu und betragen 2007 2'937 Fal-
le. Davon koénnen in den Jahren 2005 und 2006 jeweils
rund 160, 2007 rund 240 Falle abgeschlossen werden.

Zu Zielthema 26:
Alimentenbevorschussung und Alimenteninkassi

Die Anzahl Alimente, die auf Gesuch hin bevorschusst
werden missen, haben aufgrund einer Praxisénderung
des Kantons Bern im Jahr 2006 (Bevorschussung in der
Regel nur noch bis zur Volljahrigkeit) leicht abgenom-
men: Im Dezember 2005 sind fir 811 Kinder Alimenten-
bevorschussungen ausbezahlt worden; im Dezember
2006 sind es 801 und im Dezember 2007 748 Bevor-
schussungen.

Zu Zielthema 26:
Inkassoquote im Bereich der Alimenten-
bevorschussung

Anteil einkassierte Unterhaltsbeitrage am Gesamt der
Bevorschussungen: Gut die Halfte der bevorschussten
Gelder wird von den Zahlungspflichtigen zurlckerstat-
tet. Nach wie vor kann ein grosser Teil der Zahlungs-
pflichtigen nicht vom wirtschaftlichen Aufschwung
profitieren und so der Verpflichtung nicht (vollumfang-
lich) nachkommen. Mehr als die Hélfte dieser Zahlungs-
pflichtigen erwirtschaftet ein zu tiefes Einkommen oder
wird von einem Sozialdienst unterstitzt; rund ein Viertel
ist unbekannten Aufenthaltes im In- oder Ausland.

Zum Zielthema 27:
Inkassofiihrung im Bereich der Sozialhilfe

Sozialhilfeleistungen sind grundsatzlich riickerstattungs-
pflichtig. In Harteféllen oder aus Billigkeitsgrinden kann
ganz oder teilweise auf eine Rilckerstattung verzichtet
werden. Die Rickerstattung ist im Sozialhilfegesetz des
Kantons Bern (SHG) geregelt. Der Inkassodienst bear-
beitet entsprechende Rickerstattungsforderungen des
Sozialdiensts.
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Fachfazit

Die Stadt verflgt Uber ein bedarfsgerechtes Grundan-
gebot, welches allen Einwohnerinnen und Einwohnern,
die geféhrdet oder in Not sind, Schutz und die notige
Hilfe zur Selbsthilfe bietet. Diese Unterstitzung erfolgt
bei ausgewiesener Notlage und fordert verbindlich die
Wahrnehmung von Eigenverantwortung. Im Bereich der
erwachsenen- und kindesschutzrechtlichen Massnah-
men sind die Falle in den letzten Jahren stetig angestie-
gen, in allen andern Bereichen ist die Fallzahl auf hohem
Niveau stabil geblieben — in bestimmten Bereichen ist
sie sogar ricklaufig (z. B. in der Sozialhilfe und im Asyl-
bereich). Komplexitat und Schwierigkeit der Falle haben
dagegen In allen Bereichen zugenommen.

Kinder und Jugendliche

Die Angebote der Ambulanten Jugendhilfe und des
Kompetenzzentrums Jugend und Familie (vormals: Sta-
tiondre Jugendhilfe) decken grundsatzlich den beste-
henden Bedarf. Beim Kompetenzzentrum Jugend und
Familie sind in Zusammenarbeit mit dem Kanton neue,
flexiblere Konzepte der Betreuung, Beratung und Famili-
enbegleitung umgesetzt worden.

Offentlicher Raum

Die Probleme im offentlichen Raum im Zusammenhang
mit Uberméssigem Alkoholkonsum, Vandalismus, Litte-
ring und Gewalt nehmen zu. Kreative, den Zielgruppen
angepasste und verbindliche Interventionen im 6ffent-
lichen Raum gewinnen an Bedeutung. Das stadtische
Angebot Pinto bewahrt sich, seine (personelle) Res-
sourcen sind aber beschrankt.

Rentnerinnen und Rentner

Bei Renterinnen und Rentnern (AHV und IV Renten be-
ziehende Personen) ist die soziale Existenzsicherung
und / oder die Finanzierung eines Heimaufenthaltes
— Uber die Erganzungsleistungen und Zuschisse nach
Dekret — gewabhrleistet.

Personen, die vom Sozialamt unterstitzt werden

In der Sozialhilfe zeigen die Anstrengungen zur berufli-
chen und sozialen Integration Wirkung. Bei den Jugend-
lichen und bei Personen ohne berufliche Ausbildung
sind die heutigen Angebote auch in der Zukunft sicher-
zustellen, die Nachfrage ist immer noch hoch.

Auf der anderen Seite betreut der Sozialdienst eine
Gruppe von Personen, welche nicht mehr (oder nur be-
schrankt) in den Arbeitsprozess integriert werden kann.
Fir diese sind mehr Angebote im Bereich der sozialen
Integration notig. Die Etablierung einer sinnvollen Ta-
gesstruktur steht hier im Vordergrund, eine berufliche
Reintegration ist wenig wahrscheinlich.

Ansicht andern
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Die Sozialhilfe hat zum Ziel, Armutsrisiken frihzeitig zu
erkennen und die Existenzsicherung und Integration mit
geeigneten Massnahmen sicherzustellen. Diese Aufga-
be ist zwingend verbunden mit einer adaquaten Kontrol-
le der Anspruchsvoraussetzungen und gegebenenfalls
mit der Anordnung und Durchsetzung von Sanktionen.
Im Jahr 2007 hat der Gemeinderat diesbezlglich ein
Grundsatzpapier beschlossen und in der Folge einen
mittel- und langfristigen Massnahmenplan erlassen, der
konsequent umgesetzt wird.

Die Evaluation des Obdachlosenkonzepts 2001 besta-
tigt das bisherige Angebotskonzept, insbesondere die
bestehende Vernetzung zwischen Obdachlosen- und
Drogenbereich. Das Angebot im betreuten Wohnen
ist knapp, es besteht ein Mangel an niederschwelligen
Wohnangeboten. In diesem Bereich wird deshalb eine
zuséatzliche Liegenschaft als ndtig erachtet.

Integration Asylbereich

Der Asylbereich erlebt auf Grund der Umsetzung der
revidierten Asyl- und Auslandergesetze ab 2008 eine
Neuausrichtung: es gilt das Primat der Integrationsfor-
derung. Dies er6ffnet der Stadt neue Moglichkeiten
und ist mit Auflagen bei der Massnahmenplanung und
-durchfihrung verbunden. Erste Schritte wurden bereits
2007 geplant und teilweise eingeleitet; so konnten die
Tagesstruktur- und Beschaftigungsprogramme ausge-
baut werden.

Ausblick

Im Bereich der Jugendhilfe sind sowohl stadtische
wie kantonale Organisationen und Trégerschaften
tatig, was eine Verstarkung der Zusammenarbeit,
der Koordination und ein klares Case Management
erfordert.

Die Information der Bevdlkerung Uber Instrumente
und Angebote im Kindes- und Jugendschutz sind zu
verbessern, um Gefédhrdungen von Kindern und Ju-
gendlichen frihzeitig zu erkennen.

Die Verbesserung der Situation im 6ffentlichen
Raum erfordert ein koordiniertes Vorgehen der ver-
schiedenen Akteurinnen und Akteure (Sicherheit,
Planung und Bau, Soziales) und kreative Projekte,
welche Verbindlichkeit und den Miteinbezug der Be-
troffenen fokussieren.

Die berufliche und soziale Integration der jugend-
lichen Sozialhilfebeziehenden und von Personen
ohne berufliche Qualifikation bleibt auch in Zukunft
eine zentrale Aufgabe. Praventive Massnahmen und
frihzeitiges Erkennen der Problemstellung sind zu
forcieren. Ziel bei diesen Gruppen von Sozialhilfebe-
ziehenden ist der Abschluss einer Ausbildung, um
die Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt zu verbes-
sern.

Zu verstarken sind Massnahmen zur sozialen Inte-
gration jener Gruppe von Personen, die nicht mehr
— oder nur beschrankt — in den Arbeitsprozess inte-
grierbar sind.

Der Zusammenarbeit mit der Wirtschaft kommt bei
vermehrt angestrebten Integration von (jugendlichen
wie alteren) Sozialhilfeempfangenden weiterhin ein
hoher Stellenwert zu.

Ein weiterer Schwerpunkt ist bei der Bekampfung
des Armutsrisikos von Kindern zu setzen. Grossere
Familien und vor allem Haushalte von Alleinerzie-
henden weisen ein deutlich hoheres Armutsrisiko
auf. Hier sind Verbesserungsmaoglichkeiten auf allen
politischen Ebenen zu prifen und voranzutreiben.

Es besteht ein Bedarf an mietzinsgunstigen Woh-
nungen flr die Gruppe von Einwohnerinnen und
Einwohnern mit klein(st)en Einkommen (Sozialhilf-
ebeziehende, Asylsuchende, Personen mit Ergan-
zungsleistungen). Diesem Bedarf hat die stadtische
Wohnbaupolitik in geeigneter Weise Rechnung zu
tragen.

In der klnftigen Obdachlosenpolitik ist mehr Ge-
wicht auf den Einbezug der Regionsgemeinden zu
legen, um die stadtischen Angebote zu entlasten
und die (Herkunfts-) Gemeinden in die Verantwor-
tung mit einzubeziehen.
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e Derim Asylbereich vom Kanton erteilte Integrations- e Der Fokus ist noch starker auf einen massgeschnei-
auftrag an die Gemeinden ermdglicht eine Auswei-

tung der Beratungs- und Begleitungsangebote. Auf- zu legen.

grund der neuen Bundespolitik verschiebt sich der

Massnahmenschwerpunkt in Richtung berufliche

Integration. Tagesstrukturprogramme zur Forderung Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen
der sozialen Integration sind parallel dazu aufrecht-

zuerhalten. Siehe ANHANG |
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Handlungsfeld 6 Integration und Partizipation

Leitziel

Neue Begegnungs- Zusammenarbeits- und

Mitwirkungsformen aller Bevolkerungsgruppen

sind etabliert.

Teilstrategien

Leitbild zur Integrationspolitik der Stadt Bern 1999 [4]

Part — Jugendpolitisches Konzept 2002 [7]
Alterskonzept 2000 [1]

Konzept flr eine kindergerechte Stadt; Situations-

analyse, Leitsatze und Massnahmen 1999 [2]
Bildungsstrategie [3]

Inhaltsverzeichnis

Einleitung
Definitionen

Quartier und Wohnumfeld

Migrantinnen- und Migranten-/
Auslanderinnen- und Auslander-Spezifisches

Alter und GenerationenUbergreifendes
Kinder- und Jugend-Spezifisches

Fachfazit
Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen

Literaturverzeichnis

110
110

110

113
14
115

117
118
18

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

109


www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/av/alterspolitik/alterskonzept/
www.bern.ch/leben_in_bern/stadt/recht/dateien/430.101/Word430.101.pdf
www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/ki/aufg/leitb
www.bern.ch/leben_in_bern/persoenliches/kinder/part/p_a_r_t_perspektiven.pdf
www.bern.ch/leben_in_bern/bildung

Sozialbericht / HF6 / Integration und Partizipation

Einleitung

Integrations- und Partizipationsaufgaben sind Quer-
schnittaufgaben und werden vielschichtig von verschie-
denenDienststelleninder Stadtverwaltung wahrgenom-
men. Ziel ist, zu erreichen, dass Menschen —besonders
auch die Migrationsbevdlkerung — sich in ihrem Umfeld,
am Arbeitsplatz oder in der Schule wohl fuhlen, akzep-
tiert sind, sich aktiv am gesellschaftlichen Leben betei-
ligen kénnen.

Die Inhalte dieses Kapitels zeigen auf, wo Integration
und Partizipation in der BSS zentrale Themen sind und
welche Daten Aussagen Uber den Grad der Zielerrei-
chung ermdglichen. Es bestehen zahlreiche Schnittstel-
len zu Angeboten und Massnahmen, welche besonders
fur altere Menschen, Kinder oder weitere Personen-
gruppen bereit stehen. Deshalb finden sich auch in
anderen Handlungsfeldern spezifische Informationen
zu diesen Themen (zum Beispiel Soziales, Asylbereich,
Volksschule, Gesundheit, Sport, usw.).

Quartier und Wohnumfeld

Definitionen

Integration im Sinne der stadtischen Politik ermdglicht
den Menschen, sich selbst und andere zu integrieren.
Alle Individuen und sozialen Gruppen sind ungeachtet
ihrer Herkunft grundsétzlich integrationsfahig. Integra-
tionsarbeit anerkennt, fordert und nutzt die individu-
ellen und kollektiven Erfahrungen und Fahigkeiten der
Migrationsbevolkerung. Ebenso bertcksichtigt sie die
Bedurfnisse und Fahigkeiten der einheimischen Bevol-
kerung. Integration ist ein Prozess, der kontinuierlich
auf neue Gegebenheiten eingeht.

Als Migrantinnen und Migranten werden Menschen be-
zeichnet, die nicht im jeweiligen Aufenthaltsland gebo-
ren worden sind, sowie deren Nachkommen, die auch
als «Menschen mit Migrationshintergrund» bezeichnet
werden. Anders als «Fllchtlinge» kdnnen Migrantinnen
und Migranten frei entscheiden, in welches Land sie
auswandern mdéchten. Je nach Herkunftsland éndern
sich aber die Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen,
auch wenn der Aufenthaltszweck nicht «asylsuchend»
ist, sondern z. B. Arbeitsaufnahme, Tourismus, Stu-
dium, Kulturauftritte, Familiennachzug und Ahnliches
mehr.

Menschen mit Migrationshintergrund ist eine Bezeich-
nung flr Zugewanderte oder Eingeblrgerte, aber

auch fir in der Schweiz geborene Ausldnderinnen und
Auslénder, sowie Kinder mit zumindest einem Eltern-
teil, der eines dieser Merkmale erfillt. Diese Personen
mussen keine eigene Migrationserfahrung haben und
leben zum Uberwiegenden Teil seit ihrer Geburt in der
Schweiz.

Ausldnderinnen und Ausldnder: Alle Personen in der
Schweiz, die keinen Schweizerpass haben.

Ansicht andern

Zielvorgaben

Information und Koordination gefiihrt.

1 Die Quartierzentren der vbg werden als Orte der Begegnung,

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [5]

Lebenslagen ermaoglicht.

eine bessere Integration benachteiligter Gruppen.

2 Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Bern verfligen Uber ein  Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [5]
soziales Netz, das ihnen die Integration auch in schwierigen

Quartierbezogene und gesamtstadtische Projekte bezwecken u. a.

qualitat in den benachteiligten Quartieren verbessern.

3 Gemeinwesenorientierte Sozialarbeit soll die Selbsthilfe starken, Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [5]
zur besseren Integration von Personen beitragen und die Lebens-

Angebotsstrukturen

Eine tragende und in den Wohnquartieren verankerte
Rolle spielen die Quartierzentren und Treffs. Die Stadt
fordert und finanziert diese Angebote Uber Leistungs-
vertrage und ermaglicht dadurch eine bevdlkerungsna-
he, bedarfsgerechte und teilweise Sozialraum orientier-

te Umsetzung und Realisierung von Integrations- und
Partizipationsaufgaben durch Fachleute und Freiwillige
«vor Ort». Spezialisierte Beratungs- und Bildungsange-
bote ergénzen die Arbeit der Quartiervereine und der
Quartiertreffs.
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TABELLE 6.1
Quartiertreffpunkte: Angebotsstruktur 2007
Angebot: @ vorhanden Q nicht vorhanden
Quartiertreff mit Quartiertreff | Sozio- Informations- | Raum- Projekte im
professionellen mit ehren- kulturelle | vermittlung, | vermietung| Sozialraum
Mitarbeitenden amtlichem Angebote | Beratung
Betrieb
I Innere Stadt
«Anderland» () o () (@)
(bis Herbst 2007,
dann im Stadtteil I1)
Il Linggasse-
Felsenau
Langgasstreff: Biiro
fiir Quartierarbeit () o () o
11l Mattenhof-
Weissenbiihl
Villa Stucki: Biiro
fiir Quartierarbeit ) () () [
«Cacilia» () () () ()
«Treff 23»
(Steigerhubel) | @ (o) () O
IV Kirchenfeld-
Schosshalde
Murifeld: Biiro fiir
Quartierarbeit () o ) )
Marzili () O () O
«Punto» () (@) () O
Thunplatz () (o] () (@)
V Breitenrain-
Lorraine
Breitschtraff () o o O
Wylerhuus:
Biiro fiir
Quartierarbeit o o o o
«Halbzeit» (Ge-
meinsam gegen
Rassismus) () (o) (o) [
Lochligut ) (@) ) (e}
Wylergut () (e} () O
VI Biimpliz-
Oberbottigen
Gébelbach: Biiro
fiir Quartierarbeit () o o o
Holenacker: Biiro
fiir Quartierarbeit o o o o
Tscharnergut () [} [ J [ J
Untermatt () [ ) o o
Chleefeld (] O [ ] (o]
Fellergut () (0] o (@)
Hohliebi [ J (@) [ ] (@)

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik

Leistungen nach Zielvorgaben

Die Stadt hat mit der Vereinigung fir Beratung, Inte-
grationshilfe und Gemeinwesenarbeit (vbg) einen Leis-
tungsvertrag. Vertiefende Informationen finden sich im
Internet: www.vbgbern.ch

Zu den Zielthemen 1 und 2:
Quartierzentren und Integration

Die Gemeinwesenarbeit in der Stadt Bern ist unter dem
Dach der vbg dezentral organisiert. Basis sind die Uber
30 Quartiervereine mit ehrenamtlichen Vorstéanden und
die 20 Quartiertreffs. Diese Struktur ist stark in den
Quartieren verankert und generiert viel Freiwilligenar-
beit.

An Bedeutung gewinnen Projekte, die aus dem Quar-
tier heraus entstehen und das gute Zusammenleben im
Quartier und in der Nachbarschaft férdern. Im Rahmen
der vbg werden jahrlich Uber 40 Einsatzplatze flr er-
werbslose Personen angeboten.
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Zu Zielthema 1: Quartierzentren

Die Vorgabe des Leistungsvertrags von 300000 Be-
suchenden in den Quartiertreffs der vbg wird mit rund
389'500 deutlich Ubertroffen. Die Zahlen bestétigen das
vorhandene Bedurfnis. Bei der vbg werden 2006 rund
57'900 Stunden Freiwilligenarbeit geleistet und damit
pro Vollzeitstelle gut 2'470 Stunden Freiwilligenarbeit
ausgeldst.

Die vbg hat einen Eigenfinanzierungsgrad von 52 Pro-
zent aus Einnahmen durch Vermietung von Raumen,

Zu Zielthema 2: Integration

50 erwerbslose Personen kénnen 2006 im Rahmen ver-
schiedener Einsatzprogramme in Quartierzentren arbei-
ten und durch Mitarbeitende der vbg auf ihrem Weg zur
sozialen und beruflichen Integration begleitet werden.

Zu den Zielthemen 1 und 2:
Quartierzentren und Integration

Siehe Tabelle 6.1

durch Gastronomieangebote und durch Dienstleistun-
gen fur Dritte (Kanton und Bund).

TABELLE 6.11
Quartierzentren und Integration
In der Tabelle fehlen (mangels Erhebung der Daten) die Quartiertreffpunkte Cécilia, Lochligut, Chleefeld, Hohliebi.
= Quartiertreff mit Quartiertreff Anzahl Davon Geleistete Freiwilligen-
£ professionellen mit ehrenamtl. Benutzerlnnen total Auslanderlnnen in % stunden
® Mitarbeiterinnen Betrieb
w
v 2005 2006 | 2007 | 2005 | 2006 | 2007 2005 | 2006 2007
@ x | Anderland
2 a“" (bis Herbst 07,
= dann Stadtteil IIl) 22120 | 10°850 | 11'450 28 4 34 7'700 | 3'600 4'300
Total Stadtteil | 22120 | 10°850 | 11'450 28 4 34 7'700 | 3'600 4'300
5 2
a § Langgasstreff, Biiro
§ @ | firQuartierarbeit 28'500 | 30°670 | 31680 35 34 38 3’850 | 3440 3'750
i Total Stadtteil Il 28'500 | 30°670 | 31'680 34 34 38 3’850 | 3440 3750
< = Villa Stucki, Biiro
£ = | fiir Quartierarbeit 58'626 | 57°279 | 57°279 12 31 31 2'030 | 2399 1’680
< § Steigerhubel
's" o («Treff 23») 3'865 | 3'880 | 4220 8 8 4 1800 | 2'110 2'110
= = | Total Stadtteil Ill 62491 | 61'159 | 61499 12 | 29,5 32 3’830 | 4'509 3'790
= 3 | Murifeld, Biiro
"GE, 8 | fiir Quartierarbeit 22120 | 24’530 | 15°155 28 35 17 3’800 | 4'450 2'430
2 § Marzili 990 628 490 0 6 10 800 188 400
£ «Punto» 17800 | 13’500 | 15000 29 22 40 3'250 | 2°000 1'900
; « Thunplatz 1'700 1645 | 2750 18 13 35 800 750 850
Total Stadtteil IV 42'610 | 40°303 | 33395 27 29 29 8'650 | 7°388 5’580
& 2| Breitschtraff 23'510 | 22'762 | 5646 27 49 95 | 11056 |11°035 700
E ‘s | Wylerhuus, Biiro
o E fiir Quartierarbeit 52488 | 50°219 | 47540 13 28 31 2'270 | 1°200 4'100
3 «Halbzeit» 10°975 | 16°140 | 5'000 12 13 25 1925 | 2'700 2'000
: Wylergut 4'680 | 2'640 | 2'820 6 4 29 1'500 800 800
Total Stadtteil V 91’653 | 91761 | 61°006 16 30 36 | 16751 [15'735 7'600
& = | Gébelbach, Biiro
g 2| fir Quartierarbeit 48'510 | 47°803 | 49127 40 39 45 3’995 | 3993 4172
2 3 Holenacker, Biiro
S g | flrQuartierarbeit 18’812 | 15’881 | 22'636 33 39 21 9'003 | 8375 9’695
S | Tscharnergut 82400 | 80°189 | 80°341 46 47 46 6'800 10830 11'180
Untermatt 7'580 | 10°940 | 14286 88 47 77 * * 120
Fellergut 530 75
Total Stadtteil VI 157°302 | 154'813 [166'920 45 44 45 | 19'798 | 23'198| 25'167
*beim Tscharnergutintegriert

Datenquelle: Sozialamt der Stadt Bern, interne Statistik
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Migrantinnen- und Migranten-/ Auslanderinnen- und Auslander-Spezifisches

Zielvorgaben

4 Oberstes Ziel ist der chancengleiche Zugang zu
Bildung, Arbeit, Wohnen, Gesundheit, Kultur und
Information.

Daraus leiten sich konkretere Zielvorgaben ab wie:
Sicherung zielgruppengerechter Informationen, resp.
der Zugang dazu

Unterstltzung der Bestrebungen zur erleichterten
Einblrgerung

Sensibilisierung der Verwaltung und der Be-
volkerung fur die Aufgabe «Integration»

Leitbild zur Integrationspolitik [4]

5 Ein weiterer Schwerpunkt ist die angemessene
Vertretung der auslandischen Bevolkerung in allen
Formen der Mitwirkung.

Daraus leiten sich konkretere Zielvorgaben ab wie:
Organisation von Partizipationsmaglichkeiten
Erhohung des Anteils der auslandischen Angestellten
sowie der nicht eingeblrgerten Lernenden in der
Stadtverwaltung

Erhéhung des Anteils der auslandischen Be-
volkerung in den Kommissionen des Gemeinderats

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [5]

Angebotsstrukturen

Das Kompetenzzentrum Integration (Kl) ist die Dreh-
scheibe der stadtischen Integrationspolitik. Seine Auf-
gaben sind:

e Erkennen und Bearbeiten der aktuellen gesellschaft-
lichen und politischen Fragen im Bereich Integration

e Definieren von Handlungsfeldern, Strategiearbeit

e Erarbeitung von Dienstleistungen / Unterstltzung der
Verwaltungsabteilungen

e Sensibilisierung der Offentlichkeit und der Verwal-
tungsmitarbeitenden / Beratung

e \/ernetzung auf allen Ebenen

Das Kl bietet spezifische Beratung und Projektbeglei-
tung fur Organisationen und Privatpersonen an. Nach-
folgend werden ausschliesslich die Aufgaben und
Leistungen des Kl erldutert. Umsetzung und Wirkung
der Arbeit sind selten im Kl selber ersichtlich, sondern
fliessen anderswo ein. Aussagen zur Integration der
ausléandischen Bevolkerung, der Kinder und Jugendli-
chen oder der Eltern, zum Thema Gesundheit, Arbeit,
Soziales, zu Beratungsstellen oder zur Quartierarbeit,
finden sich deshalb an den entsprechenden Stellen im
vorliegenden Bericht.

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu den Zielthemen 4 und 5

Dienstleistungen des Kompetenzzentrums

Integration (Kl)

Im Bereich der Beratungen reichen die Beitrage des Kl
von einfachen Ausklnften am Telefon, Gber Beratung und
Information von Studierenden, bis hin zu Unterstlitzung
von Dienststellen und Mitarbeit in Arbeitsgruppen. Das
Engagement kann — neben ideeller Unterstitzung —auch
beschrankt in finanzieller Form erfolgen (Haus der Religi-
onen, Ausstellungen, Filmprojekte, Einzelprojekte usw.).
Die Vernetzung mit Migrationsorganisationen und Mit-
gliedschaften wird gezielt geférdert und gepflegt.

Fachkommission flir Integration (FaK)

Die Fachkommission ist ein vom Gemeinderat einge-
setztes Fachgremium. Die Mitglieder bringen einerseits
Themen ein, andererseits unterstitzen sie mit ihren
Fachkenntnissen auch die laufenden Arbeiten des Kl und
der Konferenz der Integrationsverantwortlichen der Di-
rektionen (KIV).

Zu Zielthema 4

In enger Zusammenarbeit mit der Stadtkanzlei und den
Quartierorganisationen ist im Oktober 2007 erstmals die
Begriissungsveranstaltung flir Neuzuziehende durchge-
flhrt worden — «Schauplatz» waren die Quartiere. Der
Anlass findet 2008 erneut zweimal statt.

Informationsveranstaltungen zum Thema Familiennach-
zug in Zusammenarbeit mit der stadtischen Fremdenpo-
lizei und Beratungsstellen der Stadt Bern finden zweimal
jahrlich statt, weitere Veranstaltungen gibt es im Zusam-
menhang mit Einblrgerungen.

Die Gewahrleistung des Zugangs zu alltagsrelevanten
Informationen fur alle Blrgerinnen und Blrger, insbeson-
dere auch fir soziodkonomisch benachteiligte Gruppen,
ist eine von vielen Seiten geforderte Massnahme und
wird unter Beteiligung mehrerer Dienststellen der BSS
in Zusammenarbeit mit der Direktion fur Sicherheit, Um-
welt und Energie im Detail geplant.

Informationsmaterial spielt eine wichtige Rolle bei der
Integration. So werden zum Beispiel auslandischen Per-
sonen im Stimmrechtalter und mit Aufenthaltsstatus C
die Wahl- und Abstimmungsunterlagen zugestellt. Das
Kl erarbeitet eigene und unterstlitzt externe Stellen bei
der Erarbeitung von Broschlren. Es sorgt ausserdem fir
Ubersetzungen.

Offentlichkeitsarbeit / Sensibilisierung der Bevélkerung:
Seit 2004 wird jahrlich der Integrationspreis der Stadt
Bern verliehen und damit die Leistungen einer Organi-
sation oder einer Einzelperson gewdrdigt. Aus Anlass
des Internationalen Tags der Menschenrechte am 10.
Dezember fihrt das Kl seit sechs Jahren offene Veran-
staltungen durch. Bis Mitte 2006 hat das KI mehrmals
jahrlich Newsletters verfasst, ins Netz gestellt und auch
verschickt. Das Konzept ist in Uberarbeitung.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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Kurse/Konzepte
Das Kl arbeitet im Kursbereich zu diversen Integrati-
onsthemen. Nachfolgend eine Auswahl:

e «Integration» in der Fihrungsgrundausbildung der
AOB', langjéhriges Angebot

e Auslandische Birger und Birgerinnen am Schalter
(AOB), langjahriges Angebot

e «Bricken bauen im Team», AOB

e «\Welten unter einem Dach» (Kurs fir Hauswarte und
Angestellte von Liegenschaftsverwaltungen: Um-
gang mit interkulturellen und rassistisch gefarbten
Konflikten im Haus; nun im Regelangebot Aus- und
Weiterbildung der Fachverbande)

e Konzept betriebstibergreifende Ausbildung von Klein-
kinderziehern/Kleinkinderzieherinnen in interkulturel-
ler Kompetenz

e |ntegration in der Stadt Bern / Kl: Kurseinheiten an
der Berner Fachhochschule

° «Mitwirken am politischen Leben in der Stadt Bern»
an der Volkshochschule (ab 2008 im Regelangebot
der VHS)

Spracherwerb/Ubersetzungen

Die Kenntnisse der Amtssprache sind fur eine erfolg-
reiche und rasche Integration unabdingbar. Ebenso
wichtig sind Ubersetzungen, sowie die Leistungen von
interkulturellen Dolmetscherinnen und Dolmetschern.
Sie helfen erste Schritte zu tun und Brlcken zu bauen.

e «Deutsch-in-Bern»: gemeinsamer Auftritt und Flyer
der Anbieter von Deutschkursen in der Stadt Bern
(Initiative und Engagement des KIl).
www.deutsch-in-bern.ch

e «Comprendi?» Berner Vermittlungsstelle flr inter-
kulturelle Ubersetzerinnen und Ubersetzer: das Kl
leistet einen jahrlichen Beitrag (Leistungsvertrag).
Zudem hat es zum Ziel, das Angebot verwaltungs-
intern bekannt zu machen.
www.comprendi.ch

Zu Zielthema 5

Konferenz der Integrationsverantwortlichen der Direktio-
nen (KIV): Jede Direktion ernennt eine Person, welche
das Thema Integration in allen Direktionsbereichen im
Auge behalt und aktiv an der Erarbeitung und Umset-
zung von Integrationsmassnahmen mitarbeitet.

Das Kl flhrt als konkreten Beitrag zum Partizipationsauf-
trag jahrlich das Forum der Migranten und Migrantinnen
durch. Auslandische Birgerinnen und Blrger konnen
am Forum ihre integrationspolitischen Anliegen zu jahr-
lich wechselnden Themen formulieren.

"Ausbildung und Organisationsberatung (AOB), ist der Direktion fir
Finanzen, Personal und Informatik (FPI) der Stadt Bern zugeteilt

Alter und Generationen-
ubergreifendes

Zielvorgaben

6 Alter und Migration: Massnahmen zur Integration
Alterskonzept 2000 [1]

7 Bereitstellung von Gefassen zur Beteiligung an der
Alterspolitik

Alterskonzept 2000 [1]

8 Forderung generationenlbergreifender Unterstit-
zung und der Solidaritat zwischen den Generationen

Alterskonzept 2000 [1]

Angebotsstrukturen

Der Bereich Alter des Alters- und Versicherungsamts
(AVA) initiiert und / oder finanziert Projekte und Veran-
staltungen mit und fihrt in Zusammenarbeit mit Organi-
sationen und Einzelpersonen Projekte durch.

Leistungen nach Zielvorgaben
Zu Zielthema 6: Alter und Migration

In der Arbeitsgruppe Alter & Migration arbeiten je zwei
Vertretungen der italienischen und spanischen Migrati-
onsbevdlkerung mit. Ziel ist die Verbesserung der Le-
benssituation alterer Migrantinnen und Migranten, so-
wie eine enge Zusammenarbeit zwischen Alters- und
Migrationsorganisationen. Die Arbeitsgruppe initiierte
verschiedenste Projekte wie «Spitex per noi», Deutsch-
kurse, mediterrane Abteilung im Pflegeheim, Informati-
onsbroschire «Invecchiare a dr Aare» usw..

Zu Zielthema 7: Beteiligung an der Alterspolitik

Die Fachkommission fiir Altersfragen besteht seit 1998
aus Vertreterinnen und Vertretern der wichtigsten Al-
tersorganisationen, der Alterswissenschaften, der Seni-
orinnen und Senioren, sowie der Ausbildungsinstitutio-
nen und Mitarbeitenden in Alterseinrichtungen. Sie ist
ein beratendes Organ der Direktion fir Bildung, Soziales
und Sport (BSS)und unterstltzt die Direktion bei der Er-
flllung ihrer Aufgaben.

Der Rat fir Seniorinnen und Senioren der Stadt Bern
hat seine Arbeit im Januar 2007 aufgenommen. Der Rat
setzt sich zu gleichen Teilen aus Vertretungen der poli-
tischen Parteien, der Altersorganisationen und aus inte-
ressierten Seniorinnen und Senioren zusammen. Er hat
finfzehn Mitglieder. Seine Hauptaufgabe besteht darin,
den Gemeinderat auf dem Weg zu einer altersgerechten
Stadt zu beraten und zu unterstitzen.

14
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Altersforum: Jeweils gegen 300 Besucherinnen und Be-
sucher nehmen am Altersforum teil, das seit 2001 alle
zwei Jahre durchgefiihrt wird. Das Interesse an dieser
Plattform ist gross, gibt es doch interessierten Seniorin-
nen und Senioren die Mdglichkeit, sich zu altersrelevan-
ten Themen auszutauschen und sich Uber die Angebote
im Altersbereich zu informieren.

Zu Zielthema 8: Generationeniibergreifendes

Generationenprojekte

Im Jahr 2004 hat die BSS zusammen mit dem Gemein-
ndtzigen Verein der Stadt Bern in allen Stadtteilen ge-
nerationenlbergreifende Veranstaltungen initiiert und
durchgeflhrt. Seither unterstltzt das AVA derartige

Kinder- und Jugend-Spezifisches

Zielvorgaben

9 In der Stadt Bern werden Kinder und Jugendliche zu
Mitsprache, Mitentscheidung, Mitgestaltung ermutigt
und aufgefordert — mit ihren Mitteln und in den Berei-
chen ihrer Erlebniswelt. Wo maglich werden die dazu
notwendigen Strukturen und Mittel von der Stadt
bereitgestellt, bzw. unterstitzt.

Part, «Partizipation» [7]

10 Jugendkulturelle Plattform: Gaskessel

Part «Perspektiven» [8]

11 Mitwirkungsplattformen allgemein: im Quartier,
Jugendmotion

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [6]
Part, «Partizipation» [7]

Projekte auf Gesuch hin mit Beitrdgen, falls sie geeignet
sind, aktive Begegnungen zwischen Jung und Alt und
die Solidaritat unter den Generationen zu férdern. Seit
2004 sind Uber 30 Projekte durchgefthrt worden.

Das Pilotprojekt « Win®»

«Drei Generationen im Klassenzimmer» wird vom
Schulamt der Stadt Bern und Pro Senectute Region
Bern gemeinsam durchgefihrt. 2007 ist es im Schul
kreis Breitenrain-Lorraine erfolgreich gestartet. Es sind
insgesamt 18 Tandems (Seniorin/Senior-Lehrperson)
gebildet worden. Aufgrund des Erfolgs wird das Pro-
jekt 2008 auch im Schulkreis Mattenhof-Weissenbhl
mit gleichzeitiger Ausweitung auf die Sekundarstufe |
angeboten.

Angebotsstrukturen

Offene Jugendarbeit, vgl. Tabelle 6.111
Offene Arbeit mit Kindern, vgl. Tabelle 6.1V

In jedem Stadtteil ist eine Ansprechperson bestimmt,
welche die Anliegen der Kinder und Jugendlichen
aufnimmt.

TABELLE 6.1l
Offene Jugendarbeit
Angebote Angebote Angebote
Animation und Begleitung Information und Beratung | Entwicklung und Fachberatung
Stadtteil | | Gaskessel Info jugendamt Info jugendamt
Schwergewicht Partizipation P_a_r_t- Stelle P_a_r_t- Stelle
Stadtteil Il | Jugendtreff Bronx Bronx
Stadtteil [ll | Jugendzentrum Holligen Jugendzentrum Holligen | Geschéaftsstelle TOJ
Stadtteil IV | Jugendzone Ost (Tdgg) Jugendzone Ost (Tagg)
Stadtteil V | Graffitti Jano (Jugendarbeit Punkt 12
Punkt 12 Nordquartier)
Punkt 12
Stadtteil VI | Jugendtreff Kobra Infothek space 88 Infothek space 88
Schiilertreff Tscharni Kontaktperson fiir
Sozialraumteam Bern West ausléndische Jugendliche

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008
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TABELLE 6.1V
Offene Arbeit mit Kindern
Angebote Angebote Angebote
Animation und Begleitung Information und Beratung | Entwicklung und Fachberatung
Stadtteil | | Spielplatz Lingmuur Info jugendamt Info jugendamt
KINDERBURO KINDERBURO
Stadtteil Il | Verein Kind Spiel und Begegnung
Stadtteil [ll | Chinderchiibu Geschéftsstelle DOK
Chinderchiibu mobil
Stadtteil IV | ---
Stadtteil V | Spielplatz am Schiitzenweg Fachstelle SpielRaum
Spielbetrieb Lorraine
Stadtteil VI | Kinderatelier Kleefeld
Kindertreff Tscharni
Kindertreff Mali
Kindertreff Jojo

Leistungen nach Zielvorgaben

Leistungen nach Zielvorgaben zu den ersten beiden An-
geboten der offenen Jugendarbeit und der offenen Ar-
beit mit Kindern finden sich im Handlungsfeld 3.

Zu den Zielthemen 9-11:
Mitwirkungsformen

Das Reglement Uber die Mitwirkung von Kindern und
Jugendlichen verankert zwei Mitwirkungsformen:

Das Kinderparlament (fir 8—-14-Jéhrige) ermdoglicht Kin-
dern, am politischen Leben der Stadt Bern teilzuneh-
men. In demokratischen Prozessen kénnen sie Projekte
planen und realisieren, sowie ihre Anliegen vertreten.
Sie lernen dabei zu Themen Stellung zu nehmen, 6ffent-
lich zu reden und andere Meinungen zu respektieren.
Ihr Engagement soll sich in konkreten Ergebnissen und
Verbesserungen ihrer unmittelbaren Lebenssituation
auswirken. Das Kinderparlament verflgt pro Jahr Gber
einen Projektkredit von 30'000 Franken. Seit Novem-
ber 2003 tagt es dreimal im Jahr. Die Sessionen finden
im Grossratssaal im Rathaus statt und werden durch-
schnittlich von 100 Kindern besucht.

Die Jugendmotion (fir 14-20-Jahrige) verschafft den
Jugendlichen direkten Zugang zum Stadtrat und ermdg-
licht ihnen, ihre Anliegen persdnlich und niederschwel-
lig einzubringen. Jugendliche lernen aktiv zu werden,
wenn sie etwas verdndern wollen. Die Frist fir die Er-
fullung einer Motion betragt ein Jahr. Die verlangten 40
Unterschriften stellen keine grosse Hurde dar. Die Na-
tionalitdt der Motionarinnen und Motionéare spielt keine
Rolle. Bisher wurden vier Jugendmotionen zu Jugend-
treffpunkten, Skateranlagen, 6ffentlichem Verkehr und
legalen Wanden flur Graffittis eingereicht.

Die Ansprechpersonen in den Stadtteilen (ohne Innen-
stadt) nehmen seit 2006 Anliegen von Kindern und Ju-
gendlichen auf, leiten diese an die zustandigen Stellen
weiter und sorgen fir eine Rickmeldung nach spates-
tens drei Monaten. Der Gemeinderat wéhlt sie alle zwei
Jahre neu aus dem Kreis der bestehenden Kinder- und
Jugendinstitutionen der jeweiligen Stadtteile.

Die Mitwirkung von Schdilerinnen und Schilern in stad-
tischen Schulen ist im Schulreglement [3] verankert
und wird ab Schuljahr 2008/09 Uber Klassenrdte und
ab Schuljahr 2009/10 zusatzlich Uber Schilerinnen- und
Schilerrate erfolgen.
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Fachfazit

Kompetenzzentrum Integration

Integration gewinnt im Zuge der demografischen Ent-
wicklung noch mehr an Bedeutung und gehdrt zu den
Kernaufgaben der Stadt. Mit der Zusammenlegung der
Koordinationsstelle fur Integration und der Asylkoordina-
tionsstelle zum Kompetenzzentrum Integration (KI) im
Juli 2007 ist den sich daraus ergebenden zusatzlichen
Anforderungen Rechnung getragen worden. Das Kl ist
die Drehscheibe fir alle externen und internen Agieren-
den, sowie fur sdmtliche Zielgruppen. Schwerpunkte
sind Information, Beratung, Vernetzung, Koordination,
sowie Initiative zur Aufbereitung aktueller Themen. Er-
folg ist kaum messbar und stellt sich im Alltag ein, dort
wo Integration stattfindet.

Das Kl verflgt Uber eine Menge an Informationsmate-
rial. Der Transfer zu den Zielgruppen funktioniert noch
nicht optimal. Der Gemeniderat hat die Einrichtung einer
zentralen Informationsplattform beschlossen, welche
fur alle Einwohnerinnen und Einwohner, insbesondere
auch fur die Migrationsbevdlkerung, niederschwellig zu-
ganglich ist.

Der Zugang zu den richtigen Informationen und zu den
Partizipationsmaoglichkeiten erfolgt wesentlich Gber die
Sprachkompetenz. Dem Erwerb der deutschen Sprache
kommt somit eine zentrale Rolle zu. Noch leben zu viele
auslandische Frauen infolge mangelnder Sprachkennt-
nisse in der Isolation.

Die institutionalisierten Mitwirkungsgefdasse werden
von der Migrationsbevodlkerung zu wenig genutzt. Das-
selbe gilt flr die Partizipation in den Organen von Quar-
tier- und Sportvereinen. In diesem Bereich nehmen die
Quartierzentren wichtige Aufgaben wahr.

Quartier und Wohnumfeld

Eine tragende Rolle spielen die Quartierzentren und die
Gemeinwesenarbeit der vbg, die mit stadtischen Mit-
teln gefordert werden und im Rahmen der Leistungs-
auftrage flr eine bedarfsgerechte und sozialraumori-
entierte Umsetzung der Integrationsaufgaben sorgen.
Kernaufgabe ist die adressatengerechte Information mit
dem Ziel der Partizipation und Integration verschiede-
ner Bevolkerungsgruppen. Dieser Aspekt spiegelt sich
in verschiedenen Projekten und Massnahmen der vbg,
welche speziell auch die Migrationsbevolkerung anspre-
chen.

Alter und Generationeniibergreifendes

Das Ziel der Integration und Partizipation der é&lteren
Bevodlkerung wird erreicht. Wichtige Beitrédge dazu leis-
ten die zahlreichen Informationsplattformen wie das
Altersforum oder Austauschgefdsse wie die Arbeits-
gruppe «Alter und Migration», der Rat flr Seniorinnen
und Senioren und die Fachkommission fur Altersfragen.
Sie ermoglichen die Weitergabe von Informationen und
gleichzeitig die Aufnahme der Beddrfnisse alterer Men-
schen flr eine kinftige bedarfsgerechte Planung. Das
Interesse der Stadt an generationenlbergreifenden und
Altersthemen generell ist anerkannt und wird allgemein
als wichtig und positiv beurteilt. Bei der Durchfihrung
von Generationenprojekten, die quartier- oder stadtteil-
bezogen angeboten werden, ist eine Verbesserung in
der Koordination und Vernetzung der bestehenden Ge-
fésse innerhalb der Stadteile anzustreben.

Kinder und Jugend

Die Zielsetzungen in der Partizipation von Kindern und
Jugendlichen sind erreicht: Das Kinderparlament bietet
Kindern und Jugendlichen zwischen 8 und 14 Jahren
eine wirksame und beliebte Plattform zur Mitwirkung.
In allen Stadtteilen sind zudem Ansprechpersonen fir
Kinder und Jugendliche eingesetzt. Jugendliche kdnnen
ihre Anliegen in Form einer Jugendmotion im Stadtrat
vorbringen. In den stadtischen Schulen wird die Schile-
rinnen- und Schulerpartizipation Uberall eingefihrt.

Ausblick

e Einrichtung einer zentralen Informationsplattform mit
alltagsrelevanten Informationen zu allen Lebenslagen
flr alle Einwohnerinnen und Einwohner, speziell auch
flr benachteiligte oder bildungsferne Gruppen, so-
wie flr die Migrationsbevolkerung.

e |Im Bereich Integration ist die Vernetzung und Koor-
dination unter den internen Stellen wie auch mit der
Region, anderen Stadten, Bund und Kanton, sowie
mit privaten Organisationen und Beratungsstellen zu
fordern.

e Netzwerke der auslandischen Bevodlkerung sind noch
zu starken, bestehende Ubersetzungsangebote zu
fordern (z.B. Finanzierung von Ubersetzungen, mehr-
sprachige Informationen).

e Fir eine erfolgreiche Integration sind Deutschkennt-
nisse unerlasslich. Neue Formen des Spracherwerbs
werden initiiert, wie etwa Sprachunterricht an der Ar-
beit, spezifische Sprachkurse fir Frauen oder mehr
sprachliche Frihférderung.

Direktion fur Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008

17



Sozialbericht / HF6 / Integration und Partizipation

e Dem hohen Anteil ausldndischer Personen beim So- Bereich Kinder-, Jugend und Gemeinwesenarbeit in-
zialdienst ist verstarkt Beachtung zu schenken, um haltlich und organisatorisch besser zu koordinieren.
zielgruppenspezifische und insbesondere im Bereich
der Sprachkompetenz wirksame Verbesserungen zu
erreichen. Letztere sind eng mit den beruflichen und
sozialen Integrationsmassnahmen zu verbinden.

e Die Inanspruchnahme der eingesetzten Ansprech-
personen fur Kinder und Jugendliche ist mit geeig-
neten Massnahmen zu férdern. Dasselbe gilt fur die
Einreichung von Jugendmotionen.

e Beider vbg besteht Handlungsbedarf beziiglich einer
verbesserten Koordination und systematischen Ver- Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen
netzung. Deshalb sind die bisherigen Angebote im Siehe ANHANG |
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Handlungsfeld 7 Gesundheitsforderung und Sport

Leitziel

Den Einwohnerinnen und Einwohnern stehen eine
umfassende Gesundheitsforderung und ein modernes
Sportangebot zur Verfligung

Teilstrategien

Konzept zur Gesundheitsforderung und Prévention
in der Stadt Bern 2002 [1]

Sportanlagenplanung 2003-2010 [2]

Suchtpolitik: Ziele, Schwerpunkte und Massnahmen
2007-2012 [3]
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Einleitung

Gesundheitsforderung zahlt beim Gesundheitsdienst,
beim Sportamt, beim Schulzahnmedizinischen Dienst
und bei der Koordinationsstelle Sucht zu den Kernaufga-
ben. Deren Umsetzung ist mit der Bereitstellung unter-
schiedlicher Angebote und Leistungen verbunden.

Sport

Definition

Gesundheitskompetenz:  Samtliche gesundheitsfor-
dernden Massnahmen zielen auf den Erwerb von Ge-
sundheitskompetenz ab, das heisst auf die Fahigkeit
zur Erprobung und Gestaltung gesundheitsfordernder
Lebensweisen und Lebensbedingungen.

Ansicht andern

Zielvorgaben

— Optimierung Wasserbelegung in Hallenbadern
— Optimierung Eisbelegungen und Attraktivierung
auf Kunsteisbahnen

1 Sicherstellen und Attraktivieren des allgemeinen Publikums-
betriebes in Freibadern, Hallenbadern und Kunsteisbahnen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]
Sportanlagenplanung 2003-2010 [2]

treffend Trainingsmaglichkeiten

2 Sicherstellen des organisierten Breiten- und Schulsports be-

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

3 Qualitativ guter Service Public fir Besuchende

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

— Turnhallen Belegungen optimieren / Priorisierungen
— Umnutzung Schulrasenfelder fir Kinderfussball

4 BedUrfnisgerechte Bereitstellung und Bewirtschaftung der
Anlagen unter Be_r_Ucksichtigung der Ansprliche der Schulen
und Vereine, der Offentlichkeit und anderer Benutzergruppen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

Sportanlagenplanung 2003-2010 [2]

5 Organisation, Durchfiihrung und Betreuung von Sportangeboten Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

6 Information/Beratung der Offentlichkeit tiber/zu Sportfragen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

Angebotsstrukturen

Sportinfrastruktur

TABELLE 7.1

Eis und Wasser: Anzahl Betriebe

Hallenbader 3
Freibader (inkl. Camping Eichholz) 6
Kunsteisbahnen 3

TABELLE 7.11

Sportanlagen/Sportbetriebe

Fitness- und Laufbahnen

Allez-Hopp-Traff 7
Lauf-Traff Bremgartenwald 1
Finnenbahn 1
Rundbahnen 4

Rasenplatze der Schul- und Sportanlagen

Rasenspielfelder 42
Allwetter- und Pausenplatze 71
Fussballfelder Stadt 24
Fussballfelder andere 6
Kunstrasenfeld 1
Turnhallen

Sporthalle 1
Gymnastik-/Konditionsraume 16
Turnhallen Stadt 52
Turnhallen Kanton 15
Turnhallen andere 5
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TABELLE 7.11I

Sportangebote

Sportangebote allgemein

Freiwilliger Schulsport
Ferien-Sportlager

Sportangebote fir Damen und Herren
Sportangebote Aktiv 50+
Vereinsangebote

Inline Night Bern

Feriensportkurse fir

- Schulkinder
- Seniorinnen und Senioren

Kampagnen und Anlasse

Sportkurse

Freizeitsportkurse flir Schulpflichtige: Hip Hop,
Karate, Billiard, Yoga, Eislauf usw.
Freizeitsportkurse fir alle: Fit und Spiel, Turnen
fUr die Stadtverwaltung, Aerobic, Ausgleichs-
gymnastik, Badminton, Volleyball, Selbstverteidi-
gung flr Frauen, Unihockey, Pilates usw.
Freizeitsportkurse fiir 50+ Polysportwoche
Aktiv 50+ in Bern

Feriensportkurse: Wahrend den Frihlingsferien
organisiert das Sportamt in Zusammenarbeit mit
Sportverbanden und -vereinen Sportkurse wie
zum Beispiel Ballett, Handball, Bike, Jazztanz,
Badminton usw.

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 1:
Frequenzen Freibader, Hallenbéader,
Kunsteisbahnen

Die Saisondauer der Anlagen ist seit Jahren gleich, eben-
so die Anzahl der zur Verflgung stehenden Betriebe:

TABELLE 7.IV
Betriebe Betriebswochen
Freibader 21
Hallenbader 47
Kunsteisbahnen 22

Die bestehende Wasserflache in den Freibadern ist be-
zogen auf die Bevdlkerungszahl zu gross, diejenige in
den Hallenbadern zu gering. Mit den drei Kunsteisbah-
nen ist die Nachfrage in der Stadt Bern abgedeckt.

Bei den Freibadern und (ungedeckten) Kunsteisbahnen
ist die Besuchsfrequenz stark saison- und wetterab-
hangig. Die Hallenbader sind 2007 werktags von gut
384'000 Personen frequentiert worden, ahnlich oft
wie im Jahr zuvor. An Sonntagen besuchten 2007 rund
30'200 Personen Hallenbéader, éhnlich viele wie in den
drei Jahren zuvor.

Rund 118'700 Eiskunstlduferinnen und -laufer haben
2007 die stadtischen Anlagen genutzt, 32°900 waren es
an den Wochenenden. Im Sommer 2007 verzeichneten
die Freibader einen Besucherstrom von knapp 405" 000
Personen.

Zu den Zielthemen 2 und 4:
Sportanlagen / Sportbetrieb

Die Stadt stellt Schulen, Vereinen und der Offentlichkeit
eine gut ausgebaute Sportanlageninfrastruktur zur Ver-
figung. Ein Mangel besteht bei den Rasenspielfeldern
und Turnhalleneinheiten.

Der Auslastungsgrad der Turnhallen in den Zeiten zwi-
schen 8 und 12 sowie 13.30 und 17 Uhr liegt seit Jah-
ren bei 100 Prozent. Zu den ausserschulischen Zeiten,
das heisst zwischen 17 und 22 Uhr, liegt die Auslastung
durch Vereine bei 95 Prozent, da nicht alle (Klein-)Hallen
bedarfsgerecht sind. Die Nachfrage kann nicht befrie-
digt werden, es fehlt an genligend Angeboten.
Schulrasenfelder werden unter Berlcksichtigung der
jeweiligen Garderobeninfrastruktur fir Kinderfussball
umgenutzt, wenn Sanierungsarbeiten bei den Schulan-
lagen anstehen. Generell konnen die Aussenplatze der
Schul- und Sportanlagen von der Bevolkerung unter Ein-
haltung bestimmter Regeln zur freien Sportausibung
benutzt werden.

Die Sportanlagen sind Uber das ganze Stadtgebiet ver-
teilt. Vielfach wurden sie zusammen mit den Schulanla-
gen realisiert. Wo schulunabhangige Sportanlagen ge-
baut wurden und werden, richtet sich die Lage nach den
zur Verfligung stehenden Landressourcen. Die Kursan-
gebote, sowohl diejenigen der Vereine als auch jene des
Sportamtes, richten sich primar nach den zur Verfligung
stehenden Sportanlagen und weniger nach Stadtteilen.

Zu den Zielthemen 2 und 5:
Sportangebote / Kursangebote

Das Sportamt bietet fir sémtliche Bevdlkerungsschich-
ten ab Schuleintritt bis ins hohe Alter ein breites Kursan-
gebot zu ausserst moderaten Preisen an, auch in den
Ferien. Die Angebote werden von Jahr zu Jahr Gberprift
und den Beddrfnissen angepasst. Schwimm- und Was-
sersportkurse bietet das Sportamt keine an.

Die Sportvereine — in Koordination mit dem Sportamt,
jedoch organisatorisch autonom — bieten ein riesiges
Kursangebot an, quer durch alle Sportarten sowie al-
ters-, geschlechts- und vereinsunabhangig. Ein breites
Kursangebot bieten auch die verschiedenen Wasser-
sportvereine an.

Die Nachfrage nach Breitensportangeboten zeigt, dass
die traditionellen Angebote des Sportamts (Sport flr
Alle, Inline Night) einem grossen BedUlrfnis entspre-
chen. Im Bereich Turnen fir alle ist seit 2005 ein Rick-
gang der Teilnehmenden zu verzeichnen.
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ABBILDUNG 7.1
Sportkurse: Teilnehmende an Angeboten
2003-2007
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Datenquelle: Jahresberichte / PGR / BSS / Band 2

Der Kanton stellt der Stadt gegen Bezahlung Sportanla-
gen zur Verfligung, soweit diese nicht von den Schulen
bendtigt werden. Dies betrifft vor allem die Abend- so-
wie die Wochenendnutzung. Diese Kapazitdten werden
vom Sportamt bewirtschaftet und den Vereinen zur
Verfligung gestellt. Sportanlagen in privater Hand gibt
es nur ganz wenige. Zudem befinden sie sich in einem
Preissegment, das im Normalfall flr Vereine nicht be-
zahlbar ist (vgl. Tabelle 7.V)

Die Nachfrage flr Veranstaltungen ist gross, besonders
jene nach Grosshallen steigend. Die Optimierungs-

TABELLE 7.V

massnahmen zur Auslastung der Turnhallen sind ausge-
schopft. Bei den Turnhallenbelegungen konnen weitere
Optimierungen erst erzielt werden, wenn die gew{insch-
ten und geplanten Mehrfachsporthallen Weissenstein
sowie die Doppel-Turnhalle im Bitzius realisiert sind.

Bedurfnisse und Probleme kénnen in allen Stadtteilen
unterschiedlich sein. Es besteht die Nachfrage nach lan-
geren Offnungszeiten bei den einen, andere erachten die
bestehenden schon heute als zu grosszigig. Reklamatio-
nenbetreffenkaumdie Sportbetriebe, sonderndie 6ffent-
liche Nutzung der Aussensportanlagen zu Randzeiten.

Ausflhrungen zu einzelnen Anléssen

e «Polysportwoche Giverola» 2007: Im Herbst hat eine
Polysportwoche in Giverola flr Leute ab 45 Jahren
stattgefunden.

e «Parlamotion»: Auch 2007 ist der Parlamentslauf
durchgeflhrt worden.

e «Inline Night Bern» Von zehn geplanten Ausfahrten
kénnen 2007 aus Witterungsgriinden neun durchge-
flhrt werden; insgesamt nehmen 6'600 Personen
teil.

e «schweizbewegt»: Im Rahmen der zweiten Bewe-
gungswoche vom Mai 2007 hat das Sportamt der
Bevolkerung ein einmaliges Angebot von Ausgleichs-
gymnastik bis Poweryoga unterbreitet.

e «Berner Feriensportlager Fiesch»: Das Lager ist zum
28. Mal durchgefliihrt worden. 2007 nehmen 586
Kinder teil, begleitet von 147 Leiterinnen und Leitern.

e 2008: Erste Berner «Kids Olympics». Der Anlass soll
kinftig alle 2 Jahre fUr Dritt- und Viertklasslerinnen
und -klassler durchgeftihrt werden.

Ausserdem sind in der Sporthalle Wankdorf folgende
Grossanlasse durchgefiihrt worden:

Volley-Swiss-Cup, Fecht Grand-Prix (Weltcup), UNI-
Hockey-Cupfinal, Nationale Sporttage der Heilsarmee,
Leichtathletik-Schweizermeisterschaften, ein internati-
onales Tanzturnier, Billard-Europameisterschaften und
ein Handball-Europameisterschafts-Qualifikationsspiel.

Zu Zielthema 6:
Information und Beratung der Offentlichkeit

www.sportamt-bern.ch
Broschure: Allez Hop Traff
Broschire: Berner Sport ABC
Inserate im Anzeiger Region Bern

Turnhallen- und Schulrasen-Vermietung

Jahr 2004 2005 2006 2007
Bewilligungen 2'814 2'896 3'366 4'695
Abgelehnte Anfragen* 60 55 47 57

*fur Dauerbewilligungen von Sport- und Turnhallen (Wartelisten)

Datenquelle: Jahresberichte / PGR / BSS / Band 2
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Gesundheit

Zielvorgaben

7 Frihzeitiges Erfassen von unentdeckten kdrperlichen, Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]
psychischen und sozialen Problemen die zu Stérungen
der Gesundheit fihren kénnen.

8 Entwicklung, Durchfihrung und Unterstitzung von Pro-  Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]
jekten. Schulen und Bevolkerung entfalten ihr Gesundheits-

potential. Motivation, sich fir gute Lebensbedingungen

einzusetzen. Zielgruppen mit besonderen Bedirfnissen

werden speziell berlcksichtigt.

9 Bevolkerung, politische Gremien, Kommissionen, Verwal- Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]
tung und Institutionen im Gesundheitswesen werden

sensibilisiert fur aktuelle Gesundheitsfragen und kénnen

sich bei Bedarf die Informationen niederschwellig be-

schaffen. Aktives Mitdenken aller Zielgruppen beziglich

Gesundheit und Lebensqualitat ermoglichen.

10 Erndhrungspravention an Schulen Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

ABBILDUNG 7.2

Kinder mit Ubergewicht (Cole 25): %-Anteil
Angebotsstrukturen nach Schuljahren und -stufen, 1999-2007
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BMI: Body Mass Index. Auswertung: Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Schulérztliche Statistik,
www.|sweb.ch/fileadmin/Isweb-dateien/publikationen/BMI_Staedte_kurz_D.pdf BMI-Verlauf in den letzten acht Schuljahren
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ABBILDUNG 7.3

Kinder mit Ubergewicht: Prozentualer Anteil nach Herkunft ()/
und Schulstufen / Schuljahre 1998-2005 0
Daten: Stadt Bern, Cole 25
Schweiz Ausland
[
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Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Schularztliche Statistik

Die Migrationsbevolkerung weist einen deutlich héhe-
ren Anteil an Ubergewichtigen oder adipdsen Kindern
und Jugendlichen auf als Personen schweizerischer
Nationalitdt. Besonders verbreitet ist das Problem bei
den Kindern und Jugendlichen aus Sideuropa und den
neuen sideuropdischen Staaten: Bei den Kindern und
Jugendlichen aus Italien, Spanien, Portugal und aus den
neuen sldeuropdischen Staaten betragt der Anteil der
Ubergewichtigen knapp ein Drittel.

Es besteht ein Zusammenhang zwischen Bildungsstand
und Ubergewicht, wobei der Anteil Personen ohne
Ausbildung bei den Auslanderinnen und Auslandern
wesentlich hoher ist als bei den Schweizerinnen und
Schweizern. Um diese oft bildungsfernen Eltern auslan-
discher Herkunft erreichen und fur Verhaltensédnderun-
gen (auch) ihrer Kinder sensibilisieren zu kénnen, sind
zielgruppengerechte Informationen anzubieten.

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 7: Friherfassung

(Abb. 7.4) Die Schulérztinnen und Schularzte, welche
die Klassenuntersuchungen durchfihren, missen die
Klassen, bzw. die Kinder und Jugendlichen, gentigend
gut kennen, um Lehrkrafte beraten und Entwicklun-
gen erkennen zu kdnnen. Dies bedingt eine schulérzt-
liche Untersuchung moglichst vieler Schulkinder. Die
privatarztliche Untersuchung — welche Eltern anstelle
der schularztlichen fiur ihre Kinder wéahlen kénnen - er-
schwert den Schularztinnen und -arzten die Friherfas-
sung besonderer Schwierigkeiten (z. B. bei Sprache,
Bewegung, sozialem Verhalten) und die Einleitung von
notwendigen Massnahmen und Beratungen. Der Anteil
der durch den Gesundheitsdienst untersuchten Kinder
und Jugendlichen ist auf einem hohen Niveau stabil.

Die spezifischen Angebote und Leistungen im Zusam-
menhang mit Suchtprévention sind auf Seite 127 aus-
geflhrt.
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ABBILDUNG 7.4

Anzahl Klassenuntersuchungen pro Bereich
Schuljahre 1999-2005
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Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Schulérztliche Statistik

Zu Zielthema 8

Nebst dem Netzwerk gesundheitsfordernder Schulen,
das samtliche Schulen erfasst, lauft seit 2007 das Pi-
lotprojekt Primano, welches die Frihférderung von Vor-
schulkindern zum Ziel hat, deren Eltern Unterstltzung
brauchen, um eine solche Fdérderung durchzufihren.
Das Programm beinhaltet ein Hausbesuchsprogramm
fir Familien mit Kindern von 18-30 Monaten (2007 fir
deutsch-, albanisch- und tamilischsprachige Familien),
Férdermodule in Spielgruppen und Kindertagesstatten
(2007 mit Thema Bewegung in 9 Spielgruppen und 5
Kindertagesstatten) und Informations- und Vernet-
zungsplattformen in den vier Pilotquartieren Bethlehem,
Kleefeld-Weidmatt, Ausserholligen und Wittigkofen.
Spezielle Ziele in diesem Programm sind: Jahrlich 40
Familien im Hausbesuchsprogramm(5 Sprachgruppen)
und 90 Prozent Teilnahme der Kinder in Spielgruppen
und Kindertagesstatten bei den Fordermodulen (Ernéh-
rung, Sprache und Sozialverhalten). Das Programm wird
in Zusammenarbeit mit dem Jugend- und Schulamt an-
geboten und ist fremdfinanziert.

Zu Zielthema 9

Der Gesundheitsdienst hat bis Ende 2007 abteilungs-
und direktionslbergreifend ein Detailkonzept flr eine
Dienstleistung erarbeitet, die allen Einwohnerinnen und
Einwohnern — besonders aber auch sozio6konomisch
benachteiligten Personen und neuzuziehenden Auslan-
derinnen und Ausléndern - niederschwellig Zugang zu
alltagsrelevanten Informationen sicherstellt. Die Umset-
zung wird direktions- und abteilungstbergreifend erfol-
gen.

Zu Zielthema 10

Projekt Zniinibox (ab 2008)

Start der Umsetzung des Projektes Znlnibox an Kin-
dergarten wird das neue Schuljahr 2008/09 sein. Der
Beginn der Rekrutierung erfolgt an der Kick-off-Veran-
staltung im Mérz 2008. Ziel fir das erste Pilotjahr ist die
Teilnahme von 10 Kindergarten.

Bewegungsprojekt Purzelbaum:

Dieses Projekt zielt mittels einer bewegungsfreundli-
chen Kindergarteneinrichtung und unter Einbezug der
Eltern auf die Gestaltung eines bewegten Alltags fir alle
Kindergartenkinder.
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Sucht (Drogen)

Zielvorgaben

die Bevolkerung vermindert werden

11 Drogenabhangigen sollen fachlich gute Hilfsangebote unterbreitet Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]
werden und die negativen Auswirkungen der Drogenproblematik auf

12 Kompetente Mitarbeit in Bereichen Schadens-

anderen Fachbereichen und Direktionen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

verminderung/Uberlebenshilfe, Therapie und Pravention mit

tatigen Gremien (Kanton, Bund) und Einrichtungen
der Drogenhilfe.

13 Optimale Vernetzung zwischen den im Bereich Drogen

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

Die Zielvorgaben und Angebotsstrukturen des GSD
sind im Abschnitt Gesundheit aufgelistet worden.

Hier werden nun die spezifischen Angebote im Zusam-
menhang mit Suchtprévention erléutert.

Strukturdaten

Tabelle 7.VI

Sichtbare Drogenszene in Bern:
Anzahl Personen

Jahr
Personen

2004
20-30

2005
25-30

2006
35-45

2007
25-35

Datenquelle: Koordinationsstelle Sucht, interne Statistik /Halbjahresbericht
Drogen

Die Anzahl Drogenabhangige ist lange Zeit konstant
geblieben. Ab Mitte 2005 hat das repressive Vorgehen
in Thun («Marathon-Aktion») zu einer Zunahme an Dro-
genabhangigen gefiihrt, die aus Thun nach Bern kom-

ABBILDUNG 7.5

men. Im Frihling 2006 verscharfte die Schliessung des
Restaurants Traube, welches randstdndigen Personen-
als Aufenthaltsort diente, die Lage.

Bis Ende 2007 ist mit verschiedenen Massnahmen wie
Anpassungen der Hilfsangebote, vermehrter Prasenz
von Pinto, zuséatzlichen Polizeiaktionen, usw., die Anzahl
von Personen der sichtbaren Drogenszene wieder redu-
ziert worden. Die Anzahl der Anrufe beim Spritzentele-
fon bleibt seit 2004 konstant bei rund 95 Anrufen pro
Jahr.

Abb. 7.5 Die Einwohnerbefragung erfolgt bei rund 1'000
Personen per Telefon und widerspiegelt die Wahrneh-
mung der Bevolkerung. Die aktuelle (lokale) Medienbe-
richterstattung beeinflusst diese Wahrnehmung nicht
unwesentlich. Knapp ein Viertel der Bevolkerung zahlt
Sucht- und Drogenprobleme zu den drei wichtigsten
Probleme der Stadt, was deutlich weniger ist als noch
vor acht Jahren, aber einer leichten Zunahme gegeniber
der letzten Zahlung entspricht.

Anteil Personen, die Drogen- und Alkoholprobleme als eines der 3 wichtigsten
Probleme der Stadt Bern bezeichnen (in%, nach Stadtteilen, 1999/2003/2007)
% 1999
2003
50 2007
45
40
36
35 32
30
,23,24 _ 24
i I
I ] 1 v \" Vi Total
Innere Stadt | Langgasse- | Mattenhof- Kirchenfeld- | Breitenrain-| Bumpliz-
Felsenau Weissenbuhl | Schosshalde| Lorraine Oberbottigen

Datenquelle: Gesundheitsdienst der Stadt Bern, Einwohnerinnen- und Einwohnerbefragung
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Angebotsstrukturen

Koordinationsstelle Sucht
(Ehemals Fachstelle Drogenkoordination)

Die Fachstelle Drogenkoordination, bisher zustandig far
die Koordination der drogenpolitischen Massnahmen, ist
neu zustandig fur die Koordination der suchtpolitischen
Massnahmen des Gemeinderats, insbesondere fur die
Umsetzung des Strategiepapiers zur Suchtpolitik.

Die Drogenpolitik der Stadt Bern basierte bis 2007 auf
einem Strategiepapier aus dem Jahr 1991. Dieses hat
sich auf illegale Drogen konzentriert, legale Suchtsub-
stanzen blieben nahezu ausgeklammert. Nach heutiger
Erkenntnis ist das nicht mehr sinnvoll. Seit 2008 wird
deshalb mit geeigneten Massnahmen sowohl gegen die
Problematik illegaler als auch legaler Suchtmittel vorge-
gangen. Im Vordergrund stehen Massnahmen in den
Bereichen Pravention und Schadensminderung. Zudem
wird mit einer verstarkten Koordination zwischen den
verschiedenen Institutionen, sowie mit der Einflhrung
eines «Case Managements» eine Wirkungssteigerung
ohne zusatzlichen Mitteleinsatz angestrebt.

Der Handlungsspielraum der Stadt ist eingeschrankt.
Nach heutiger Aufgabenteilung sind die Suchthilfean-
gebote hauptsachlich kantonal finanziert und gesteuert.
Schatzt die Stadt Bern den Bedarf an Angeboten anders
ein, muss sie fur deren Finanzierung vollumfanglich sel-
ber aufkommen.

Leistungen nach Zielvorgaben

Zu Zielthema 8:
Suchtpravention an Schulen

Gerade in der Suchtpravention sind all jene Stellen gefor-
dert, welche Einfluss auf suchtférdernde Bedingungen
und auf das Suchtverhalten von Kindern und Jugendli-
chen ausliben kénnen.

Der Gesundheitsdienst (GSD) bietet Unterstltzung bei
suchpraventiven Massnahmen in der Schule oder bei
der FrUherfassung von suchtgefédhrdeten Schulerinnen
und Schulern.

Folgende Angebote zur Gesundheitsforderung und Pra-
vention in den Schulen stehen zu Verfligung:

e Gesundheitsteams an Schulen (Gesundheits-
férderung an Schulen)

e Multiplikatorinnen- und Multiplikatorenkurs
«Déts it» (Suchtpravention fir 7. Klassen inklusive
Elterneinbezug)

e «DuSeischWoDure / DSWD» und «Zwag»
(Life-skillprogramm fir 9. und 10. Schuljahr)

e «Starke Eltern — Starke Kinder»

Im Gesundheitsdienst stehen stadtintern 260 Stellen-
prozente und stadtextern 250 Stellenprozente fir die
Gesundheitsforderung und Primérpréavention an der
Volksschule zur Verfligung, was einem Anteil von gut 58
Prozent pro 1’000 Schulerinnen und Schuler entspricht.
Die Gesundheitsférderungs- und Praventionsangebote
sind wissenschaftlich evaluiert und langjahrig einge-
setzt (Kontinuitat). Bei den stadtexternen Mitarbeiten-
den handelt es sich um Mitarbeitende wie zum Beispiel

die DSWD-Beraterinnen, die Gesundheitskoordinatoren
und —koordinatorinnen, sowie weitere temporar einge-
setzte qualifizierte Personen.

Zu den Zielthemen 11-13

Die Angebote der Suchthilfe und Suchtpravention in der
Stadt Bern richten sich nach dem Vier-Saulen-Modell
(Pravention, Schadensminderung, Behandlung/Bera-
tung und Repression). Zu allen vier Saulen sind Angebo-
te in Stadt und Region Bern vorhanden.

Préavention: Als Kernaufgabe werden Pravention und Ge-
sundheitsforderung in der Stadt Bern hauptsachlich von
folgenden Institutionen wahrgenommen: Gesundheits-
dienst, Berner Gesundheit (kantonal organisiert) und
Blaues Kreuz (national organisiert).

Schadensminderung: In der Stadt Bern bestehen folgen-
de schadensmindernden Angebote, bei denen jeweils
die vom Kanton finanzierte Stiftung Contact Netz Betrei-
berin ist: die Kontakt- und Anlaufstelle mit Konsumraum
und Spritzenabgabe, bzw. -umtausch, die mobile An-
laufstelle fir drogenkonsumierende Sexarbeiterinnen La
Strada sowie verschiedene Wohn- und Arbeitsprojekte.
Hinzu kommt die betreute Wohngemeinschaft Albatros
der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen Bern, mit
welcher die Stadt Bern einen Leistungsvertrag hat. Far
alkoholabhangige Personen steht mit dem Azzurro ein
durch das Blaue Kreuz geflihrter alkoholfreier Treffpunkt
zur Verflgung. Das Blaue Kreuz betreibt auch Beschafti-
gungsprogramme. Zudem betreibt die Stiftung Contact
Netz im Auftrag der BSS seit April 2005 einen Aufent-
haltsraum flr Alkoholabhangige, die dort mitgebrachten
Alkohol konsumieren durfen.

Insgesamt sind rund 120 Aufenthaltspldtze vorhanden
(Anlaufstelle, Azzurro und Alkistlbli). Diese Angebo-
te sind vormittags und mit Ausnahme der Anlaufstelle
sonntags geschlossen. Speziell fiir Personen mit ausge-
pragten Suchtproblemen stehen rund 80 Arbeitsplatze
und 45 Platze in Wohnprojekten zur Verfligung. Hinzu
kommen Wohn- und Ubernachtungsmoglichkeiten in
anderen, nicht speziell fir suchtkranke Menschen kon-
zipierten Institutionen (Passantenheim der Heilsarmee,
Aktion Bettwéarme, Verein Obdach, Haus Felsenau,
Sleeper usw.). Die Auslastung ist bei allen Angeboten
hoch bis sehr hoch.

Behandlung/Beratung: Zur Behandlung und Beratung
gehdren die Angebote der ambulanten Therapie/ Bera-
tung, der stationdren Therapie, der Substitution, sowie
die verschiedenen Entzugseinrichtungen.

In der Stadt Bern bieten namentlich folgende Institutio-
nen ambulante Therapie/Beratung an: Stiftung Contact
Netz im Bereich illegale Drogen; Berner Gesundheit
im Bereich Alkohol, Gllcksspiel, Tabak, Medikamente,
Essstorungen, neue Medien; Blaues Kreuz im Bereich
Alkohol; Klinik Stidhang mit ihrem Ambulatorium im Be-
reich Alkohol; Universitdre Psychiatrischen Dienste im
Bereich illegale Drogen und Partydrogen (CleaNex), Al-
koholsprechstunde.

Nebst den Institutionen der Suchthilfe leisten auch der
Sozialdienst, insbesondere dessen flr Schwerstsichti-
ge spezialisierte Fachstelle Drogen, und die Vormund-
schaftsbehdrden einen betrachtlichen Teil an Beratun-
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gen. In rund 750 bis 800 Dossiers (ca. 25 Prozent aller
Dossiers) des Sozialamtes sowie in rund 350 bis 400
Dossiers (ca. 30 Prozent aller Dossiers) des Amtes flr
Erwachsenen- und Kindesschutz stehen Suchtprobleme
im Vordergrund. Im Kanton Bern stehen in sieben Insti-
tutionen 215 Therapieplatze sowie in drei Familienplat-
zeinrichtungen 36 Familienplatze zur Verfligung. Diese
Platze kénnen auch von Einwohnerinnen und Einwoh-
nern der Stadt Bern genutzt werden. 210 Platze in der
heroingestitzten Behandlung sind in der Stadt Bern in
der Kontrollierten Drogenabgabe KODA vorhanden. Im
Zentrum Ambulante Suchtbehandlung des Contact Netz
(ZAS) werden 275-300 Personen mit Methadon behan-
delt. Hinzu kommen weitere Methadonprogramme, die
von Hausarztinnen und Hausarzten, bzw. in Apotheken,
geflhrt werden. Weitere Personen werden mit Subutex
im CleaNex der Universitdren Psychiatrischen Dienste
Bern (UPD) substituiert. 33 stationdre Entzugsplatze
stehen im Kanton Bern zur Verfligung.

Die Auslastung der Angebote ist unterschiedlich. Allge-
mein ist die Nachfrage nach ambulanten Behandlungen
und Beratungen steigend, wahrend sie bei stationaren
Angeboten eher ricklaufig ist.

Repression: Ziele der Repression im Drogenbereich
sind in erster Linie die Angebotsverknappung und die
Bekdmpfung des Drogenhandels. Hinzu kommt im
Suchtbereich die Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Sicherheit und von Ruhe und Ordnung, wobei hier so-
wohl Personen aus der Drogen- als auch aus der Alko-
holszene betroffen sind. In der Stadt Bern ist die Ein-
satzgruppe Krokus mit polizeilichen Aufgaben rund um
die Drogen- und Suchtproblematik betraut. In einzelnen
Parkanlagen, im Bahnhof oder in der Umgebung der
Kontakt- und Anlaufstelle flir Drogenabhéngige werden
zudem private Sicherheitsfirmen ohne polizeiliche Be-
fugnisse zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
eingesetzt.

Weitere Angebote

Ambulante Vermittlungs- und Rlckfliihrungsaktionen
Die Ambulanten Vermittlungs- und Rickflhrungsaktio-
nen (AVR) werden seit 1998 mit dem Ziel durchgeflhrt,
drogenabhangige Personen einer adaquaten Betreuung
und Behandlung zuzufihren. Mitarbeitende des Sozial-
dienstes klaren dabei die personliche Situation ab und
vermitteln die zugeflihrten Personen an geeignete Insti-
tutionen. Zum Teil finden Rickflhrungen in die Wohn-
sitzgemeinde statt. An den Aktionen sind jeweils eine
Pflegefachperson, eine Arztin / ein Arzt sowie ein Mitar-
beitender einer Bewachungsfirma anwesend.

Die Anzahl der ambulanten AVR-Aktionen belduft sich
in den letzten drei Jahren auf rund zwdlf Aktionen. Ge-
gendber friheren Jahren hat sich die Zahl halbiert, da
immer weniger Personen wahrend der Nacht auffindbar
sind.

Citypflege: Die sogenannte Citypflege ist eine speziali-
sierte Reinigungstruppe, die sich vor allem um die Reini-
gung der Grinanlagen von Drogenabfall kimmert. Das
Projekt Citypflege wird von der Stiftung Contact Netz
geflhrt und direktionstbergreifend finanziert. Es stellt
flrsorgeabhdngigen Menschen insgesamt elf Arbeits-
platze zur Verflgung. Zudem betreut die Citypflege das
Spritzentelefon, bei welchem die Bevolkerung herumlie-
gende Spritzen und dazugehorige Utensilien zur sach-
gemassen Entsorgung melden kann. Die Anzahl Anrufe
beim Spritzentelefon belduft sich seit 2004 auf rund 95
Anrufe pro Jahr.

Pinto (Pravention Intervention, Toleranz): Pinto ist eine
mobile Einsatzgruppe im 6ffentlichen Raum und kombi-
niert aufsuchende Sozialarbeit und Ordnungsdienst mit
dem Ziel, den offentlichen Raum fir alle Bevdlkerungs-
gruppen offen zu halten. Fir Pinto ist das Jugendamt
zustandig. Weitere Ausfihrungen finden sich im Kapitel
Handlungsfeld 5.

Ansicht andern

128



~J Gesundheitsforderung und Sport

Sozialbericht / HF7 / Gesundheitsférderung und Sport

Ansicht andern

Schulzahnmedizinischer Dienst

Zielvorgaben

14 Schulzahnpflege als wichtiges Element der
Gesundheitserziehung: Pravention, Behandlungen
sicherstellen, Chancengleichheit fir alle Kinder

Direktionsverordnung Uber SZMD
Verordnung Uber den Schulzahnmedizinischen
Dienst (SZMD) [5]

15 Prophylaxeangebote in Kindergarten und Schule.
Jahrliche obligatorische Schuluntersuchungen/Nie-
derschwellige Zugénglichkeit/Angebote Pravention

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

16 Sicherstellung einer qualitativ hohen und kunden-
freundlichen medizinischen Versorgung, insbesonde-
re von Kindern

Jahresberichte / PGR / Band 2 / BSS [4]

Angebotsstrukturen

Die zwei Schulzahnkliniken stehen in Bumpliz (Stadtteil
VI) und im Breitenrain (Stadtteil V).

Zu Zielthema 14:
Anzahl Eltern, welche ihre 3 jahrigen Kinder
zur zahnarztlichen Frithberatung vorstellen

TABELLE 7.VII
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
Anzahl: 495 554 606 539 632

Datenquelle: Jahresberichte / Produktegruppen-Rechnung / BSS / Band 2

Gut die Halfte aller eingeladenen Eltern nimmt das An-
gebot einer Untersuchung wahr, was ein hoher Anteil
ist, da das Konzept auf Freiwilligkeit basiert.

Aus fachlicher Sicht besteht die Beflirchtung, dass die
Zahngesundheit der nicht erschienenen Kinder schlech-
terist als jener, die untersucht wurden. Deshalb erhalten
2007 erstmals alle Eltern ein zweites Erinnerungsschrei-
ben mit der erneuten Aufforderung, an der Frihberatung
teilzunehmen. Zusatzlich ist das Einladungsschreiben
zur Frihberatung in vierzehn Sprachen Ubersetzt wor-
den mit einer Einladung zu einer Informationsveranstal-
tung mit interkultureller Ubersetzung. Eine Auswertung
erfolgt 2008.

Zu Zielthema 14: Schulzahnpflege
Anzahl Kinder in Schulzahnklinik Behandlung

TABELLE 7.VIII
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
Anzahl: 7292 7104 7528 7594 7724

Datenquelle: Jahresberichte / PGR /BSS /Band 2

Die Zahlen sind Uber mehrere Jahre relativ konstant.
Neben der Untersuchung macht das Angebot der Be-
handlung von Zahnschaden einen wesentlichen Anteil
aus am Konzept der Schulzahnpflege. Dabei wird insbe-
sondere auf eine niederschwellige Zugéanglichkeit zum
Informations- und Behandlungsangebot geachtet.

Zu Zielthema 15: Prophylaxeangebote
Prophylaxeunterricht in Kindergarten und
Schulklassen

TABELLE 7.1X

Anzahl der Prophylaxe- Unterrichtsstunden
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
Anzahl: 760 669 875 858 925

Anzahl unterrichteter Schuilerinnen und Schler
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
Anzahl: 4'822 5463 5'358 5'500

4'653

Anteil Schulkinder mit Prophylaxeunterweisung
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
Anteil:  78% 84% 96 % 93% 96 %

Anteil untersuchter Kinder im Kindergartenalter
Jahr: 2003 2004 2005 2006 2007
50% 72% 75% 75% 72%

Anteil:

Datenquelle: Jahresberichte / PGR /BSS/Band 2

Samtliche Schul- und Kindergartenklassen werden zwei
Mal pro Schuljahr besucht (bis in die 6. Klasse). Die kol-
lektive Prophylaxe wird als hochwirksame Massnahme
angesehen, die zugleich im Sinne eines sozialen Aus-
gleichs wirkt. Dieses in der Schweiz seit Uber dreissig
Jahren etablierte System erlaubt die wirkungsvollste
Zahngesundheitserziehung mit geringstem Aufwand.

Zu Zielthema 16:
Kundinnen- und Kundenzufriedenheit

Im Rahmen der zahnmedizinischen Versorgung werden
Kinder und Jugendliche (Schulzahnklinik) sowie Er-
wachsene (Offentliche Zahnklinik) behandelt. Eingetra-
gene Privat-Schulzahnarztinnen und Privat-Schulzahn-
drzte sind an der Schulzahnpflege beteiligt

TABELLE 7.X

Zufriedenheit mit der Frihberatung*
Jahr: 2004 2005 2006
87% 92% 88%

2007

Anteil: 89%

Zufriedenheit mit der Zahnklinikbehandlung*
Jahr: 2004 2005 2006
85%

2007

Anteil: 79% 82%
Datenquelle: Jahresberichte / PGR /BSS/Band 2

92%

*Hierflur wurde aus der jahrlichen Befragung die Frage bericksichtigt: «Kon-
nen Sie die Klinik weiter empfehlen?» Die Zufriedenheit ist auf hohem Niveau.
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Fachfazit

Gesundheitsforderung auf allen Ebenen verlangt die
Bereitstellung von bedarfs- und bedlrfnisgerechten
Angeboten im Sport- und Gesundheitsbereich. Das
Grundangebot ist grundsétzlich in allen Bereichen gut.
Die stadtischen Angebote im Gesundheits- und Sport-
bereich werden zu glinstigen Preisen angeboten.

Die Zielgruppen mussen die Angebote einerseits ken-
nen, andererseits auch eigenverantwortlich nutzen und
teilweise selber finanzieren. In allen Bereichen finden
sich Zielgruppen, die nicht oder nur schwer erreicht
werden. Zu diesen gehdren Uberdurchschnittlich viele
benachteiligte, bildungsferne Personen, oft mit Migrati-
onshintergrund. Ein Problem bei den (freiwilligen) Ange-
boten fur (Klein)Kinder ist das Erreichen der Eltern.

Sport

Das Sportangebot in der Stadt Bern ist vielfaltig und
gut ausgebaut. Der Sport hat einen hohen Stellenwert
in der Gesellschaft. Festgestellt wird eine zunehmen-
de Individualisierung bei der Auswahl und Nutzung von
Angeboten, auch bei Sport- und Freizeitangeboten. Die
Vereinszugehorigkeit nimmt daher laufend ab oder ver-
andert sich. Das Fitness-, Freizeit- und Wellnessangebot
privater, kommerzieller Institutionen nimmt zu und wird
trotz hoherem Preissegment gut frequentiert. Auch die-
ser Umstand beeinflusst die Nachfrage nach den stadti-
schen Angebotsstrukturen.

Die Angebote des Sportamts sind niederschwellig,
glinstig und mit keinen Mitgliedschaften verknlpft. Das
Sportamt ergédnzt die Kursangebote der Sportvereine
und konkurrenziert sie nicht. Die Inanspruchnahme der
Angebote folgt auch Trends und bedingt dementspre-
chend grosse Flexibilitdt des Sportamts und der Verei-
ne, auch in der Belegung von Sportinfrastrukturen. Das
Sportamt untersucht, weshalb in den letzten beiden
Jahren die Teilnehmerzahlen bei einzelnen Sportange-
boten abnehmend sind.

Gesundheit

Die Gesundheitsforderungist weniger auf Risikogruppen
ausgerichtet als auf ganze Lebenswelten (z. B. Schule).
Innerhalb dieser Lebenswelt ist es wichtig, diejenigen
Kinder und Jugendlichen oder Elterngruppen zu errei-
chen, die das Angebot besonders notig haben. Bei den
vorliegenden Projekten ist deshalb der Erreichungsgrad
bei bildungsfernen Eltern besonders zu evaluieren.

Die Ernahungs- und Bewegungsprojekte (Zninibox und
Purzelbaum) werden 2008 als Pilotprojekte in Kinder-
garten der Stadt eingeflhrt.
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Sucht

Die Stadt Bern verfligt Uber eine addquate Suchtpoli-
tik. Die Angebote der Suchthilfe und Suchtprdvention
richten sich nach dem Vier-Saulen-Modell (Pravention,
Schadensminderung, Behandlung/Beratung und Re-
pression). In allen vier S&ulen sind Angebote in Stadt
und Region Bern vorhanden. Neu fokussiert die Sucht-
politik nicht mehr ausschliesslich illegale Drogen, son-
dern bezieht auch legale Suchtmittel mit ein.

Schulzahnmedizinischer Dienst

Zahnmedizinische Vorbeugung umfasst die Zahn-,
Mund- und Kiefergesundheit. Nicht nur aus kariespro-
phylaktischer Sicht, sondern auch unter psychologi-
schen Gesichtspunkten ist es wichtig, so frih wie
moglich Kleinkinder in die Zahngesundheitsforderung
einzubeziehen. Die Schulzahnpflege der Stadt Bern
startete erfolgreich mit der zahnmedizinischen Frihbe-
ratung der Dreijahrigen und strebt die Ausweitung der
Kariespravention in ein noch friheres Lebensalter an.
Ein Ansatzpunkt hierflr ist die enge interdisziplinare
Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten der 6ffentli-
chen Gesundheitserziehung.

Die Voraussetzungen fir die Gesunderhaltung der Zah-
ne sind seit langerer Zeit bekannt. Die zur Anwendung
gekommenen Gesundheitsprogramme haben sich ins-
besondere wegen der breiten Nutzung von Fluoriden als
ausserst effektiv erwiesen. Verschiedene Studien zur
Kariesverteilung zeigen jedoch auch, dass der Karies-
rickgang ungleich verlaufen ist. Schliesslich ist in der
Kariesprophylaxe neben der Anwendung von Fluoriden
eine aktive Mitarbeit der Eltern sowie jedes Einzelnen/
jeder Einzelnen an seiner/ihrer oralen Gesundheit unver-
zichtbar.

Im Klinikbereich ist es ein zentrales Anliegen des Schul-
zahnmedizinischen Dienstes, optimale Gesundheit zu
vertretbaren Kosten zu erreichen. Damit wird ein Bei-
trag zur Chancengleichheit im Gesundheitsbereich ge-
leistet.

Ausblick

Informationen erreichen einen Teil der Zielgruppen
ungentgend. Benachteiligte Zielgruppen sind in den
Fokus der Massnahmenanpassungen zu stellen.

Die Elternarbeit ist in allen Bereichen zu fordern
und zu professionalisieren (vgl. auch Fruhforderung,
Handlungsfeld 1)

Der Bedarf an zusatzlichen Sporthallen wird mit der
Realisierung der Mehrfachsporthallen Weissenstein
und der Doppelturnhalle Bitzius (geméass Sportanla-
genplanung 2003-2010) gedeckt (beide im Projekt-
stadium).

Es fehlen Rasenspielfelder. Dieser Mangel durfte
sich nach erfolgreichen Veranstaltungen wie der
EURO 2008 noch verscharfen. Alternative Projekte
(mit Schwergewicht auf Kunstrasen) sind eingeleitet
und zu realisieren.

Das nach wie vor sehr knappe Hallenbadwasser ist
ein grosses Problem. Abklarungen bezlglich Sanie-
rungen, Ubergangsldsungen oder Neubauten sind
eingeleitet.

Die Sportanlagenplanung 2010-2018 berlicksichtigt
vermehrt geschlechterspezifische Bedurfnisse und
schenkt der behindertengerechten Bauweise beson-
dere Beachtung.

Erarbeiten eines Sportpolitischen Konzepts.

Sportvereinen kommt eine soziale Integrationsfunkti-
on zu. Durch Anstossunterstitzungen an Vereine zur
Anwerbung neuer Mitglieder sind speziell auch sozi-
odkonomisch benachteiligte Gruppen zu erreichen.

Im Zusammenhang mit Bewegungsarmut und Uber-
gewicht sind sowohl der Schulsport (Motivation /
Animation), wie auch der anschliessende Wechsel
zu den Sportvereinen (langerfristige sportliche Beta-
tigung) enger zu begleiten und zu férdern.

Das Bundesamt fir Sport BASPO unterstltzt die
Sportforderung der Kinder finanziell Uber das neu
geschaffene Gefass «J+Sport — Kids im freiwilligen
Schulsport» (Alter 5 bis 10-jahrig)
www.jugendundsport.ch

Ernahrungs- und Bewegungsprojekte sind nach Eva-
luation der Pilotprojekte flaichendeckend auf samtli-
che Kindergéarten auszuweiten.
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e Pravention und Schadensminderung werden in den
nachsten funf Jahren stéarker gewichtet (z.B. konse-
quente Umsetzung der Jugendschutzbestimmun-
gen, Einschrankung des Alkoholverkaufs im Bahnhof,
Weiterfihrung Aufenthaltsort fur alkoholkranke Men-
schen, AngebotsUberprifung bzw. -anpassung der
Kontakt- und Anlaufstellen fir Drogenabhangige).

e Auf institutioneller Ebene als auch bei der Einzelfall-
arbeit ist die Koordination und Kooperation zwischen
allen Beteiligten zu optimieren (Einfihrung von Case
Management, Zusammenarbeit mit police bern, neue
Organisationsstruktur Suchtpolitik). Parallel wird eine
verstarkte regionale Vernetzung in der Suchtpolitik
angestrebt.

Literaturverzeichnis

Ein niedriger sozio6konomischer Status ist gemass
zahnmedizinischen Erkenntnissen ein sensibler In-
dikator fur einen hohen Kariesbefall. Deshalb sind
fUr orale Praventionsprogramme auch zukinftig die
Eigenschaften der Fluoride und gegebenenfalls wei-
terer karieshemmender oder antikariogener Substan-
zen zu nutzen.

Dardber hinaus sind die Auswirkungen sozialer Un-
gleichheit auf die Zahn- und Mundgesundheit in der
zahnarztlichen Pravention verstarkt zu berlcksichti-
gen.
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Schlussfazit

Zum ersten Mal liegt mit der Sozialberichterstattung eine umfassende Sammlung von Daten
vor, welche die soziale Lage der Bevolkerung in der Stadt Bern abbildet. Die von verschiedenen
Stellen innerhalb und ausserhalb der Stadtverwaltung erhobenen Daten vermitteln einen guten
Uberblick Uber die Vielfalt der Lebenslagen und Lebensbedingungen. Sie widerspiegeln das
umfangreiche Spektrum sowie die damit verbundene unterschiedliche und vielschichtige Auf-
gabenstellung. Die Daten sind gleichzeitig Grundlage flr eine Lagebeurteilung und Gradmesser
fir die Aufgabenerfillung.

Dieser erste Sozialbericht ist — wie in der Einleitung ausgeflhrt — nicht in erster Linie ein Rick-
blick, sondern vor allem eine zuverldassige Planungsgrundlage fur zuklnftiges Handeln. Es sol-
len flr alle Bevdlkerungsschichten optimale Voraussetzungen fir eine hohe Lebensqualitat
geschaffen und den Menschen personliche Entfaltungsmaglichkeiten geboten werden. Diese
Zielsetzung bedingt eine laufende Uberprifung der sozialen Bedarfslagen, die sich — im Zug der
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Prozesse — in stetiger Entwicklung befinden. So mus-
sen stets von neuem die richtigen Massnahmen getroffen und die nétigen Ressourcen bereit
gestellt werden.

In einer Ubergreifenden Betrachtung der Fazite aus den Handlungsfeldern 1-7 werden im Fol-
genden einige Punkte hervorgehoben, weil sie sozialpolitisch besonders ins Gewicht fallen oder
auf zukinftige Herausforderungen hinweisen.

Die Stadt leistet viel flr die Forderung der Kinder und Jugendlichen. Im Bereich der Frihfor-
derung (Vorschulalter) hat sie eine Pionierrolle tbernommen. Sie steht jedoch erst am Anfang
einer flachendeckenden systematischen Umsetzung des Angebots. Dank einer langjahrigen,
gezielten Attraktivierung der Volksschule erleichtern heute zahlreiche Forderangebote sowie
die Schulsozialarbeit den Schulen die Umsetzung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags, be-
ziehungsweise das Erfillen der Lernziele. Nach wie vor besteht jedoch dringender Handlungs-
bedarf zur Umsetzung des in Artikel 17 des Volksschulgesetzes verankerten Prinzips der Inte-
gration mit dem Ziel, alle Kinder grundsatzlich innerhalb ihres Schulkreises in Regelklassen zu
fordern und zu fordern.

In Bezug auf Arbeit und Bildung hat Bern als Kernstadt einer grossen Agglomeration und als
kulturelles Zentrum der ganzen Bevolkerung viel zu bieten. Die Stadt hat fur Risikogruppen frih-
zeitig Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration ergriffen und dabei den Schwer-
punkt auf die Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit gelegt. Diese Anstrengungen werden
noch intensiviert. Wichtige Schritte sind eingeleitet, indem schwierige Schnittstellen in der Bil-
dungslaufbahn zu Nahtstellen umgebaut werden sollen: Ubergang von Primarstufe zu Sekundar-
stufe | / von Sekundarstufe | zu Sekundarstufe Il (Berufshildung und weiterfiihrende Schulen) /
von der beruflichen Ausbildung ins Erwerbsleben.

Viele Familien leben gern in der Stadt und finden fir Eltern und Kinder vielfaltige Einrichtun-
gen. Mit dem flachendeckenden Angebot an Tagesschulplatzen, erganzt durch Ferieninseln,
steht Bern auch im landesweiten Vergleich an der Spitze und ist damit fir Familien attraktiv.
Hingegen hat es nicht genligend Familienwohnungen, die den heutigen Bedirfnissen gerecht
werden. Das Angebot an familienerganzenden Kinderbetreuungsstatten (Kitas und Tagis) ist im
schweizerischen Quervergleich gut. Seit Jahren wird dieses Angebot kontinuierlich ausgebaut.
Dennoch besteht dringender Handlungsbedarf, weil trotz dieses Ausbaus der Nachfragetber-
hang nach Platzen in Kitas zugenommen hat. Ferien- und Freizeitangebote flr sowie die offene
Arbeit mit Kinder(n) sind bedarfsgerecht eingerichtet. Die Kapazitat flr offene Jugendarbeit
ist jedoch knapp bemessen. Die Férderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist zu
intensivieren.

Grundsaétzlich sind Zusammenarbeit und Koordination unter den Leistungstragenden in der Ge-
meinwesenarbeit und in der soziokulturellen Arbeit in Zukunft mehr auf den Sozialraum hin aus-
zurichten und zielgruppen- und stadtteilspezifisch anzubieten. Ein dementsprechender Prozess
zur Organisationsentwicklung ist bereits in die Wege geleitet worden. Verbesserungspotenzial
besteht zudem bezlglich gegenseitiger Information und Vernetzung.

@ Schlussfazi
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Die Stadt bietet auch é&lteren und betagten Menschen hohe Lebensqualitat. lhre Existenz ist
grundsatzlich gesichert. Sie finden in Bern ein bedarfsgerechtes Wohnangebot und — ungeachtet
ihrer finanziellen Leistungsféhigkeit — genligend Pflegeheimplatze. Im Interesse einer moglichst
lange dauernden selbstédndigen Wohnkompetenz in den eigenen vier Wanden und im Hinblick
auf die demografische Entwicklung sind die pflegerischen und hauswirtschaftlichen Leistun-
gen «zuhause» laufend bedarfsgerecht auszubauen. Dem zunehmenden Bedarf an geeigneten
Wohnformen und Unterstiitzungsangeboten am Ubergang zwischen selbstandigem Wohnen
und der Inanspruchnahme eines Pflegeheimplatzes ist Beachtung zu schenken.

Einwohnerinnen und Einwohner, die Schutz und Hilfe brauchen, finden in der Sozialhilfe, im Er-
wachsenen- und Kindesschutz und im Asylbereich angemessene Unterstlitzung. Die Massnah-
men zur sozialen Integration sind wirksam. Die Verbesserung der Wirtschaftslage bewirkt — mit
dem Ublichen zeitlichen Verzug - langsam eine splrbare Entlastung der Sozialhilfe. Wahrend die
Anzahl Féalle tendenziell riicklaufig ist, nimmt deren Komplexitét zu, nicht zuletzt infolge von Aus-
wirkungen lang anhaltender Arbeitslosigkeit und gesundheitlicher Probleme. Diese Aufwandver-
lagerung und zuséatzliche Massnahmen zur Verhinderung von Missbrauch beim Sozialhilfebezug
haben zur Folge, dass die personellen Ressourcen nicht abgebaut werden kénnen, sondern er-
hoht werden mussen. Handlungsbedarf besteht auch bei der Bekdmpfung der Armut von Fami-
lien und ihrer Kinder, insbesondere bei Alleinerziehenden. Massnahmen im Verantwortungsbe-
reich der Stadt (Frihférderung, integrative Angebote fir Migrantinnen und Migranten) reichen
nicht aus. Diesbezlglich ist auf zuséatzliche finanzielle Leistungen im Rahmen eines (bergeordne-
ten Konzepts beziehungsweise auf den Erlass Ubergeordneter Rechtsgrundlagen hinzuwirken.

In Bezug auf Integration und Partizipation bestehen in Bern vergleichsweise viele und nieder-
schwellig zugéngliche Angebote und Mdglichkeiten. Ihr bedarfsgerechter Ausbau ist eine Dau-
eraufgabe. Besondere Bedeutung hat der Erwerb der deutschen Sprache, weil aktive Integra-
tion und Partizipation am einfachsten Uber Sprache erfolgt. Kernthemen sind gute Information
und die Erreichbarkeit der Zielgruppen. Ein Pilotprojekt mit einer zentralen Informations- und
Auskunftsstelle ist geplant. Das Kinderparlament, die Mdglichkeit der Jugendmotion und die
institutionalisierte Mitwirkung der Schilerinnen und Schuler in den Schulen férdern nicht allein
die Selbstverantwortung der Beteiligten, sondern auch eine klinftige, aktive Teilnahme am ge-
sellschaftlichen Leben der Stadt Bern.

Im Bereich Gesundheitsférderung und Sport hat Bern viel zu bieten. Die langjahrigen Massnah-
men zur Gesundheitsforderung in den Schulen zeigen Wirkung. Auch hier gilt die Devise: «Je
friher desto besser». Erfahrungen in Kindheit und Jugend pragen Wertvorstellungen und Ver-
haltensmuster flirs Leben. Deshalb sind zum Beispiel Kosten fir Projekte zur Férderung der
Beweglichkeit gut investiertes Geld. Die Stadt engagiert sich flr den Breitensport, bietet im
Sommer gratis Eintritt in Freibdder an und wird in den nachsten Jahren das Angebot an Turn- und
Sporthallen wie auch an Rasenfeldern ausbauen.

Zusammenfassend ist die Stadt Bern eine soziale Stadt, die sehr viel Gutes leistet, oft Pionier-
arbeit, die auch anderen Gemeinwesen Wege ebnet. Sie wirkt mit, national, kantonal und regio-
nal, auch mit Blick auf die internationale Entwicklung. Sie antizipiert, plant und geht konzeptionell
vor. Die aktuelle Bevolkerungsbefragung bestatigt der Stadt zum wiederholten Mal eine gute
Lebensqualitat und unterstreicht damit die Ergebnisse der Daten im Sozialbericht. Frih zu begin-
nen, was gut enden soll, in Menschen zu investieren, sie in ihrer Eigenverantwortung zu starken,
ihre Ressourcen zu erhalten und zu vermehren, heisst Vorsorgen fir spater. Frihzeitig ergriffene
praventive Massnahmen und proaktives Handeln mindern oder verhindern fir nachfolgende Zei-
ten und Generationen Defizite, die in der Regel aufwéndige reparative Massnahmen nach sich
ziehen wirden. Die Stadt nimmt ihre soziale Ausgleichsfunktion ernst und tragt damit zum guten
Klima und zum sozialen Frieden bei. Sie legt dabei grossen Wert auf Kontinuitat und auf sinnvolle
Verkettung von Massnahmen Uber verschiedene Altersstufen hinweg. Im Bewusstsein der be-
stehenden Licken und des Optimierungspotenzials gewahrleistet die Stadt Bern in ihrer Vielfalt
und heterogenen Realitdt hohe soziale Sicherheit.
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Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen

Handlungsfeld 1
Frithforderung und Volksschule

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Frihférderung

Friherkennung und Intervention sind zwingend, um un-
glnstige soziale Entwicklungen auffangen zu konnen.
Zwischen Geburt und Kindergarten fehlen Angebote,
in denen dies geschehen kdénnte. In Kitas wollen und
koénnen nicht alle Kleinkinder geschickt werden. Private
Spielgruppen sind flr viele zu teuer. Es sind zusatzliche
niederschwellige, flichendeckende Angebote ndtig. Ein
Problem ist die fehlende Verbindlichkeit bei der Nutzung
von Angeboten im Frihbereich, gerade auch von benach-
teiligten Kindern.

Dasselbe gilt fur die Inanspruchnahme der Mutter- und
Véater-Beratung, fir die Zahnpflege und fir die Nutzung
des Prophylaxeangebotes fir Dreijahrige des Schulzahn-
medizinischen Diensts.

MuKi-Deutschkurse werden als ein sinnvolles Angebot
beurteilt, das eigentlich obligatorisch sein musste.

Die Elternbriefe von Pro Juventute sollten grundsatzlich
kostenlos und in noch mehr Sprachen verflgbar sein.
Das Pilotprojekt Primano ist noch nicht allen Teilneh-
menden bekannt, wird aber von allen involvierten Stel-
len als wichtige Massnahmen qualifiziert.

Zielthema: Volksschulbereich

Kindergarten und Schule sind obligatorisch und bieten
die zentrale Plattform zum Erreichen aller Kinder und zur
Forderung der Chancengleichheit und Integration. Die
Elternbildung ist demgegenuber freiwillig und muss sys-
tematisch gefoérdert werden.

Fur praventive Schulsozialarbeit fehlt die Kapazitat. Die
Schule stésst bei der Umsetzung von Projekten auch an
Grenzen. Die Schulsozialarbeit wird in allen Stadtteilen
geschatzt, die Ressourcen werden als zu knapp einge-
schatzt.

Das Thema Gewalt, beziehungsweise Gewaltpravention
bei Kindern taucht verschiedentlich auf, zum Beispiel im
Zusammenhang mit Medienkonsum, aber auch mit dem
Schulalltag und fehlenden Sozialkompetenzen von Kin-
dern und Jugendlichen.

Flachendeckende Tagesschulen sind enorm wichtig. Die
Offnungszeiten haben sich nach der Nachfrage zu rich-
ten und sollten sich nicht dem Spardruck beugen.

Der gesellschaftliche Wert und die Anerkennung der Ta-
gesschulen sind zu férdern und hervorzuheben. Kinder,
die mehr Betreuung brauchen, sollen in Tagis betreut
werden kdnnen.

(Obligatorische) Ganztagesschulen oder einzelne Ganz-
tageszentren werden als mogliche Losung zum besseren
Integrieren der Kinder genannt. In diesen wirden Kinder
und Jugendliche schulische Férderung, Ernahrung, Er-
ziehung und begleitete Freizeit erhalten und die Eltern
wiissten, wo sich ihre Kinder aufhalten. Die Offnungs-
zeiten waren von 7.00 bis 19.00 Uhr anzusetzen.

Die Selektion in der Schule fangt sehr frih an, was zur
Chancenungleichheit beitragt. Kinder aus bildungsfer-
nen Familien haben aufgrund der Sprachkompetenz von
Anfang an schlechtere Chancen.

Aspekt: Erreichen der Zielgruppen

Elternbildung, Elternférderung, Elternforderung sind
Aspekte, die unter verschiedenen Blickwinkeln immer
wieder thematisiert werden. Das Beherrschen der deut-
schen Sprache ist Voraussetzung, um die Eltern einzube-
ziehen und mitverantwortlich zu machen. Der Spracher-
werb ist auch flr die Integration der Kinder das Zentrals-
te und sollte moéglichst frih einsetzen. Sprachférderung
der Eltern ist genau so ernst zu nehmen wie diejenige
der Kinder. Kinder von Eltern, welche kein Deutsch spre-
chen, mussen teilweise fur Eltern dolmetschern, was
nicht gut ist. Weil mit Eltern nicht kommuniziert werden
kann, wird die Verantwortung an die Kinder delegiert,
was diese Uberfordert.

Es gibt Familien — oft mit Migrationshintergrund - die
schwer erreichbar sind. Informationen werden von die-
sen kaum adaquat wahrgenommen und umgesetzt. El-
ternbildung musste noch mehr thematisiert und syste-
matisch angegangen werden. Die Schulen haben eine
grosse Verantwortung, aber die Eltern ebenso, die kann
und darf ihnen nicht abgenommen werden. Zu viele El-
tern (aus andern Kulturkreisen) kennen das Schulsystem
nicht, und einige zeigen mangelnde Einsicht bezlglich
der Wichtigkeit der Schulbildung fir ihre Kinder. Etliche
Eltern sind durch existentielle Probleme belastet und fin-
den kaum Zeit fur die Kinder.
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Es mulssten mehr Auflagen gemacht werden kénnen
bezlglich Nutzung von Angeboten. Gerade Eltern von
Kindern, die Unterstitzung und Férderung am nétigsten
hatten, machen bei Angeboten oft nicht mit. Das The-
ma der Freiwilligkeit der Nutzung von Angeboten ist ein
zentraler Aspekt, der in allen Stadtteilen festgehalten
wurde. Mindliche Informationen waren wirkungsvoller
als schriftliche. Als Losungsvorschlage werden genannt:
Ausbau der Elternbesuche / Gotte- Gottisystem, nicht
nur bei den Kindern, sondern auch unter den Eltern.

Es braucht eine Bedarfsabklarung bei den Zielgruppen,
die aufzeigt, warum gewisse Eltern so schlecht erreicht
werden und nicht einzubinden sind, welche Angebote
ihnen dienen wuirden, was ihnen nltzt, was sie wissen
und zu welchen Angeboten sie keinen Zugang finden.

Aspekt: Schnittstellen und Koordination

Verschiedene Fachrichtungen sollen sich vernetzen,
sich als System verstehen und aufeinander verweisen:
Kitas und Spielgruppen kénnten Eltern vermehrt moti-
vieren, die Mutter- und Vater-Beratungsangebote zu
nutzen und das Angebot des Schulzahnmedizinischen
Dienstes flr Dreijahrige zu nutzen.

Die Schulen werden oft als Zentrum, als Begegnungsort
aller Kinder betrachtet. Die Schulen werden als Poten-
zial wahrgenommen, Kinder in verschiedenen Lebens-
bereichen zu férdern. Eltern und soziale Einrichtungen
sind auch in die Verantwortung zu ziehen. Dies braucht
Koordination und systematische Vernetzung.

Wenn alle professionellen Institutionen — wie Schule,
Kitas, Tagis, Tagesschulen, DOK, TOJ, Gesundheits-
dienst, Kirchen, Mutter- und Véater-Beratung usw. — in
einem Schulkreis vernetzt sind, wenn sie gegenseitig
von den Angeboten der andern Kenntnis haben und In-
formationen austauschen, dann kénnen Licken erkannt
und Ubergénge verbessert werden.

Handlungsfeld 2
Arbeit und Bildung

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Jugendliche und Junge Erwachsene
ohne Abschluss / Ubergang Sek | zu Sek Il

Der Oberstufe in den Schulen kommt eine hohe Verant-
wortung zu bei der Berufswahlvorbereitung. Es ist wirk-
samer, die Schulen zu starken, damit die Schlerinnen

und Schuiler nach der 9. Klasse eine Anschlussldsung
haben, als nach der 9. Klasse viele Anschluss- und Uber-
gangsangebote anbieten zu mussen. Die Einbindung der
Lehrkrafte geschieht zu wenig systematisch.

Brickenangebote verschieben Probleme der Stellen-
suche nur weiter hinaus. Das 10. Schuljahr dient zu oft
als Auffangbecken. Zu schwache Jugendliche brauchen
andere Losungen, engere Begleitung. Jugendliche ohne
Anschlusslésung werden von den Familien «durchge-
futtert». Diese Jugendlichen haben oft auch ein Manko
in Sozialkompetenz. Fehlende Tagesstrukturen sind ein
Risikofaktor, von dem vor allem junge Leute ohne Halt,
solche mit unglinstigen Kontakten und Beziehungen und
Personen ohne Lehre oder nach einem Lehrabbruch be-
troffen sind.

Angebotsspezifisches: Die Wirtschaft sollte starker in
die Verantwortung genommen werden kdénnen.
Kombinierte Lehrstellen fordern die berufliche und sozia-
le Integration. Im Quartier kombinierte Lehrstellen anzu-
bieten ware wertvoll, besonders wenn diese Lehrstellen
Jungen aus dem Quartier zur Verfligung stehen. Diese
Quartiernetze boten auch informelle Austausch- und Un-
terstitzungsmaoglichkeiten. Die Quartierzentren nehmen
diesen Auftrag ernst, bieten regelmaéssig Stellen an und
beschéaftigen Leute, kommen aber an Grenzen. Kleine
und mittlere Unternehmen brauchen mehr Anreize und
Support, damit sie sich auf mehr, auch nicht kombinierte
Lehrstellen, einlassen.

Der Lehrstellenmangel wird in vielen Stadtteilen betont
und als ernst zu nehmendes Problem beurteilt. Dasselbe
gilt fir das Risiko, nach der Lehre keine Stelle zu bekom-
men.

Wer lGbernimmt grundsétzlich das Coaching der Jugend-
lichen, wenn Eltern dies nicht tun kénnen? Es gibt Ju-
gendliche, die hatten nach der 9. Klasse bis zum Aus-
bildungsabschluss eine enge Begleitung nétig. Es fehlen
Unterstltzungsangebote wahrend der Lehrzeit und ein
Coaching fur Eltern, die dazu nicht fahig sind.

Aspekt: Koordination

Gewdlnscht wird eine verstarkte Vernetzung unter den
Lehrbetrieben, Gewerbeschulen und Sozialarbeitenden
bei der Begleitung von Jugendlichen mit Problemen, wie
auch mehr Nahe aller beteiligten Institutionen (Schulen,
Kompetenzzentrum Arbeit, Erwachsenen- und Kinder-
schutz, Sozialhilfe), mehr zum Quartier, zum Stadtteil hin,
zwecks Abstimmung der Zusammenarbeit und Koordina-
tion der Ubergange.

Aspekt: Erreichen der Zielgruppen /
Einbezug der Eltern

Wichtig sind nicht nur die Jugendlichen sondern auch
deren Eltern, die verantwortlich sind beim Suchen von
Anschlusslésungen. Nicht alle Eltern sind gleich fahig,
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ihre Jugendlichen zu unterstlttzen. Eltern sind daher in
ihrer Funktion zu starken, damit sie Verantwortung mit
tragen konnen. Hauptdefizite bei Jugendlichen grinden
oft im Erziehungsbereich, weil den Eltern die Schlissel-
qualifikationen fehlen. Hier stellt sich die Aufgabe der
Nacherziehung, denn es sind oft die gleichen, die Pro-
bleme haben und machen.

Nicht alle Eltern erkennen die Wichtigkeit einer Ausbil-
dung ihrer Kinder. Die einen «flttern sie durch» die an-
dern lassen sie mit 18 oder 20 Jahren fallen. Eltern, die
in ihrer Unterstitzungsaufgabe Uberfordert sind, haben
oft Hemmungen, Hilfe zu suchen, und fallen durch die
Netze. Jugendliche, die keine Berufsausbildungsstel-
le haben, oder diese verlieren, gehen «verloren», das
heisst, sie verschwinden zuhause oder in einer bezahl-
ten Arbeit ohne Ausbildung.

Gewdlnscht wird eine Erhebung, die aufzeigt, warum die
Hurden, Angebote zu nutzen, firauslandische Eltern oder
solche mit Migrationshintergrund so gross sind, warum
sie nicht an Veranstaltungen in den Schulen teilnehmen
und sich nicht fir die Jugendlichen engagieren. Auch
wenn Ubersetzungen angeboten werden, kommen die
Eltern nicht an Gesprache. Was lauft falsch, was kénnte
man besser machen, wie die Eltern motivieren?

Handlungsfeld 3
Familien und Kinderbetreuung

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Tagesbetreuung in Tagis, Kitas

Die Stadt ist gegenlber anderen Stadten und Gemein-
den gut ausgerlstet und fortschrittlich. Ein starkeres
Auftreten nach aussen wirde die Attraktivitat der Stadt
und der Quartiere fordern und Familien vom Abwandern
in die Agglomeration abhalten.

Es fehlt an Kitaplatzen — eine Licke, die oft genannt
wird, vor allem fir Sauglinge.

Die ortliche Distanz von Kindergarten und Kita, von
Wohnort und Kleinklassenschule ist zum Teil ein Pro-
blem.

Zielthema: Kinder- und Jugendférderung
durch DOK, TOJ

Alle Angebote sind wichtig und mussen als Ergdnzungen
zueinander betrachtet werden. Es findet sich eine Viel-
zahl an Vereinen in den Quartieren. Lokale Vereine sind
forderlich fir die Verantwortung vor Ort, jedoch ist es oft
schwierig, Vorstandsmitglieder zu finden. Die Arbeit mit
Kindern beruht auf viel Freiwilligenarbeit und steht und
fallt mit persénlichem Engagement.

Es fehlt an Treffmdglichkeiten fir Jugendliche und an
offentlichen Raumen fir Jugendliche, wird an mehreren
Runden festgestellt. Die verschiedenen Jugendkulturen
wollen sich nicht unbedingt mischen. Es sind kleinrdumi-
ge Angebote gefragt, die ohne OV erreichbar sind

Vorgeschlagen wird als Erganzung vermehrt mobile,
aufsuchende Arbeit statt geschlossene Jugendraume.
Zudem sind die soziokulturellen Angebote in den Quar-
tieren nicht gleich verteilt. Aufsuchende Jugendarbeit ist
besonders gefragt, weil Jugendliche sich eher auf der
Strasse aufhalten und oft keine Treffs aufsuchen. Auch
einzelne Kindergruppen kdnnen schlecht erreicht wer-
den.

Es braucht Mut, Grenzen zu setzen und Regeln aufzu-
stellen. Jugendliche brauchen einen klaren Rahmen und
klare Freirdume.

Frei- und Spielrdume

Freizeitorte sind dezentral zu erhalten und zu férdern.
Kinder haben ihre Sozialbezlige vornehmlich im Einzugs-
gebiet ihres Schulhauses. Schulhausplatze sind offent-
liche Orte, die in der freien Zeit sollten genutzt werden
kénnen.

Offentliche Raume werden von Madchen weniger ge-
nutzt als von Jungs. Aus der Literatur ist belegt: Orte fir
Kinder, die innert nutzlicher Frist zu Fuss erreicht wer-
den koénnen, sind entwicklungsférdernd und bieten selb-
standige Lernerfahrungen. In einigen Quartieren gibt es
davon wenig.

Jugendliche «nehmen» sich die Raume. Im Quartier kon-
nen Jugendliche meist auf weniger Akzeptanz zahlen.
Lésungen bei Konflikten sind in Zusammenarbeit mit al-
len Beteiligten zu suchen. Zudem braucht es vermehrt
aufsuchende Jugendarbeit.

Vorhandene Frei- und Spielrdume sind zum Teil schlecht
gewartet. Hundedreck, fehlende Spielgerdte oder Van-
dalismus auf Spielplatzen machen diese Orte unattrak-
tiv. Das Nutzen von Naherholungsgebieten wie Waldern,
Wiesen und anderen uniberbauten Freirdumen, die in di-
versen Quartieren durchaus vorhanden sind, sollte mehr
gefordert werden.
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Aspekt Koordination und Information

Tageschulen, Tagis und Kitas sollten einen fachlichen
Austausch pflegen. Es braucht mehr Koordination zwi-
schen allen Anbietenden, geht es doch immer um die
gleichen Zielgruppen in einem Stadtteil.

Die einzelnen Institutionen stossen an Kapazitats- und
Kompetenzgrenzen: eine Ulbergeordnete Zusammena-
beit fehlt oft. So begleiten beispielsweise mehrere Fach-
personen eine Familie in verschiedenen Teilbereichen.
Schnittstellen sind zu klaren!

Teilweise gibt es eine Konkurrenzsituation unter Leis-
tungsanbietenden, was klar ein Hindernis flr eine Zu-
sammenarbeit und Abstimmung der Angebote bedeu-
tet. Ein zentrales Angebot in den Stadtteilen kénnte eine
Lésung schaffen, welches die Angebote biindelt und auf
klaren Konzepten aufbaut.

Aspekt Ferien und Betreuungszeiten

Ferienangebote sind fur jene Kinder ein Problem, die
einen engeren Rahmen brauchen und enger begleitet
werden mussen.

Ein Ausbau der Ferienangebote wird gewinscht. Heu-
tige Erwerbsarbeitszeiten und Freizeitstrukturen ver-
andern den Bedarf an Betreuungszeiten. Die Angebo-
te sind auch auf Schichtarbeitende, Wochenend- und
Abendarbeitende auszurichten. Sonst werden sie nicht
benutzt, kdnnen nicht benutzt werden.

Aspekt Erreichen der Zielgruppen

Wie erreichen wir verhaltensauffallige Jugendliche — wie
verhaltensaufféllige Eltern, die in ihrer Erziehungsaufga-
be unterstltzt werden missten? Diesbezlgliche Losun-
gen sind noch zu finden.

Im Stadtteil VI werden Vorgaben und Instrumente ge-
wulnscht, durch welche die Eltern mehr zur Zusammen-
arbeit verpflichtet werden kdnnen, zum Beispiel zur Teil-
nahme an Elternabenden.

Handlungsfeld 4
Alter

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich personliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Wohnformen

Viele dltere Menschen, mehrheitlich Frauen, leben allein
in grossen Wohnungen. Es fehlen attraktive Alternati-
ven, damit éltere Menschen ihre (zu) grosse Wohnung

verlassen. Es werden Hausgemeinschaften, Genos-
senschaften, Mehrgenerationen-Projekte, Wohnungs-
tauschbdrsen und andere Modelle genannt, die weiter
verfolgt und geprift werden sollten.

Das betreute Wohnen sei zu fordern, wobei diese Ange-
bote fir Menschen mit Ergdanzungsleistungen bezahlbar
sein sollen

Es fehltin mehreren Quartieren an der Umsetzung neuer
Wohnmodelle beim altersgerechten Wohnen: Kleinere
Wohnungen mit Lift, gutem Anschluss ans 6ffentliche
Verkehrsnetz und altersgerechter Ausstattung beispiels-
weise, wlrden es alteren Menschen erleichtern, trotz
héherem Alter noch selbstandig haushalten zu kénnen.
Gefragt sind kleine Wohnungen, in welchen hauswirt-
schaftliche Dienstleistungen angeboten werden. Dies
ware wohl auch ein Anreiz flr altere Menschen, ihre
grosse Wohnung zu verlassen.

Durch (noétige) Sanierungen verteuern sich die alters-
gerechten Wohnungen und damit verschwinden immer
mehr Wohnmoglichkeiten fir Personen mit Ergénzungs-
leistungen.

Angebote flir Demenzkranke und spezielle Abteilungen
in Heimen werden zwar einzeln geschaffen, es fehlt aber
an Platzen.

Es besteht zum Teil Mangel an stationaren Langzeitpfle-
geplatzen.

Ferienbetten werden in den Domicil Altersheimen zwar
angeboten, nicht jedoch Betten, die bei einem «Ausfall»
von pflegenden Angehdrigen zur Verfligung stehen.

Eine echte WahIimdglichkeit bezlglich der Wohnformen
ist nicht gegeben. Sie ist zudem entsprechend den finan-
ziellen Moéglichkeiten grosser oder kleiner.

Zielthema: Ambulante Angebote

Spitexangebote werden als gut beurteilt. In den Stadttei-
len wird kein Mangel an Spitexangeboten erwahnt, der
Bedarf wird offenbar abgedeckt.

Zur Sicherstellung einer regelméassigen Ernahrung steht
der Mahlzeitendienst von Pro Senectute zwar zur Verfi-
gung, wird aber wenig genutzt. Es wird vermutet, dass
viele adltere Menschen beim Essen sparen und sich eine
gesunde Erndhrung nicht leisten wollen (oder kénnen).

In der Freiwilligenarbeit sind neue Konzepte zu erpro-
ben, welche fachlich ausgerichtete, zeitlich limitierte
und flexible Freiwilligeneinsdtze maoglich machen. Zu-
dem mussen Freiwillige gut betreut werden. Die Stadt
hat jingere Rentnerinnen und Rentner angeschrieben
und zu Freiwilligeneinsatzen aufgefordert, jedoch ohne
grossen Erfolg. BENEVOL und Kirchgemeinden vermit-
teln ebenfalls Freiwillige.
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Nachbarinnen und Nachbarn kommt eine wichtige Rolle
beim Erbringen von Alltagshilfen zu. Immer 6fter leben
Angehorige nicht in der Néhe und kénnen die alteren
Menschen nicht unterstutzen.

Erfolgversprechend werden Freiwilligeneinsatze beur-
teilt, die auf Netze in der Nachbarschaft und unter be-
kannten Personen beruhen. Uber Freiwilligenarbeit soll
die Akzeptanz alterer Menschen geférdert werden, ge-
rade auch bei Kindern und Jugendlichen. Generationen-
Ubergreifende Einsatze sind zu férdern.

Aspekt: Erreichen der Zielgruppen

Altere Menschen sind eher dem Risiko ausgesetzt, zu
vereinsamen; wie und wann kann man daher mit diesen
Personen Kontakt aufnehmen? Wie lange ist es sinnvoll,
dass ein éalterer Mensch allein zu Hause wohnen bleibt,
und wann ist es zu spat fir einen Umzug ins Heim?

Der Austausch, die Koordination unter den Tragerschaf-
ten, ist zu institutionalisieren und noch aktiver zu pfle-
gen.

Erwahnt werden zwei problematische Ubergénge: die
Zeitspanne bis Spitex eingeschaltet wird, und der Zeit-
punkt, da der Eintritt ins Altersheim nétig ist. Die alte-
ren Menschen entscheiden sich nicht gerne oder oft zu
spat.

Die Kirchen leisten viel praventive Arbeit und erreichen
beispielsweise mit Besuchsdiensten altere Menschen,
die Hilfe und Kontakte suchen. Bei Hausbesuchen stos-
sen die Kirchenmitarbeitenden vor allem auf vereinsam-
te Menschen. Das Projekt «praventive Hausbesuche»
konnte hier kinftig Abhilfe schaffen.

Altere Menschen sollten motiviert werden, sich friihzei-
tig mit Alters-Wohnformen auseinanderzusetzen.

Altersheime haben bei vielen Menschen immer noch ein
schlechtes Image und werden als Anstalten verstanden.
Mit besseren Informationen kdnnten die Vorurteile abge-
baut und die Leute friher erreicht werden.

Handlungsfeld 5
Schutz und Unterstitzung

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Hilfe und Schutz

Geféahrdungsmeldungen werden oft spat gemacht. Man
stellt oft zu grosse Hemmungen fest beim Einleiten von
amtlichen Eingriffen. Das Informationsblatt Gber Gefahr-
dungsmeldungen ist zu wenig bekannt. Abldufe sollen
bei allen Einrichtungen bzw. Akteurinnen und Akteuren
bekannt sein.

Zwischen Geburt und Kindergarten fehlt oft ein Frih-
warnsystem bei Kindesschutz- bzw. Gefahrdungsthe-
men. Unkomplizierte Hilfestellungen fir Familien sind zu
wenig bekannt.

Hilfen muissten Familien erreichen, bevor es «chlepft».
Friher gab es Quartieraufsehende, also Menschen, wel-
che die Leute kannten. Heute kdnnten dies Hauswartin-
nen und Hauswarte sein, man musste sie fordern und
nutzen als Quartieransprechperson. Leute aus dem
Quartier haben eher die gleiche Sprache.

Es wird vorgeschlagen, dass Hilfe fir Auslanderinnen
und Auslander direkt von Auslanderorganisationen ver-
mittelt werden soll. Ideal ware eine massgeschneiderte
Hilfe pro Auslander-Gruppe.

Eltern sollen in ihrer Erziehungsaufgabe gestarkt wer-
den. Ein Problem sind oft auch kulturell bedingte unter-
schiedliche Erziehungsvorstellungen, es brauchte mehr
Brickenbauerinnen und Brickenbauer.

In Tagis sollen vornehmlich jene Kinder aufgenommen
werden, die mehr Betreuung brauchen als andere Kinder.
Auch in Kitas nimmt die Betreuungsintensitat bei einzel-
nen Kindern zu. Diese machen auch gelegentlich Gefahr-
dungsmeldungen. Meldungen finden Personen bezogen
statt und nicht standardisiert, das heisst, das Frihwarn-
system in Einrichtungen fir Kinder funktioniert nur teil-
weise, eben je nach Person.

Zielthema Wohnhilfe

Die Nachfrage flr begleitetes Wohnen alterer verwahr-
loster Menschen ist nicht gedeckt. Es ware eine frihere
Intervention gegen Wohnverwahrlosung notig.

Es braucht mehr Angebote, um Personen von der Stras-
se zu holen und dem wechselnden Klientel gerecht zu
werden: z. B. ein modernes «Altersheim» in der Stadt, in
dem kontrolliert getrunken und gespritzt werden kann.
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Aspekt: Probleme im 6ffentlichen Raum

Brennpunkte im offentlichen Raum andern sich, beste-
hende Hilfsangebote sind zu wenig flexibel. Das Thema
Drogen und vor allem auch Gewalt, Vandalismus und
Zerstorung durch Jugendliche wurde in verschiedenen
Quartieren und Stadtteilen als Problem genannt. Losun-
gen werden jeweils mit verschiedenen Tragerschaften
gesucht, jedoch ware mehr als nur ein Reagieren auf
Problemstellen gefragt: ein praventives Vorgehen.
Gewalt unter Kinder und Jugendlichen wird in verschie-
denen Quartieren und Stadtteilen festgestellt.

Bei offenen und komplexen Konflikten, beispielsweise
solchen, die mit Gewalt verbunden sind, mUsste ein
Case Management anlaufen.

Pinto ist die spezialisierte Einrichtung, die offizielle und
aufsuchende Jugendarbeit betreibt. Viele Akteurinnen
und Akteure wissen nicht, dass man bei Pinto Anliegen
formulieren kann und diese dann als Bindeglied zwischen
auffélligen Personen und der «Stadt» fungieren. Pinto ist
aber in den einzelnen Stadtteilen nicht so prasent und
auch nicht bekannt. FUr die Zielgruppen von Pinto finden
sich kaum gute Angebote, weshalb diese Personen sich
immer wieder treffen und gegenseitig beeinflussen, es
entwickelt sich eine Spirale nach unten. Ideal ware die
Unterstltzung durch gut vernetzte Quartierpersonen,
koordiniert mit den aufsuchenden Arbeitenden.

Die GWA hat in der Quartierprasenz ihre Starke und soll-
te diese noch ausbauen kdnnen. Quartiernetze starken,
niederschwellige Angebote bieten, damit Menschen, die
Hilfe brauchen, diese auch holen und umgekehrt Brenn-
punkte friihzeitig erkannt werden koénnen.

Aspekt: Schnittstellen und Koordination

Die Zusammenarbeit mit dem Erwachsenen- und Kin-
desschutz (EKS); dem Jugendamt und der Polizei wird
als positiv beurteilt. Die Polizei ist auch gut vernetzt mit
den Anwohnergruppen.

Die Stelle «hadusliche Gewalt» beim EKS bewahrt sich
und ist als Anlaufstelle bei den Fachstellen bekannt.
Probleme muissen mit verschiedenen Organisationen
angegangen werden. Die Vernetzung der bestehenden
Stellen und Personen ist zu optimieren.

Handlungsfeld 6
Integration und Partizipation

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Quartier und Wohnumfeld

Stadtteile als Bezugsgrosse sind fur die Bevdlkerung
schwer fassbar. Die Identifikation mit dem Quartier
wird als wesentlicher und wichtiger Einflussfaktor fir
Integration und Partizipation eingeschatzt, weil sich die
Menschen kleinrdumig orientieren. Das Veranstalten von
niederschwelligen Begegnungsmoglichkeiten wie Mu-
sik- und Strassenfesten, Flohmarkt, Jugendtanz, oder
anderen Veranstaltungen im Quartier sollte gefordert
werden.

Die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Quartie-
ren funktioniert nicht immer gleich gut.

Die Quartierkommissionen sind in allen Stadtteilen be-
kannt und présent, aber nicht Uberall gleich einflussreich
und vernetzt. Auch als Kommunikationsplattform konn-
ten diese noch starker genutzt werden. Soziale Institu-
tionen mussten dazugehodren. Die Vernetzung zwischen
Stadt, Quartierkommissionen und Einrichtungen vor Ort
ist besser zu strukturieren. Ein ahnliches Bild zeigt sich
bei den Quartierzeitungen, die als Gefasse ganz unter-
schiedlich genutzt werden.

Siedlungswarte werden als Ressourcen flr Vernetzung
und zum Vermitteln von Wissen im Quartier wahrge-
nommen. Sie sollen beim Thema der Quartierintegration
und -partizipation aktiv einbezogen werden. Die Selbst-
organisationsmaglichkeiten in Siedlungen, beispielswei-
se fir Waschkichen, Garten, Aussenrdume sollen gefor-
dert werden (zum Beispiel Uber Hausvereine und durch
Streitschlichtungsangebote).

Quartiertreffs, Einrichtungen und Angebote gibt es in
allen Stadtteilen viele, jedoch fehlt es an Koordination
und systematischer Vernetzung. Auch informelle Begeg-
nungsmoglichkeiten sind als Ressourcen mehr zu nut-
zen: Der Quartierladen, ein Einkaufszentrum oder Platze.
In den Stadtteilen sind auch informelle Treffen unter den
Akteurinnen und Akteuren etabliert.

In den Quartieren sind die soziokulturellen Angebote
unterschiedlich verteilt, weshalb mehr ambulante, sozi-
alraumliche Ressourcen flr Brennpunkte und Problemsi-
tuationen gewinscht werden.
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Bezlglich Vernetzung wird auch jene mit der Stadt und
zentralen Stellen (wie Pinto) genannt: die zentralen Stel-
len kennen die dezentralen Strukturen zu wenig. Kom-
munikation, Koordination und die Abstimmung von An-
geboten und Bedarf sind zu verbessern. Wer im Stadtteil
oder Quartier eigentlich was macht und fir wen, ware zu
analysieren.

Kinder und Jugend

Die Ansprechperson fir Kinder und Jugendliche wird fir
Kinder als zu weit weg vom Lebensalltag wahrgenom-
men. Mitwirkung und Partizipation der Jugendlichen
geschieht zu wenig. Die Umsetzung von Anliegen und
Ideen muss rasch und unkompliziert gehen, damit die
Kinder und Jugendlichen auch die Ergebnisse und Erfol-
ge sehen und davon profitieren kénnen.

Die Einrichtungen / Treffs stehen oft nicht da, wo die
Jugendlichen leben. Die Erreichbarkeit ist nicht far alle
gut. Mitwirkung muss kleinrdumig stattfinden kénnen
Es braucht Rdume und Begegnungsorte in der Nahe der
Jugendlichen. Die mobile Jugendarbeit ist gefragt und
wird mehr gewdinscht.

Es braucht Begegnungsorte und -zonen wie Spielstras-
sen, Treffs, aber auch Gelegenheiten, 6ffentliche Raume
zu nutzen und mit zu gestalten. Kinder und Jugendliche
brauchen auch Freirdume.

In einigen Stadtteilen fehlt es an Raumen fur Jugendli-
che aus den verschiedenen Quartieren. Treffs missen
nahe bei den Jugendlichen sein.

Mitgrationsthemen

Informationen erreichen Migrantinnen und Migranten
zZu wenig: es braucht eine systematische Erhebung die
zeigt, warum dies so ist, was sie brauchen und wie sie
sich informieren kénnen und wollen.

Angebote und Geféasse sind diverse vorhanden, Integra-
tion ist aber auch von eigener Initiative, Zeit oder und
Wissen Uber diese Angebote abhéngig.

Migrantinnen und Migranten haben schlechteren Zugang
zu Informationen und Angeboten. Die Chancengleichheit
ist nicht erreicht. Es fehlt eine zentrale Auskunftsstelle
fur die breite Bevolkerung, an der man alle alltagsrele-
vanten Informationen bekommen kann.

Es ist verstandlich, dass sich Menschen fremder Her-
kunft am Anfang mit Menschen aus dem gleichen Hei-
matland treffen. Das konnte als Ressource fir Integra-
tionsaufgaben genutzt werden. Gut qualifizierte und
integrierte Migrantinnen und Migranten sollen mehr als
Ressourcen wahrgenommen und als Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren eingesetzt werden. Es sind Uberset-
zungen im Ubertragenen Sinn: Netzwerke von auslandi-
schen Personen, die bei Anliegen und Konflikten vermit-
teln, dabei aber begleitet werden.

Freiwilligkeit der Inanspruchnahme ist zwar nicht nur bei
den Migrantinnen und Migranten ein Thema, diese wird
jedoch dann als problematisch beurteilt, wenn sie nega-
tive Folgen auf die Integration hat. Frage der Verbindlich-
keit bei der Teilnahme an Veranstaltungen oder bei der
Nutzung von Angeboten taucht immer wieder auf — in
allen Handlungsfeldern.

Generationenprojekte

Generell wird mehr generationen- und kulturiibergreifen-
de Arbeit gewlinscht. Das Projekt Win3 ist ein grosser
Erfolg, bei dem viele Seniorinnen und Senioren mitma-
chen wollen.

Der Aufwand beim Initiieren und kontinuierlichen Anbie-
ten von Generationenprojekten wird als eher hoch beur-
teilt, weil diese Projekte eine langerfristige Betreuung
bedingen bis sie bei Alt und Jung bekannt und akzeptiert
sind.

Altere Menschen

Integration muss VOR dem Alter geschehen. Die Mog-
lichkeit, sich schon vor der Pensionierung beraten zu las-
sen, wird als positiv beurteilt.
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Handlungsfeld 7
Gesundheitsforderung und Sport

(Vorbemerkung: Aufgrund der geringen Zahl der
Anmeldungen fir den Workshop zum Handlungsfeld
7 sind die betreffenden Zielthemen in anderen
Handlungsfeldern aufgegriffen: Das Thema
Gesundheitsforderung in Handlungsfeld 1, das Thema
Sucht und Drogen im Handlungsfeld 5 und das Thema
Sport im Handlungsfeld 6.

Nachfolgend sind einzelne Voten wiedergegeben, die
sportspezifische Ergebnisse enthalten.)

Die nachfolgenden Zusammenstellungen widerspiegeln
ausschliesslich persénliche Meinungen und Aussagen
von Teilnehmenden an den Stadtteilkonferenzen.

Die verdichteten Darstellungen betreffen Themen und
konkrete Anliegen, die an mehreren Stadtteilveranstal-
tungen genannt worden sind.

Zielthema: Sport

Sport-Angebote im Aussenraum finden sich in allen
Quartieren.

Die Offnungszeiten und Beschrankungen der Nutzungs-
moglichkeit von Sportanlagen werden kritisiert.
Sportamt und Schulamt muisste man bezlglich Gesund-
heitsforderung noch besser vernetzen.

Viele Migranten haben Fussballclubs, die einen starken,
integrativen Charakter haben. Die Integrationskraft der
Sportvereine musste aber noch mehr genutzt und ge-
fordert werden.

Die Schwimmkurse fir Kinder sollten wieder obligato-
risch werden.

Gewdlnscht werden mehr Turnhallen, die auch Jugendli-
che nltzen kénnen.
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BSS
Direktion fir Bildung,

Soziales und Sport

Direktorin/Direktor
Generalsekretariat (GS) Direktions- Direktions- Kompetenzzentrum
finanzdienst personaldienst Integration
Koordinations- Fachstelle
stelle Sucht Sozialplanung
Sozialamt Schulamt Jugendamt Alters-und Gesundheits- Schulzahn- Sportamt
Versiche- dienst medizinischer
rungsamt Dienst
Sozialdienst Kinder- und Beitrage Bern-Mitte Klinik Admini-
Jugend- Breitenrain stration/
Kompetenz- forderung Leistungen Bern-Nord Logistik
Zentrum Arbeit Klinik
Ambulante Alter Bern-Stid Bimpliz Betriebe
Inkassodienst/ Jugendhilfe Eis+Wasser
Zentral- Bern-West
sekretariat Kompetenz- Sport/
zentrum Kinder Freizeit/
und Jugend Anlagen
Schlossmatt
Tagesstatten
fiir Schulkinder
(Tagi)

Kindertages-
statten (Kita)

Links

Sozialamt www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/soza
Schulamt www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/kfi
Jugendamt www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/jga
Alters- und Versicherungsamt www.ava.bern.ch

Gesundheitsdienst www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/gsd
Schulzahnmedizinischer Dienst www.bern.ch/stadtverwaltung/bss/szmd
Sportamt www.sportamt-bern.ch

Das Amt flr Erwachsenen- und

Kindesschutz ist seit Januar 2008

der Direktion fur Sicherheit, Um-

welt und Energie (SUE) zugeteilt: www.bern.ch/stadtverwaltung/sue/afek

Quelle: Organisationsverordnung (OV) / SSSB 15201.Art 25 / Stand 29. Februar 2008 .
www.bern/leben_in_bern/stadt/recht/dateien

> Anhang Il Organigramm BSS
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E Kornhausbibliotheken/Ludotheken

@ Quartierzentren

ﬁ Domicil-Heime

3 Holenacker
Géabelbach E @ E @

«Tscharni» Untermatt

07

Hohliebi

> Anhang lll Soziale Einrichtungen

Direktion fir Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern 2008 155



Inhalt Abkiirzungen

Ansicht andern



	Impressum
	Zum Gebrauch dieses Dokuments
	Vorwort
	Verzeichnis der Abkürzungen
	Einleitung
	Ausgangslage
	Aufgabe und Zielsetzungen
	Datenlage / Datenquellen
	Aufbau und Inhalt des Berichts

	Allgemeine Strukturdaten
	1. Bevölkerung
	2. Wohnen
	3. Familien, Kinder und Bildung
	4. Beschäftigte Bernerinnen und Berner
	5. Ohne Arbeit / Soziale Hilfe
	Literaturverzeichnis

	Handlungsfelder
	1 Frühförderung und Volksschule
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definitionen, Strukturdaten
	Vorschulalter
	Schulalter (Kindergarten, Primarstufe und Sekundarstufe I)
	Übergang Sekundarstufe I zu Sekundarstufe II
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	2 Arbeit und Bildung
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definitonen
	Abklärung: Personen mit Sozialhilfebezug
	Qualifizierung Jugend: 15–25-Jährige ohne Abschluss auf Sekundarstufe II
	Qualifizierung Erwachsene: ALV-Beziehende
	Vermittlung: Sozialhilfe-Beziehende
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	3 Familie und Kinderbetreuung
	Leitziel,Teilstrategien
	Einleitung, Strukturdaten
	Tagesbetreuung
	Kinder- und Jugendförderung
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	4 Alter
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definitionen, Strukturdaten
	Wohnen im Alter
	Ambulante Angebote im Alter
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	5 Schutz und Unterstützung
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definitionen
	Erwachsenen- und Kindesschutz
	Ambulante Kinder- und Jugendhilfe
	Stationäre Kinder- und Jugendhilfe
	Asylbereich
	Ambulante Sozialhilfe
	Beiträge zur Existenzsicherung und Heimfinanzierung für RentnerInnen
	Wohn- und Obdachlosenhilfe
	Pinto
	«Xenia» Beratungsstelle für Frauenaus dem Sexgewerbe
	Inkassodienst des Sozialamts
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	6 Integration und Partizipation
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definitionen
	Quartier und Wohnumfeld
	MigrantInnen-/AusländerInnen-Spezifisches
	Alter und Generationenübergreifendes
	Kinder- und Jugend-Spezifisches
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis

	7 Gesundheitsförderung und Sport
	Leitziel, Teilstrategien
	Einleitung, Definition
	Sport
	Gesundheit
	Sucht (Drogen)
	Schulzahnmedizinischer Dienst
	Fachfazit
	Literaturverzeichnis


	Schlussfazit
	Anhang
	I  Ergebnisse der Stadtteilkonferenzen
	Handlungsfeld 1
	Handlungsfeld 2
	Handlungsfeld 3
	Handlungsfeld 4
	Handlungsfeld 5
	Handlungsfeld 6
	Handlungsfeld 7

	II  Organigramm BSS
	III Soziale Einrichtungen
	Stadtteil II Länggasse-Felsenau
	Stadtteil III Mattenhof-Weissenbühl
	Stadtteil IV Kirchenfeld-Schosshalde
	Stadtteil V Lorraine-Breitenrain
	Stadtteil VI Bümpliz-Oberbottigen



	Schaltfläche1: 
	Ansicht: 
	abk: 


